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Einleitung

Die Auseinandersetzung rund um Kurt Waldheim markierte einen Wendepunkt 
in Österreich. Was vor über zwanzig Jahren das Land umtrieb, wirkt bis heute 
weiter. Über den damaligen Wahlkampf, über die antisemitischen Töne, über die 
verschiedenen Anschuldigungen, über den einstigen Bundespräsidenten mag im-
mer noch kein Konsens erzielt worden sein, aber unstrittig ist die Bedeutung je-
nes Jahres 1986 als Zäsur. Der Mythos, Österreich sei nichts als das erste Opfer 
Hitlers gewesen, wurde obsolet. Die österreichische Beteiligung am Nationalso-
zialismus und seinen Verbrechen wurde erörtert. Mit Jörg Haider trat ein neuer 
chauvinistischer Populismus zutage. Die entzweite Republik wurde zum Ur-
sprung zivilgesellschaftlicher Bewegung. Der Sammelband zeichnet jene Kämpfe 
nach, die immer noch nicht ausgefochten sind. Dabei kommen neue, teils unbe-
kannte Aspekte zum Vorschein. So beschreibt etwa der international renommierte 
Historiker Hagen Fleischer den politischen Druck, der auf die damalige, offizi-
ell eingesetzte »Waldheim - Historikerkommission«, der er selbst angehörte, aus-
geübt wurde. 

Die Historikerinnen Brigitte Bailer-Galanda, Heidemarie Uhl und Sophie Lillie 
thematisieren die Veränderungen in den zeitgeschichtlichen Debatten über Wider-
stand und Formen der Erinnerung, sowie über die nach wie vor bestehenden De-
fizite bei der Restitution. 

Robert Knight und Doron Rabinovici berichten als Historiker, die zu Zeitzeu-
gen und Akteuren wurden, über die abwehrenden Reaktionen der politischen und 
medialen Öffentlichkeit. Ins Zentrum des Blicks gerät hierbei der Republikanische 
Club – Neues Österreich, der damals entstanden ist und zu einem Fokus für neue 
zivilgesellschaftliche Bewegungen wurde. 

Die ersten Aktivitäten des Republikanischen Clubs – Neues Österreich wur-
den von einem hölzernen trojanischen Pferd, dessen Entwurf von Alfred Hrdlicka 
stammt, begleitet. Kuno Knöbl, der die Idee zum Waldheim-Holzpferd hatte, be-
schreibt in seinem Essay die Entstehungsgeschichte dieses sichtbaren Zeichens des 
Verdrängens und Vergessens.

Alexander Emanuely stellt die Namensgebung des Cafe-Restaurants »Heben-
streit«, das dem Republikanischen Club räumlich angeschlossen ist, in die Tradi-
tion der Anfänge der republikanischen Ideen im 18. Jahrhunderts, im Zuge der 
Aufklärung in Österreich.
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Wie Peter Kreiskys Beitrag kompakt darlegt, reicht das Spektrum des Engage-
ments und der in den Clubräumlichkeiten diskutierten Themen weit über die Be-
trachtung und Einschätzung der aktuellen zeithistorischen Geschehnisse hinaus. 

Udo Jesionek zeichnet die gesellschaftspolitischen Implikationen von Justizpoli-
tik in unterschiedlichen politischen Kontexten nach. Kurt Rothschilds Essay zeigt 
ökonomische Zusammenhänge auf, die wieder an Aktualität gewinnen. Heide 
Schmidt und Renata Schmidtkunz beschäftigen sich mit dem Spannungsfeld von 
Politik und Zivilgesellschaft. 

Isolde Charim beschreibt den Republikanischen Club als Ort, der in bestimm-
ten Momenten des zivilgesellschaftlichen Unbehagens zum Kristallisationspunkt 
von politischen Aktionen wird. Als konkretes Beispiel einer der Aktionen rund um 
die schwarz-blaue Regierungsbildung im Jahre 2000 beschreibt Eva Dité die Auf-
stellung der »Wächterin« vor dem Burgtheater. Elfriede Jelinek hielt bei dieser Ver-
anstaltung eine Rede, die hier erstmals veröffentlicht wird.

Andreas Wabl erinnert sich in einem persönlich gehaltenen Beitrag an eine po-
litische Aktion gegen das Vergessen im Parlament. 

Ferdinand Lacinas Laudatio anlässlich der ersten Verleihung des vom Republi-
kanischen Club gestifteten Rudolf Gelbard-Preises »für Aufklärung gegen Antise-
mitismus und Faschismus« im Juli 2008 ist ebenfalls im Buch enthalten. 

Martin Wassermair diskutiert neue Formen von Aktion und Widerstand durch 
das Medium Internet. 

So ist in diesem Buch aufgezeichnet, wie die Debatte rund um die nazistische 
Vergangenheit, wie rechtsextremer Populismus, Antisemitismus und Rassismus die 
Politik in Österreich bis heute prägt und wohl noch einige Zeit bestimmen wird. 
Hier wird aber ebenso geschildert, wie im Kampf gegen die Praxis des Totschwei-
gens, gegen das Leugnen geschichtlicher Verwicklungen und gegen den Fortbe-
stand des Unrechts neue Bewegungen entstanden sind. So ist der Band zu einem 
Logbuch zivilgesellschaftlicher Auseinandersetzung geworden. 

Das Vorhaben, ein Buch herauszubringen, entstand 2006, anlässlich des Fes-
tes zum 20- jährigen Bestehen des Republikanischen Clubs – Neues Österreich. 
Kuno Knöbl und Sibylle Summer trafen sich in Folge in diversen Wiener Cafe-
häusern mit AktivistInnen, FreundInnen und WegbegleiterInnen des Republikani-
schen Clubs (Jacqueline Csuss, Gerti Worel, Silvio Lehmann, Peter Kreisky, Alex-
ander Emanuely, Edith Saurer, Andrea Kuntzl), führten zahlreiche Gespräche (u.a. 
mit Barbara Prammer, Mary Steinhauser, Friedrun Huemer, Rudolf Scholten, Ge-
org Hoffmann-Ostenhof, Ruth Wodak, und Ruth Beckermann) und erstellten zu-
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nächst ein Konzept, das eine mehrbändige Enzyklopädie über das Zeitgeschehen 
Österreichs der letzten Jahrzehnte zur Folge gehabt hätte. In einem zweiten Anlauf 
reduzierte das Redaktionsteam das Konzept auf das Ausmaß eines Taschenbuches. 
Brigitte Lehmann und Sibylle Summer sammelten beharrlich die Beiträge, erwar-
tungsgemäß zog sich die Abgabe der Texte in die Länge.

Neben dem Dank an die Autorinnen und Autoren dieses Sammelbandes, gilt 
unser besonderer Dank auch Isabell Bickel, Jacqueline Csuss, Gerti Worel, Peter 
Bettelheim, Andrea Mautz, Michael Kollmer und Alexander Lellek, die durch ih-
ren Einsatz zum Entstehen dieses Buches beigetragen haben.

Das Redaktionsteam:

Brigitte Lehmann, Doron Rabinovici und Sibylle Summer



Aktion und Artikulation
Das Bestehen des Republikanischen Clubs
Doron Rabinovici

Unversehens war einer zum Symptom geworden. Plötzlich wurde der Kandidat 
zum Kainsmal eines Landes, das der Papst eben noch als Insel der Seligen be-
weihräuchert hatte, das aber nun zur Quarantänestation für grassierende Selbstver-
gessenheit und für epidemischen Gedächtnisschwund zu verkommen schien. An-
derswo hatten die Nachkommen im Jahr achtundsechzig den Eltern unangenehme 
Fragen gestellt, hatten wissen wollen, weshalb sie zu den Verbrechen geschwiegen 
und dem Regime nicht widerstanden hatten, doch hierzulande war jede Kritik der 
Jungen ungehört verhallt. Die Alten erklärten, sie hätten nichts getan, und wäh-
rend diese Aussage, nichts getan zu haben, andernorts bereits als Selbstbezichti-
gung verstanden worden wäre, als Bekenntnis eigener Unterlassungsschuld, als Ge-
ständnis, gegenüber den Morden untätig geblieben zu sein, ging sie hierzulande 
als Rechtfertigung und Freispruch durch, ja, als Beleg für die These, nichts gewe-
sen zu sein als das erste Opfer Hitlers. Jahrzehntelang hatten Ruhe und ein Kirch-
hofsfriede geherrscht, doch Mitte der Achtziger änderte sich dies. Es war nun, als 
wäre jeder Lüge ein unsichtbares Ablaufdatum eingezeichnet, und was vorgestern 
noch bekömmlich schien und bloß ein Problem von Gusto und Geschmack, wurde 
plötzlich ranzig und verdorben.

Nicht nur in Österreich, in der ganzen Welt war in Bewegung geraten, was 
bisher bleiern und ehern gewirkt hatte. Bereits Ende der Siebziger war von einer 
Krise des Stahls gesprochen worden. Die britischen Gewerkschaften verloren ihre 
Macht, nach der Niederlage im Bergarbeiterstreik. Während riesige Minen und 
Metallfabriken geschlossen wurden, erzielten winzige Mikrochips die kolossalsten 
Gewinne. Am 1. Jänner 1986 richteten der amerikanische Präsident Ronald Re-
agan und der sowjetische Parteichef Mikhail Gorbatschow ihre Neujahrsanspra-
chen an die Bevölkerung des jeweils anderen Staates, während in Deutschland das 
staatliche Fernsehen irrtümlich die Rede des Kanzlers aus dem Vorjahr ausstrahlte. 
Unumstößliche Dogmen waren austauschbar geworden. In Moskau fand am 25. 
Februar der 27. Parteitag der KPDSU statt und Gorbatschow sprach von Refor-
men, verwendete dabei ein russisches Wort, das in allen Ländern und Kontinen-
ten widerhallte: Glasnost. Es gehe, hieß es, um Transparenz, um Wahrheit und 
um Offenheit.
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In dieser Zeit geriet Kurt Waldheim zum Wahrzeichen der Lüge, die weit über 
die Grenzen des Landes hinaus als Lebenslüge Österreichs bezeichnet wurde; für 
die Opfer und für die Überlebenden war sie nichts als eine Mordslüge. Nicht so 
sehr Waldheims Vergangenheit stand zur Debatte, als sein Umgang damit. Seine 
Ausreden und Verfälschungen stellten das eigentliche Vergehen dar, denn mit ei-
nem Mal wurde klar, dass der Kandidat und ehemalige Generalsekretär der Ver-
einten Nationen bestenfalls ein Lebenslügner und ein Makler des Populismus war.

Waldheim war nicht das Problem. Im Jänner 1986 flog ich als einer von Hunder-
ten offiziellen Delegierten der Jüdischen Gemeinden aus der ganzen Welt – mit vier-
undzwanzig Jahren übrigens der jüngste unter ihnen – zum World Jewish Congress 
in Jerusalem. Den Namen Kurt Waldheim hörte ich in diesen Tagen nicht. Womög-
lich war in irgendwelchen Hinterzimmern über den ehemaligen Generalsekretär der 
Vereinten Nationen die Rede, aber im Plenum ging es um Frieden im Nahen Os-
ten, um einen Kompromiss mit den Palästinensern, um den Kampf gegen Antisemi-
tismus. Carl Sagan hielt einen Vortrag gegen die atomare Bedrohung. Einige Stun-
den vorher war die Challenger kurz nach dem Start vor aller Welt explodiert. Was 
sich in den Himmel erheben hätte sollen, war in die Luft gegangen. Der Astrophysi-
ker Sagan rief zur Trauerminute für die Besatzung auf. Er schwärmte von der friedli-
chen Nutzung der Raumfahrt. Er geißelte den nuklearen Overkill und das Wettrüs-
ten zwischen den einstigen Alliierten als Triumph Hitlers. Im Zentrum standen die 
Themen der frühen achtziger Jahre. Es herrschte die Logik des Kalten Krieges.

Auch in Österreich beschäftigte Kurt Waldheim damals nicht jene, die traditi-
onell gegen Vergangenheitsverleugnung und Geschichtsverklärung auftraten. Un-
terschriften wurden gegen die Präsidentschaftskandidatur des rechtsextremen Po-
litikers Otto Scrinzi gesammelt. »Ich war schon immer rechts, auch innerhalb der 
NSDAP«, hatte Scrinzi am 27. Juni 1980 den Salzburger Nachrichten offenbart. 
Er symbolisierte den Feind, der vom konventionellen Antifaschismus aufrecht und 
hilflos bekämpft wurde. Dieser Gegner strebte gar nicht an, ein »echter«, ein »an-
ständiger« Österreicher zu sein, denn er war ein Deutschnationaler.

Bei Scrinzi gab es keine Unklarheiten. Der Protest gegen seine Kandidatur rich-
tete sich nicht an seine potentiellen Wähler, sondern konfrontierte den österrei-
chischen Staat mit dem eigenen Gesetzestext und mit der offenkundigen Duldung 
nationalsozialistischer Wiederbetätigung. Die Initiative gegen Scrinzi mobilisierte 
allerdings nicht viele. Niemand befürchtete, dass er demnächst in die Hofburg ein-
ziehen würde, um Österreich zu repräsentieren. Seine Kandidatur wurde nicht ein-
mal von der Freiheitlichen Partei unter Norbert Steger unterstützt und von kaum 
jemandem bekämpft.
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Eine der vorherrschenden Thesen der Nachkriegszeit lautete, dass es besser wäre, 
nicht von den österreichischen Verstrickungen in die großdeutsche Vergangenheit 
zu reden, sondern die alten Zeiten ruhen zu lassen. Auf keinen Fall, wurde mir da-
mals von manchen Älteren bedeutet, dürfe behauptet werden, die Österreicher 
seien in nennenswerter Zahl antisemitisch, denn sonst würden sie noch bewei-
sen, wie sehr sie es seien. Die Doktrin, Österreich, ganz Österreich, sei nichts als 
das erste Opfer Hitlers gewesen, während des Zweiten Weltkrieges erdacht, erst als 
trotziges Bekenntnis zum Patriotismus gegen das so genannte Dritte Reich, dann 
genutzt, um vielen innerhalb der heimischen Bevölkerung die Abkehr vom Nazis-
mus zu erleichtern, wirkte im Laufe der Zeit als kollektive Unschuldsthese, die eine 
Auseinandersetzung mit der Vergangenheit zu vermeiden half.

Die Großparteien hatten sich seit dem Ende der vierziger Jahre um die Stim-
men der Hunderttausenden Parteigänger der NSDAP bemüht. Was vor der 
Zweiten Republik geschehen war, hatte ausgeblendet zu werden. Die nazistische 
Klientelgesellschaft war sozialpartnerschaftlich aufgeteilt worden. Von den ideolo-
gischen Kämpfen, ob von jenen zwischen Austrofaschisten und Sozialdemokraten 
oder ob von jenen gegen die heimischen Nationalsozialisten, sollte kaum mehr die 
Rede sein. Der antinazistische Widerstand wurde weithin mit österreichischem 
Patriotismus gleichgesetzt, ohne eingehend von den politischen Grundlagen zu 
reden, ohne etwa den kommunistischen oder den Kärntner slowenischen Wider-
stand zu ehren. 

Anders als in der Bundesrepublik Deutschland, die als Nachfolgestaat des Deut-
schen Reiches galt, hatten die Alliierten hierzulande keine Politik der »reeduca-
tion«, sondern bloß eine der »reorientation« betrieben. Die Entnazifizierung war 
spätestens nach 1948, nach dem Ausbruch des Kalten Krieges, nicht fortgesetzt 
worden. In der Konfrontation zwischen Ost und West war kaum mehr en vogue 
gewesen, nazistische Verbrecher aufzuspüren, sondern sie eher im Kampf gegen die 
neuen Feinde zu nutzen. In Österreich wurde die Koalition der Lagerstraße be-
schworen, aber die Stimmen des Widerstands gerieten bald in den Hintergrund. 
Die Opfer waren vertrieben und ermordet worden. Wer Wahlen gewinnen wollte, 
musste einen Konsens mit ehemaligen Mitläufern und Tätern anpeilen.

Im Schatten des Kalten Krieges war ein Gleichgewicht des Schweigens entstan-
den, in dem Sozialdemokratie und Volkspartei die Ehemaligen der jeweils ande-
ren Seite nicht antasteten. Auch der Bundeskanzler, Bruno Kreisky, überblendete 
viele Jahre die Widersprüchlichkeit des österreichischen Geschichtsbildes, denn 
wer hätte besser als er vermocht, vor aller Welt den Österreicher darzustellen, der 
das erste Opfer Hitlers gewesen war und gleichwohl keineswegs als Jude gelten 
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wollte. Manche, die ihn wählten, konnten auf diese Art ihre Schuldgefühle ge-
genüber den ermordeten Juden besänftigen, ohne sich mit der eigenen Schuld 
und mit den ureigensten Ressentiments auseinandersetzen zu müssen. Mehr noch: 
Wenn Kreisky etwa über Simon Wiesenthal herzog, befriedigte er und legitimierte 
er auf merkwürdige Weise die Ressentiments vieler seiner Landsleute, denn was er 
sagte, konnte quasi kraft der antisemitischen Nürnberger Rassegesetze nicht ju-
denfeindlich sein.

Sich mit der heimischen Verantwortung an der Vergangenheit auseinanderzuset-
zen, galt als politisch unklug. Die Großparteien hielten während der sozialistischen 
Alleinregierung daran fest, da damit keine Stimmen zu gewinnen waren. Vier ehe-
malige Nationalsozialisten saßen in Kreiskys erstem Regierungskabinett. Zu Be-
ginn der Siebziger stellte der damalige Justizminister Christian Broda die Straf-
verfolgung von nationalsozialistischen Verbrechen faktisch ein. Schließlich wurde 
1975 jene Abteilung des Innenministeriums, die für die Untersuchung von NS-
Verbrechen zuständig war, aufgelöst und der Staatspolizei zugeteilt.

Erst während der achtziger Jahre geriet das vielgepriesene System der Sozialpart-
nerschaft in Misskredit, es wurde als Windstille beklagt.1 Österreich erschien nun 
vielen als Skandalrepublik. Waldheim war nur ein Symptom unter anderen. Jahre-
lang wurden der Staat und seine Spitzen vom Schiffbruch der Lucona und den Ma-
chenschaften des Udo Proksch bewegt. 1985 entlarvte der Journalist Alfred Worm 
die Waffenschiebereien der Firma Noricum und des neutralen Österreich an den 
Irak. Zugleich wurde, als ein Winzer auffällig große Mengen von Frostschutzmittel 
steuerlich geltend machen wollte, ruchbar, dass nicht wenige der heimischen Bau-
ern ihrem Wein den Geschmacksverstärker Glykol beigemischt hatten. Das ganze 
Land wirkte mit einem Mal, als wären alle Parteien, die Institutionen und Behör-
den mit diesem Süßungsmittel durchsetzt und verseucht.

Ich erinnere mich, dass 1986 im anglo-sächsischen Raum schlechtere und bes-
sere Witze über Waldheim gemacht wurden. Kolumnisten schrieben und Kabaret-
tisten sprachen von der »Waldheimer’s disease«, in diesen Jahren rückten allgemein 
Leiden der Erinnerung und die Krankheit Alzheimer ins öffentliche Bewusstsein. 
Aber Waldheim litt eben nicht an einer pathologischen Deformierung; er war auch 
nicht das politische Syndrom, das in den nächsten Jahren ausführlich behandelt 
werden sollte, er war nur ein Symptom dessen. Die Aufregung um seinen Fall wäre 
nicht zu verstehen, ohne den Empfang des Kriegsverbrechers Walter Reder durch 
den Verteidigungsminister Friedhelm Frischenschlager mitzudenken. Bereits 1985 
war der World Jewish Congress in eine österreichische Affäre involviert gewesen, 
da der Kongress in eben diesen Wochen in Wien getagt hatte. Frischenschlager, der 



16 Doron Rabinovici

Reder am Flugfeld begrüßt hatte, verstand die Empörung überhaupt nicht. Hatten 
sich nicht der Papst, der ehemalige Bundeskanzler Kreisky und alle Parteien um die 
Rückkehr des alten Wehrmachtssoldaten bemüht?

Der Zorn über den Handschlag zwischen dem Verteidigungsminister der Zwei-
ten Republik und dem österreichischen Massenmörder aus dem Deutschen Reich 
stürzte die kleine Koalition zwischen Sozialdemokratie und Freiheitlichen in eine 
schwere Krise und einte gleichzeitig Gruppen, die in früheren Zeiten kaum mitein-
ander in Berührung gekommen wären. Diese Allianzen quer zum österreichischen 
Parteiendenken zogen sich von den Politikern der Volkspartei über die jüdischen 
Funktionäre bis hin zu den pubertären Aktivisten der Sozialistischen Jugend.

Diese neue Form von zivilgesellschaftlicher Aktion jenseits fraktioneller Be-
schränktheit wurde ein Jahr später zum Nukleus einer neuen Bewegung gegen die 
Wahlkampagne von Kurt Waldheim. Konservative Bürgerliche, die sich von den si-
gnalgelben Plakaten der Volkspartei abgestoßen fühlten, trafen sich in ihrem Zorn 
mit kritischen Wählern der Sozialdemokratie, die es anwiderte, wenn die SPÖ öf-
fentlich so tat, als ginge sie die Diskussion um die nazistische Geschichte gar nichts 
an. Manche radikalen Linken beteiligten sich an dem Protest. Mit einem Mal strit-
ten diese revolutionären Gruppen weniger um den einzig richtigen Weg in die Uto-
pie, und mehr gegen die Leugnung von Vergangenheit, die noch sehr gegenwärtig 
und keineswegs überwunden schien.

Es ging allen, ob Gerhard Bronner oder Gustav Glaser, Karl Schwarzenberg 
oder Peter Kreisky, Georg Hoffmann-Ostenhof oder Ruth Beckermann, Charlotte 
Teuber oder Johanna Nittenberg, John Bunzl oder Karl Pfeifer, Gerhard Roth, El-
friede Jelinek oder Robert Menasse, Robert Jungk, Peter Turrini, André Heller, Al-
fred Hrdlicka, Oswald Oberhuber, Adolf Frohner oder Georg Chaimowicz – um 
bloß einige Einzelne zu nennen – in dieser Auseinandersetzung um nicht weniger 
als die Zukunft. 

Was damals in Österreich geschah, war das Aufbrechen einer neuen Geschichts-
auseinandersetzung, die bald auf dem ganzen Kontinent und auch in den USA to-
ben sollte. Dabei interessierten nicht mehr die offenkundigen Täter allein, die nati-
onalsozialistischen Spitzen, die Ideologen und Henker des Massenmordes, sondern 
eher die stillen Teilhaber und Nutznießer des Verbrechens. Jene, die im Kalten 
Krieg vor unangenehmen Fragen verschont worden waren, sollten nun Rede und 
Antwort stehen. Die Causa Waldheim war das erste Anzeichen für die Globalisie-
rung der Erinnerung.2 Wenige Jahre später würde die Kollaboration mit den nazis-
tischen Besatzern innerhalb der niederländischen, der dänischen oder der französi-
schen Gesellschaft, würde der Umgang der Resistance mit jüdischen Mitstreitern, 
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würde die Politik gegenüber Juden innerhalb verschiedener Fraktionen des deut-
schen Widerstandes, würde auch die Flüchtlingspolitik der Schweiz neu disku-
tiert werden. Im Laufe der nächsten zehn Jahre sollte gegen Banken der Eidgenos-
senschaft, gegen deutsche und österreichische Unternehmen Forderungen erhoben 
werden, die kurz vorher noch gegen solche Ansprüche immun gewesen waren. 
In den Neunzigern vertiefte die elektronische Revolution mit Internet, Satelliten-
fernsehen und Mobiltelefonen die internationalen Verquickungen der Finanzwelt 
und knüpfte ein erdumspannendes Netz öffentlichen Bewusstseins. Amerikanische 
Sammelklagen richteten sich gegen europäische Firmen, die gemeinsam mit der SS 
von Zwangsarbeit profitiert hatten. Auch die Beteiligung an nazistischen Verbre-
chen in den ehemals kommunistischen Staaten konnte nun beleuchtet werden. Zu-
gleich wurde endlich offen über die stalinistischen Verbrechen geredet.

In dieser Situation taten sich Abgründe auf, die längst als überwunden gegolten 
hatten. Wer hätte noch wenige Jahre zuvor gedacht, die konservativen Christlich-
Sozialen, die eben noch treuesten Freunde Washingtons, könnten im Zuge eines 
Wahlkampfes an antiamerikanische Ressentiments appellieren, könnten offen ge-
gen die sogenannte Ostküste hetzen? Zwar war mit dem Begriff Ostküste das jüdi-
sche, um nicht zu sagen, das in der antisemitischen Vorstellung verjudete Amerika 
gemeint, aber immerhin hielt die Volkspartei an einem Präsidentschaftskandidaten 
fest, der in den USA in Misskredit geraten war. Jene, die vor kurzem noch in ihrer 
Antipathie gegen den Osten geeint gewesen waren, wehrten nun ein Geschichtsbe-
wusstsein ab, das sich in westlich demokratischen Staaten, vor allem in den Verei-
nigten Staaten, längst durchgesetzt hatte.

Nun entstand ein Nukleus intellektueller Auseinandersetzung, der für Öster-
reich ein antinazistisches Denken einmahnte, das sich in London, Paris oder New 
York längst durchgesetzt hatte. Diese neue Gruppe passte nicht in die heimische 
Parteienlandschaft. Die Sozialdemokratie beteuerte, an der Biographie des Ge-
genkandidaten gar nicht interessiert zu sein. Sie bestritt gar, an seiner Biographie 
je interessiert gewesen zu sein. Sie hätte, so wollte sie glauben machen, von den 
Dokumenten über seine Kriegszeit keine Ahnung gehabt. Die Grünen mit ihrer 
Kandidatin Freda Meissner-Blau dachten nicht daran, bei der Stichwahl eine Emp-
fehlung gegen Waldheim abzugeben. Noch waren einige Klärungen innerhalb der 
ökologischen Fraktion nicht vollzogen. Manch rechter Naturbewahrer hätte durch 
eine klare Sicht auf den Nazismus verprellt werden können. Zudem waren seit dem 
Kampf gegen das Kraftwerk Hainburg zarte Bande zur Krone geknüpft worden, 
auf die Rücksicht genommen werden musste. Es sollte einige Monate dauern, bis 
die Grünen zu einer entschlossenen Linie gegenüber Waldheim fanden. Auch die 
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so genannte marxistische Linke hatte noch zu keinem eindeutigen Standpunkt ge-
funden. Bei den Kommunisten war im Frühjahr 1986 noch zu hören und zu lesen, 
dass hinter der Kritik an Waldheim zionistische Interessen steckten.

Ich erinnere mich. Jahrelang war ich als jüdischer Paranoiker abgetan worden, 
wenn ich unter linken nichtjüdischen Freunden von der Kontinuität des Antisemi-
tismus gesprochen hatte. Es gäbe dafür doch gar keine ökonomischen und sozialen 
Gründe mehr, wurde mir entgegengehalten. Von einem linken Judenhass gar, von 
manchen Motiven der Kritik gegen Israel zu reden, galt unter meinen fortschrittli-
chen österreichischen Altersgenossen als obszön. Das existiere gar nicht und sei im 
Übrigen nur »ein jüdischer Dreh«, beschied mir einer.

Nun konnte das Fortwirken der heimischen Ressentiments nicht mehr geleug-
net werden. Im Gegenteil; es wurde der Antisemitismus ohne Juden als neues Phä-
nomen besprochen, ein Antisemitismus, der gar nicht die realen Objekte seines 
Hasses brauchte, ein Antisemitismus, der kein geschlossenes Weltbild mehr abgab, 
ein Antisemitismus ohne Antisemiten gleichsam. Im Zuge der Kampagne rund um 
Waldheim wurde klar, dass es antijüdische Ressentiments nicht trotz, sondern we-
gen Auschwitz gab.

Vor jenem Jahr 1986 engagierte ich mich vor allem für die Friedensbewegung 
in Israel. Erst durch den Präsidentschaftswahlkampf, jene österreichische Causa 
Prima, verstrickte ich mich in die heimischen Diskussionen. So lässt sich sagen, 
Kurt Waldheim hat mich zum Österreicher gemacht.

Eines der ersten Treffen fand in einem Hinterzimmer des Café Landtmann statt. 
Hierher hatten die Proponenten des Neuen Österreich geladen. Ich stieß auf Intel-
lektuelle, Dichter und Künstler, die ich, ein junger Student, aus Funk und Fernse-
hen kannte. War es Mary Steinhauser gewesen, die Organisatorin der Aktion kriti-
scher Wähler, die mich als Erste verständigt hatte? 

Bald danach die Nachmittage im Grünen Anker. Die Sitzungen waren überlau-
fen. Hier wurden Neuigkeiten referiert und diskutiert. Das Neue Österreich war 
ein Kristallisationspunkt der Auseinandersetzung, ein Forum der Aktion und Ar-
tikulation. Für mich bedeuteten diese Gespräche eine Initiation. Mit einem Mal 
galt es nicht mehr als Hypersensibilität oder Paranoia, wenn von den Gespenstern 
der Vergangenheit, von der Persistenz der Ressentiments, von den autoritären Ten-
denzen im Lande die Rede war. Hier wurde Disput und Auseinandersetzung nicht 
mehr als geistige Selbstbefriedigung abgetan, sondern gemeinsam eine Kultur des 
Streites und der Widerrede gepflegt.

Hinzu kam, dass eine kleine Gruppe, durch kreative Interventionen, die De-
batte im ganzen Land beeinflussen konnte. Nicht nur das. Die internationalen Me-
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dien, die großen Zeitungen aus New York, Paris, London, Frankfurt und Madrid; 
sie schrieben über die geistreichen Einfälle dieser Guerilla der Aufklärung. Es ge-
nügte, mit einigen Transparenten eine Veranstaltung des ehemaligen Generalsekre-
tärs zu besuchen. Seine leidenschaftlichen Anhänger, diese Kurtisanen von Wald-
heim, suchten sogleich den Körperkontakt, wurden handgreiflich, schlugen mit 
Stöcken gar auf uns ein. Als wir bei einer Versammlung des Kandidaten Waldheim 
ein paar Flugblätter verteilen wollten, wurde einer unserer Mitstreiterinnen das 
Schlüsselbein gebrochen. Immerhin blieb das nicht unbemerkt. Ausländische Kor-
respondenten berichteten von den Übergriffen. 

Ich erinnere mich an eine Pressekonferenz vor den internationalen Medien. Um 
seine Unschuld zu verbürgen, waren Kriegskameraden des Soldaten Waldheim ge-
laden. Ruth Beckermann und andere traten mit einem Transparent hinter das Po-
dium. Auf dem entrollten Banner war zu lesen: »Holt Hitler als Zeitzeugen«. Der 
Effekt war groß.

Unsere Anstrengungen wurden mannigfach belohnt und weltweit dokumen-
tiert. Dieser Erfolg gründete nicht allein auf dem Interesse der globalen Öffentlich-
keit, sondern resultierte aus der vollkommen überzogenen und verklemmten Reak-
tion unserer Gegner, die nicht bereit waren, kritische Fragen ernst zu nehmen und 
Argumente zu diskutieren. Stattdessen wurden wir als sogenannte Nestbeschmut-
zer diffamiert. Kaum zogen wir mit dem Holzpferd ein, trieben wir Kurt Wald-
heim in die Flucht. Keiner der konservativen Politiker ging auf uns zu, diskutierte 
über unsere Sprüche oder schmunzelte über das Ross mit der SA-Kappe. Sie rann-
ten vor uns davon.

Heute ist kaum mehr vorstellbar, mit welchen Verdrehungen und Flunkereien 
unserem Protest bei Demonstrationen, Präsentationen oder der Mahnwache für 
den Widerstand geantwortet wurde. Wir erzählten einander, welche verrückten 
Äußerungen wir in den Debatten zu hören bekommen hätten. Ich erinnere mich, 
wie mir eine Dame mit Spitzenhandschuhen sagte: »Wieso nennen Sie mich antise-
mitisch. Ich bin doch keine Antisemitin. Antisemiten stinken, die kann man doch 
riechen«. – Daraufhin ich: »Juden wohl auch«. – »Ja«, gab sie ungerührt von sich: 
»Juden auch«. Und als diese ihre Worte im allgemeinen Gelächter untergingen, ver-
suchte einer ihrer Mitstreiter die Situation zu retten, indem er vermeintlich begüti-
gend hinzufügte: »Nein, Juden stinken nicht. Nur die polnischen«. – Da versetzte 
ich: »Ach, ja? Meine Mutter ist eine polnische Jüdin«. Er griff sich meine Hand und 
beteuerte mir: »Das tut mir aber leid«, und es wurde dabei nicht ganz klar, was ihm 
mehr leid tat, mich beleidigt zu haben oder zu hören, dass ich der Sohn einer pol-
nischen Jüdin war.
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Das Neue Österreich entwickelte in all diesen Zeiten eine eigene Dynamik. Wir 
kamen nun im Amerlingbeisl zusammen, schalteten Inserate im profil und im Fal-
ter. Rubina Möhring und Walter Manoschek veröffentlichten die Broschüre »Die 
Pflichterfüllung« mit einem Text von Peter Handke, Aufsätzen von Anton Pelinka 
und einem dokumentarischen Fragment von Jean Amèry. Pressekonferenzen wur-
den veranstaltet, Plakate entworfen. Kuno Knöbl brachte das Stück »Der Herr Dr. 
Kurt« zur Aufführung. Toni Spira inszenierte »Der große und der kleine Horri-
zont«. Im Volkstheater fand eine Matinee statt. Tausende demonstrierten vor der 
ÖVP-Zentrale. Die Kundgebung an einem Nachmittag im Frühling des Jahres 
1986 sollte zum Auftakt einer neuen Bewegung gegen Vergangenheitsverleugnung, 
Antisemitismus und Rassismus werden. Silvio Lehmann moderierte die Kundge-
bung. Damals wurde ich Zeuge jener Metamorphose, die ich noch öfter erleben 
sollte, wenn eine Rede von Elfriede Jelinek erklang. Sie war da, doch Elfriede Jeli-
nek trat nicht auf, hielt sich im Hintergrund und wollte den Text nicht selbst vor-
tragen. Allein ihre Worte und Sätze genügten allerdings, um den ganzen Platz zu 
verzaubern.

Im Herbst hielten wir ein Selbsterfahrungsseminar über Antisemitismus ab, in 
dem auch linke Ressentiments debattiert wurden. Im November dann das erste 
Symposium zum »Zustand Österreichs. Fragen zur Identität«. Zum Jahrestag des 
Novemberpogroms eine multimediale Dokumentation vor der Oper.

Alle, die geglaubt hatten, die Affäre wäre mit dem Wahlsieg Waldheims abge-
hakt, hatten sich gründlich verrechnet. Eines unserer ersten Flugblätter schockierte 
die Anhänger Waldheims, da sie nicht begreifen konnten, dass wir nach der Nie-
derlage nicht sogleich geistig kapitulieren wollten. Der Titel lautete: »Waldheim 
ist nicht unser Bundespräsident.« Wir waren bereit, sein Amt anzuerkennen, aber 
nicht seine Autorität. Er mochte staatsrechtlich der Bundespräsident sein, aber uns 
und unser Verständnis von Geschichte und Gesellschaft würde er nicht repräsen-
tieren. Diese radikaldemokratische Unterscheidung wurde als Skandal empfunden, 
weil hier offenkundig gegen den Geist des Untertanen rebelliert wurde.

Zudem zeigte sich, dass die Fragen, die wir aufgeworfen hatten, keineswegs nur 
an den Lebensläufer Waldheim gebunden waren. Im Herbst wurde Norbert Steger 
als Obmann der Freiheitlichen gestürzt. »Wer Waldheim sät, wird Haider ernten«, 
war eine unserer Parolen. Bald hatten wir erkannt, dass Waldheim das Auslaufmo-
dell war, aber Haider der Prototyp eines rassistischen Populismus, der in mehre-
ren Staaten der Europäischen Union Furore machen sollte. Haider profitierte von 
dem chauvinistischen Trotz, mit dem im Präsidentschaftswahlkampf das Ansehen 
der Wehrmachtsgeneration verteidigt worden war, aber paradoxerweise nutzte ihm 
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ebenso die kritische Demontage des offiziösen Opfermythos. Die Freiheitlichen 
hatten nie um Österreich als erstes Opfer Hitlers getrauert. Für sie schien nun be-
stätigt, dass die österreichische Nation schlechthin nichts als eine Lüge war. Bald 
würden sie den neuen Chauvinismus für sich zu nutzen wissen und im Zuge ihrer 
rassistischen Hetze »Österreich zuerst« rufen.

Die Entwicklung der Debatte gab uns Recht. Es ging nicht nur um Waldheim. 
Wir hatten auf das richtige Holzpferd gesetzt. Was aber war es, das uns an Wald-
heim so empörte? War er, wie manche heute noch meinen, die falsche Person für 
unsere Aufregung? Keineswegs. Er war der Richtige, und zwar nicht deshalb, weil 
Waldheim unter General Loehr, einem Kriegsverbrecher eingesetzt war, eingeglie-
dert in eine Heeresgruppe, die für schwere Menschrechtsverletzungen verantwort-
lich war, die etwa verstrickt waren in die Deportationen von Juden aus Saloniki 
und hier mit der SS eng zusammenarbeitete. Auch nicht, weil Waldheim als nied-
riger Informationsoffizier auch im Bereich der so genannten Partisanenbekämp-
fung mitarbeitete, worunter letztlich kriminelle Vergeltungsaktionen und massen-
mörderische Kollektivstrafen fielen. Nein, eine persönliche juristische Schuld traf 
Waldheim nicht. Er war kein Eichmann, kein Mengele, auch nicht ein Friedrich 
Peter und sogar kein Otto Scrinzi. Aber eben deshalb konnte er mit jenen Fragen 
konfrontiert werden, um die es damals ging. Dass er Stipendiat und Absolvent der 
Konsularakademie gewesen war, die Diplomaten für das so genannte Dritte Reich 
ausgebildet hatte, dass er Mitglied der SA-Reiterstandarte 5/90 und des NS-Stu-
dentenbundes gewesen war, und was er im Balkan getan hatte, hätte ihn für eine 
politische Karriere nicht von vorneherein disqualifiziert. Erbärmlich und unan-
nehmbar war hingegen, wie er jetzt, seit 1945, mit dieser Vergangenheit umging. 
Er verkörperte, wogegen wir antraten. Waldheims Lügen interessierten uns nicht 
als persönliches Charakterproblem, sondern weil dahinter eine politische Strate-
gie erkennbar wurde. Wir kannten unsere Waldheimer. Sie spekulierten mit dem 
Antisemitismus. In der Stadt lohten feuergelb Plakate, auf denen mit brandroter 
Handschrift gedruckt war: »Wir Österreicher wählen wen wir wollen!« Der Slo-
gan zielte gegen Juden, obgleich nicht nur jüdische Funktionäre sich wunderten, 
dass Kurt Waldheim behauptete, als Informationsoffizier der Wehrmacht in Salo-
niki keine Deportationen bemerkt zu haben. 1986 wurden die jüdischen Funktio-
näre des World Jewish Congress von Michael Graff, Alois Mock, Marga Hubinek, 
Walter Schwimmer und Franz Sauerzopf, als »ehrlose Gesellen«, »unseriös, uneh-
renhaft und haßerfüllt«, als »Mafia der Verleumder«, der Generalsekretär des World 
Jewish Congress als »gewohnheitsmäßiger Lügner« bezeichnet. In einer Parteisen-
dung stellte Graff fest, dass »das von Haß und Geltungsbedürfnis motivierte Ge-
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schrei der Handlanger des jüdischen Weltkongresses« für die Österreicher nicht 
maßgebend sei. Zugehörigkeit zum Judentum, fühlte er sich bemüßigt, festzustel-
len, wäre »kein Freibrief für Lüge, Täuschung, Wortbruch, Unbildung und undif-
ferenzierten und unbegründeten Haß«. Waldheim selbst antwortete auf die Frage, 
wie er sich erkläre, dass die internationale Presse gegen ihn schreiben würde: »Die 
ist doch vom Jüdischen Weltkongreß dominiert. Das ist wohlbekannt«.

Übrigens genoss der World Jewish Congress bei uns heimischen Kritikern Wald-
heims kein viel höheres Ansehen als in der Volkspartei. Wer sich hierzulande gegen 
Waldheim aussprach, vergaß zumeist nicht, einige distanzierende Äußerungen in 
Richtung des jüdischen Kongresses abzusondern. Solche Erklärungen sollten der 
argumentativen Frontbegradigung dienen, sollten sowohl Rückzugsbereitschaft aus 
unhaltbaren Positionen als auch Objektivität signalisieren.

Gewisse Themen blieben ausgespart: Die innerösterreichischen Kritiker an 
Waldheim blendeten aus taktischen Gründen jegliche Auseinandersetzung mit dem 
World Jewish Congress aus. Anhänger und Gegner von Waldheim nahmen und 
nehmen bis heute weitgehend nicht zur Kenntnis, dass der World Jewish Congress 
zwar outriert agierte, unsensibel vorging und Vorwürfe erhob, die sich im Nachhi-
nein als übertrieben erwiesen, aber im Frühjahr 1986 noch nicht dezidiert und ex-
plizit behauptet hatte, Waldheim sei ein Kriegsverbrecher. Zwar wurde Waldheim 
als Nazi bezeichnet, was sich allenfalls auf seine Mitgliedschaften in nationalsozia-
listischen Organisationen und nicht auf seine etwaigen ideologischen Präferenzen 
bezogen haben kann, gewiss wurde ihm von den Funktionären des WJC vorgewor-
fen, im Umfeld von Kriegsverbrechen eingesetzt gewesen zu sein, ja, der World Je-
wish Congress sprach, nachdem er Waldheims Namen auf einer UN-Liste gesuch-
ter Kriegsverbrecher gefunden hatte, sogar von Waldheim als accused war criminal, 
drückte damit aber nur die reine Tatsache aus, dass er des Kriegsverbrechens be-
schuldigt worden war, hütete sich jedoch im Frühjahr 1986 ausdrücklich davor, ihn 
selbst als Kriegsverbrecher zu bezeichnen.3 Im Gegenteil: In einem profil-Interview 
am 25. März 1986, viele Wochen vor dem ersten Wahlgang, stellte Elan Steinberg 
fest, dass Waldheim ihres Wissens nach kein Kriegsverbrecher gewesen war. Israel 
Singer sekundierte, Waldheim wäre vielleicht bloß eine harmlose Figur gewesen. 
Am 1. April wiederholte Singer in der ZIB 2, es ginge um keinen Kriegsverbrecher-
prozess, sondern um das Verhalten des Politikers. Die österreichische Öffentlichkeit 
schien diese Aussagen gar nicht wahrzunehmen. Es wurde ohne Beweis behauptet, 
dass der World Jewish Congress Waldheim mit Massenmörder gleichgesetzt hatte.

Der Republikanische Club vertrat eine Position unter anderen im österreichi-
schen Diskurs. Mit unseren kritischen Fragen kämpften wir zwar gegen die Enge 



23Aktion und Artikulation

der Diskussion an, aber wir waren allenfalls Grenzgänger, die dennoch auf den 
Konsens eingehen mussten, um irgendeinen Erfolg zu haben. Der Name selbst, 
das Neue Österreich, verweist auf unsere Reverenz an den Patriotismus. Nur mit 
dieser Anrufung eines Neuen Österreich war es möglich, die Republik mit ihrem 
eigenen antinazistischen Selbstverständnis zu konfrontieren. Anderes, etwa die in-
ternationale Kritik an Waldheim, wurde auf diese Weise ausgeblendet. Eine ähnli-
che Taktik sollte in den neunziger Jahren, als wir uns gegen den Rassismus ausspra-
chen, dazu führen, dass wir lange dem inländischen Sprechen über die Migranten 
verhaftet blieben. Wir waren Fürsprecher, die statt jener redeten, für die wir das 
Wort ergriffen, anstatt mit ihnen eine die Stimme zu erheben. Es dauerte, bis wir 
unseren Fehler begriffen.

Natürlich nutzte es wenig, dass wir uns dem Diskurs und seinen Regeln fügten. 
In der Wahrnehmung der Anhänger Waldheims blieben wir die Nestbeschmutzer, 
die sich mit ihrem Holzpferd vergaloppiert hatten, die zu Unrecht den Präsident-
schaftskandidaten angeschwärzt hätten. Die wirklichen Vorwürfe gegen den Spit-
zenpolitiker Waldheim wurden überhaupt nicht zur Kenntnis genommen. Statt-
dessen wurde er, der immerhin die Wahl gewonnen hatte, zum Opfer stilisiert.

Waldheims Lügen wären kaum relevant gewesen, wenn er nicht als Generalse-
kretär der Vereinten Nationen und Präsident der Republik gewirkt hätte. Es war 
uns nie darum gegangen, ob er vor Gericht müsste, sondern ob er in die Hofburg 
einziehen sollte. Wir waren kaum an kriminalistischen Fragen, sondern an poli-
tischen interessiert. Er hatte nicht trotz, vielmehr aufgrund seines Sagers von der 
Pflichterfüllung die Wahlen gewonnen. Der Satz war nicht nebenher gefallen, son-
dern wurde zur Wahlparole. Immer wieder sprach er von der Pflichterfüllung in der 
Wehrmacht, sprach er davon, nichts anderes als Hunderttausende andere Österrei-
cher getan zu haben, die doch, auch diese Wendung wurde zum Slogan, anständig 
geblieben waren. Waldheims Haltung war die Verweigerung jeglicher Selbstkritik, 
die Leugnung von Geschichtsverantwortung, und mit dieser trotzigen Unverdros-
senheit fand er Anklang. Antisemitismus hatte sich ausgezahlt. Die Relativierung 
der Vergangenheit wurde belohnt. Dieses Vorgehen veränderte das Klima im Land 
und wirkte bis zur Koalition zwischen Volkspartei und Freiheitlichen im Jahr 2000 
durch. Hier – im schwarzblauen Bündnis – fanden sich jene, die sich, wenn auch 
auf unterschiedliche Weise, der kritischen Auseinandersetzung mit der nationalso-
zialistischen Geschichte des Landes verweigerten.

Wer heute auf den Republikanischen Club – Neues Österreich seit 1986 zu-
rückblickt, kann verschiedene Phasen unterscheiden. Zunächst ist da jene Zeit zu 
erkennen, in der die Auseinandersetzung mit Waldheim im Vordergrund stand. Es 
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ging damals um den Bruch mit dem Opfermythos und den Verrenkungen einer 
Historiographie, die der Paradoxie anhing, Vergangenheit ausblenden, aber Ge-
schichte zelebrieren zu wollen. Diese verlogene Strategie konnte leicht verhöhnt 
werden, weil sie offenkundig über die eigenen Widersprüche stolperte. Den Unge-
heuerlichkeiten der Gegenseite mit Witz zu antworten, war neu. Diesem Vorgehen 
blieben wir treu, lange nachdem das Holzpferd schon zu unserem Maskottchen ge-
worden war. Als etwa Waldheim auf die Watchlist gesetzt wurde, machten wir uns 
darüber lustig, wie konsterniert das ganze Land reagierte, indem wir die amerikani-
sche Entscheidung freudig begrüßten. In einem Falterinserat schrieben wir: »Herr 
Bundespräsident Dr. Kurt Waldheim! Wir wollen uns nicht weiter über bekannte Tatsa-
chen auslassen: Ihre Vergeßlichkeit, Ihr sogenanntes Pflichtgefühl und die antisemitische 
Kampagne, die zu Ihrer Wahl geführt hat. Wir waren gegen Ihre Kandidatur. Jetzt hat 
Sie das amerikanische Justizministerium auf die Watchlist gesetzt. Heute geht es nicht 
mehr darum, wo Sie wann gewesen sind. Jetzt geht es darum, wo Sie nicht mehr sein 
können. In der Hofburg. Wir fordern Sie auf, abzutreten. Herr Präsident, erfüllen Sie 
Ihre Pflicht. Treten Sie zurück.« 

Als Salman Rushdie der Mord angedroht wurde, veranstaltete der Republikani-
sche Club die erste öffentliche Lesung der »satanischen Verse« in Österreich. Als 
Zita Bourbon-Parma, die letzte Kaiserin von Österreich-Ungarn 1989 starb und 
ihr im Jubiläumsjahr der Französischen Revolution in Österreich ein offiziöses Be-
gräbnis bereitet wurde, lud der Club zum republikanischen Leichenschmaus. Ser-
viert wurden Parmaschinken und Kaiserschmarrn, dazu wurde Bourbon kredenzt.

Nach der Veröffentlichung des Historikerberichts fand am 12. März 1988 eine 
Großkundgebung statt. Damals wurde der Republikanische Club zum Symbol für 
ein sogenanntes anderes Österreich. Im Gedenkjahr 1988 wurden die Fragen, die 
wir zunächst in kleinem Rahmen diskutiert hatten, öffentlich debattiert. Gleich-
zeitig wurde klar, dass der historischen Geschehen gedacht werden sollte, ohne an 
ihr Weiterwirken in der Gegenwart zu erinnern. Dem galt es entgegenzuwirken, 
indem das Trennende, wie Silvio Lehmann meinte, über das Gemeinsame gestellt 
werden sollte. Im Gegensatz zu allen Veranstaltungen für Toleranz plädierten wir 
für Unduldsamkeit gegenüber Antisemitismus.

Noch hielt das offizielle Österreich an dem Opfermythos fest, aber dennoch wa-
ren jene, die ein Jahr vorher noch Nestbeschmutzer gewesen waren, nun zu Stich-
wortgeber der öffentlichen Veranstaltungen geworden.4 Sogar der Vizekanzler und 
Außenminister Alois Mock erklärte am 28. Februar 1988: »Dieser ›Neue‹ Republi-
kanische Club ist noch nicht ganz Österreich«, womit er indirekt zugab, wie groß 
der Einfluss des Clubs geworden war. 1989 eröffneten wir ein Vereinslokal und 
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das Restaurant Hebenstreit. Der Club wurde zur Institution. Anfang der Neunzi-
ger war es nicht so sehr Waldheim als vielmehr Jörg Haider, mit dem wir uns zu 
beschäftigen hatten. Die Auseinandersetzung wurde härter. Mit Humor, der die 
frühen Aktionen geprägt hatte, konnte gegen den rassistischen Populismus nicht 
angekämpft werden. In der Rockhgasse wurden Sitzungen für das Lichtermeer ab-
gehalten, das gegen das Volksbegehren der Freiheitlichen Hunderttausende mobi-
lisierte, aber ebenso zu einem großkoalitionären Spektakel geriet. Im Zuge dieser 
Auseinandersetzung entstand jedoch auch SOS-Mitmensch. Der Club wurde zu 
einem Nukleus neuer Gruppen und Bewegungen.

1992 sprach Franz Vranitzky endlich von der Mitverantwortung Österreichs an 
der nationalsozialistischen Vergangenheit. Zudem lehnte der Kanzler jede Koalition 
mit den Freiheitlichen ab. Allerdings fügte sich das Kabinett in der Zuwanderungs-
politik und im Asylrecht den Forderungen des Populismus und des Boulevards. Die 
Sozialdemokratie hetzte mit den Hunden und rannte mit den Hasen. Der Repub-
likanische Club forderte den Rücktritt der Innenminister Franz Löschnak und Karl 
Schlögl. Proponenten eines multikulturellen Österreichs wurden von Briefbomben 
heimgesucht. Mit kleinen spaßigen Aktionen konnte darauf nicht mehr reagiert 
werden, wenn etwa vier Roma in Oberwart ermordet worden waren – und die Po-
lizei zuallererst die Verwandten verdächtigte. In den neunziger Jahren wurden des-
halb Trauerkundgebungen zu einer eigenen Form des Protests. Etwa nachdem der 
Schubhäftling Marcus Omofuma erstickt worden war und der Innenminister Karl 
Schlögl jede politische Verantwortung für das Vorgehen seiner Beamten abwies.

Mit der Wende im Jahr 2000 begann eine neue Periode im Republikanischen 
Club. Der zivilgesellschaftliche Protest gegen das schwarzblaue Regierungsbündnis 
ist nicht ohne die Bewegung von 1986 denkbar. Es ist kein Zufall, wenn die De-
mokratische Offensive, jene Gruppe, die zur Massendemonstration vom 19. Feb-
ruar 2000 aufrief, im Republikanischen Club gegründet wurde. Hier fanden die 
Sitzungen statt, die zur Kundgebung der 300.000 auf dem Heldenplatz führten.

Es war just die Regierung unter Schüssel, die mit den jüdischen Organisationen 
eine Einigung erzielten, wie zumindest die materiellen Schäden restituiert werden 
könnten. Waldheim ist gestorben. Haider ist tot. Manche meinen, die Auseinan-
dersetzung um die Geschichtspolitik sei abgeschlossen. Letztlich spielten die alten 
Fragen keine Rolle mehr, denn auch mit antifaschistischen Lippenbekenntnissen 
ließen sich mittlerweile gegenwärtige Ungerechtigkeiten legitimieren.

Was im Jahre 1986 den Republikanischen Club – Neues Österreich einte, tritt 
heute vollkommen anders zutage. Der Mythos von Österreich als erstes Opfer Hit-
lers ist längst kein Konsens mehr. Wenn aber entblößt wird, dass der freiheitliche 
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Obmann H. C. Strache an rechtsextremen Wehrsportübungen beteiligt war, dann 
handelt es sich dabei nicht um Überholtes und schon gar nicht lassen sich diese 
Geländespiele als Jugendsünde abtun. Es ist nicht ohne Bedeutung, dass die Mitar-
beiter des Dritten Nationalpräsidenten sich für neonazistische Devotionalien und 
Fanartikel interessieren.

Die Abwehr gegen Rechtsextremismus ist kein Geschichtsseminar und kein 
Anachronismus. Gegen Rassismus, gegen Hass und Übergriffe aufzutreten, ist kein 
antifaschistischer Karneval. Sich für Säuglinge einzusetzen, die kaum in Österreich 
geboren, abgeschoben werden, und für Menschen, die aufgrund ihrer Herkunft bei 
Polizeieinsätzen um ihr Leben fürchten, ist kein Gschnasspaß. Im Gegenteil. Eine 
Maskerade betreiben jene, die aus Mitläufern Widerständler, aus Naziverbrechern 
honorige Bürger, aus den Mordskerlen der SS österreichische Parteifunktionäre, 
aus rechten Wehrsportübungen eine Jugendtorheit machen. Diese Kostümierun-
gen dauern seit 1945 an und sind noch immer nicht vorbei. 

Im Zeitalter von Globalisierung, von Multikulturalität und kontinentaler In-
tegration, kann die Auseinandersetzung für eine republikanische Streitkultur, für 
eine demokratische Öffentlichkeit und für den Rechtsstaat nicht nur eine rein ös-
terreichische sein. Der Aufstieg des rechten Populismus und des Rassismus kann in 
mehreren Ländern dieses Erdteils seit den achtziger Jahren verzeichnet werden. Es 
geht um europäische Fragen, die europäische Antworten verlangen. Die zukünfti-
gen Kämpfe werden einen intellektuellen Ausritt über die Begrenztheit des Alpen-
landes hinaus erfordern.

Der Republikanische Club – Neues Österreich wurde gegründet, um zu agie-
ren und zu aktivieren, wenn kritische Auseinandersetzung durch Hetze und Kam-
pagnen eingeschränkt werden soll. Das Bestehen des Clubs seit mehr als zwei Jahr-
zehnten folgt einer Notwendigkeit. Es ist ein Bestehen als Standort und Bewegung, 
aber ebenso ein Bestehen auf Aktion und Artikulation, denn der Republikanische 
Club ist eine Plattform, die Raum zu Diskussion und Analyse bietet, aber ebenso 
zum Brennpunkt des Protests wird, wenn es gilt, demokratischen Widerstand zu 
demonstrieren. Es wäre vermessen, so zu tun, als wäre der Club alleine für die Öff-
nungen und Klärungen der letzten zwei Jahrzehnte verantwortlich, aber er war ein 
Produkt und ein Faktor jener Entwicklung, die gemeinhin als Aufarbeitung be-
zeichnet wird, und sein Beitrag war ohne Zweifel höher, als in der österreichischen 
Öffentlichkeit anerkannt wird. Zwar waren wir wie Kurt Waldheim wohl vor allem 
ein Symptom, das Symptom eines Prozesses, aber immerhin scheinen wir nicht ein 
Symbol des Problems gewesen zu sein, sondern eher ein Symbol für den Versuch 
seiner Bewältigung und für das Bemühen um Lösungen.
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Die Geschichte des Waldheim-Holzpferdes*
Kuno Knöbl 

Fred Sinowatz, Bundeskanzler der Republik Österreich, musste im Frühling 1986 
feststellen, dass eine Debatte über Kurt Waldheims verfälschte Biografie abgelehnt 
wurde. Jede Nachfrage galt als Nestbeschmutzung. In einer Pressekonferenz er-
klärte Sinowatz deshalb: »Ich stelle fest, dass Kurt Waldheim nie bei der SA war, 
sondern nur sein Pferd«. In den Wochen zuvor hatte die Öffentlichkeit, teils durch 
das Magazin profil, teils durch den World Jewish Congress, Dokumente und Fo-
tos über den Präsidentschaftskandidaten der Volkspartei, Kurt Waldheim erhalten: 
Waldheim in aristokratischer Manier hoch zu Ross, ein Herrenreiter, ein anderes: 
Waldheim, hoch gewachsen, aber dezent im Hintergrund mit dem österreichischen 
General Pfleps und dem italienischen Kommandeur der »Putsevia«-Division, den 
Pustertalern in Jugoslawien. 

… und dann der »provisorische« – Lebenslauf des Lebensläufers Waldheim für 
seine Bewerbung zum höchsten Amt im Staate. 

1943 stand da zu lesen – war er verwundet in Wien und schrieb seine Disserta-
tion, 1944 promovierte er zum Doktor der Rechte – ? – Da war er doch in Arsacli, 
oberhalb von Saloniki, 3c der Heeresgruppe E – Löhr, die den Balkan, Griechen-
land, besetzt hatte, Nachrichtenoffizier, direkt unterstellt dem Geheimdienstchef 
der Heeresgruppe E, Oberst Warnsdorf. Und: 1944 waren doch mehr als 75 000 
Juden aus Saloniki direkt in die Todeslager verfrachtet worden. 

Arscali liegt über Saloniki, mit herrlichem Blick auf die Stadt … 
Die Paragraphen Waldheim: »Für die Richtigkeit« und sein flinkes »W«. Ein 

flottes »W«, ein glattes »W«, ein geübtes, vielfach gebrauchtes. All die »W«s unter 
den Berichten des Nachrichtendienstes … und ein »W«, der Bericht über den Ab-
transport von »Partisanen« und ein »W« der Säuberung einer Insel und ein »W«. 
Ein diensteifriges »W«. Immer wieder und immer wieder: »W« wie Waldheim … 
für die Richtigkeit … man sah den Offizier, den Oberleutnant Waldheim hin-
ter seinem Schreibtisch sitzen … konnte sich vorstellen, dass er nicht einmal seine 
Mütze abnahm (es sei denn, die Dienstvorschrift hätte es geboten) mit schlanken, 
blassen, dürren, langen Findern, die »W« unter die Geheimberichte setzen … und 
nun, 1985 hatte er davon nichts gewusst? Wovon wusste er überhaupt, der »W« 
– dem »Die Welt vertraut«, wie auf seinen Wahlplakaten zu lesen stand. Immer-
hin war er UN-Generalsekretär gewesen, man machte schließlich Karriere, wusste 
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es sich zu richten … die Zeit heilt doch alle Wunden … oder nicht? Nur jene mit 
dem »W« nicht. 

Der »Republikanische Club – Neues Österreich« wurde gegründet. Sein erstes 
Ziel: Wir – in Österreich hätten die Aufgabe, die Vergangenheit aufzuhellen, wir 
selbst, wir in Österreich, unsere Vergangenheit, von der wir kaum mehr zu wis-
sen hatten, als dass es einen gewissen Hitler (auch Österreicher) und eine Befrei-
ung gegeben hatte, 1945 durch die Alliierten, 1955 durch die Alliierten … Nazi? 
KZ? Pogrom? Vernichtung? Eichmann? Kaltenbrunner? (beide auch Österreicher) 
… na ja … 

Friedrich Peter? SS? … und der Dr. Höchtl, rechte Hand Kaltenbrunners in der 
»Alpenfestung«, hatte er nicht die erste private Mittelschule in Österreich? 

Die Sammlung der Dokumente über Waldheim war nicht leicht. Das »Natio-
nal Archive« in Washington hatte zwar viele Dokumente, aber sie waren schwer 
zugänglich. Der jüdische Weltkongress sammelte selbst und publizierte die ersten 
Papiere. 

Kurt Waldheim korrigierte zum 1. Mal seinen »provisorischen« Lebenslauf. 
Man suchte in unendlichen Debatten Möglichkeiten der Publikation, der Auf-

klärung … 
Kurt Waldheim korrigierte zum 2. Mal seinen »provisorischen« Lebenslauf. 
Im März 1986 schrieb ich das Stück: »Der Herr Kurt«, eine Paraphrase auf den 

»Herrn Karl«. Es sollte im kleinen Volkstheater, im Konzerthaus, aufgeführt wer-
den. Mit Paul Blaha, dem Direktor des Volkstheaters hatte ich einen Termin. Im 
Direktionszimmer saßen zur Besprechung eines anderen Stückes Peter Turrini und 
Alfred Hrdlicka. Wir sprachen über das Stück, dann über den Herrenreiter. Ich 
sprach davon, dem Herrenreiter ein Pferd zu geben. Alfred Hrdlicka saß da und 
skizzierte mit rotem Stift ein Holzpferd, ein trojanisches, ausseinem Bauch sollten 
die Gespenster der Vergangenheit kriechen … 

Man einigte sich, das Holzpferd nach der Skizze Hrdlickas bauen zu lassen. Auf 
dem Holzpferd ist zu lesen: produziert von der Gruppe »Neues Österreich«. Paul 
Blaha nannte eine Bühnenwerkstatt, die dabei behilflich war. 

Nach vierzehn Tagen, Waldheim hatte seinen 3. korrigierten Lebenslauf der Öf-
fentlichkeit vorgelegt, auf seinen Plakaten prangte ein gelbes Dreieck »jetzt erst 
recht« … war das Pferd fertig. Mein Sohn, einige Freunde und ich holten es mit 
meinem LKW ab. Für vierzehn Uhr hatte die Gruppe Neues Österreich eine De-
monstration am Stephansplatz angemeldet. Über die Seilerstätte, die Singerstraße 
erreichten wir den Platz, das Pferd war verhüllt mit Leintüchern. Um vierzehn Uhr 
dreißig stand es enthüllt, groß, neu, frisch auf der Ladefläche des LKW, ca sechs 
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Meter hoch über den Passanten – auf dem Kopf eine SA-Kappe, die Manfred Deix 
gemalt hatte, um dem Zitat von Fred Sinowatz zu folgen. Mikrophone, Ordner, 
Freunde, Menschen … Rosa Jochmann war eine der ersten Rednerinnen … vor 
5000 Menschen. Eine Stunde später waren es 10 000 und als »Ö3« über das wun-
dersame Geschehen berichtete, war der Graben, die Kärntner Straße voll mit Zu-
sehern und Zuhörern. 

Wenig später: Das Holzpferd stand bei der Staatsoper, vis á vis der VP-Zentrale. 
Texte von Peter Handke, Elfriede Jelinek wurden verlesen. Doron Rabinovici, Pe-
ter Kreisky, Silvio Lehmann sprachen. Grußadressen von Turrini, Erich Fried … 
der damalige Generalsekretär der VP winkte lachend aus der VP-Zentrale … we-
nig später musste er zurücktreten. Wegen Waldheim, den er mit blutiger Juristen-
logik (»Erst, wenn man ihm nachweisen kann, dass er sieben Juden eigenhändig 
erwürgt hat, ist er ein Kriegsverbrecher.«) in der Sicherheit seines Advokatenfells 
verteidigt hatte, ohne zu ahnen, welche schaurige Wahrheit, welche grausige Wirk-
lichkeit sich hinter seinen Worten verbarg. 

Waldheim wurde gewählt. Mit Vorsprung zu seinem Gegenkandidaten. Öster-
reich hatte genau jenen Präsidenten, den es verdiente. Das Ausland – also alles, 
was Österreich nichts anging, nichts kümmerte, nichts scherte, reagierte nicht sehr 
amüsiert – auch nach dem 8. Lebenslauf, den der Herr Dr. Kurt veröffentlicht 
hatte und der alle Fehler der anderen Fassungen als »Vergesslichkeit« oder »Flüch-
tigkeit« oder »Opfer der Zeit« erklärte. 

Von »einem Mann, dem die Welt vertraut« war keine Rede. 
Elfriede Jelinek war da und ließ ihren Text von einer Freundin verlesen. 
Die großen internationalen Kontakte des Herrn Kurt lösten sich auf, wie Wol-

ken, wie Urin im Rosenbeet. Aber man blieb sich treu und Waldheims erster Staats-
besuch galt einem der kleinsten, ja dem kleinsten Staat der Welt, dem Vatikan. Mit 
dem Papst himself würde er sich treffen und sprechen. Die Matura-Klasse mei-
nes Sohnes beschloss, als Matura-Reise Waldheim gemeinsam mit Aktivisten der 
Gruppe »Neues Österreich« nach Rom zu begleiten – mit dem Holzpferd. Man 
fuhr vorbei an erstaunlich freundlichen Zollbeamten nach Rom. Der Vatikan ver-
bot das Errichten des Pferdes auf seinem souveränen Boden. Er hatte genug andere 
Standbilder. Das Pferd wurde auf der Piazza Navona aufgebaut. Die Weltpresse be-
richtete mehr über diese Aktion als den Besuch des Präsidenten beim Papst. 

Zweite Reise von Dr. Kurt: Salzburg, Festspiele, Kultur, »Jedermann«. Das Pferd 
reiste mit, stand am Domplatz und statt »Mozartkugeln« wurden »Waldheimäp-
fel« von seinem Pferd verteilt. Nette, runde Dinger, mit dem grinsenden Abbild des 
Herrn Präsidenten … 
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Der Republikanische Club – Neues Österreich hatte geplant, Waldheim in alle 
Welt, zu jedem Besuch zu begleiten. So lag nahe, dass er auch in die USA reisen 
wollte. Die Reise erübrigte sich. Waldheim kam auf die »watchlist«, erhielt Einrei-
severbot in die USA, weil er falsche Personaldaten auf seinen Papieren – auch als 
UN-Generalsekretär – angegeben hatte. 

Dafür flimmerte das Pferd über die Bildschirme von ABC, BBC, CNN. Das 
Stück »Der Herr Dr. Kurt« wurde von diesen TV-Stationen angekauft. Helmuth 
Schmidt, der Darsteller Waldheims, las es stilgerecht in »broken english« und Hel-
fer trugen das Pferd immer wieder vorbei – in der (damals) denkmalgeschützten äl-
testen Biedermeierfabrik »Fischapark«. 

Der Herr Kurt blieb in den Verliesen der Hofburg – als sein eigener Gefange-
ner. Er forderte eine »Objektivierung« seiner Geschichte. Eine internationale His-
torikerkommission wurde eingesetzt, um ein »Weißbuch« zu verfassen. Nach ei-
nem Jahr war es soweit, Waldheim war aber nicht zufrieden und verlangte drohend 
entsprechende Korrekturen … fast eine Staatskrise um den dürren Mann mit der 
Seele aus Papier. 

Tatsächlich übernahm der Nachfolger von Sinowatz, Franz Vranitzky neben sei-
nen Aufgaben als Kanzler auch den Job des Bundespräsidenten. Er reiste nach Israel 
und verkündete vor der Knesset die Schuld von Österreichern an den Gräueltaten 
des Nazi-Regimes. Es war die erste offizielle Entschuldigung nach Jahrzehnten. 

Das Pferd erlebte dies – zerlegt, als ständiges Objekt, Kunstwerk in den Räumen 
des »Republikanischen Clubs – Neues Österreich« in Wien, in der Rockhgasse 1. 
Es war der zivilen, demokratischen, republikanischen Gesellschaft, die damals be-
gann, vorangetrabt. Spät genug, aber doch. Immerhin. 

Anmerkung

* Anlässlich der Ausstellung »Jetzt ist er bös, der Tannenbaum« im Jüdischen Museum 
2005.



Erinnerungen an die »Causa W.«
Hagen Fleischer

Mit gemischten Gefühlen las ich die Nachricht von W’s Ableben, nachdem mich 
dreieinhalb Jahrzehnte eine sui generis Beziehung dem Verstorbenen verbunden 
hatte. Bereits 1971/72, bei Quellenstudien im Freiburger Militärarchiv zu Grie-
chenland unter deutscher Besatzung im 2. Weltkrieg, begegnete ich auf zahlreichen 
Aktenstücken dem ominösen Kürzel »W« – oft auch ausgeschrieben. Der Name 
Waldheim war damals schlagzeilenträchtig – infolge W’s Aktivitäten bzw. Ambiti-
onen auf österreichischem und internationalem Parkett. Bei supplementären Befra-
gungen von Zeitzeugen (mit seitenlangen Fragenkatalogen) bestätigten mir 1972 
zwei hohe Stabsoffiziere (B. Willers, G. v. Lenthe) en passant W’s Identität. Von 
Willers erhielt ich dann auch das Foto vom Athener Nobelhotel Grande Bretagne, 
auf dem W. 1943 mit dem deutschen Verbindungsstab zum italienischen Ober-
kommando posiert. Bis heute ist es das einzig bekannte von W. in Griechenland.

Ich erwog, einen Hintergrundartikel über die Balkanvergangenheit des neuen 
UN-Generalsekretärs zu schreiben, doch mein Doktorvater (an der FU Berlin) H. 
D. Loock »riet« mir, mich auf meine Dissertation zu konzentrieren und nicht mit 
»nebensächlichem Zeug« zu verzetteln … Lebhaft erinnere ich mich an mein Wi-
derstreben, das aber wohl weniger intuitiv bedingt war, sondern eher den Ärger 
über die entgangene erste Publikation reflektierte. Grummelnd gab ich nach, zumal 
der »Fall« nicht wirklich sensationell schien. Zwar war W. in Griechenland stets in 
unmittelbarer Nähe der jeweiligen Kommandozentrale – er verfasste bzw. unter-
zeichnete »für die Richtigkeit« Hunderte Lageberichte, in Saloniki informierte er 
sogar den Oberbefehlshaber (und Mit-Österreicher) Loehr über die »Feindlage«, 
d.h. ex officio hatte er besser informiert zu sein als der OB – doch besaß er keine 
exekutiven Vollmachten. Damals wusste ich noch nicht, dass W. in allen autobio-
graphischen Stellungnahmen – Lebensläufen sowie publizierten Erinnerungen – 
seinen Kriegsdienst wahrheitswidrig mit der Verwundung an der Ostfront 1941 
enden ließ, die Balkanjahre also systematisch verschwieg. 

Dieses Verschweigen war der fatale Fehler, mit dem der bis dahin stets reüssie-
rende »stromlinienförmige«1 Opportunist sich selbst ein Bein stellte. Kaum an-
greifbar wäre folgende Erklärung gewesen: »Ich war frontuntauglich, arbeitete an 
meiner Dissertation, so halste man mir im Hauptquartier die Schreibtischarbeit auf. 
Über diese erfuhr ich vom Besatzungsterror gegen die Zivilbevölkerung der Balkanlän-
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der und erschüttert beschloss ich, nach Kriegsende meinen Teil zur Völkerverständigung 
beizutragen: daher auch meine Kandidatur als UN-Generalsekretär.« Wenige hätten 
etwas auszusetzen gehabt: Von Diplomaten und Politikern (zumal in spe) erwar-
tet man kaum, dass sie aktiven Widerstand gegen mörderische Regime wie das der 
Nazis leisten. 

Anderthalb Jahrzehnte später, als in Wien die Gerüchte um W. zu wuchern 
begannen, machte mich der Athener Reuters-Korrespondent an meinem neuen 
Wohnsitz in Griechenland ausfindig.2 Auf seine Fragen stellte ich zunächst zwei 
Dinge klar: Mangels Befehlsgewalt habe W., »selbst wenn er gewollt hätte«, die ihm 
zugeschriebenen Kriegsverbrechen nicht anordnen können; dennoch war er »ei-
ner der bestinformierten deutschen Offiziere auf dem Balkan«. Sein penetrant be-
hauptetes Nicht-Wissen spreche somit dem gesunden Menschenverstand Hohn. 
Auf der gleichen Linie, obschon mit weiteren Details, argumentierte bald darauf 
(13.4.1986) mein Artikel in der Sonntagsausgabe der renommierten To Vima, der 
über alle Agenturen lief, da er erstmals (zumal mit Foto) W’s Einsatz in Athen do-
kumentierte.3 Beide Lager zitierten aus meinen Feststellungen zumeist nur die (ih-
nen) passende Hälfte, den Vogel schoss W’s Wahlbroschüre ab: »Der bekannte Mili-
tärhistoriker Prof. Fleischer von der Universität Kreta sagt, Waldheim sei unschuldig.«4 

Wieder riefen zahlreiche Journalisten an, wenige nur brachten in extenso meine 
Richtigstellung, jener Satz enthalte trotz seiner Kürze drei Unwahrheiten: »Ich war 
nie Militär-Historiker; außerhalb Griechenlands bekannt bin ich nur den weni-
gen Griechenlandspezialisten; und unschuldig würde ich – unter Personen der Ge-
schichte – nicht einmal die Jungfrau von Orleans nennen.« Ein bekanntes Maga-
zin verkürzte deftig: »Fleischer zum SPIEGEL: Das ist eine Schweinerei« – und ich 
zog mir unverdient die Kritik meiner (griechischen) Frau und unserer Tochter zu, 
ich solle mich trotz berechtigten Ärgers gewählter ausdrücken.

Das Wahlergebnis vom 8.6.1986 betrübte mich doppelt – als Neu-Griechen 
und als gebürtigen Wiener – zumal es klar war, dass W. nicht trotz, sondern wegen 
seiner Vergangenheit gewählt wurde: »Jetzt erst recht!« Hier sei rekapituliert, dass 
sich die meisten Nachkriegsvertreter der Alpenrepublik in Athen im Sinne W’s ver-
halten hatten, zumal sie sich bei Bedarf auf die Moskauer Deklaration von 1943 
berufen konnten, die Österreich den Status des ersten Opfers der Nazi-Aggression ge-
währte5. Nach ersten Kontakten 1946 wurde im Juni ’47 eine Vertretung in Athen 
eingerichtet – vier Jahre, bevor die West-Deutschen folgen können. Der Gesandte 
C. Wildner protestierte mit Erfolg gegen die Benachteiligung Österreichs als ehe-
maliger Feindstaat, setzte sogar die Meistbegünstigungsklausel und bald auch die 
Rückgabe beschlagnahmten österreichischen Vermögens durch. Als Außenminis-
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ter Tsaldaris »auch das Problem der griechischen Reparationsforderungen gegen-
über Österreich streifte«, entgegnet Wildner kategorisch, »ohne auf diese Frage 
weiter einzugehen, dass Griechenland von uns nicht einen Pfennig [sic] bekom-
men« würde. 

Mehr Zivilcourage als seine Vorgesetzten bewies »ein junger Referent im Außen-
amt«, der es wagte, Wildner daran zu erinnern, »Österreich sei am Kriege mitver-
antwortlich, österreichische Truppen hätten in Griechenland gekämpft und Scha-
den verursacht und Österreich müsse auch die Folgen tragen«. (Er hätte weiter 
erwähnen können, dass im Besatzungsapparat etwa der Oberbefehlshaber Südost, 
Alexander Loehr, sowie der »Höhere SS- und Polizei-Führer Griechenland«, Wal-
ter Schimana, Österreicher waren und die beiden Wehrmachtsdivisionen mit der 
blutigsten Besatzungsbilanz einen überdurchschnittlich hohen Anteil an gebirgs-
erprobten »Ostmärkern« aufwiesen.) So aber berichtet der Gesandte stolz nach 
Wien: »Was ich dem jungen Herren sagte, war von guten Eltern, so dass er wie 
ein begossener Pudel abzog.« Zudem beschwerte sich Wildner beim griechischen 
Premier und beim Außenminister wegen besagter »Taktlosigkeiten« – mit Erfolg, 
dass dem Denunzierten »ganz gewaltig der Kopf gewaschen« wurde. Zugleich er-
hielt der Gesandte von seinen hellenischen Gesprächspartnern die (auf Pressionen 
der unter Bürgerkriegsbedingungen allmächtigen Amerikaner zurückgehende) Zu-
sicherung, die »These vom Feindstaat Österreich« sei erledigt! Dank dieser Formel 
blieb es Felix Austria erspart, die Kriegsvergangenheit als Faktor der eigenen Grie-
chenlandpolitik berücksichtigen zu müssen. 

Hilfreich waren auch Initiativen, wie jene des Bundes griechischer Veteranen, 
die auf einer Wien-Exkursion 1962 das heile Stereotyp vom »menschlichen und zi-
vilisierten Benehmen des österreichischen Soldaten« auffrischen wollten. Als 1968 
der Jüdische Zentralrat von Griechenland zur Gedenkfeier für die 25 Jahre zu-
vor vernichtete Gemeinde von Saloniki einlud, schickte Botschafter Steiner, nach 
Rückfrage in Wien, lediglich einen »zugeteilten Diplomaten« – wie die meisten an-
deren geladenen Staaten. Von den Missionschefs hatte nur der deutsche seine Teil-
nahme zugesagt und die »politische Problematik« eines gemeinsamen Auftretens 
mit jenem sollte vermieden werden, um keine österreichische Mitschuld am Holo-
caust zu implizieren!6 Erst im Gefolge der Causa W. wird vielen Österreichern die-
ser negierte Teil ihrer Geschichte bewusst werden.

Dann aber eskalierte die Diskussion. Auf den von W. geäußerten Wunsch nach 
einer »unabhängigen« Untersuchung beschloss der Ministerrat am 18.5.1987, eine 
Kommission zur »neuerlichen Prüfung und Evaluierung des gesamten Materials 
im Lichte der gegen den Herrn Bundespräsidenten erhobenen Vorwürfe« zu bil-
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den. Die Finanzierung übernahm das AA (Mock), das am 4.7. nicht zufällig obi-
ges Mandat enger formulierte: Zu prüfen sei lediglich, »ob ein persönliches schuld-
haftes Verhalten von Dr. Kurt Waldheim während seiner Kriegsdienstzeit vorliegt«. 
Auf diese amputierte Version stützten sich spätere Vorwürfe der W-Fraktion, die 
Kommission habe »ihr Mandat überschritten«. Eine noch engere Definition gab 
ÖVP-Generalsekretär Graff: Schuldhaftes Verhalten von W. läge nicht vor, »solange 
nicht erwiesen ist, dass er eigenhändig [!] sechs [!] Juden erwürgt [!] hat« … 

Als Präsidenten der sechsköpfigen Kommission einigte man sich auf den Schwei-
zer Pensionär Prof. H.R. Kurz, in Bern jahrzehntelang Berater diverser Verteidi-
gungsminister. Vertraut mit der gestellten Thematik war allein Prof. Manfred Mes-
serschmidt, als Leitender Historiker des Freiburger Militärischen Forschungsamtes 
bester Kenner des riesigen Fundus der in der gleichen Stadt gelagerten Wehrmachts-
akten. Die anderen Mitglieder – mit einer Ausnahme ebenfalls Militärhistoriker – 
wurden primär nach Proporzerwägungen gewählt.7 Wohl deswegen beschloss die 
Kommission, bei ihrer konstituierenden Sitzung (1.-3.9.1987) im Allgemeinen 
Verwaltungsarchiv in der Wallnerstraße, zwei Experten aus den am stärksten be-
troffenen Ländern hinzuzuziehen. Die Belgrader Regierung reagierte – aus nur zu 
vermutenden Gründen – nie auf die Anfrage, in Griechenland wurde keine offizi-
elle Stelle kontaktiert, sondern unmittelbar der Schreiber dieser Zeilen. Jener ak-
zeptierte zögernd, da zunächst der Eindruck bestand, ein »Persilschein-Gremium« 
sei geplant.8 Den Ausschlag gab, dass die angebotene Position des (schließlich ein-
zigen) permanent special expert Unabhängigkeit sicherte und im Fall von Pressionen 
den Rücktritt erleichterte. 

Ab der 2. Sitzungsperiode, im Oktober, begann unsere eigentliche Arbeit, nach-
dem thematische Zuständigkeiten endgültig abgegrenzt wurden. Der Belagerungs-
ring der Medienvertreter wurde dichter, jene waren kaum an Zwischentönen in-
teressiert, sondern jagten schlagzeilenträchtige smoking guns. Solche erwartete man 
sich vergebens vom vierstündigen hearing der Kommission mit W. am 28.1.1988. 
Dem Präsidenten sekundierten sein Sohn und zwei Diplomaten, einer (Botschaf-
ter H. Türk9) protokollierte, nachdem Fleischers Vorschlag einer Tonbandaufzeich-
nung W’s Missfallen fand und von Kurz nicht unterstützt wurde. Dann hätten 
sich nämlich W’s sprichwörtliche »Teflon-Psyche« und die Hohlheit seiner Ant-
worten noch deutlicher gezeigt – (selbst in dieser entschärften Form wollten der 
Betroffene und sein Famulus Mock die von uns geforderte Offenlegung der Türk-
schen Notizen nicht gestatten). Einmal nur verlor W. die Fassung und wurde laut. 
Von Wallach befragt, hatte er erneut behauptet, erst Jahrzehnte nach Kriegsende 
vom Schicksal der 50.000 Juden Salonikis erfahren zu haben, woraufhin ihm Flei-
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scher einen großen Stadtplan von 1943 unter die Nase hielt – im Zentrum der rie-
sige 450 Jahre alte Jüdische Friedhof, der die Stadt in zwei Hälften teilte. Nach W’s 
Rückkehr aus Athen war die Nekropole eingeebnet, was unmöglich unbemerkt 
bleiben konnte, da die nunmehrige Trümmerstätte zwischen dem Hauptquartier 
der auf dem Balkan führenden Heeresgruppe E im Nobelvorort Arsakli (heute: 
Panorama) und den übrigen deutschen Dienststellen lag.

Der Zeitdruck auf die Kommission verschärfte sich, da ihre schwarz-roten Auf-
traggeber die Geschichte so oder so abschließen wollten, bevor anlässlich des im 
März anstehenden 50-jährigen »Anschluss-Jubiläums« die geballte Aufmerksamkeit 
der Welt sich erneut auf Österreich richten würde. Bitten um Fristverlängerung 
wurden daher namentlich von Vizekanzler Mock abgeschmettert. Unter den Mit-
gliedern der Kommission gab es indessen zwei Strömungen. Die »Falken«, Wallach 
und Fleming, geführt von Messerschmidt (Verfasser der meisten Kapitel!), sowie die 
wenig aktiven »Tauben«, Vanvelkenhuyzen und Collins. Präsident Kurz stand letz-
teren näher, zumal er bei aller persönlichen Liebenswürdigkeit nicht frei war von 
Eifersucht gegenüber dem redegewandten und kompetenteren Messerschmidt, den 
er in Interviews als Primadonna »fotografierte«, obschon nicht benannte. Hinzu ka-
men, wie bei General Collins, latente Sympathien des Offiziers (Kurz war Oberst) 
für den Kampf der regulären Truppe (Wehrmacht!) gegen irreguläre Partisanen. Der 
präsidiale Beitrag zum Report bestand namentlich im Vorentwurf des Kapitels IX: 
»Zusammenfassende Schlussbetrachtungen«. Ich besitze das Original, da ich als 
weitaus Jüngster volontiert hatte, es am »freien« Wiener Wochenende auf sachliche 
und sprachliche Probleme abzuklopfen und eine neue Reinschrift anzufertigen. 

Mein Eifer war nicht ganz selbstlos. Wiederholt nutzte ich die Gelegenheit mein 
internes »Mandat« zu überschreiten, indem ich diverse Passagen wegstrich,10 an-
dere zufügte, und manche von Kurz (als zu gewagt) gestrichene »restituierte«, wie 
die von W’s »moralischer Mitschuld«. In fast allen Fällen konnte ich nicht nur die 
Falken, sondern auch Kurz überzeugen. Das gelang mir auch mit dem von mir ge-
prägten (und vom W-Lager später wütend attackierten) Begriff »konsultative Un-
terstützung«, womit ich die Grauzone im Fall W. zu definieren suchte: W. war kein 
Kriegsverbrecher, aber auch nicht »bloß ein Lügner«, indem er sein privilegiertes 
Wissen ableugnete. Wenn er etwa nach Auswertung der auf seinem Schreibtisch 
zusammenlaufenden Quellen im »Feindlagebericht« das knowhow für Repressalien 
gegen »Bandenzentren« und die dortige Zivilbevölkerung lieferte, so war das m.E. 
ein Fall konsultativer Mitwirkung und Mitverantwortung. Zudem solidarisierte er 
sich mit den Konsequenzen, wenn er etwa allzu sorglose »Erfolgsmeldungen« nach-
geordneter Einheiten politisch korrekt nachbesserte, indem er vor deren Weiterlei-
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tung die darin erwähnten massakrierten (»bandenverdächtigen«) Zivilisten post-
hum zu Banditen ernannte und die Tat somit juristisch absicherte … 

Latente Differenzen brachen am letzten Tag durch – ausgelöst durch exogene 
Faktoren. Ausgerechnet am Morgen des 8. Februar, als die Kommission letzte Hand 
an ihren Report anlegen wollte, hatte Generalsekretär Thomas Klestil – der spätere 
Bundespräsident – Kurz zu sich zitiert und ihm nahegelegt, (was er später leug-
nete), die unser »Mandat überschreitende« Feststellung »moralischer Mitschuld« zu 
streichen und stattdessen die Mocksche Floskel vom Fehlen persönlicher Schuld zu 
interpolieren. Auf die erstaunte Frage von Kurz, woher er unseren Text kenne – die 
uns vom AA zugeordnete sympathische Sekretärin Frau A.K. schloss allabendlich 
die Diskette mit dem Ertrag unserer Diskussionen in einen Safe – erklärte Klestil, 
das AA habe aus Sicherheitsgründen eine (uns verheimlichte) Kopie gefertigt! Als 
uns der fast immer konziliante Kurz mit (aktenkundig gewordenem) »hochrotem 
Kopf« von dieser Intervention in Kenntnis setzte, hatten wir bereits aus absolut si-
cherer Quelle erfahren, dass tags zuvor ein noch massiverer Versuch erfolgt war. 

W. hatte Vranitzky aufgesucht und ihn gewarnt: Eine Entgegennahme des Re-
ports werde eine Verfassungskrise und wohl auch den Bruch der Koalition auslö-
sen. Einziger Ausweg sei die Verweigerung der Annahme wegen Überschreitung 
unseres Mandats; ohnehin sei der Report parteiisch, da sich Österreich eine Kom-
mission mit »drei Juden« habe aufdrängen lassen.11 Der Kanzler zeigte sich unbe-
eindruckt, und so versuchte Klestil in letzter Stunde, den »moderaten« Schwei-
zer für die ÖVP-Linie zu gewinnen. Ungeklärt ist, ob es andere Versuche gab. Fest 
steht lediglich, dass in der Abwesenheit von Kurz der belgische sowie der ameri-
kanische Kollege – die der zumeist auf deutsch geführten Kommissionsarbeit nur 
summarisch folgen konnten – erklärten, sie hätten in der Nacht zuvor die umstrit-
tenen Konklusionen mit Lexikon studiert und seien nicht mehr zur Unterschrift 
bereit, da wir den Aufgabenbereich des Historikers überschritten hätten. 

Eine Kampfabstimmung schien unvermeidlich, wobei die Haltung von Kurz 
unklar war. Zwar besaßen die 3+1 »Falken« mit oder ohne ihn die Überzahl, doch 
würde die Stimme des ständigen Experten wohl von der W-Fraktion angezwei-
felt werden, obschon die Kommission intern seine »Gleichstellung in jeder Hin-
sicht« beschlossen hatte. Aber auch mit seiner Stimme würde der Report als bloßes 
Mehrheitsvotum (4:3 oder 5:2) an Überzeugungskraft einbüßen. So verfasste Mes-
serschmidt, mit einem Zusatz von Fleischer, eine Neuformulierung des letzten Ab-
satzes: Ebenfalls W-kritisch, jedoch ohne die beanstandete Formel von der morali-
schen Mitschuld.12 Damit war sichergestellt, dass am Abend der 200-Seiten-Report 
mit allen sieben Unterschriften dem Kanzler übergeben werden konnte.
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 Schlagartig wurde die latente Polemik des W-Lagers schrill und schreckte im 
Zuge der Eskalierung auch nicht vor grell antisemitischen Dissonanzen zurück. So 
kolportierte die »Krone« dümmlich-infam, unsere Kommission hätte für ihr Ab-
schiedsessen ein koscheres Restaurant gesucht – in Wahrheit waren »unsere bei-
den Juden« auch in punkto Gastronomie liberal-progressiv. Ex-Außenminister Karl 
Gruber, Hauptautor einer pro-W-Dokumentation, sekundierte, als er der Kom-
missionsmehrheit Voreingenommenheit als Geburtsfehler ankreidete: Als »Beweis« 
diente wieder die rassistisch motivierte Lüge von der Juden-Troika … Der vierte 
Falke (Messerschmidt) wurde lediglich als Sozialist abqualifiziert. (Wallach als jüdi-
scher Sozialist hätte demnach doppelt zählen müssen!) Gruber zufolge richtete sich 
unser Verdikt in der Causa W. im Grunde gegen die Republik Österreich. (Nach 
Athen zurückgekehrt erhielt ich das längste Telegramm meines Lebens: Vranitzkys 
Kollektiv-Entschuldigung, die ich bis heute im Reliquienschrank meiner Ego-Hi-
storie aufbewahre …) Doch die böse Saat hatte bereits böse Früchte gezeugt. Vor 
meinem Heimflug hatte mich Johannes Fischer in seinen Inlandsreport geladen – 
während der Sendezeit wurden etwa tausend Anrufe verzeichnet; viele der negati-
ven drückten ihr Bedauern aus, dass »man« vergessen habe, mich zu vergasen … 
Die These jüdischer Fernsteuerung war umso absurder, da der Jüdische Weltkon-
gress uns monatelang attackiert hatte – mit Attributen wie Weißwasch-Kommission 
und Alibi-Instrument. Als sich diese Vorwürfe als unhaltbar erwiesen, schwenkte 
der WJC auf eine Linie abwartender Neutralität um, und übermittelte uns sogar 
zahlreiche Dokumentenkopien aus dem Militärarchiv Freiburg, die uns aber – so-
weit relevant – bereits bekannt waren. 

Glücklicherweise fehlte es jedoch nicht an dezidiert positiven Reaktionen. Wie-
derholt, insbesondere nach meinem »Fernseh-Auftritt«, wurde ich beim Bummeln 
im 1. Bezirk oder im Café, beim Verzehr köstlicher Mehlspeisen, angesprochen 
(gelegentlich auch schief angeschaut oder betuschelt, aber nie offen angepöbelt). 
Einmal wurde ich sogar gefragt, ob ich »den W. nicht auf den ihm so wohlbekann-
ten Balkan mitnehmen« könnte … Auch mit Botschafter Strasser, dem österreichi-
schen Vertreter in Athen, blieb die Beziehung freundschaftlich.

Zwiespältig blieb Vranitzkys Haltung. Der Kanzler hatte mit Annahme des Re-
ports den Koalitionsbruch riskiert, steckte dann aber zurück. Damit brach die Re-
gierung ihr Publikationsversprechen – unter dem Vorwand, die versprochene Ver-
teilung (auf Anfrage) schlecht kopierter und falsch gehefteter Exemplare ohne 
Anhang sei gleichwertig mit der zugesicherten Öffentlichmachung des Reports. An-
gesichts dieser Konstellation war die unautorisierte Publizierung seitens des Ma-
gazins profil nützlich, minderte jedoch zugleich das Interesse deutschsprachiger 
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Verlage, zumal die Urheberrechte strittig schienen. Anfragen wegen einer Edi-
tion (seitens des Wiener Europa-Verlags und der Mehrheit der Kommission – ein-
schließlich des Präsidenten) wurden von der schwarz-roten Regierung ausweichend 
oder gar nicht beantwortet. 

Die Edition des Originaltextes dieses Schlüsseldokuments österreichischer Zeit-
geschichte bleibt somit auch nach zwanzig Jahren ein Desiderat13.

Anmerkungen 

1 So bezeichnete ihn ein Stabskamerad aus Saloniki bei der Befragung durch die 
Historikerkommission. 

2 Seit 1979 lehrt der Schreiber dieser Zeilen an den Universitäten Athen bzw. Kreta. Ei-
ner pikanten Kapriole der Geschichte zufolge war er es, der die (als Folge des Bür-
gerkriegs 1946-49) tabuisierten Themen Zweiter Weltkrieg und Okkupation in den 
Lehrplan griechischer Hochschulen einführte – Jahre bevor er durch Doppelstaats-
bürgerschaft auch zum Neu-Griechen wurde … 

3 Eli M. Rosenbaum / W. Hoffer, Betrayal. The untold story of the Kurt Waldheim investi-
gation and the cover-up. New York 1993, 209ff.: »Fleischer had identified yet another 
phase of the cover-up«.

4 Extra-Ausgabe: Die Verleumdungskampagne: So wollten sie Kurt Waldheim fertigmachen!, 
S. 5.

5 Mit der vergessenen Einschränkung, Österreich trage »wegen der Teilnahme am Kriege 
an der Seite Hitler-Deutschlands eine Verantwortung, der es sich nicht entziehen 
kann«. – »Bei der endgültigen Regelung [sollte] sein eigener Beitrag zu seiner Befrei-
ung unweigerlich in Betracht gezogen werden.«

6 H. Fleischer, ».. noch nicht ganz vergessen«: Die Okkupation Griechenlands und ihre 
diplomatische Bewältigung durch die Nachfolgestaaten des (Groß-)Deutschen Reichs, 
in: Maria M. Stassinopoulou / Ioannis Zelepos (Hg.), Griechische Kultur in Südosteu-
ropa in der Neuzeit, Wien 2008, S. 305-318.

7 Brigadegeneral James L. Collins (USA), Dr. Jean Vanwelkenhuyzen (Belgien), Prof. 
Dr. Jehuda Wallach (Israel), Emeritus Reader Gerald Fleming (UK). Letzterer, ein 
Philologe, hatte sich insbesondere nach seiner Pensionierung einen Namen als Holo-
caust-Forscher gemacht.

8 So meine zweite Antwort an H.R. Kurz, 8.10.1987. Doch hatten internationale 
Proteste die von der ÖVP geforderte paritätische Zusammensetzung aus Österrei-
chern und »Fremden« verhindert, ebenso Wallachs Veto die Teilnahme eines be-
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kannten österreichischen Militärhistorikers, der bereits an pro-W-Stellungnahmen 
mitgewirkt hatte.

9 Im Dezember 1998 würde ich den Botschafter wieder sehen: im Plenarsaal des State 
Departments als Leiter der österreichischen Delegation bei der Washington Conference 
on Holocaust-era assets (d.h. auch Entschädigungsansprüche über das »Nazi-Gold« hi-
naus: Kunstschätze, Versicherungspolicen etc.). Ich war als beratender Historiker Mit-
glied der griechischen Delegation. 

10 Ersatzlos strich ich etwa folgende Passage, die Musik in den Ohren des W-Lagers ge-
wesen wäre: »Die unmenschliche Härte dieser Kriegsführung der Partisanen, die, solange 
sie nicht militärisch organisiert waren, von außerhalb des Kriegsrechts stehenden Banden 
geführt wurde, musste sich auch auf die Abwehrmethoden der erobernden Mächte auswir-
ken. Diese waren nicht bereit, sich mit den vom Gegner angewendeten brutalen Kampf-
methoden abzufinden, und versuchten mit hartem Zugreifen mit dem Gegner Schritt zu 
halten und ihn zu einer gewissen Mäßigung zu veranlassen« [sic]!

11 Zwei jüdische Mitglieder waren bekannt (Wallach, Fleming), den dritten glaubte man 
im Balkan-Experten ausfindig gemacht zu haben … Sogleich nach meiner Rückkehr 
nach Griechenland riefen – jeweils nach Mitternacht Ortszeit – zwei Vertreter gro-
ßer amerikanischer Zeitungen an, die nahezu gleichlautend sofort zur Sache gingen: 
»Prof. Fleischer? … Just a question, are you Jewish?« Meine Verneinung, der eine von 
mir als überflüssig zurückgewiesene »Entschuldigung« folgte, ergänzte ich mit dem 
Hinweis, der Familienname könne tatsächlich einen jüdischen Träger anzeigen. Mich 
störe also nicht der »Verdacht«, sondern die dahinter steckende Mentalität, die aber-
mals eine »jüdische Verschwörung« wittere und daher der Forderung nach W’s Rück-
tritt neuen Nachdruck verleihe! 

12 »Waldheims Darstellung seiner militärischen Vergangenheit steht in vielen Punkten 
nicht in Einklang mit den Ergebnissen der Kommissionsarbeit. Er war bemüht, seine 
militärische Vergangenheit in Vergessenheit geraten zu lassen und, sobald das nicht 
mehr möglich war, zu verharmlosen. Dieses Vergessen ist nach Auffassung der Kom-
mission so grundsätzlich, dass sie keine klärenden Hinweise für ihre Arbeit von Wald-
heim erhalten konnte.« – Original im Besitz H.F. (dessen Einschub kursiv).

13 Dank persönlicher Verbindungen Fleischers zur Universität Kopenhagen (!) und de-
ren Verlagshaus liegt zumindest eine englischsprachige Buchausgabe vor – mit einer 
wichtigen Einführung von Manfred Messerschmidt, an Stelle des 1990 verstorbenen 
Kurz. (International Commission of Historians, The Waldheim Report. Museum Tus-
culanum Press, Copenhagen 1993.



»Neues Österreich« – die Geschichte eines Namens* 
Sibylle Summer und Kuno Knöbl

Summer: Du bist ein Gründungsmitglied des Republikanischen Clubs – Neues 
Österreich. Was war der Entstehungsimpetus für den RC? Wie war das gesell-
schaftspolitische Umfeld damals? 

Knöbl: Es gab damals, im Herbst 1984, eine Reihe von Club 2 – Diskussionen, die 
sehr staatskritisch waren. So gab es etwa große Auseinandersetzungen rund um 
die »Hainburger Au«. 

Summer: Es war eine Zeit, in der neue Bewegungen entstanden sind, in der sich 
kritisches Bewusstsein entwickelte. 

Knöbl: Diese Entwicklung wurde teils auch vom ORF (im Club 2) befördert. Zum 
Teil sogar verursacht. Der Club 2 war 1976 die erste Talkshow im kontinental-
europäischen Raum, die live gesendet wurde, zwei mal pro Woche. Kollegen aus 
ganz Europa kamen zu mir, wir erhielten viele Preise für diese Sendung. Die Idee 
für den Club 2 war, eben nicht eine disziplinierte Runde, die fachspezifisch zu 
einem Tagesthema spricht, einzuladen. Eingeladen wurden »normale Bürger«, 
d.h. Personen mit bestimmten Interessen, die nicht unbedingt bezogen auf ihre 
Fachgebiete diskutierten. Wenn etwa Rechtsfragen das Thema waren, haben wir 
bestenfalls einen Rechtsanwalt geholt, damit er uns Rechtsauskünfte gibt. Der 
Moderator im Club 2 war mehr Gastgeber, Gastgeberin als Diskussionsleiter. 
Und die Gesprächsteilnehmer waren Gäste. Es waren keine fachspezifischen De-
batten, sondern Gespräche mit Open End. 

Summer: Du warst Chefredakteur, Intendant, Unterhaltungschef im ORF und Er-
finder und viele Jahre Leiter des legendären Club 2.

Knöbl: Ja, aber zurück zur Geschichte. Es gab einen Club 2, den Freda Meissner-
Blau geleitet hat. Es ging um die »Hainburger Au«. Der Niederösterreichische 
Umweltlandesrat Ernest Brezovsky war eingeladen und wurde von Freda Meiss-
ner-Blau während der Sendung heftig persönlich angegriffen. Ich war am Regie-
tisch, als uns das Telefonat vom damaligen Generalintendanten Gerd Bacher er-
reichte: »Die Freda hat Hausverbot«. Ich war ziemlich schockiert. Gemeinsam 
mit Sigrid Löffler hatten wir die Idee, Freda Meissner-Blau zu fragen, ob sie sich 
vorstellen könnte, für die nächste Bundespräsidentschaftswahl zu kandidieren. 
Warum sind wir auf diese Idee gekommen? Es war fühlbar, dass sich bestimmte 
Strukturen in diesem Land – nach Kreisky – verändern. Damals war klar: Es 
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wird sich etwas ändern, es ändern sich gesellschaftliche Verhältnisse. Und mit 
diesem Gefühl, natürlich auch mit der entsprechenden Analyse, sind wir dann 
zu Freda und haben gesagt: »Freda, du musst für die Präsidentschaft kandidie-
ren.« Da ging es darum, überhaupt einmal zu prüfen, ob es eine Chance gibt. 

Summer: Eine Chance für neue alternative Ansätze?
Knöbl: Wir waren der Meinung: wenn fünf Prozent erreicht werden, dann ist es 

hervorragend.
Summer: Wie ging es dann weiter? 
Knöbl: 1985 hatten wir bereits das Wahlbüro für Freda Meissner-Blau im Keller 

von Gexi Tostmann. Die Ernennung Waldheims zum Bundespräsidentschafts-
kandidaten der ÖVP wurde – meiner Erinnerung nach – im August 1985 von 
Alois Mock angekündigt. Es kam zu ersten Debatten über Waldheim und seinen 
Umgang mit der Vergangenheit. Im Herbst 1985 hatte ich mit Freda Meissner-
Blau einen heftigen Krach. Ich war der Meinung, wir müssen uns mit Waldheim 
offensiv auseinandersetzen. Freda sagte: »Das machen wir nicht.« In der Folge 
bin ich aus der Wahlbewegung für Freda Meissner-Blau ausgeschieden. 

Summer: Das profil und insbesondere der leider allzu früh verstorbene Hubertus 
Czernin haben sich damals couragiert der Causa Waldheim angenommen. 

Knöbl: Gemeinsam mit anderen haben wir beschlossen, eine neue Bewegung, das 
»Neue Österreich«, zu gründen. Proponenten waren u. a. Gaby Lansky, Erhard 
Löcker, Daniel und Miriam Charim, Rubina Möhring, Peter Kreisky, Doron 
Rabinovici, Gustav Glaser und Peter Pelinka. Wir haben den Verein »Neues Ös-
terreich« angemeldet.

Summer: Wie kam es zu diesem Namen?
Knöbl: Das »Neue Österreich« war die erste Zeitung der zweiten Republik. Ich 

wurde 1963 vom »Neuen Österreich« engagiert, zunächst als Textbereiniger. 
Später war ich gemeinsam mit Barbara Coudenhove-Kalergi für Außenpolitik 
zuständig. 
1966 wurde uns mitgeteilt, die Tageszeitung »Neue Österreich« hat kein Geld 
mehr, sie wird eingestellt. Wir fanden: Unmöglich, das geht nicht, das Organ 
der Demokratischen Einigung, die erste Zeitung der zweiten Republik einzu-
stellen. Barbara Coudenhove-Kalgeri und ich haben zu je 50 Groschen, also zu 
einem Schilling in Summe, den Titel von Fred Ungart, dem damaligen Besitzer 
der Zeitung, erworben. 
Die Auflage der Zeitung schrumpfte weiter, sie musste als Tageszeitung einge-
stellt werden. Wir sagten, okay wir machen eine Wochenzeitung, Anton Fellner 
war Chefredakteur. 
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Im Jänner 1967 hatten wir erneut kein Geld mehr. Angeblich hat Kurt Jürgens 
die Finanzierung eines Filmprojekts gerettet, indem er ins Casino gegangen ist 
und viel Geld gewonnen hat. In einer Redakteurssitzung kam uns die Idee: Je-
der der Redakteure zahlt 1.000 Schilling, das war 1967 viel Geld. Wir, ungefähr 
15 oder 20 Redakteure beschlossen, mit dem Geld nach Baden ins Casino zu ge-
hen, um das Geld aufzustocken. Wir sind tatsächlich nach Baden gefahren. An-
ton Fellner, der brave Katholik, hat gebetet und sich gar nicht getraut, das Ca-
sino zu betreten. Ich bin hineingegangen und habe im Casino die Wahl gehabt, 
schwarz, rot, Nummern, usw. Ich habe auf rot gesetzt. Schwarz ist gekommen 
und alles war weg – mit einem Spiel. 

Summer: Aber Ihr hattet noch das Recht auf den Namen. Den Namen habt Ihr, 
Barbara Coudenhove-Kalergi und Du, dann in den Verein »Neues Österreich« 
eingebracht. Wann kam der Name »Republikanische Club« dazu?

Knöbl: »Republikanischer Club« kam erst später zum Namen dazu. Der Verein 
wurde als »Neues Österreich« angemeldet. Zunächst gab es eine Art von Voran-
meldung. Wir haben eine quasi konstituierende Versammlung im Cafe Landt-
mann einberufen, um zu sehen, wie viele Leute kommen. Und das Landtmann 
war voll. 

Summer: Du giltst auch als Erfinder des Waldheim-Holzpferdes. 
Knöbl: Ja, ich saß mit Paul Blaha in seinem damaligen Direktionsbüro im Wiener 

Volkstheater, Peter Turrini und Alfred Hrdlicka waren ebenfalls da. Wir haben 
über Waldheim geredet und geplaudert. Alfred Hrdlicka saß daneben und skiz-
zierte mit einem roten Stift das Pferd. Das war eine Sache von fünf Minuten. 
Ich nahm die Skizze und bin damit zu einer Bühnenwerkstatt. Das Waldheim-
Holzpferd der Gruppe »Neues Österreich« wurde zum Symbol. Es war bei jeder 
größeren Demonstration dabei, in der Zwischenzeit war es bei mir in der »Art 
Factory Fischapark« untergebracht. Es war geplant, dass das Pferd Waldheim bei 
jeder seiner Auslandsreisen begleiten würde. Allerdings wurde Waldheim nir-
gendwohin eingeladen. Nie, außer in den Vatikan. Also fuhr das Pferd nach 
Rom, gemeinsam mit der Maturaklasse meines Sohnes, Johannes. Das Pferd 
wurde auf der Piazza Navona aufgestellt. Eigentlich sollte es am Eingang zum 
Vatikan stehen, dies wurde jedoch untersagt. 

Summer: Die Wahrnehmung in den Medien war damals sehr stark. Die Reise des 
Pferdes wurde ebenso beachtet wie der Waldheimbesuch. Das Pferd war dann 
auch in Salzburg, bei der Eröffnung der Salzburger Festspiele. Initiativen vor 
Ort haben den Besuch des Pferdes vorbereitet, samt eigenen »Waldheimkugeln« 
statt Mozartkugeln.
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Knöbl: Wir hatten sogar von einem Politiker im amerikanischen Repräsentanten-
haus die Zusage, dass das Pferd eine Einreiseerlaubnis in die Vereinigten Staaten 
erhalten würde. Einzig, Waldheim erhielt keine Einreiseerlaubnis. Der US-Jus-
tizminister Edward Meese setzte Waldheim 1987 auf die »Watchlist«.

Summer: Interessant ist, dass Waldheim erst 1987, d.h. nach der Wahl auf die 
Watchlist gesetzt wurde.

Knöbl: »Jetzt erst recht«, ein Wahlkampfmotto von Waldheim, wurde natürlich in 
den USA wahrgenommen. Offenbar wollte man sich nicht den Vorwurf aus-
setzen, man habe die Wahl in Österreich durch eine vorherige Watchlist-Ent-
scheidung beeinflusst. Man wollte offenbar erst einmal schauen, ob Waldheim 
überhaupt gewählt wird. Als er dann gewählt wurde, und vor allem, als er Prä-
sident war und sich nicht von diesem Wahlkampf distanziert hat, wurde er auf 
die Watchlist gesetzt. 
1986 war das Jahr der Debatte über die österreichische Kriegsschuld. Wie hat 
sich Österreich im Zweiten Weltkrieg verhalten? Zum ersten Mal ist man drauf-
gekommen, dass »La Pusteria« eine Südtiroler Division am Balkan war. 1986 
war das Jahr des Beginns der Aufarbeitung dieses Teils der österreichischen 
Geschichte. 
1986 war auch das Jahr, in dem die Grünen erstmals ins Parlament kamen. Da-
mit hatte sich die österreichische politische Landschaft nachhaltig verändert. 
1986 stürzte Jörg Haider den damaligen FPÖ-Parteiobmann Norbert Steger 
und rückte die Ausländerfeindlichkeit in den Fokus der österreichischen Innen-
politik, auch das hat die politische Landschaft bis heute verändert. 
1986 war ein Jahr, das in Österreich tiefgreifende Veränderungen ausgelöst hat.

Anmerkung

* Auszüge aus einem Gespräch von Sibylle Summer mit Kuno Knöbl, im Frühjahr 
2009



Die gedichtete Revolution des Franz Hebenstreit
Alexander Emanuely

Was geschah am 8. Januar 1795, was heute noch von Belangen sein könnte? Eine 
Hinrichtung in einem Land, in dem die Todesstrafe an sich seit rund 10 Jahren auf-
gehoben war. Das Land war Österreich und 100.000 schaulustige Wiener strömten 
an diesem eiskalten Tag vor ihre Stadt, um am Schottentor den schönen Galgen zu 
sehen. Also ein juristischer Sondertag samt Strangulation, dieser 8. Januar 1795. 
Wahrscheinlich sehen das die Kuratoren des Wiener Kriminalmuseums so, denn 
sie stellen den Totenkopf – der schon ganz schwarz ist – des damals Hingerichte-
ten als Schaustück auf rotem Samt und hinter Vitrine aus. Der Hingerichtete war 
der Platzoberleutnant Franz Hebenstreit von Streitenfeld. Dieser soll an einer revo-
lutionären Konspiration gegen den Kaiser beteiligt gewesen sein, zumindest hieß 
und heißt es so. Dafür musste er schlussendlich auch hängen. Und obwohl das Le-
ben des Franz Hebenstreit und das seiner Freunde, welche alle samt in Kerkern lan-
deten, einiges über die sonderbare Geschichte Österreichs erzählt, erinnert sich sei-
ner niemand, fast niemand. 

Zumindest jene Menschen, die Ende der 80er Jahre des XX. Jahrhunderts einen 
passenden Namen für das Caféhaus des Republikanischen Clubs – Neues Öster-
reich in der Rockhgasse gesucht haben, dürften mit dem Ermordeten des 8. Januar 
1795 etwas anzufangen gewusst haben. Denn auch bei Hebenstreit und seinen 
Freunden war es um einen Klub gegangen, zumindest wurden sie in der damaligen 
Presse als »Klubisten«, bzw. als »Klubistenbandl« bezeichnet. Auch sie hatten was 
mit republikanischen Ideen am Hut, und auch sie traten für ein neues, ein anderes 
Österreich ein. Und Hebenstreit? Seine politische Rolle hätte ihm in Paris ein Eh-
rengrab im Panthéon oder in Washington eine Büste im Kapitol eingebracht. Die 
Chancen, dass er in einer der beiden Städte seinen Lebensabend hätte verbringen 
können, standen gar nicht so schlecht. Doch ist das Leben des 47 Jahre alt gewor-
denen Hebenstreit viel spannender und viel interessanter als diese Spekulationen. 

Franz Hebenstreit kommt in Prag zur Welt, am 26. November 1747. Sein Va-
ter ist seit einem Jahr Professor an der Karlsuniversität. Hebenstreit hat neun Ge-
schwister, von denen die überlebenden Buben Wissenschafter und die überleben-
den Mädchen Nonnen werden. Wohl mangelt es an Mitgift, wird das ganze Geld 
scheinbar alleine für die Studien der Söhne ausgegeben. Mit 16 studiert Heben-
streit in Prag »die Humanioren (Geistes- und Sprachwissenschaften, AE), die Phi-
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losophie, das Natur-, bürgerliche und kanonische Recht«. Danach geht er nach 
Wien, wo er die »Vorlesungen des Herrn von Sonnenfels« und solche der Medizin 
besucht. Dann reitet ihn plötzlich – im wahrsten Sinne des Wortes – ein Pferd und 
er wird kein Gelehrter, sondern 1768 ein Ulan. In fünf Jahren schafft er es gerade 
einmal zum Korporal, was ihn – eigenen Aussagen zufolge – ziemlich frustriert. 
Mit seinen Sprachkenntnissen, seinen Studien, seinem interdisziplinären Wissen 
soll er gerade einmal etwas mehr wert sein in der Militärhierarchie als ein einfacher 
Soldat? Und der hohe Adel? Je besser der Name klingt, umso höher ist die Charge, 
aber von Können nicht unbedingt eine Spur. Ist damals seine »antiaristokratische« 
Gesinnung entstanden? Hebenstreit beschließt jedenfalls mit 26 Jahren zu deser-
tieren und nach Amerika auszuwandern, wo es diversen Berichten zufolge brodelt, 
wo es keinen Adel, wo es eine neue Welt gibt.

Doch kaum verlässt er die Grenze, wird er trotz gefälschter Pässe von den Preu-
ßen zwangsrekrutiert und muss fünf Jahre im Fouquéschen Regiment ausharren, 
bevor er wieder desertiert, nach Österreich zurückkehrt – inzwischen ist Krieg zwi-
schen Österreich und Preußen – und zu den Dragonern kommt. Bei soviel Deser-
tionen fühlt man sich jedenfalls leicht an Barry Lyndon erinnert.

Doch Franz Hebenstreit will keinen rasanten Aufstieg zu Ruhm und Reich-
tum, wie Thackereys Romanheld. Wann bei Hebenstreit der Sozialutopist, der ra-
dikale Demokrat und Aufklärer zu Tage tritt, bleibt etwas unklar. Doch kursie-
ren zu seinen Studienzeiten schon genug Schriften an den Universitäten, wie jene 
von Rousseau, Voltaire, Morelly, Mably, Meslier, die von einer neuen Gesellschaft 
ohne Gott und Adel, ohne Besitz und Neid sprechen. Und nicht zu vergessen, ei-
ner seiner Professoren ist eine Koryphäe der österreichischen Aufklärung: Joseph 
von Sonnenfels. 

1782 verlässt Hebenstreit die Armee, um wieder zu studieren, diesmal bei Pro-
fessor Wolstein, Gründer und Direktor der Veterinärhochschule in Wien. Trotz 
Empfehlung des Direktors wird er jedoch nicht als ordentlicher Student aufge-
nommen. Vier Jahre wird Hebenstreit nun in Wien Studien betreiben, Gesellschaft 
pflegen, Nachhilfelehrer sein. Es war der Beginn der Glanzzeit des Josephinismus, 
der Beginn des Tauwetters, wie es Leslie Brodi nennt. Es gab eine bis dato undenk-
bare Pressefreiheit, welche Publikationsfluten zur Folge hatte. Man bekam in Wien 
an jeder Straßenecke Schriften, die sonst in fast ganz Europa verboten waren.

Vielleicht ist es zu dieser Zeit, in der Franz Hebenstreit Freimauer wird und zwar 
in der Loge »Zu den drey Adlern«. Vielleicht bringt ihn Wolstein dazu oder gar 
schon Sonnenfels oder vielleicht ein Studienkollege oder ein Militär, der von die-
sem gebildeten und sich weiterbildenden Mann angetan ist. Auf jeden Fall gehörte 
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im josephinischen Wien die Mitgliedschaft zum Bund zum guten Ton unter sich 
als modern empfindenden Menschen. Manchen Gerüchten zu Folge gehört He-
benstreit jenem Flügel der Freimaurerei um Sonnenfels und Ignaz von Born an, der 
die radikalste Auffassung der Aufklärung vertritt, den Illuminaten. Doch dazu gibt 
es kaum haltbare Dokumente, erfanden doch die Peiniger der Aufklärung, jene Po-
lizeispitzel, die Hebenstreit knapp zehn Jahre später an den Galgen bringen sollten, 
solche Mitgliedschaften, um die Gefährlichkeit ihrer Opfer zu betonen. 

Im Sommer 1786 geht Hebenstreit wieder zurück zur Armee und macht 
schnell eine bescheidene Karriere als Stabsunteroffizier, bis er schließlich 1791 als 
Platzoberleutnant nach Wien kommt. Nun beginnt die wohl nachhaltigste Zeit 
im politischen Leben des immer rebellischer werdenden Offiziers. Seit seinem letz-
ten Aufenthalt hatte sich in Wien viel verändert. Die Freimaurerlogen waren nicht, 
wie es sich Born gewünscht hatte, Akademien der Wissenschaft geworden, sondern 
nach dessen Abgang vor allem eine Spielwiese für Polizeispitzel und Mystiker. He-
benstreit fühlt sich dort, wie viele seiner Brüder, nicht mehr wohl und sucht nach 
neuen Möglichkeiten, auf Gleichgesinnte zu stoßen. Auch war inzwischen Kai-
ser Joseph gestorben und sein Bruder Leopold verfolgte eine Politik, die wohl nie-
mand so richtig verstand. Leopold war zuvor über 10 Jahre Großherzog der Tos-
kana gewesen und hatte dort Reformen verwirklicht, die selbst dem französischen 
Revolutionsführer Mirabeau Respekt abverlangt hatten, wie die Abschaffung der 
Armee, die Abschaffung der Gilden, die Abschaffung vieler Adelsprivilegien und 
mehr. Auch war die Toskana das erste Land der bekannten Welt gewesen, in dem 
es keine Todesstrafe mehr gab. Aber in Wien angekommen, verfolgte Leopold eine 
zweischneidige Politik, führte einerseits die Zensur wieder ein, gestand dem Kle-
rus und dem Adel wieder einige Privilegien zu, perfektionierte den Polizeistaat und 
hatte andererseits, als engsten Berater und Freund einen radikalen Demokraten wie 
Andreas Riedel an seiner Seite, den er anhielt, ihm gemeinsam mit Sonnenfels eine 
Verfassung für eine konstitutionelle Monarchie zu schreiben. Dieser Andreas Rie-
del spielt in Hebenstreits Leben ab sofort eine besonders wichtige Rolle, denn in 
Riedel findet Hebenstreit endlich einen Gleichgesinnten. Andreas Riedels Woh-
nung in der Schwertgasse 3 ist ein politischer Salon, ein »Demokratenzirkel«, ein 
Klub, von dem aus bis 1792 auch ein wenig in die Tagespolitik eingegriffen wer-
den kann. Über Kajetan Gilowsky, den er von der Armee kennt, bekommt Heben-
streit Zutritt zu diesem Kreis. 

Doch dann starb Leopold und dessen Sohn, Kaiser Franz verfolgte eine Politik, 
welche den Dichter Johann Alxinger in einem Brief an den Philosophen Wieland 
schreiben ließ: »Hier erlauben sie mir zur Beantwortung der Frage überzugehen, 
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was sich die Wissenschaft zu versprechen habe. Hass und Verfolgung.« Politische 
Gestaltungsmöglichkeiten gibt es keine mehr, der neue Kaiser will nichts von ei-
nem Riedel wissen. Dafür ist nun Platz für politische »Schwärmereien« und He-
benstreit ist mit seinen Ideen und seiner »Donnerstimmer« der wohl radikalste und 
lauteste Schwärmer. Er macht zuerst einmal mit dem 542 Zeilen langen, politi-
schen Lehrgedicht auf Latein Homo Hominibus – Der Mensch unter den Menschen 
auf sich aufmerksam, welches folgendermaßen beginnt:

»Religio, leges, judices … Religion, Gesetz und Richter, Belohnung und Strafe, 
– all das besteht, / aber das Böse nimmt zu; wo also liegt der Ursprung des Las-
ters?« Noch in der wohl schlimmsten Phase seines Lebens, im Gefängnis, zweiein-
halb Jahre nachdem er seine 542 Zeilen geschrieben hat, wird Hebenstreit folgende 
Worte zur Aussage bringen: »In meinen öfteren Betrachtungen fand ich, dass der 
Neid in seinem ausgedehnten Verstande die Hauptquelle aller Laster sei, auf der 
anderen Seite, dass von dem Krieg zum Prozesse, vom Prozesse zum Raub und zur 
Plünderei keinen anderen Grund als das Mein und Dein habe. […] Dagegen in ei-
ner Gesellschaft, worinnen all Natur- und Kunstprodukte nach jedem Bedürfnis 
gemeinnützig sind, folglich der Erwerb sowie der Genuss gemeinschaftlich, in ei-
ner solchen Gesellschaft ist jedes Laster unmöglich.« Hebenstreits zentrale These 
ist, dass der Grund allen Übels, allen Lasters das Eigentum sei. Andreas Riedel ist 
von Hebenstreits Arbeit begeistert und vergleicht ihn mit den griechischen Phi-
losophen, mit William Penn und spricht euphorisch von »Hebenstreitismus oder 
Kommunismus«. Riedel lässt Hebenstreit sogar vom Hofmaler Johann Georg Wei-
kert porträtieren und hängt das Bild in seinen Salon. Endlich einer, der so wie er 
selbst zu den Sansculottes, zur großen Masse der Armen und Ausgebeuteten, um 
deren Glück sich doch alles drehen sollte, hält! Doch nicht alle in Riedels Gruppe 
sind so von Hebenstreit begeistert. Für den Dichter und Magistratsbeamten Mar-
tin Prandstätter ist Hebenstreit ein »brutaler Mann«, für den Offizier Billeck ein 
»hitziger Kopf und großer Lärmer«. Wohl mögen diese beiden Anhänger des Jo-
sephinismus den antimonarchistischen Republikaner Hebenstreit und seine allzu 
umstürzlerischen Ideen nicht. 

Vielleicht kann man sich die Zeit zwischen dem Sommer 1792, als Heben-
streit seine 500 Zeilen auf Latein verfasst und dem Sommer 1794, als die Verhaf-
tungswelle gegen die »Verschwörer« um Riedel beginnt, so vorstellen: Rund 5 bis 
10 Leute treffen sich in einer Wohnung, diskutieren die politischen Ereignisse ih-
rer Zeit, ärgern sich vor allem darüber, dass der neue Staatskanzler Thugut im Ge-
gensatz zu seinem Vorgänger, dem alten Kaunitz, den Krieg mit dem revolutionä-
ren Frankreich forciert und überlegen sich, was sie dagegen tun können. Riedel 
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nützt seine letzten Kontakte bei Hof aus, in der Hoffnung wenigsten irgendetwas 
bewegen zu können. Doch bewegt er nichts. Inzwischen brechen Hungersnöte aus, 
nicht wenige österreichische Soldaten laufen zu den Franzosen über und französi-
sche Kriegsgefangene werden in Wien mit großer Neugierde und Sympathie von 
der Bevölkerung empfangen. Man kauft ihnen sogar die Knöpfe der Uniformen 
ab, weil auf ihnen der Leitspruch der Revolution steht: Liberté, Égalité, Frater-
nité. Der Kreis um Riedel wird größer, man zählt rund 30 Sympathisanten aus al-
len Ständen, bis hin in die Steiermark, nach Innsbruck und nach Klagenfurt. Auch 
in Ungarn bilden sich ähnlich Gruppen. Man hegt Hoffnung, dass die innenpoli-
tischen Verhältnisse, vor allem die massive Unzufriedenheit den Hof dazu bringen, 
vom Krieg abzukommen. Und hilft ein wenig nach, indem man das Gerücht von 
einer ganz Deutschland und Ungarn erfassenden, revolutionären Verschwörung 
in die Welt setzt, die nur durch die allgemeine Kriegsmüdigkeit genährt wird. Da 
in dieser Welt überall Polizeispitzel herum schwirren, liegt es nahe, dass jenes Ge-
rücht bald die Politik beeinflussen wird. Man kann auch von Manipulation spre-
chen, denn bis auf jene, die das Gerücht einer Revolution in den österreichischen 
Landen in die Welt setzen, weiß niemand davon. 

Und weiter noch soll diese Inszenierung, diese Manipulation reichen, damit 
die Staatsmacht nicht nur aus politischen Salons beängstigende Nachrichten be-
kommt. So dichten Gilowsky und Hebenstreit aufrührerische Gedichte in Wiener 
Mundart und bringen sie vertont unter die Leute. Und gerne werden diese etwas 
rabiaten Lieder in den Wirtshäusern aufgenommen. Hebenstreits Eipeldauerlied 
ist wohl das berühmteste, den »Trager, Schiffleut, Hauer, Den, der’s Holz hackt, 
der D’Kohlen brennt, den Handwerksgselllen« gewidmet, denen ganz revolutionär 
geraten wird: »Drum schlagt’s d’Hundleut alle todt, Nit langsam wie’d Franzosen 
Sonst machen’s enk no tausend Noth S’ist nimmer auf sie z’losen«

Riedel und ein weiterer Mitstreiter Ruzsitska – Beamter in der ungarischen Hof-
kanzlei – verfassen Gebete revolutionären, antiaristokratischen und antikirchlichen 
Inhalts, die man dann genauso abdruckt wie echte Gebetszettel und auf die Bänke 
im Stephansdom legt. Natürlich sind seit 1792/93 solche Schriften oder Lieder 
strengsten verboten. Unter Joseph waren sie noch geduldet, unter Leopold sogar 
gefördert. Natürlich hinterlassen diese Aktionen den Eindruck bei der Polizei, den 
sie hinterlassen sollen: Man nimmt an, dass das Volk mit den Aufrührern, die man 
noch nicht wirklich ausfindig machen kann, sympathisiert, und dass immer mehr 
Menschen so richtig aufgestachelt, revolutionsbereit sind. Auch außenpolitisch ge-
lingt Riedel und Hebenstreit ein Coup. Hebenstreit erfindet einen Streitwagen à 
la Ben Hur, dessen Pläne den Franzosen überbracht werden sollen. Zuvor wird in 
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der Schwertgasse noch ein Modell der Kriegsmaschine aus einem Kinderwagen ge-
baut. Zwei Emissäre – und nicht Hebenstreit selbst, wie es sich Riedel gewünscht 
hat – bringen die Pläne schließlich nach Paris. Die Polizeispitzel bekommen nur 
mit, dass ein gefährliches Kriegsgerät nach Frankreich gebracht worden sei, jedoch 
nicht, dass die Franzosen das Spielzeug dankend in eine Schublade gesteckt haben. 
Auf jeden Fall kommen die Spitzel und ihre Auftraggeber immer mehr ins Schwit-
zen. Die Inszenierung ist ja nicht schlecht und wirkt sehr dramatisch: Aufstände 
sind überall zu befürchten … die Franzosen werden mit schrecklichen Kriegsgerä-
ten ausgerüstet … und in etlichen Wirtshäusern dröhnt es, dass den Kaiser in Wien 
das gleiche Schicksal ereilen wird, wie Louis XVI … Vielleicht sollte man doch mit 
dem unsäglichen Krieg mit Frankreich aufhören, wieder das Land reformieren, die 
Menschen glücklich machen, damit sie nicht revoltieren. Schon urgieren einige, 
wenige Minister in diese Richtung. 

Und die Revolution? Sie ist erdichtet, schwirrt in Hebenstreits Kopf als Phantasie 
herum und beeinflusst als kollektives Gedicht die Politik Österreichs. Doch diese 
Politik reagiert anders als von Riedel, Hebenstreit und den anderen erwartet. Der 
Polizeichef Saurau und der Publizist Hoffmann hatten gute Vorarbeit geleistet, um 
des Kaisers Wunsch, mit den Aufwieglern »ein Exempel zu statuieren«, zu erfüllen. 
Saurau hat so viele Spitzel ausschwärmen lassen, dass schlussendlich auch einer in 
Riedels Kreis Einlass findet, er heißt Degen und ist Buchhändler. Auch Hoffmann 
hat in seiner Wiener Zeitschrift schon seit Jahren von einer Freimaurerverschwö-
rung gegen den Kaiser fabuliert. Doch da es so gut wie keine Logen mehr gibt, müs-
sen eben neue Feindbilder geschaffen werden. Und weil in Frankreich gerade die 
Jakobiner zum Schrecken vieler Anhänger und aller Gegner der Revolution ihr Re-
gime errichtet haben, muss es sich bei den Aufwieglern in Wien ebenfalls um Ja-
kobiner handeln. Jakobiner als Schrecken gegen Gott, Kaiser, Ordnung und Vater-
land, heißt es nun überall. Und: Nicht der Kaiser Franz ist an allem schuld, sondern 
der Citoyen Franzos! Viel effektiver als alle Eipeldauerlieder, Traktate und revoluti-
onären Gebete ist die staatliche Angstmacherei in diese Richtung, die weit besser im 
Volk ankommt, als die Polizei es sich träumen lässt. Denn als im Juli 1794 in Wien 
und Ofen Beamte in die Wohnungen der Verdächtigen eindringen, meist zu zweit 
oder zu dritt, wie in Kafkas Prozess, und den erstaunten Riedel, sowie Hebenstreit 
und noch 50 weitere Menschen verhaften, rührt sich im zu befreienden Volk kein 
Finger. Und als Riedel und Prandstätter am Pranger durch Wien geführt werden, 
kommt es sogar zum Volksfest, genauso, wie bei der Hinrichtung Hebenstreits. 

Die einzigen, die auf den kaiserlichen Wunsch »ein Exempel zu statuieren« 
nicht ganz eingehen, sind die Obersten Richter, die damals – dank Kaiser Joseph – 
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eine eigene Gewalt im Staate bildeten. Zu des Kaisers Franz Wunsch gehört näm-
lich, in geheimen Schauprozessen schnelle Urteile über die Angeklagten zu fällen 
und aus ihrer vorgetäuschten Verschwörung eine reale zu machen, um sie besser 
aburteilen, heißt hinrichten zu können. Sondergerichte? Schauprozesse? Geheim? 
Hinrichten? Das sind Begriffe, die dem Zweiten Präsidenten der Obersten Justiz-
stelle Karl Anton Freiherr von Martini gar nicht gefallen. Er schreibt in seinem 
Gutachten: »Der Wunsch eines jeden gutdenkenden Staatsbürgers ist, dass der In-
quisit eher für unschuldig als für schuldig erkannt werde. Aus einer Gerichtspro-
zedur, welche nicht nach den Vorschriften des Gesetzes vor sich gehet, pfleget aber 
Grübelei und Tadelsucht zu entstehen.« Und Zivilpersonen hinzurichten, kommt 
schon gar nicht in Frage.

Fast alle Angeklagten werden somit von regulären Gerichten abgeurteilt, nur 
Hebenstreit und Gilowsky als Militärangehörige nicht. Noch bevor das Todesurteil 
über Hebenstreit und Gilowsky ausgesprochen werden kann, bringt sich zweiterer 
in seiner Zelle um. Trotzdem wird in Folge das Urteil vollstreckt und Gilowsksys 
Leichnam an einem Galgen am Stubentor aufgehängt. In Ungarn werden ebenfalls 
sieben Verhaftete, alle Militärs, geköpft. Riedel wird zu 60 Jahren (…) erschwer-
ter Kerkerhaft, zum Montecristo-Dasein quasi verurteilt, die meisten anderen zu 
30, 15, 5 Jahren. Viele sterben an den Haftfolgen, wie Prandtstätter. 1802 soll eine 
Amnestie erfolgen, von der nur Riedel ausgenommen ist. Erst die Grande Armée 
wird ihn 1806 befreien. Er stirbt im Kreis seiner französischen Anhänger 1837 in 
Paris. Die Anklage lautet in allen Fällen auf Staats- und Landesverrat und auf Bei-
hilfe zu oder zumindest auf Nichtmeldung von staatsfeindlichen Aktivitäten. Es 
kann jedoch bei den meisten keine Straftat im damaligen juristischen Sinne festge-
stellt werden. Denn denken und reden – und was anderes hatten die meisten der 50 
Verurteilten schließlich auch nicht gemacht – war ja noch nicht verboten, was sich 
jedoch bald ändern sollte. Fazit der Prozesse: Trotz aller Ungereimtheiten hat Kai-
ser Franz sein Ziel erreicht, das Exempel ist statuiert, 50 Menschen sind im Kerker 
und neun ermordet. Metternich lässt schon avant la lettre grüßen. In den nächsten 
Jahren folgen weitere Prozesse und Hinrichtungen, wie 1796 jene des Offiziers und 
Kartographen Siegfried von Tauferer. Kein Mensch traut sich mehr, in Wien öf-
fentlich zu politisieren. Und selbst französisch sprechen kann zum Verhängnis wer-
den, wird man doch gleich verdächtigt, ein Spion oder Revolutionär zu sein.

Die letzten Augenblicke von Franz Hebenstreit beschreibt der Mainzer Gesandte 
von Aland folgendermaßen: »Übrigens hat sich Hebenstreit bei der Exekution un-
gemein standhaft bezeigt. Die frevelhaften Äußerungen, die er soll getan haben, als 
ihm das Urteil abgelesen worden, sind sicher falsch. Im Hinausgehen zum Richt-
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platz hatte er, weil es sehr kalt war, einen sauberen Offiziersmantel à la venetiano 
umgeschlagen, und auf dem Kopf hatte er seinen noch ganz neuen Offiziershut mit 
Quasten stark in das linke Auge gedrückt …« Wien ist in eine Festung verwandelt 
worden, denn immer noch befürchten die Verantwortlichen einen Aufstand, eine 
Befreiungsaktion. 1500 Soldaten bewachen das traurige Spektakel und 50 Tromm-
ler umringen Hebenstreit für den Fall, er könne aufrührerische Reden halten. Auf-
stand? Aufruhr? Doch wie schreibt Beethoven schon im Sommer 1794 aus Wien, 
kurz nach der Verhaftungswelle, an seinen Verleger in Bonn: »Ich glaube, solange 
der österreicher noch Braun’s Bier und würstel hat, revoltirt er nicht.« 

1848 sollte tatsächlich eine Revolution in Wien ausbrechen – nicht ganz ohne 
Einfluss von dem, was in den 1790er Jahren passiert ist. Und auch 1848 wird es 
in Wien zu Hinrichtungen kommen, wie jene von Wenzel Messenhauser und Ro-
bert Blum, beide standrechtlich erschossen. Erst als 1918 die Republik ausgeru-
fen wird, bekommt man Einsicht in die Prozessakten rund um die so genannte 
Jakobinerverschwörung. Die Akten waren bis dahin nirgendwo anders unter Ver-
schluss gewesen, als in den Privatgemächern der Kaiser … Doch wer sah sie ein? 
Ab den 1960er Jahren einige WissenschafterInnen wie Walter Grab, Alfred Kör-
ner, Ernst Wangermann, Edith Rosenstrauch-Königsberg. Und? 1979 hat Conny 
Hannes Meyer Des Kaisers treue Jakobiner – eine historische Montage für die Wiener 
Festwochen inszeniert. Das ist nun gut 30 Jahre her – angeblich wurde davon ein 
Film gedreht. Und seitdem? Manchmal ein Artikel, der außerhalb der Fachwelt er-
scheint, manchmal verirrt sich jemand ins Wiener Kriminalmuseum und erblickt 
in der gruselig aufgearbeiteten Verbrecherschau den schwarzen Kopf des Franz He-
benstreit, des ersten Republikaners des inzwischen zur Republik gewordenen Ös-
terreichs. Und einmal ist politisch gebildeten Menschen eingefallen, dass man ein 
Café nach dem wegen »Staats- und Landesverräterei« hingerichteten Hebenstreit 
benennen könnte, in dem nicht nur viel erdacht und debattiert, sondern auch gut 
gegessen werden kann. 

Apropos Essen. Das erinnert an ein anderes, trauriges Schicksal aus der Zeit des 
Hebenstreit. An jenes von Johann Hackel, einem reichen Lotteriebesitzer, in dessen 
Haus Dichter wie Aloys Blumauer oder Mozart selbst und sicher auch Hebenstreit 
großzügig durchgefüttert wurden. Hackel hat ebenfalls als »Jakl«, als Jakobiner an 
den Pranger und in den Kerker müssen. Über ihn kann man bei dem gleich nach 
dem Tod Kaiser Leopolds nach Deutschland und dann nach Frankreich emigrier-
ten Wiener Schriftsteller Franz Xaver Huber nachlesen: »Ich bin überzeugt, dass er 
sich unter dem Worte ›Revolution‹ nie etwas anderes als ein französisches Ragout 
gedacht hat.« Soviel zur Härte und Willkür unter Kaiser Franz und zum revoluti-
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onären Umtrieb mancher Verurteilten, die schon deshalb im Kerker gelandet sind, 
weil sie andere Verurteilte kannten.

Hebenstreit ist vergessen und nicht einmal begraben, keine Gedenktafel erinnert 
an ihn. Im Geschichtsunterricht sucht man vergeblich in Fußnoten nach seinem 
Namen. Im kollektiven Bewusstsein ist er nicht einmal Bewohner einer Hirnzelle. 
Jedoch – mit etwas Glück – findet man manchmal antiquarisch Alfreds Körners 
»Wiener Jakobiner«, wo Hebenstreits lateinisches Revolutionsgedicht Homo homi-
nibus abgedruckt ist. Ebenso seine Verteidigungsrede vor der Untersuchungskom-
mission, in der er sagt, ganz aktuell: »Diesen gemeinschaftlichen Genuss verstehe 
ich dahin, dass jeder Mensch sicher seie, mit mäßiger Anstrengung seiner Kräfte 
für alle Not geborgen sei. So ich zum Beispiel bei allen von der täglichen Arbeit le-
benden Menschen nicht finde, da sie im Erkrankungsfall oder wenn sie alt und ge-
brechlich werden, nichts haben.« 

Literatur

Bodi, Leslie. Tauwetter in Wien. Wien, 1995.
Körner, Alfred. Die Wiener Jakobiner. Stuttgart, 1972.
Reinalter, Helmut (Hg.). Jakobiner in Mitteleuropa. Innsbruck, 1977.
Rosenstrauch-Königsberg, Edith. Zirkel und Zentren. Aufsätze zur Aufklärung in Öster-

reich am Ende des 18. Jahrhunderts. Wien, 1991.
Wangermann, Ernst. Von Joseph II. zu den Jakobinerprozessen. Wien, 1966.



Waldheim und die Folgen* 
Sibylle Summer und Mary Steinhauser

Summer: Kannst Du Dich noch an die Anfänge des Republikanischen Clubs – 
Neues Österreich erinnern?

Steinhauser: Im Jänner 1986 rief mich Kuno Knöbl erstmals an, zu einem Zeit-
punkt als ich noch eher desinteressiert an der Bundespräsidentenwahl war. 
Im März 1986 ging dann Waldheim ins Fernsehen und hat – in der uns später 
so geläufigen Art – erklärt, dass er erst jetzt vom Schicksal der Juden am Balkan 
erfahren hat. Er wusste vorher nichts.
Das hat mich zur Explosion gebracht. Waldheim hat das Andenken an die de-
portierten Juden geschändet. Als ich mit Kuno Knöbl im März 1986 wieder zu-
sammen kam, ging es darum, zu aktivieren, konkret, dass ich die Plattform der 
»Kritischen Wähler« aktiviere.
Wir hatten ja damals doch einen direkten Kontakt mit ca. 2500 engagierten 
Menschen, hauptsächlich in Ostösterreich, in Wien, aber auch im Burgenland, 
die motivierbar waren. 

Summer: Wer waren die »Kritischen Wähler«? 
Steinhauser: Die »Kritischen Wähler« sind u. a. von Peter Dusek, Werner Vogt und 

Reinhold Knoll, als Wahlplattform unter dem Motto »ein Stück des gemeinsa-
men Weges mit Bruno Kreisky« zu gehen, gegründet worden. Es waren ganz ver-
schiedene Leute, zum Teil ehemalige CV’ler, die von der Persönlichkeit Kreis-
kys eingenommen waren.
1979 habe ich im Rahmen einer Veranstaltung zum Gedenken an die Bü-
cherverbrennung 1933 eine Ausstellung gemacht. Die Ausstellungseröffnung 
fand im Herbst 1979 statt. Ein Jahr zuvor habe ich mit der Arbeit an der 
Ausstellung angefangen und dabei Reinhard Knoll und Peter Dusek ken-
nen gelernt. Sie sind nach diesem Jahr mit dem Vorschlag zu mir gekom-
men, dass ich Obfrau der »Kritischen Wähler« werde, um diese Plattform 
wieder zu beleben und so haben wir wieder mit den »Kritischen Wählern« 
angefangen.
Wegen der Kreisky – Wiesenthal Affäre kamen viele in Schwierigkeiten, Kreisky 
weiterhin zu unterstützen. Die Aktivitäten sind dadurch eingeschlafen. 

Summer: Die »Kritischen Wähler« konnten rund um die Wahl Waldheims zum 
Teil wieder aktiviert werden.
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Steinhauser: Kuno Knöbl hatte damals den Namen »Neues Österreich« geschützt 
und war bereit, diesen in die Namensgebung des damals gegründeten Vereins 
»Republikanischer Club – Neues Österreich« einzubringen. Zu den Bespre-
chungen habe ich engagierte Leute der »Kritischen Wähler« miteinbezogen, bei-
spielsweise Edith Saurer und Michel Cullin, die dann in den Vorstand des Re-
publikanischen Clubs – Neues Österreich gewählt wurden.

Summer: Die Art wie Waldheim mit der Vergangenheit umgegangen ist, war das 
Empörende … 

Steinhauser: Nicht nur das. Es war die Weigerung, die Opfer anzuerkennen. Im-
mer diese Abwehrhaltung. Die Kriegsteilnehmer wurden besonders bedauert, 
nicht die Opfer. Die Opfer wurden immer verdrängt. 

Summer: Eine in Österreich weit verbreitete Haltung … 
Steinhauser: Vielleicht hat es auch mit Waldheims schlechtem Gewissen zu tun ge-

habt. Etwa, was mir der spätere französische Botschafter in Wien, André Levin, 
seinerzeit Presseattaché von Waldheim bei der UNO, erzählt hat. André Levin 
und seine Lebensgefährtin, die Schriftstellerin Catherine Clement, waren gute 
Bekannte von mir. André Levin war bei dieser, damals in den Medien beschrie-
benen Reise von Waldheim nach Israel dabei. Er hat mir die Geschichte, die all-
gemein bekannt war, nochmals bestätigt. 

Summer: Aus der Zeit, als Waldheim UNO-Generalsekretär war.
Steinhauser: Waldheim besuchte als UNO-Generalsekretär im Rahmen eines Be-

suches in Israel die Gedenkstätte »Yad Vashem«. »Yad Vashem« ist auch eine reli-
giöse Gedenkstätte, es wird von Männern erwartet, dass sie eine Kopfbedeckung 
tragen. Waldheim verweigerte dies zunächst mit aller Vehemenz. 
Fast schon absurd: Als Bundespräsident lud er eine Gruppe ehemaliger Emig-
ranten, die sich auf Einladung des »Jewish Welcome Service« von Leon Zelmann 
gerade in Wien befanden, zum Abendessen ein. Da trat dieses irregeführte Ver-
hältnis zu den Juden zu Tage, oder war er schlicht miserabel beraten? Es klingt 
fast wie erfunden, aber es ist wirklich so passiert: Er hat diese Einladung am Vor-
abend des Jüdischen Totengedenktages, Jom Kippur, dem absoluten Fastentag 
im Judentum, ausgesprochen. Soweit ich weiss, ging nur ein Einziger zu diesem 
Abendessen. 

Summer: Wie war die Stimmung damals?
Steinhauser: Die Stimmung war angeheizt. In meinem privaten Freundeskreis, zu-

rückgehend noch auf meine Schulzeit, ich war immer die einzige Jüdin, kam 
es dann auch zu heftigen Konfrontationen. Die Juden wurden zu Vaterlands-
verrätern, die keine »richtigen« Österreicher waren. Diese ständigen Ausein-
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andersetzungen auch im privaten Kreis waren kaum zu ertragen. Dem Jüdi-
schen Weltkongress wurde alles Mögliche unterstellt. Es wurde so getan, als wäre 
die Stimmung gegen Waldheim nur erfunden, als ob er überhaupt nie gelogen 
hätte. Er, Waldheim, war kein Lügner, er war ja dann der Herr Bundespräsident, 
eine Respektsperson. Alles nur eine verlogene Hetze des Jüdischen Weltkongres-
ses. Ich war damals ziemlich verzweifelt und dachte auch daran, von Österreich 
wegzugehen. Ich kann mich noch gut erinnern, ein sehr guter nicht-jüdischer 
Freund von mir, ein Historiker, ein hoch angesehener Antifaschist, sagte am An-
fang des Waldheim-Wahlkampfes zu mir: »Der neue Antisemitismus, der durch 
die Waldheim-Affäre entsteht, wird den Juden schaden. Und wir sollen uns das 
doch sehr überlegen, ob uns das nicht schaden wird«. Tatsächlich sah es anfäng-
lich so aus. Es war schon eine Situation, nach der Wahl Waldheims, in der auch 
ich nicht mehr geglaubt habe, hier bleiben zu können.
Diskussionen brachen auf, die quer durch Familien gingen. Ich kenne Beispiele, 
Beziehungen von Nicht-Juden mit Jüdinnen, wo es durch diese Waldheim-De-
batten tatsächlich zu Scheidungen gekommen ist. 

Summer: Gab es damals auch positive Reaktionen?
Steinhauser: Ja, sehr verdienstvoll war etwa die Berichterstattung im profil, auch 

schon vor der Waldheim-Debatte. Etwa die Artikel von Hubertus Czernin ge-
gen den Versuch, eine Kaserne in Wien nach Alexander Löhr zu benennen. Löhr 
war wegen seiner Gräueltaten in der NS-Zeit am Balkan als Kriegsverbrecher 
verurteilt worden.
Es war wirklich schwer, mit der Situation nach der Wahl von Waldheim fertig 
zu werden. Aber ich habe dann eine Art Ventil gefunden. Ich habe die erwei-
terte Neuauflage des Totenbuches von Theresienstadt gemacht. Auf Basis der 
Namensliste der 14 500 österreichischen Juden, die über Theresienstadt in die 
Gaskammern deportiert wurden, habe ich diese Namensliste mit einer erweiter-
ten Erklärung als Buch herauszugeben.

Summer: Wo ist das Buch erschienen?
Steinhauser: Das Buch ist 1987 im Junius Verlag, Wien erschienen.1 Wir hatten 

eine bescheidene Auflage von einigen tausend Stück, die jedoch innerhalb von 
kürzester Zeit vergriffen war.
Das Interessante am Totenbuch von Theresienstadt war: Jeder, der das Toten-
buch von Theresienstadt in die Hand nahm, hat zuerst einmal unter seinem ei-
genen Familiennamen nachgeschaut. Ich weiss von Familien, wo mich junge 
Leute angerufen haben und den Namen ihrer Großeltern entdeckt haben und 
erst dadurch erfahren haben, dass sie jüdischer Abstammung waren. In den Fa-



57Waldheim und die Folgen

milien ist nicht darüber gesprochen worden. Das war das Eine. Das Andere war, 
dass sich verschiedene Wissenschafter mehr mit Theresienstadt beschäftigt ha-
ben, und dass man auf einmal gewusst hat, dass Theresienstadt nicht das »Elite-
lager« aus dem Propagandafilm vom Hitler war. Es war ein Todeslager.
Die profil-Journalistin Erika Wantoch hat die Namen der Schwestern von Sig-
mund Freud in der Todesliste vom Totenbuch gefunden. 

Summer: Das war vorher nicht bekannt? 
Steinhauser: Man hat ja nicht darüber geredet. Erika Wantoch hat den Weg der 

Schwestern Freuds bis zu ihrer Deportation in einem hervorragenden profil-
Bericht dokumentiert. Und es wäre sehr begrüßenswert, wenn junge Histori-
ker sich mit diesem Artikel auseinandersetzen würden, ihn gegebenenfalls auch 
in andere Sprachen übersetzen, um Sigmund Freud nicht nur als Fremdenver-
kehrs-Attraktion zu sehen, sondern auch zu belegen, dass seine Schwestern er-
mordet wurden.

Summer: Was haben diese Auseinandersetzungen, diese Konfrontationen »on the 
long run« bewirkt?

Steinhauser: Die Waldheim-Affäre war ein Katalysator. Es gab eigentlich zum ers-
ten Mal eine breitere, öffentliche Debatte über Antisemitismus. 

Summer: Eine längst überfällige Debatte. 
Steinhauser: Sicherlich längst überfällig und – wie ich vorher schon angerissen habe 

– es war auch eine neue Generation von Juden da. Die sich nicht mehr geduckt 
haben, die ganz einfach die Konfrontation aufgenommen haben. Und die sich 
nicht geschämt haben, sich als Juden zu bekennen.
In der Waldheim-Zeit entstand sogar eine Plattform im zweiten Wiener Ge-
meindebezirk für Juden, die vorher keine jüdische Identität hatten. Zum Groß-
teil waren es Juden, nach dem Krieg geboren und oftmals in kommunistischen 
Familien aufgewachsen, die keine bewusste jüdische Identität hatten. Sie wuss-
ten, dass sie Emigranten waren. Sie wussten, dass sie jüdischer Abstammung wa-
ren. Sie hatten aber keinen Religionsunterricht besucht. Sie sind nie in den Tem-
pel gekommen. In dieser Gruppe im zweiten Bezirk wurde darüber debattiert, 
Juden mit den Juden, die sich ihrer jüdischen Identität erst durch die Wald-
heim-Affäre bewusst wurden. Die auf einmal auch als Juden gebrandmarkt wa-
ren, und sich in der Debatte auch auf die Seite der Juden gestellt haben.

Summer: Es wurde Bewusstsein geschaffen.
Steinhauser: Ja, es wurde Bewusstsein geschaffen über eigene Identitäten. Einerseits 

war der Antisemitismus derartig unverfroren, andererseits hat man sich getraut, 
sich öffentlich dagegen zu wehren.
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Summer: Welche Veränderungen hat dieses öffentlich sich zur Wehr setzen gegen 
Antisemitismus bewirkt? 

Steinhauser: Dieses Wehren hat dann auch dazu geführt, dass sich Leute über anti-
semitische Bemerkungen aufgeregt haben. Es hat seinerzeit in der Kreisky-Ära, 
in Zusammenhang mit dem Bau der UNO-City, antisemitische Attacken gegen 
Kreisky im Parlament gegeben. Damals gab es kein großes Aufbegehren dage-
gen, auch nicht von der Sozialistischen Partei. Nach der Waldheim-Geschichte 
hat man sich derartiges nicht mehr öffentlich leisten können – ohne Wider-
spruch hervorzurufen. Als Haider seine antisemitischen Bemerkungen machte, 
gab es bereits einen allgemeinen Aufschrei dagegen. So war es vor der Wald-
heim-Zeit nicht. 
Dass Antisemitismus ganz einfach nicht mehr unwidersprochen blieb, das war 
eines der Resultate der Waldheim-Debatte. 

Anmerkung 

* Auszüge einem Gespräch, das Sibylle Summer mit Mary Steinhauser geführt hat, 
Sommer 2008

1 Mary Steinhauser (Hg), Totenbuch Theresienstadt. Damit sie nicht vergessen werden. 
Wien, 1987. 



»Anschluss«- Gedenken 2008: Abschied von der Opferthese
Heidemarie Uhl

»Es ist ein gutes Land«, proklamierte am 11. März die Titelseite einer österreichi-
schen Boulevardzeitung und zitierte – durchaus ungewöhnlich für einen Aufma-
cher – 28 Zeilen aus Franz Grillparzers »König Ottokars Glück und Ende« un-
ter dem Motto »der Österreicher denkt sich sein Teil und lässt die anderen reden«. 
Eine führende Tageszeitung forderte anlässlich des Märzgedenkens durchaus pro-
vokant »Österreichs Anschluss an Europas Zukunft« und warnte vor der »Volks-
verhetzung« durch »Vergangenheitsbewältiger« – »Wahrheitsjünger, Hassprediger 
und Moralapostel«. 

Diese Zitate stammen nicht aus dem Gedenkjahr 2008, sondern vom März 
1988, als der Kampf um die Erinnerung seinen Höhepunkt erreichte. Österreich 
war gespalten in zwei geschichtspolitische Lager – Verteidiger der Opferthese auf 
der einen, das »andere Österreich« mit seiner Forderung nach Auseinandersetzung 
mit der verdrängten NS-Vergangenheit auf der anderen Seite. 

Ein Nachkriegsmythos

2008 ist die Berufung auf die Opferthese nur noch eine Minderheitenposition, 
ein Argument aus dem Museum der Nachkriegsmythen, das in den relevanten ge-
sellschaftlichen Deutungsinstanzen, vor allem auch in der Geschichtswissenschaft, 
praktisch keinen Rückhalt hat. 

Umso bemerkenswerter ist es, wenn Otto Habsburg bei einer aktuellen Gedenk-
veranstaltung sagt: »Es gibt keinen Staat in Europa, der mehr Recht hat sich als 
Opfer zu bezeichnen, als es Österreich gewesen ist« – und dabei von den Zuhörern 
mit standing ovations bedacht wird. 

Verweis auf die Moskauer Deklaration

Dass der Abschied von der Opferthese von heftigen Konflikten begleitet wird, ist 
nicht verwunderlich. Die Berufung auf den Status als »erstes Opfer«, mit Verweis 
auf die Moskauer Deklaration in der Unabhängigkeitserklärung vom 27. April 
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1945, berührt das zentrale Narrativ des nationalen Selbstverständnisses der Zwei-
ten Republik. 

Immerhin hatte das offizielle Österreich von 1945 bis 1988 – und darüber hin-
aus – das Argument von Österreich als »erstem Opfer« Hitlerdeutschlands vertre-
ten: 1938 von deutschen Truppen überfallen und besetzt, sieben Jahre unter der 
Fremdherrschaft der braunen Barbaren schmachtend. 

Dass die Jahre 1938-1945 nicht zu »unserer« Geschichte gehören, darüber gab 
bereits die Kapitel-Einteilung der Schul-Geschichtsbücher klar Auskunft: Die ös-
terreichische Geschichte endete im März 1938 und begann wieder im April 1945. 
Was dazwischen lag – der Nationalsozialismus und seine Verbrechen – zählte zur 
deutschen Geschichte. 

»Anschluss« innen und außen

2008 lassen allein die vielfach reproduzierten Bilder der Begeisterung der österrei-
chischen Bevölkerung für den »Anschluss« an Nazi-Deutschland keinen Zweifel 
daran, dass die Opferthese unhaltbar ist. 

Angesichts der medialen Präsenz des »Anschluss«-Jubels erscheint es nahezu not-
wendig, in Erinnerung zu rufen, dass es nicht die Begeisterung der ÖsterreicherIn-
nen war, die den »Anschluss« herbeigeführt hat. Der »Anschluss« von innen war 
nur möglich durch den »Anschluss« von außen, wie Gerhard Botz bereits 1988 
formulierte. 

Im europäischen Trend

Dass die NS-Vergangenheit einer grundlegenden Neubewertung unterzogen wird, 
ist allerdings kein auf Österreich beschränktes Phänomen. Der New Yorker Histo-
riker Tony Judt hat den Zerfall der Nachkriegsmythen und die Neuverhandlungen 
des Geschichtsbildes seit den 1980er Jahren als transnationales Phänomen in Eu-
ropa – und darüber hinaus – charakterisiert. 

Der Abschied von der Opferthese ist insofern die österreichische Variante einer 
gesamteuropäischen Transformation des Geschichtsbewusstseins. 
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Neue Erinnerungskultur

Die dabei entstehende Erinnerungskultur ist etwas durchaus Neues in der Ge-
schichte des nationalen Gedächtnisses, das seit dem 19. Jahrhundert den Stolz auf 
die Geschichte der Nation und/oder den eigenen Opferstatus beschworen hat. 

Mit der Erinnerung an die Involvierung der eigenen Gesellschaft in die NS-Ver-
brechen hat sich seit den 1980er Jahren das neue Format des »negativen Geden-
ken« entwickelt, in dessen Zentrum die historische Schuld von Nationen steht. 
Dabei geht es nicht mehr darum, zu erinnern, was »uns« von den »anderen« ange-
tan wurde, sondern was »wir« den »anderen« angetan haben. 

Mit diesem Schuldgedächtnis verbindet sich ein neuer Maßstab der politischen 
Kultur. Die Reaktionen auf die Konfrontation mit schuldhaften Ereignissen der 
Vergangenheit – etwa jüngst auf das Buch von Jan Gross über Nachkriegspogrome 
in Polen – wurden in den letzten Jahren zu einem Indikator für die zivilgesellschaft-
liche Verfasstheit von Gesellschaften. 

Mittäterschaft ist unbestritten

Österreich, das zeigen die bisherigen Aktivitäten zum »Anschluss«-Gedenken, ist 
2008 in diesem europäischen Mainstream angekommen. Seit der Waldheim-De-
batte 1986 und der Bildung einer Koalitionsregierung mit der FPÖ 2000 hat sich 
Österreichs Image als »Land der Verdrängung«, als »Nazi-Land« und »brauner 
Fleck« auf der Landkarte des europäischen Gedächtnisses verfestigt. 

2008 wird mit einer Vielzahl von Medienberichten, Veranstaltungen, Ausstel-
lungen – von der Oper in der NS-Zeit bis zu den Bibliotheken während des Na-
tionalsozialismus – deutlich, dass die kritische Auseinandersetzung mit einer ver-
drängten NS-Vergangenheit weitgehend zu einer Maxime der politischen Kultur 
geworden ist. 

Dass die österreichische Gesellschaft 1938-1945 integraler Teil des NS-Herr-
schaftssystems war und Mitverantwortung an den Verbrechen des NS-Regimes 
trägt, ist nun weitgehend unbestritten. Was in den 80er Jahren noch zu politisch 
und emotional aufgeladenen Konflikten führte, ist heute geschichtspolitischer 
Konsens, der im öffentlichen Diskurs kaum noch Widerspruch hervorruft. 
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Offizielle Position noch ausständig

Das offizielle Österreich hat sich allerdings öffentlich noch kaum positioniert. Mit 
einiger Spannung können daher die Erklärungen der führenden RepräsentantIn-
nen der Republik bei der »Anschluss«-Gedenkfeier im Parlament am 12. März er-
wartet werden. 

Ob dabei die Re-Inszenierung der traditionellen Konfliktlinien um den März 
1938 im Vordergrund steht oder ob sich Österreich im Rahmen einer transnatio-
nalen europäischen Erinnerungskultur positionieren kann, wird auch in der inter-
nationalen Öffentlichkeit mit Aufmerksamkeit verfolgt. 

Mit Schuschniggs Motto »Gott schütze Österreich« (Schnuschniggs Aussage, 
kein deutsches Blut vergießen zu wollen, wird dabei geflissentlich übersehen) die 
Opferthese zu reaktivieren, erscheint angesichts der Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte als provinzielles Festhalten an den Positionen der Nachkriegszeit. 

2008 lässt sich mit der Berufung auf die Opferthese kein patriotisches Ge-
schichtsbild begründen – sie zeugt vielmehr von der Ignoranz all demgegenüber, 
was gegenwärtige europäische Erinnerungskultur ausmacht. 
 



Die Thematisierung des Widerstandes gegen das NS-Regime in
Zeitgeschichte und Publizistik seit der Waldheim-Debatte 
Brigitte Bailer-Galanda

1978 konnte das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes im Al-
ten Rathaus eine neue, große Ausstellung mit dem Titel »Der österreichische Frei-
heitskampf« eröffnen. Auf eine vergleichsweise ausführliche Darstellung der Ersten 
Republik und des Widerstandes der illegalen Arbeiterbewegung gegen das Regime 
Dollfuß-Schuschnigg folgten Hinweise auf die Verfolgung der Jüdinnen und Ju-
den mit Schwerpunkt Exil, auf das KZ Mauthausen, sogar schon auf die NS-Me-
dizinverbrechen und die Folgen des Zweiten Weltkriegs. Den meisten Raum nahm 
die Erörterung des österreichischen Widerstandes ein, der auch in den Kontext der 
Moskauer Deklaration – der Widerstand als ein von den Alliierten geforderter Bei-
trag Österreichs zur Befreiung vom Nationalsozialismus – gestellt wurde. Österrei-
chische Täter, Bereicherungen aus der Verfolgung und ähnliches kamen nicht zur 
Sprache. Damit entsprach die Ausstellung durchaus der Sichtweise der späten Sieb-
zigerjahre; sie leistete bis zu ihrem Abbau 2005 wertvolle Unterstützung beim Zeit-
geschichtsunterricht zigtausender SchülerInnen. Viele heute Erwachsene sprechen 
die MitarbeiterInnen des DÖW auf diese alte Ausstellung an und erinnern sich 
noch viele Jahre später an ihren Besuch darin.

Ein Jahrzehnt nach der Eröffnung, im Gedenkjahr 1988, hatten sich der Blick-
winkel auf die NS-Zeit und die Schwerpunkte in der Forschung über die Jahre 
1938-1945 grundlegend zu ändern begonnen. 1986 thematisierte der deutsche 
Historikerstreit die Sicht auf und den Umgang mit der NS-Zeit, so die Frage, ob 
eine Historisierung dieser Epoche möglich bzw. wünschenswert sei.1 In Österreich 
rüttelten die Diskussion um die Kriegsvergangenheit des Präsidentschaftskandi-
daten Kurt Waldheim sowie die Ergebnisse der davon ausgelösten wissenschaftli-
chen und journalistischen Recherchen in internationalen Archiven an dem bis da-
hin scheinbar unverrückbaren Bild Österreichs in der NS-Zeit. Vor allem die so 
genannte Opfertheorie von Österreich als dem ersten und unschuldigen Opfer 
der Hitlerschen Aggressionspolitik, die ausschließlich diesen Passus der Moskauer 
Deklaration 1943 in den Blick nahm, die Abschnitte über Österreichs Mitverant-
wortung am Krieg aber außer acht ließ, geriet angesichts der Dokumente über die 
Mitbeteiligung von Österreichern an NS-Verbrechen am Kriegsschauplatz Balkan 
ins Wanken.
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Die Opfertheorie hatte bis dahin aber auch die Folie für die Aufarbeitung der 
NS-Zeit durch die historische Forschung abgegeben, sofern diese sich mit den 
Jahren 1938-1945 überhaupt eingehender befasste. Im Vordergrund war dabei 
die Befassung mit Widerstand gegen das NS-Regime gestanden. Dabei ging es, 
wie Helmut Konrad formuliert, »um die politisch wenig kontroversielle Aufar-
beitung der Geschichte des ›anderen Österreich‹, die auch ihre außenpolitische 
Relevanz« hatte.2 Persönlichkeiten wie Erika Weinzierl, Karl R. Stadler, Herbert 
Steiner übten großen Einfluss auf die Generation der nachkommenden Histori-
kerInnen aus. Zahlreiche der heute namhaften HistorikerInnen Österreichs gin-
gen auch durch die Schule des Dokumentationsarchivs des österreichischen Wi-
derstandes, wo sie – so wie die Verfasserin selbst – auf die Überlebenden von 
Widerstand und Verfolgung trafen, die dort als ehrenamtliche MitarbeiterIn-
nen wirkten. Diese Männer und Frauen repräsentierten für diese damals junge 
HistorikerInnengeneration das »andere Österreich«, das sie oftmals in ihrem ei-
genen Herkunftsumfeld nicht hatten kennen lernen können und das sie umso 
mehr beeindruckte.3 In einer angepassten Mitläufergesellschaft schienen die Wi-
derstandskämpfer im Rückblick als herausragende Helden, dies beeinflusste die 
Widerstandsforschung ebenso wie die für das heutige Gefühl stark heroisierende 
Darstellung des Widerstands in der Publizistik. Wenn auch aus dem Kreis der 
MitarbeiterInnen und Freunde des DÖW die ersten in Österreich überhaupt ver-
öffentlichten Arbeiten zur Verfolgung von Jüdinnen und Juden sowie Roma und 
Sinti stammten4 und diese Bereiche in den seit Mitte der siebziger Jahre erschei-
nenden Dokumenteneditionen des DÖW5 stets thematisiert wurden, blieb die 
Geschichte der Verfolgung dem gegenüber lange Zeit im Hintergrund. Die über-
lebenden Verfolgten selbst sprachen nur ungern darüber, sie sahen sich im ös-
terreichischen Nachkriegskonsens nach wie vor an den Rand gedrängt und mit 
Vorurteilen konfrontiert. Berechtigte Forderungen nach Entschädigungsmaßnah-
men prallten zumeist auf Unverständnis und konnten nur mit Hilfe internationa-
len Drucks realisiert werden.6 Und jene, die zwar nach den Nürnberger Gesetzen 
als Juden gegolten hatten, sich selbst jedoch in erster Linie als politische Wider-
standskämpfer begriffen, wie der Gründer des DÖW, Herbert Steiner, und zahl-
reiche, leider auch schon verstorbene ehrenamtliche MitarbeiterInnen der Grün-
dergeneration des DÖW, sprachen über politisches Exil und Widerstand, nicht 
aber die Shoa. 

Die Waldheim-Debatte sowie eine Fülle historischer Arbeiten, die im Vor- und 
Umfeld des Gedenkjahres 1988 entstanden sind, rüttelten nun erstmals an diesem 
bis dahin vorherrschenden Geschichtsbild, wenn auch der Bundespressedienst in 
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einer 1988 veröffentlichten Broschüre unverrückbar an der Theorie von Österreich 
als Opfer festhielt.7 Mit den österreichischen Tätern rückten die Opfer dieser Täter 
nun stärker ins Blickfeld, erste Arbeiten zu »Arisierungen« wurden veröffentlicht8 
und seitens Überlebender, wie des kürzlich verstorbenen Albert Sternfeld, wurde 
die unzureichende Entschädigung der NS-Opfer, insbesondere der 1938 und da-
nach aus Österreich Vertriebenen öffentlich thematisiert9. 

Im westlichen Ausland hatten die Wahl Waldheims zum Bundespräsidenten 
und die Reaktionen des offiziellen Österreich zu einer Beschädigung des Öster-
reichbildes geführt, die Republik hatte bekanntlich ein »Image-Problem«.

In der Widerstandsforschung sahen manche kritisch Denkende nunmehr Ver-
suche einer Imagepflege für Österreich, die der Legitimierung der Opfertheorie 
dienen solle. Hatte doch Außenminister Karl Gruber, zur Untermauerung der ös-
terreichischen Position als erstem Opfer bei den Staatsvertragshandlungen Ende 
Jänner 1947 in London, die österreichische Widerstandsbereitschaft gegen das NS-
Regime extrem überbetont, worauf seitens kritischer Historiker als Nachweis der 
Legitimitätsfunktion des Widerstandes nun auch verwiesen wurde. In diese Kri-
tik der Instrumentalisierung des Widerstandes wurde auch das DÖW mit einbe-
zogen, Österreich brauche kein Dokumentationsarchiv des Widerstandes, sondern 
eines der Mittäterschaft und des Nationalsozialismus, wurde behauptet.10 In Ver-
kennung der Zeitumstände bei der Gründung des DÖW 1963 wurde angenom-
men, diese Gründung sei seitens der Republik als Alibi zur Untermauerung der 
Opfertheorie angeregt worden. Tatsächlich war diese ausschließlich der Initiative 
von Vertretern der Opferverbände und engagierter Wissenschafter zu danken, die 
die damals um sich greifende Leugnung bzw. Verniedlichung des österreichischen 
Widerstandes und der NS-Verbrechen nicht tatenlos hinzunehmen bereit waren.11 
In einer Überreaktion auf die Täterdiskussion sahen manche nunmehr alle Öster-
reicherInnen der NS-Zeit als Mittäter und drängten gleichzeitig die Erinnerung 
an den, dem gegenüber nicht ins Gewicht fallenden, Widerstand aus dem Blick-
feld. Hatten bis dahin Publizisten wie »Staberl« in der »Kronen-Zeitung« (»Doku-
mentationsarchiv eines in Wirklichkeit doch niemals existent gewesenen österrei-
chischen Widerstandes«12), Rechtsextreme und so manche Stammtischrunde den 
Widerstand angezweifelt oder bagatellisiert, geschah dasselbe nun von Seiten ei-
ner neuen, sich als kritisch verstehenden, parteilich ungebundenen Linken, bzw. 
einer neuen Historikergeneration.13 Historiker, die die Begeisterung eines Teiles 
der österreichischen Bevölkerung für den »Anschluss« sowie die Tatsache unter-
strichen, dass dieser nicht nur das Ergebnis des Einmarsches der Deutschen Wehr-
macht, sondern auch einer nationalsozialistischen Machtübernahme in Österreich 
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selbst war, erhielten plötzlich Beifall aus der rechtsextremen und deutschnationa-
len Ecke. Hatten deren Publizisten doch schon immer den freudigen Zusammen-
schluss Österreichs mit dem Deutschen Reich betont. 

In internationaler Hinsicht haben im letzten Jahrzehnt auch in anderen europäi-
schen Staaten HistorikerInnen und PublizistInnen die Kollaboration mit den deut-
schen Besatzern zu hinterfragen begonnen, erwähnt seien Frankreich, die Nieder-
lande oder auch Dänemark. Auch dort nimmt man notwendigerweise vom Bild 
der allumfassend widerständigen Nation Abschied.

Die laut eingeforderte Täterforschung steckt – von Ausnahmen abgesehen14 – 
in Österreich noch immer in ihren Anfängen, hier bleibt noch viel zu tun. Einen 
deutlichen Aufschwung erlebte nach 1986/88 hingegen die Opferforschung, nicht 
nur in Österreich. Zur Erforschung des Widerstands schien schon so viel geleis-
tet, während es im Bereich der verschiedenen Opfergruppen, allen voran Jüdinnen 
und Juden, aber auch Roma und Sinti, Behinderte, Homosexuelle, noch zahlrei-
che Forschungslücken zu füllen galt. Im DÖW entstanden in der Folge – auf-
grund einer Anregung von Yad Vashem, knapp, aber doch finanziert vorwiegend 
von der Republik – die großen Datensammlungen zu den mehr als 62.000 mitt-
lerweile erfassten österreichischen Holocaust-Opfern und wichtige Forschungs-
arbeiten zur Geschichte der NS-Euthanasie; sowie im Umfeld des DÖW zum 
Umgang der Republik Österreich mit der NS-Vergangenheit, einerseits mit der 
justiziellen Ahndung von NS-Verbrechen, andererseits zu Entschädigungs- und 
Restitutionsmaßnahmen.

1998 fand dieser Wandel – neben der Wirkung anderer relevanter, vor allem 
auch internationaler Faktoren, wie der Diskussion um NS-Opferkonten in der 
Schweiz, Entschädigung für ZwangsarbeiterInnen oder »arisierte« Kunstwerke15 – 
seinen Ausdruck in der Konstituierung der Österreichischen Historikerkommis-
sion zur Erforschung von Vermögensentzug in der NS-Zeit. In den von ihr beauf-
tragten wissenschaftlichen Arbeiten spielte die Frage nach der Partizipation von 
ÖsterreicherInnen an diesem erzwungenen Vermögenstransfer ebenso eine wesent-
liche Rolle wie die rechtliche Situation und Verantwortung der Republik Öster-
reich nach 1945 für Entschädigung und Restitution. Widerstand wurde nur im 
Zusammenhang mit der Frage des Vermögensentzugs aus politischen Gründen 
behandelt.

Mittlerweile bahnt sich aber eine neue differenzierte und ausgewogene Sicht-
weise ihren Weg, die ihren Ausdruck unter anderem – um beim Einleitungsbei-
spiel des DÖW zu bleiben – in der 2005 eröffneten neuen Dauerausstellung findet, 
die mit gutem Grund keinen Titel hat: Der historische Bogen ist zu weit gespannt, 
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die behandelten Themen sind zu vielfältig, um sie in einen kurzen Titel zwingen 
zu können. Die räumliche Anordnung der thematischen Bereiche trägt geänderten 
Sichtweisen Rechnung: Das Kapitel Widerstand wurde sozusagen »eingezwängt« 
zwischen Judenverfolgung und Verfolgung der Roma und Sinti platziert. Wider-
stand wird in realistischer Einschätzung als wesentliche Tat einer vergleichsweisen 
Minderheit gesehen, die inmitten eines repressiven Regimes und gefährdet durch 
eine feindliche oder gleichgültige Mehrheit große Entschlossenheit, Überzeugung 
und Mut erforderte. 

Das DÖW selbst widmet sein derzeit größtes Forschungsprojekt – die nament-
liche Erfassung der Opfer politischer Verfolgung – der Widerstandsforschung. Das 
Projekt soll unter anderem auch die stets nachgefragten, aber auf seriöser Grund-
lage nicht verfügbaren Zahlen zu den Opfern des Widerstandes erarbeiten. Nur 
zur Beteiligung von ÖsterreicherInnen am spanischen Bürgerkrieg liegen dank 
der unermüdlichen Recherchen von Hans Landauer vergleichsweise genaue An-
gaben vor.16 

Im Vergleich zur wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Widerstand, 
wie sie deutsche KollegInnen vorgelegt haben, ergeben sich für Österreich noch 
durchaus Forschungsdesiderata, die auch einen kritischen Blick auf den Wider-
stand miteinschließen. Für welche gesellschaftlich-politischen Konzepte sind die 
Männer und Frauen des Widerstands eigentlich eingetreten? Welche Stellung be-
zogen sie zum Mord an Behinderten bzw. zur Shoa? Die Heraushebung der Wi-
derstandskämpferInnen als HeldInnen, d. h. die Betonung ihres ganz besonders 
mutigen Charakters, dient genau besehen abermals dazu, die Mehrheit, die nicht 
Widerstand leistete, pauschal zu entschuldigen – sie hatte halt nicht den ganz be-
sonderen Mut. Damit wird ein ähnlicher Mechanismus in Gang gesetzt wie bei 
der Dämonisierung der NS-Verbrecher – pathologische Gestalten, mit denen der 
Durchschnittsbürger nichts gemein hatte. Beide Argumentationen leisten der 
Nicht-Aufarbeitung von Partizipation und Teilhabe Vorschub. Widerstandskämp-
ferInnen sind bewundernswert, gerade aber deswegen, weil sie Frauen und Män-
ner wie andere auch waren. Und Täter waren keine Teufel, sondern »ganz normale 
Männer« (Christopher Browning). 

Das DÖW hat sich seit seiner Gründung vor beinahe 45 Jahren stets mit Wi-
derstands- und Opferforschung befasst, es wird dies auch weiterhin tun, da der von 
manchen Kritikern konstruierte Gegensatz zwischen diesen beiden Arbeitsberei-
chen17 nicht nachvollzogen werden kann.
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»Waldheim revisited« Historisierung, Hysterie 
und Schulterschluss1

Robert Knight

Gewidmet der Erinnerung an Michael Weinzierl

Um meine Karten auf den Tisch zu legen: Ich bin jemand, der 1986 der Meinung 
war, Waldheim sei nicht würdig, österreichischer Bundespräsident zu werden, und 
dieser Meinung bin ich auch heute noch. Ich sehe rückblickend die Mobilisierung 
gegen Waldheims Kandidatur nicht als Heldenepos, aber ich glaube, sie war zu ei-
nem Großteil gerechtfertigt (was natürlich nicht heißt, dass jeder Vorwurf oder 
Verdacht wohlbegründet war). Trotzdem werde ich mich bemühen, so etwas wie 
Selbstreflexion im Sinne von Selbstkritik in meine Beobachtungen der Ereignisse 
von vor zwanzig Jahren einfließen zu lassen. Ich tue das als ausländischer Beob-
achter und als Teilzeitakteur in diesem Drama – nicht mit irgendeiner (bewussten) 
narzisstischen Absicht, sondern weil ich meine, damit eventuell Einsichten zur Be-
ziehung zwischen Politik, Macht und Geschichte sein bieten zu können.

Aber ist die Waldheim-Affäre tatsächlich Geschichte? Oder ist sie wenigstens auf 
dem Weg dazu, Geschichte zu werden? Es gibt darauf wohl keine eindeutige Antwort, 
aber die Frage verlangt nach einer kurzen Analyse des Begriffs »Historisierung«.

Es ist dies ein in vielfältiger Weise aufgeladener Begriff. Seine Definition war 
immer schwammig und hing immer von den jeweiligen Zielen und Voreingenom-
menheiten der oder des Definierenden ab. Besonders deutlich wurde das im west-
deutschen Historikerstreit. Diese Kontroverse, die fast zeitgleich mit der Wald-
heim-Affäre stattfand, ist in der Beurteilung der letzteren, aber auch für die aktuelle 
österreichische Diskussion um das »Haus der Geschichte« ein wichtiger Referenz-
punkt: Auch damals wurde das Projekt eines Nationalmuseums diskutiert, auch 
damals war eine revisionistische Historiographie einer kritischen Überprüfung un-
terzogen. Auch damals wurde der historiographische Disput von vielen Beteilig-
ten als Kampf um die Erlangung einer hegemonialen »Deutungshoheit« gesehen. 
Dementsprechend verbittert wurde mit viel Pathos, aber natürlich auch einem ge-
hörigen Maß an Selbstüberschätzung um Positionen gerungen. Symptomatisch da-
für ein Satz, den Michael Stürmer, damals Berater von Helmut Kohl, prägte: »[…] 
daß in geschichtslosem Land die Zukunft gewinnt, wer die Erinnerung füllt, die 
Begriffe prägt und die Vergangenheit deutet«.2
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Der Begriff »Historisierung« wurde von Ernst Nolte in das Gewand einer aufge-
blasenen Geschichtsphilosophie gekleidet, die dazu dienen sollte, den Holocaust in 
einem breiteren historischen und geographischen Rahmen zu platzieren. Bei die-
sem seinem Unterfangen ging Nolte in der Geschichte zurück bis zur Oktoberre-
volution und in den fernen Osten zu den Massenmorden Pol Pots. Trotz seiner De-
mentis war die revisionistische Absicht seines Tun offensichtlich. Sie wurde klarer, 
als er, abstrus argumentierend, die Frage aufwarf, ob der Holocaust nicht eine prä-
ventive Reaktion auf die »asiatischen« Verbrechen der Bolschewiki gewesen sein 
könnte. Auf seriösere Art und Weise wurde der Begriff von Martin Broszat in sei-
nem Appell behandelt, den Nationalsozialismus zu »historisieren«. Broszats Ver-
ständnis des Begriffs Historisierung stand stärker in der Tradition des Historismus, 
der immer unterstrichen hatte, dass jede Epoche für sich, frei von wertenden Ur-
teilen späterer Generationen, gesehen werden solle.

In Bezug auf Nazideutschland hieß das für Broszat, diese Ära sowohl »gewöhn-
licher«, gleichzeitig aber auch komplexer zu sehen, als in jenen schroffen schwarz 
weiß -Tönen (die etwa im Dualismus »Anhänger des Regimes« vs. »Widerstands-
kämpfer« zum Ausdruck kommen), von denen er annahm, dass sie die zeitgenös-
sische Sicht auf die Nazi-Diktatur bestimmten. Nach Broszat hat »das lehrerhafte 
Bedürfnis, gerade in Bezug auf diese Thematik eindeutige Bilder und Maßstäbe 
zu schaffen, […] vielfach zur unhistorischen Monumentalisierung wie zur Aus-
klammerung von Tabu-Zonen besonders beigetragen«. Ich bin der Auffassung, dass 
Broszats Appell ernst genommen werden sollte. Er entsprang einem »pädagogi-
schen« Anliegen, das Dritte Reich für Generationen verständlicher zu machen, die 
es selbst nicht durchlebt hatten.3 

Das kleine Buch von Andreas Hillgruber, »Zweierlei Untergang«, das Haber-
mas’ Polemik in der Zeit auslöste, warf, wiewohl es sich weder mit Theorie noch 
mit Methodologie befasste, die Frage auf, was das »Objekt« des Historisierens 
denn sein sollte. Hillgruber stellte das seiner Meinung nach verzweifelte Dilemma 
deutscher Entscheidungsträger an der Ostfront am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges dar, die versuchten, so viele (deutsche) Zivilisten wie möglich vor der heranrü-
ckenden Roten Armee zu retten. Er zog eine für nachkommende Historiker ver-
blüffende Schlussfolgerung: »Schaut der Historiker auf die Winter-Katastrophe 
1944/45, so bleibt ihm nur eine Position, auch wenn sie im Einzelfall oft schwer 
einzulösen ist: er muss sich mit dem konkreten Schicksal der deutschen Bevölke-
rung im Osten und mit den verzweifelten und opferreichen Anstrengungen des 
deutschen Ostheeres und der deutschen Marine im Ostseebereich identifizieren 
[…]«.4
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Warum, fragten Kritiker, »muss« sich der Historiker mit diesen Personen identi-
fizieren, und nur mit diesen allein? Die Antwort scheint in einer vorrationalen Lo-
yalität zu einer deutschen (Volks)Gemeinschaft zu liegen. 

In Summe ging der Begriff »Historisierung« aus dem Historikerstreit als äußerst 
schlecht definierter Terminus mit apologetischem Potential hervor. In den Worten 
von Charles Maier: Historisierung »must risk apology, but need not lead to it«.5 
Wenn die »Historisierung« irgendeine rationale Begründung hatte, dann jene von 
Broszats pädagogischem Anliegen, eine postnationalsozialistische Generation über 
ein übles Regime aufzuklären. 

In jüngeren Debatten sind die problematischen Implikationen der »Historisie-
rung« nicht weniger stark hervorgetreten. Es gibt die wachsende Tendenz, sie von 
NS- auf PostNS-Themen auszuweiten, das heißt auf die Ausflüchte, Verdrängun-
gen und Fehler der Nachkriegsgesellschaften. Diese Ausweitung ist signifikant, ob-
wohl ihre Bedeutung oft übersehen wird.6 Erstens heißt das, dass Broszats pädago-
gische Begründung für die Historisierung großteils verschwunden ist. Die profane 
politische und gesellschaftliche Landschaft der Nachkriegszeit, der Wiederaufbau, 
der Kompromiss können je nach Standpunkt als schäbig oder schwer zu fassen, als 
notwendig oder als Teil einer Erfolgsgeschichte gesehen werden, aber es ist sicher 
keine Ära, die droht, sich dem Verständnis einer späteren Generation völlig zu ent-
ziehen. Mit dem Aufweichen der pädagogischen Begründung tritt das apologeti-
sche Potential der »Historisierung« schärfer hervor. Auch in der Diskussion über 
Nachkriegsösterreich zeigt sich, dass trotz aller Veränderungen der apologetische 
Zweck stets der gleiche bleibt.

So werden die österreichischen Versäumnisse bei Restitution oder Entnazifi-
zierung öfter mit einem oder mehreren Faktoren begründet: Dem ökonomischen 
Elend, in dem ein Gutteil der Bevölkerung lebte, dem engen budgetären Spiel-
raum, der Bedeutung der ehemaligen NSDAP-Mitglieder und Sympathisanten als 
Wähler, der rechtlichen Auswirkungen der Okkupationstheorie, der »Moskauer 
Deklaration« von 1943. In fast allen diesen Fällen ist die Argumentation ähnlich: 
Im gegebenen »historischen Kontext« hätten Akteure nicht anders handeln kön-
nen, als sie es dann ohnehin taten. 

Diese rhetorisch apologetische Funktion der »Historisierung« wird noch klarer 
durch ihre Gegenworte deutlich. Wenn nicht »Moralismus«7, ist es »Emotion« oder 
wie im Falle Waldheim »Hysterie«. Hier wird eine implizierte Deklination deut-
lich: »Ich historisiere, du moralisierst, er/sie/es hysterisiert«.

Dieser Punkt kann kurz anhand von Michael Gehlers Diskussion der Wald-
heim-Affäre veranschaulicht werden. Historisierung erscheint hier als Versuch, eine 
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durch und durch einseitige Version der Ereignisse als scheinbar ausgeglichen und 
unparteiisch wirken zu lassen. In ihrem Sammelband über österreichische Skan-
dale verstehen er und sein Mitherausgeber Hubert Sickinger »Historisierung« als 
ein Gegenmittel zum medial verbreiteten Bild, dass die Skandale der Achtziger ein 
neues Phänomen gewesen wären. Diese Motivation erscheint zu einem großen Teil 
gegenwartsbezogen – und ist somit das direkte Gegenteil des konventionellen Ver-
ständnisses der Prämissen von Historisierung.8 

Die apologetische Stoßrichtung wird klarer in Gehlers Darstellung der Wald-
heim-Affäre, die ebenso tendenziös wie reichlich mit Fußnoten versehen ist. Einige 
wenige Beispiele werden genügen, um das zu verdeutlichen. Ein scheinbar »objek-
tiver« Verweis auf Waldheims »verhängnisvolle und wenig überzeugende Rechtfer-
tigung, er habe damals nur seine ›Pflicht‹ getan« wird hier sofort durch die Über-
schrift »Waldheim trotz ›Campaign‹ gewählt«, unterminiert. Sollte es nicht eher 
heißen: ›Waldheim wird trotz seiner wenig überzeugenden Rechtfertigung ge-
wählt‹? Im Zusammenhang mit dem Jüdischen Weltkongress stellt sich das Hillgru-
ber-Problem selektiver Identifikation. »Historisierung« wird nur auf die Personen 
angewandt, mit deren Standpunkten der Autor sympathisiert, zuvorderst die Ent-
scheidungsträger des Ballhausplatzes. Die Entscheidungsträger des jüdischen Welt-
kongresses werden nicht historisiert. Gehler bemerkt lediglich, sie seien eine Lobby 
und bedauert, sie seien weniger an »seriöse[r] historische[r]-wissenschaftliche[r] 
Aufarbeitung« interessiert sind als daran, »die Instrumentalisierung der NS-Ver-
gangenheit zur Delegitimierung des ›Gegners‹ und zur eigenen politischen Vor-
teilsverschaffung« zu nutzen.9

Was ist mit dem historischen Kontext der Kritik an Waldheim? Hier übernimmt 
Gehler die Perspektive von Waldheims prominentem Unterstützer und früheren Ar-
beitgeber, des ehemaligen Außenministers Karl Gruber. Grubers Hauptargument in 
einer Radiodiskussion mit Peter Huemer und mir war, dass der WJC (und Jehuda 
Wallach, das israelische Mitglied der Historikerkommission, die eingerichtet wor-
den war, um Waldheims Aktivitäten während des Zweiten Weltkrieges zu durch-
leuchten) Waldheim feindlich gesonnen gewesen seien, da sie über die österreichi-
sche Restitutions- und Kompensationspolitik verärgert waren und nun auf künftige 
materielle Konzessionen hofften. Für Gehler ist Grubers kaum verhüllter antise-
mitischer Diskurs bloß »direkt und spontan« und basierte auf der Realität, da das 
Commitee for Jewish Claims tatsächlich kurz davor eine Anfrage um verstärkte ös-
terreichische »Wiedergutmachung« vorbereitet hatte.10 An anderer Stelle wird Gru-
bers »Historisierung« von Österreichs Nachkriegsschwierigkeiten als eine Erklärung 
und sogar Rechtfertigung für Defizite in der Restitutionspolitik akzeptiert. 
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Wenn Michael Gehler selbst, wie jüngst in einer ausführlicheren Diskussion, 
versucht, eine historische Darstellung dieser Zusammenhänge zu geben, verstrickt 
er sich immer tiefer in Widersprüche. Er beginnt mit einer scheinbar »realistischen« 
Rechtfertigung der »Opferthese«, indem er behauptet, dass deren Urheber, die ös-
terreichischen politischen Eliten, einfach ihre Arbeit gemacht und die Interessen 
des Landes vertreten hätten. Ihr Abgehen von wissenschaftlicher Korrektheit ist, 
anders als das des WJC, zu entschuldigen, ja, es verstünde sich in diesem Zusam-
menhang von selbst. Gehler ähnelt Stürmer, wenn er meint, »die politische Deu-
tungshoheit über die Geschichte eines Landes war und ist außerdem eine Macht-
frage«. Aber, vielleicht ein wenig beunruhigt von der Logik seiner Position, fügt er 
hinzu: »Die ›Instrumentalisierung‹ der Opferthese des Staates Österreich entbehrte 
… weder historischer Berechtigung noch politischer Sinnhaftigkeit«. 

Folgerichtig erscheint Historisierung als nicht mehr denn eine »ausgewogene 
Interpretation« und Gehler sieht die Hindernisse zu solcher Ausgewogenheit nicht 
bloß in der Kritik an Österreichs »Opfermythos«, sondern auch in der Kritik die-
ser Kritik. Das überrascht, denn sein angebliches Gleichmaß widerspricht seiner ei-
genen Kritik am WJC. So verwirrend Gehlers Darstellung auch ist, so klar ist die 
Stoßrichtung seiner Schlussfolgerungen: Waldheims Kritiker missbrauchten die 
Geschichte, verglichen mit ihren Vergehen scheinen Waldheims Fehler harmlos. 

Im Gegensatz zu all dem gebe ich nicht vor, dass meine Kommentare objektiv 
sind oder eine »Historisierung« der Affäre Waldheim bringen. Sie sind ohne Zwei-
fel parteiisch. Es liegt an anderen zu beurteilen, ob ich in Hysterie abgleite.

II. 

Mein Waldheim-Jahr begann, als ich im März 1986 auf dem Weg nach Wien für ei-
nen Forschungsaufenthalt in der Süddeutschen Zeitung einen Artikel las. Bei meiner 
Ankunft traf ich bei meinen Freunden und Bekannten auf Unglauben, als Stück 
für Stück Details über Waldheims Aktivitäten während des Krieges auftauchten. 
Der Kontrast zwischen dem, was man in seiner Autobiographie lesen konnte und 
dem, was nun herauskam, vor allem die Auslassung jeglichen Hinweises auf seine 
Tätigkeit im Generalstab von General Loehr in Jugoslawien, war bemerkenswert. 

Die Tatsache, dass die SPÖ die Veröffentlichung dieser Informationen betrie-
ben haben könnte, um Waldheim zu diskreditieren, ist sehr bedeutsam. Die offen-
sichtliche Heuchelei der SPÖ verursachte und verursacht auch heute noch beson-
dere Wut bei Waldheims Befürwortern, auch angesichts des Verhaltens der SPÖ in 
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der Nachkriegszeit in Bezug auf das NS-Erbe. Im Kontext weitgehend großkoali-
tionärer Politik schien die SPÖ einen impliziten »Nichtangriffspakt« in der »Na-
zifrage« gebrochen zu haben. Dieser »Pakt« war vielleicht kein eindeutiger »Schul-
terschluss«, aber er beinhaltete eine unausgesprochene Vereinbarung, dass die 
»braunen Flecken« der jeweils anderen Seite nicht ausgenutzt werden sollten.11 Der 
Bruch dieses ungeschriebenen Paktes durch die SPÖ im Jahr 1986 könnte als Ant-
wort auf das Erstarken der Grünen zulasten der Sozialdemokratie gesehen werden. 
Auf jeden Fall verstärkte die Waldheim-Affäre diese Schwächung der SPÖ, was sich 
auch daran zeigte, dass die Führung der Partei nicht in der Lage war, die historisch-
politische Debatte zu kontrollieren, die zu beginnen sie geholfen hatte. Wenn, wie 
die Waldheim-Anhänger behaupteten, die Enthüllungen über Waldheim Teil einer 
»campaign« waren, dann entglitten die Ereignisse fast sofort der Kontrolle des Ge-
neralstabes dieses Feldzuges. 

Jedenfalls war die Rolle der SPÖ und ihre (wahre, zugeschriebene oder stark 
übertriebene) »campaign« nur ein Nebenthema, verglichen mit Waldheims Un-
aufrichtigkeit. Sein ständiges Ausweichen betraf immerhin das Thema seiner Ak-
tivität in der deutschen Wehrmacht und ihrem Wüten auf einem der blutigsten 
und grausamsten Kriegsschauplätze. Waldheims Lavieren und seine Ausweich-
manöver hätten schon zu diesem Zeitpunkt seinen Rückzug aus dem Präsident-
schaftswahlkampf zur Folge haben sollen. In diesem Sinn war eine möglicherweise 
strafrechtlich relevante Schuld Waldheims nie ein Thema, sie war ein gigantisches 
Ablenkungsmanöver. Seitens seiner Gegner war es nicht zuletzt angesichts seiner 
Reaktionen sicherlich eine vernünftige Arbeitshypothese, anzunehmen, dass Wald-
heim etwas zu verstecken hatte. 

Nichtsdestotrotz muss ich, im Geiste der Selbstkritik, einräumen, dass viele 
wahrscheinlich einem positivistisch-moralistischen Fehlschluss insofern erlegen 
sind, als sie annahmen, Archivrecherche könne empirische Beweise für das mo-
ralisch Erwünschte erbringen, nämlich einen unwürdigen Politiker daran zu hin-
dern, zum Präsidenten gewählt zu werden. Wie andere auch, versuchte ich in bri-
tischen Archiven Informationen über Waldheim zu finden. Ich muss zugeben, dass 
ich enttäuscht war, als ich den »rauchenden Colt« nicht fand, obwohl ich sicher 
auch enttäuscht gewesen wäre, wenn später ein belastendes Dokument aufgetaucht 
wäre, das ich womöglich übersehen hätte.

Jemand, der »belastendes Material« selber schrieb, war der serbische Archivar 
Dušan Plenca. Er verkaufte dem Spiegel ein gefälschtes Dokument, von dem er be-
hauptete, es beweise Waldheims kriminelle Verwicklung in die Deportation von 
Zivilisten. Aber Plencas Fälschung war nicht Teil einer »campaign« der Wahrheits-



76 Robert Knight

verdrehung, um Waldheims Rücktritt zu erzwingen. Ich erinnere mich, den viel zu 
früh verstorbenen Hubertus Czernin, damals Journalist bei profil, gefragt zu haben, 
ob er denn sicher wäre, dass die Plenca-Dokumente gefälscht wären. Er sagte mir, 
dass die Beweislast erdrückend sei und alles für eine Fälschung spreche. Herausra-
gender Journalist, der er war, erklärte er das auch den Lesern des profil.

Waldheims Wahl brachte Österreich ins internationale Scheinwerferlicht, in 
dem es auf diese Art seit Jahrzehnten nicht mehr war. Viele Kommentatoren be-
merkten die Ironie, die in der Tatsache lag, dass Waldheim von der ÖVP als jemand 
gepriesen worden war, der international anerkannt wäre und der nun Zentrum 
eines internationalen Skandals geworden war. Das herausfordernde »Wir wählen 
wen wir wollen« ist oft als Ausdruck eines trotzigen Provinzlertums oder engstirni-
gen Patriotismus interpretiert worden. Es ist auch öfter hervorgestrichen worden, 
dass dieser Reflex und die Taktik des Schulterschlusses nichts spezifisch Österrei-
chisches wären. Doch von ebenso großer Bedeutung war die Mobilisierung gegen 
Waldheim, wie Mahnwachen und andere Aktivitäten, die offenbarten, wie polari-
siert die österreichische Gesellschaft war. Österreichischer Groll über Einmischung 
von außen muss im Zusammenhang mit der Anerkennung gesehen werden, die die 
österreichischen Außenpolitik-Eliten international gesucht und in der Regel auch 
gefunden hatten. In den Achtzigern hatte sich das internationale Klima aus unter-
schiedlichsten Gründen gewandelt. Eine neue Sensibilität hinsichtlich des Holo-
causts, aber auch eine Politik der Sensibilisierung hatten sich entwickelt. Österreich 
wurde nicht, wie manche behaupteten, herausgepickt und dem prüfenden Blick 
der Welt ausgesetzt – es war eben einfach nicht mehr so immun gegen einen sol-
chen prüfenden Blick wie in der Vergangenheit.12 

Das könnte den kleinen Furor erklären, den die Veröffentlichung eines Artikels 
von mir im Times Literary Supplement im Oktober 1986 verursachte. Ich versuchte 
darin, die Waldheim-Affäre in den Kontext einer krisengeschüttelten österreichi-
schen Geschichte als einer Geschichte von Ausflüchten in der Nachkriegszeit zu stel-
len. Ich warf in weiterer Folge die Frage auf, ob diese Ausflüchte in irgendeiner Weise 
der österreichischen Erfolgsstory abträglich gewesen wären, und kam zum Schluss, 
dass dies nicht der Fall gewesen sei, es vielmehr ganz so aussehe, als ob Bruno Kreis-
kys Diktum durchaus zutreffe, der gemeint hatte, »Vergangenheitsbewältigung« sei 
»nichts als Gerede.« Diese Tatsache bezeichnete ich als deprimierend.13

Mein Artikel rief den damaligen österreichischen Außenminister Peter Janko-
witsch auf den Plan, der an die österreichischen Historiker appellierte, meinen Ar-
tikel einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Es war, wie Charles Maier es aus-
drückte, eine »ungewöhnliche« Aktion für einen Außenminister.14 Es ist kaum zu 



77»Waldheim revisited« ...

glauben, dass sein Ärger allein durch den Inhalt des Artikels hervorgerufen worden 
war, der inhaltlich kaum über den (zugegebenermaßen linksliberalen) Mainstream 
der österreichischen Historiographie hinausging, wie Gerhard Botz bemerkt hat.15 
Das außergewöhnliche war also das publizistische Forum, in dem dieser Inhalt ver-
öffentlicht worden war: dieses war international und prominent. 

Außerdem hatte Jankowitsch, der im Juni 1986 von Franz Vranitzky zum öster-
reichischen Außenminister bestellt worden war, viel Energie auf eine Gegenaktion 
zur Förderung des österreichischen Images im Ausland verwendet.16 Mein Artikel 
war genau der Strom, gegen den er anschwamm. Anfang November, etwa einen 
Monat nach der Veröffentlichung meines skandalisierten Artikels, traf ich Janko-
witsch in privatem Rahmen in Wien. Er versuchte, mir zu erklären, dass ich meh-
reren Irrtümern und Missverständnissen aufgesessen sei, dass mein Artikel Teil ei-
ner größeren Bedrohung Österreichs sei. Ich erinnere mich, seinen Monolog nach 
ungefähr einer Stunde mit den Worten »Ich hätte auch etwas zu sagen« unterbro-
chen zu haben, um dann meinen Standpunkt darzulegen. Jankowitsch schloss un-
sere Diskussion mit der Bemerkung, ich sei einer von mehreren Historikern, »die 
unterstellen wollen, dass wir alle verkappte Nazis sind und alles umsonst war.« Es 
sei dies »der Versuch, uns zu marginalisieren.« Bevor wir uns verabschiedeten fragte 
er mich, ob ich bereit sei, meine Ansichten zu diskutieren, beispielsweise bei einem 
Vortrag im Renner-Institut. 

In dem Brief, den Jankowitsch wenige Wochen später an mehrere österreichische 
Historiker richtete, beschrieb er meinen Artikel als Zeichen dafür, dass die »Medi-
enkampagne« gegen Österreich nun auch ins akademische Milieu überschwappe: 
»Ich halte persönlich die Art, in der sich Herr Knight mit der Vergangenheit Österreichs, 
besonders mit der Rolle von Nationalsozialismus und Antisemitismus im öffentlichen 
Leben Österreichs auseinandersetzt, für überaus bedenklich, da in dieser Form der Dar-
stellung ganz offenbar der Nukleus eines neuen Österreich-Bildes enthalten ist, das zu 
einer radikalen Neueinschätzung der Zweiten Republik führen könnte.

Welche Folgen die allgemeine Übernahme einer solchen Sicht durch die Zeitge-
schichtsschreibung über Österreich haben könnte, bedarf keiner großen Phantasie. Viele 
der Werte, mit denen in der Vergangenheit Österreich, insbesondere aber die zweite 
Republik identifiziert wurden, würden in ihr Gegenteil umgekehrt. Im Nachhinein 
würde ein ›Anschluss‹ Österreichs an eine Vergangenheit vollzogen, von der sich unser 
Land und seine Menschen längst befreit wähnten.«

Jankowitsch schickte meinen Artikel an die Historiker »mit der Bitte um einge-
hende Prüfung der darin enthaltenen Thesen […] scheinen mir vor allem die österreichi-
schen Zeitgeschichtler aufgerufen, sich mit den oft haarsträubenden Thesen auseinander 
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zu setzten, von denen der Artikel Herrn Knights geradezu wimmelt. Selbstverständlich 
muss ich es Ihnen überlassen, ob und in welcher Form sie sich als österreichischer His-
toriker mit Herrn Knight und vielleicht anderen Historikern auseinandersetzen wollen 
[…] kann ich ihnen dabei natürlich die Hilfestellung der österreichischen Kulturinsti-
tute im Ausland anbieten – etwa dann, falls Sie bereit wären, über die Frage der öster-
reichischen Vergangenheit Vorträge im Ausland zu halten. Nicht weniger wichtig wären 
allerdings auch Artikel für Zeitschriften wie das ›Times Literarary Supplement.‹« 

Jankowitschs Aussagen beinhalten eine offensichtliche Verwechslung zweier un-
terschiedlicher Dinge: Einerseits die Identifikation Österreichs mit antifaschisti-
schen Werten durch das Ausland, andererseits die Internalisierung dieser Werte 
durch die österreichische Gesellschaft. Ersteres basierte auf der internationalen Ak-
zeptanz der empirischen Gültigkeit des »Opfermythos«, wonach Österreich das 
kollektive, nationale Opfer der Naziherrschaft gewesen ist. Zweiteres bedeutete 
eine Akzeptanz ihrer normativen Implikationen, nämlich dass die Opfer des Na-
tionalsozialismus besonderen Respekt verdienten, weil das »Dritte Reich« mora-
lisch abstoßend war. Diese zwei Aspekte des Mythos müssen klarer voneinander 
getrennt werden, als sie es oft sind. Zum Zeitpunkt der Waldheim-Affäre wurde 
die empirische Behauptung von Historikern weitgehend in Frage gestellt, während 
für ein bedeutsames Segment der österreichischen Gesellschaft die Ethik des Op-
fermythos hieß, dass für viele der Nationalsozialismus in den Worten von Rainer 
M. Lepsius ein zentrales »Bezugsereignis für die politische Moral« war.17 Dies traf 
sicherlich für viele Waldheim-Kritiker zu, besonders jene, welche die Mahnwachen 
am Stephansplatz abhielten.

Jankowitschs Intervention sagt auch einiges über die Beziehung zwischen dem 
österreichischem Staat und Historikern Mitte der Achtziger aus. Der Staat hatte, 
besonders seit den Sechzigern, Historiker ermutigt, den Opfermythos zu unterstüt-
zen. Vielleicht noch wichtiger, war es den beiden Großparteien gelungen, Diskus-
sion und Debatte sowohl auf der Universität als auch in den Medien in bestimmte 
Richtungen zu lenken, aber auch, sie einzudämmen, sobald sie als bedrohlich emp-
funden wurden. Zweifellos wäre es falsch, den staatlichen Einfluss auf das politisch-
historische Feld vor der Waldheim-Affäre zu überschätzen, aber so eingeschränkt er 
auch existiert haben mochte: jetzt, im Herbst 1986, drohte dem Staat die Kontrolle 
des historiographischen Terrains vollkommen zu entgleiten. Aus der Perspektive 
von Jankowitsch war eine Kampagne, die von der Presse – nicht der SPÖ! – ausge-
löst worden war, nun drauf und dran, sich auf die Universitäten und im akademi-
schen Milieu auszubreiten. Er war zwar der Meinung, dass Historiker hier vor al-
lem den federführenden Journalisten folgten, dass Darstellungen von Historikern 
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aber schwerer zu korrigieren wären, schließlich »schreibt da dann einer vom ande-
ren ab«.18 Er wies weit von sich, die Absicht zu haben, Historikern Anweisungen 
zu geben, aber es fällt schwer, dies für bare Münze zu nehmen. Der österreichische 
Außenminister sah in Historikern die »Mägde der Politik«, dafür angestellt, zu tun, 
was von ihnen verlangt würde. Folgerichtig offerierte er jenen, die meine »haar-
sträubenden Thesen« widerlegen würden, die Unterstützung des Staates (Kulturin-
stitute). In derselben Weise sah er die Funktion von Institutionen wie dem Renner-
Institut und dem DÖW (das zu besuchen er mich auforderte) darin, flankierende 
Unterstützung für die »Opferthese« zu geben. 

Seine eigenen Ansichten deuteten auf einige Spannungen in (der SPÖ-Version) 
der These hin. So sind seine Unterstellung, dass eine Kollektivschuldthese nun auf 
Österreich angewandt würde, oder seine Gleichsetzung von Entnazifizierung mit der 
anti-jüdischen Verfolgung19 Standard-Topoi im österreichischen Nachkriegsdiskurs 
der Integration von, respektive der »Aussöhnung« mit ehemaligen Nazianhängern. 

Insgesamt kann man aus all dem schließen, dass Jankowitschs Reaktion wenig 
bedacht war und wohl am ehesten dem Stress geschuldet war, unter dem der Mi-
nister, wie viele andere auch, stand. Im Rückblick scheint es sich weniger um einen 
Versuch gehandelt zu haben, die »Deutungshoheit« zu erlangen, als vielmehr um 
den panischen Versuch, auf dem bröckelnden Fels wieder Tritt zu fassen.

Die Reaktionen von Historikern auf seinen Brief machen deutlich, dass Janko-
witsch den Zustand der österreichischen Historiographie falsch eingeschätzt hatte 
und ihm nicht bewusst war, dass seine Sicht der Geschichte schon seit Jahren ei-
ner Revision unterzogen worden war. In ihren Antworten (zumindest den beiden 
einzigen, von denen ich Kenntnis habe) gaben sowohl Gerhard Botz als auch Karl 
Stuhlpfarrer ihrer Empörung über die Intervention des Ministers Ausdruck. Botz 
erachtete es als unerhört, dass er von Jankowitsch aufgefordert worden war, eine be-
stimmte, einseitige Meinung zu übernehmen und darüber hinaus an ihn appelliert 
wurde, einen ausländischen Kollegen anzugreifen, dies auch angesichts der in Ös-
terreich weit verbreiteten Obrigkeitshörigkeit.20 

Karl Stuhlpfarrer antwortete auf ähnliche Art. Er war »bestürzt and enttäuscht« 
von dem, was er als »Aufforderung […] mich an einer Kampagne gegen einen His-
torikerkollegen zu beteiligen« sah. Der Schaden für das Ansehen Österreichs sei vor 
allem im Fehlen von Vergangenheitsbewältigung und der Aktivität von Holocaust-
leugnern zu sehen. Daher »halte ich es für ein besseres Österreich-Bild im Ausland 
für sehr viel wichtiger, alle diese Tatsachen offen, ehrlich und ohne Umschweife 
öffentlich zu diskutieren« und für eine demokratische Politik der Umsetzung von 
Minderheitenrechten etc. zu sorgen.21
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Es war wirklich nur der spätere Chefredakteur der Presse und heutige Chefre-
dakteur des Amtsblattes der Republik, Andreas Unterberger, dem es vorbehalten 
blieb, der offiziösen Aufforderung des Herrn Ministers Folge zu leisten. In einer Se-
rie von Artikeln in der Presse Ende 1986 (»Geschichtsverständnis made in USA«), 
attackierte mich Unterberger als Wegbereiter einer größeren Kampagne: »Auf mehr 
wissenschaftlicher Ebene hat auch der derzeit in Wien heftig diskutierte britische Histo-
riker Robert Knight […] ebenfalls die gängige Theorie, wonach Österreich das erste ter-
ritoriale Opfer Hitlers gewesen sei […] zu zertrümmern versucht. Knight behauptet da, 
dass Österreichs Regierungen ständig eher bereit waren, Nazi für Verluste zu entschädi-
gen, die sie während der Entnazifizierung erlitten haben, als deren jüdische Opfer.« 

»Dass in der perversen Optik Knights die Entnazifizierung offenbar überwiegend 
von ehemaligen nationalsozialistischen Richtern durchgeführt worden ist, dass bei ihm 
zwar der Februar 1934 nicht aber der Juli des gleichen Jahres vorkommt […]. Auch 
wenn dies mit Wissenschaft nichts mehr zu tun hat. Gegen solche Einstellungen hilft 
es wenig, die Fakten zu präsentieren, wie sie etwa ›Österreich II‹ […] so eindrucksvoll 
zusammenstellt […]. Wenn man aber nun erfährt, dass der nach österreichischen ›Fle-
cken‹ suchende Robert Knight in den Nachkriegs-Ministerrats-Protokollen antisemiti-
sche Äußerungen Figls und Renners gefunden hat, so kann man nur bangen, welche 
neuen Attacken Österreich bevorstehen, wenn diese Funde ins passende Bild gefügt wer-
den. Nach den bisherigen Erfahrungen wäre es – trotz Peter Jankowitschs Appellen an 
die heimischen Historiker zur Gegenoffensive – durchaus denkbar, dass bei dem skiz-
zierten Geschichtsverständnis mit einigen solchen Zitaten auch aus Renner und Figl 
Nationalsozialisten würden.

Zerstrümmert so in Bälde das Ende der 30 jährigen Archivsperre den alpenrepubli-
kanischen Grundkonsens?«22

Wenn wir auf der Suche nach Hysterie sind – hier ist sie sicherlich zu finden: 
Die manichäische Weltsicht, das Heraufbeschwören von bevorstehendem Grauen, 
die Kriegsmetaphorik, die Annahme, der Feind sei unerbittlich, ständig auf der Su-
che nach belastenden Dokumenten und bei deren Fehlen bereit, harmlose Doku-
mente entsprechend zu manipulieren. Hysterie oder zumindest eine hochgradig 
entwickelte Belagerungsmentalität können vielleicht auch die Tatsache erklären, 
dass die Presse sich weigerte, meine Antwort auf Unterberger zu publizieren. Zu 
diesem Zeitpunkt empfand ich das als Defizit der österreichischen Form der Ausei-
nandersetzung. Möglicherweise handelte es sich aber auch nur um den einmaligen 
Fehltritt eines gleichfalls gestressten Chefredakteurs.

Abseits von Unterberger fand der gelehrte Schulterschluss, auf den Jankowitsch 
gehofft hatte, nicht statt. Die österreichischen Historiker waren unabhängiger als 
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er geglaubt hatte. Auch politisch verfehlte seine Intervention wohl ihren Zweck. 
Der Minister versuchte offenbar, den Geist des Antinazismus, den die SPÖ-Füh-
rung einige Monate zuvor aus der Flasche gelassen hatte, zu bannen, um auf die-
sem Wege wieder Brücken zur ÖVP aufzubauen und (vielleicht) seine eigene Po-
sition als Außenminister zu halten Letzteres sollte nicht gelingen – Jankowitsch 
wurde das Privileg zuteil, der Außenminister mit der kürzesten Amtszeit der Zwei-
ten Republik zu werden.

Schlussfolgerung

1986 beschrieb Jankowitsch den kommenden 50. Jahrestag des »Anschluss« als 
»unsere große Chance«. Mit Hilfe des DÖW und einer Ausstellung in New York 
hoffte er offensichtlich, die im Gefolge der Waldheim-Affäre aufgetauchten »Irrtü-
mer« über die österreichische Geschichte ausräumen zu können.23 Im Gegensatz zu 
dieser Haltung schrieb Gerhard Botz, dass echte Historisierung nur möglich wäre, 
nachdem die Realität der österreichischen Involvierung in den Nationalsozialis-
mus konfrontiert worden ist. Nur dann wäre es möglich zu verstehen, wie schwie-
rig es war, »Täuschungen und Verlockungen« zu widerstehen, ohne in Apologetik 
zu verfallen. In den letzten zwanzig Jahren ist die Debatte weder der einen noch der 
anderen Richtung gänzlich gefolgt, aber sie hat sicher eher Botz’ als Jankowitsch’ 
Hoffnungen entsprochen. Das »Umschreiben« der österreichischen Geschichte, 
das Jankowitsch so gefürchtet hatte, geht weiter – zugegeben nicht in einer linea-
ren oder unwidersprochenen Weise, aber soweit, dass meine These von 1986 heute 
nicht einmal mehr auch nur ein Haar eines Politikers sträuben würde. Die Verän-
derungen zum besseren sind durch Kontroverse, Kritik und Gegenkritik zustande 
gekommen, nicht durch eine harmonisierende, verfrühte »Historisierung«. Meiner 
Frage von 1986 wurde durch die folgenden Kontroversen eine nicht-funktionalis-
tische Antwort gegeben. Es war nicht notwendigerweise »funktional« nützlich oder 
gar vorteilhaft, der Realität der österreichischen Beteiligung am Nationalsozialis-
mus ausgewichen zu sein. 

Außerhalb Österreichs hat Haiders Wahlerfolg zu gut in die neue negative Wahr-
nehmung Österreichs als ein Land mit unbewältigter Nazivergangenheit gepasst. 
Manche dieser Eindrücke haben sich zu Stereotypen verhärtet, die schwierig zu re-
vidieren sind. Wie Peter Huemer sagte: »Jenes Klischee, dass sich seit Waldheim in-
ternational durchgesetzt hat: Österreich als Land des Verschweigens und des Ver-
gessens, stimmt eben seit Waldheim nicht mehr wirklich.«24
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Die Verschiebung in der österreichischen Kultur zeigt sich unter anderem darin, 
dass die schwarz-blaue Koalition nicht die Macht hatte, sogar wenn sie den Wunsch 
gehabt hätte, ein vollständiges »roll-back« in der österreichischen Geschichtsschrei-
bung durchzusetzen. Das scheint mir auch, wenn auch nur basierend auf sehr par-
tieller Beobachtung, auf das Gedankenjahr 2005 zuzutreffen. Natürlich gab es viel 
selbstzufriedene Selbstbeweihräucherung für Österreichs »Erfolgsstory« und auch ei-
nige erfolglose Versuche, den Nachkriegs-Opfermythos wiederzubeleben: Österreich 
als »Quasiopfer« der Sowjetunion, mit nur dürftigem Bezug auf das, was vor dem 
April 1945 passiert war. Aber das war nur ein Teil einer reichhaltigen und oft auch 
kritischen Historiographie. Soweit ich sehen kann, gab es nur wenig Zeichen für ei-
nen an Stürmer gemahnenden Versuch, die nationale Deutungshoheit zu erobern 
oder Indizien für ein Noltianisches Bestreben, die Dimensionen der Naziverbrechen 
zu leugnen. Auffallender in der Erzählung von Österreichs Nachkriegsgeschichte 
war die Mischung von Konzeptlosigkeit und bloßer Sentimentalisierung.25 
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Das Unfassbare fassbar machen
Andreas Wabl

Der Herrenmensch (früher) war Bürgermeister. Der Mitläufer (früher) war bei der 
SS. Der Minderwertige (früher) wurde kastriert. Nach dem 2.Weltkrieg wurde der 
frühere Herrenmensch der Reichste im Ort. Der Mitläufer wurde Polizist. Der 
Mensch mit besonderen Bedürfnissen wurde Hilfsarbeiter bei der Gemeinde. 
Heute sind bereits alle drei tot. Zwei Bewohner waren auf verschiedenen Seiten 
im spanischen Bürgerkrieg, Legionär und Freiheitskämpfer. Am Nationalfeiertag 
schwenkten wir unsere selbst gefertigten rotweißroten Fähnchen. Auch der Bun-
despräsident war einmal in der Pflichtschule als Gast. Oft ging es im Klassenzim-
mer nach »Darstellung« der Lehrerin zu »wie in einer Judenschule«. Im Gymna-
sium sagte man über die Musiklehrerin, sie sei ein »fester Nazi«. Nie sagte sie etwas, 
nur vor der Matura warb sie sehr diskret manche Schüler für eine rechtsextreme 
Zeitung in München an. Die Deutschlehrerin konfrontierte die Schülerinnen mit 
kritischer Literatur über das Jahr 1938 und folgende. Der Geografielehrer war ein 
alter Nazi. Weil die Israelis so toll im Blitzkrieg gegen die Ägypter kämpften, war er 
voller Begeisterung. Dies veranlasste ihn zur Äußerung: »Die haben ja wohl bewie-
sen, dass sie vollwertige Menschen sind, aber die Hottentotten … bitte  das kann 
man sicher nicht sagen«. Der Mathematiklehrer und Klassenvorstand litt darunter, 
dass er als Junge Flakhelfer geworden ist. Er gestand, dass er immer noch bei Auf-
zeichnungen von Hitlerreden ganz aufgewühlt sei. Er ließ das Thema immer wieder 
anklingen, da er nicht fertig wurde mit seiner Geschichte. Er wurde frühzeitig in 
Pension geschickt. Die Schwester meiner Mutter war mit dem Polizeichef von Za-
greb verheiratet. Er war hochrangiger SS-Mann aus München, bewohnte mit sei-
ner Familie in Zagreb ein arisiertes Haus und war für die Selektion der Zagreber 
Juden nach ihrer »Verwendungsfähigkeit« zuständig. Rechtzeitig vor Kriegsende 
schleppte die Schwester Teile der geraubten Güter in großen Holzkisten auf den 
Dachboden unseres Schulhauses. »Er« wurde 1946 in Belgrad hingerichtet. Die 
Schwester meiner Mutter wurde in Wien im Innenministerium verhört. »Sie hatte 
keine Ahnung« stand im Protokoll. 

 Kritische Literatur brachte Licht in das finsterste Kapitel österreichischer Ge-
schichte, unserer Geschichte, die Geschichte der Eltern, der Verwandten, der 
Großeltern, der Lehrer, der Nachbarn, der Menschen in Österreich. Der Vater, so-
zialdemokratisch sozialisiert, prügelte sich als Student mit den Nazis. In die Wehr-
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macht rückte er dennoch ein. Mit großem Bedauern sprach er von all den Ver-
brechen im Krieg. Er verlor ein Auge, sah dennoch ausgezeichnet und war in der 
Folge ein Verächter des Krieges und gab dies an seine Kinder weiter. Die Mutter 
wusste leider »wenig« zu berichten. Sie war während des Krieges Erzieherin und 
Lehrerin. Das Ausmaß des Holocaust wurde immer mehr und mehr sichtbar und 
spürbar. Das Elend hatte mit 1945 kein Ende gefunden. Die Lüge, das Verschwei-
gen, das Tabu nahm den Ermordeten und den überlebenden Opfern nochmals 
die Würde. Enthielt ihnen ihr Eigentum vor, erniedrigte sie immer, immer wieder. 
Während den Verwandten von Kriegsverbrechern selbstverständlich eine Rente zu-
gesprochen wurde – wie auch meiner Tante – mussten viele Opfer des National-
sozialismus, Widerstandskämpfer, Deserteure oft bis vor kurzem um ihre Rechte 
kämpfen. Ob es sich um rechtmäßige Rückforderungen von Wohnungen, Häu-
sern, Bildern oder anderen Werten  handelte, meist war und ist bis zum heutigen 
Tag die Reaktion der Behörden und der damit befassten Menschen beschämend. 
Es gab auch ein anderes Österreich, die Deutschlehrerin war eine davon. Unauf-
hörlich versuchte sie uns das Geschehene fassbar zu machen. Das Unfassbare be-
greifbar zu machen. 

In allen gesellschaftlichen Schichten entwickelte sich ein neues Österreich. Nach 
Jahren großer Begeisterung für meinen Beruf als Lehrer gewann meine Leiden-
schaft für die politische Auseinandersetzung. Als einer der Gründer der Alterna-
tiven Liste Österreichs und später der Grünen zog ich mit den ersten acht Abge-
ordneten ins österreichische Parlament ein. Kurz davor war der »Jetzt erst recht« 
Wahlkampf der ÖVP für Waldheim geschlagen worden. Kurt  Waldheim wurde 
zum Symbol der Verbrechen im 2.Weltkrieg. Als »Nazischlächter« wurde er in ei-
ner US-amerikanischen Zeitung sicher zu Unrecht bezeichnet. Seine Funktion als 
Nachrichtenoffizier im ehemaligen Jugoslawien und in Griechenland hatte er ver-
schwiegen und verharmlost wie viele tausende »Heimkehrer« auch. Ich habe nur 
meine Pflicht getan »stammelte« er hervor. Das Ungeheuerliche dieser Aussage war 
ihm nicht bewusst. Als höchster Repräsentant unseres Staates stammelte er diese 
»dürren« Sätze (Zitat Klubobmann Heinz Fischer/jetzt Bundespräsident). Die Lü-
gen über seinen Wissensstand über die Judendeportationen und Säuberungen in 
Griechenland wurden durch die Arbeit der eingesetzten unabhängigen Historiker-
kommission offenkundig. Das Land war gespalten. Ich ergriff die nächste Gelegen-
heit, um persönlich mit Bundespräsident Waldheim über seine besondere und die 
allgemeine Geschichte zu sprechen. Seine Verständnislosigkeit der Situation gegen-
über irritierte mich. Ich war fassungslos. Meinem Vorhalt, er habe behauptet, er 
wusste nichts von den Deportationen der Juden aus Griechenland, obwohl es ein 
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Dokument mit seiner Paraphe und eindeutigem Inhalt gibt, entgegnete er, er habe 
nur gesagt, er wusste nichts von Deportationen aus Saloniki. Die bevorstehende 
Parlamentsdebatte über die Watch List-Entscheidung  gegenüber dem österreichi-
schen Bundespräsidenten sollte eine offene Diskussion über unsere Geschichte und 
über die Situation wegen der Ächtung Waldheims werden. Meine persönliche Vor-
bereitung für das Redemanuskript gestaltete sich mühsam. Die Diskussion mit 
meinem Bruder Christian über die Kraft der Symbole ließ einen Entschluss reifen. 
Denn all die Überlegungen über eine klare Sprache endeten im Nichts. Wie dem 
unfassbaren, unaussprechlichen Gräuel mit Sprache näher  kommen? Das Symbol, 
unter dem Waldheim gedient hat, die Treue geschworen, die Nachrichten vom Ver-
brechen zum Führer gemeldet, »seine Pflicht getan« – dies allein, das Zeichen des 
Schreckens, der Erniedrigung, der Zerstörung, des Mordens, der industriellen Ver-
nichtung von Millionen von Menschen wegen ihrer Religion, Herkunft, ihrer se-
xuellen Orientierung … die Pflicht getan … An den folgenden Tagen besprach ich 
die Vorgangsweise mit einem großen Österreicher, Kuno Knöbl, ein ausgezeichne-
ter Kulturschaffender des ORF und einer der ersten westlichen Journalisten, die 
kritisch von den mörderischen Napalmeinsätzen der USA in Vietnam berichtet 
haben. Er bestärkte mich und besorgte auch die Hakenkreuzfahne im Archiv des 
ORF. 

Ich tat meine Pflicht.
Die veröffentlichte Verächtlichmachung folgte. Profil, Falter und Einzelperso-

nen stellten das andere Österreich dar. Der ORF hält bis zum heutigen Tag die 
Filmaufzeichnungen aus dem Parlament unter Verschluss.  



Rückblick auf zwanzig Jahre Kunstrestitution in Österreich
Sophie Lillie

Am 1. Februar 1986 veröffentlichte das Amtsblatt der Wiener Zeitung ein rund 
achttausend Einzelobjekte umfassendes Inventar von Kunstgegenständen, die von 
den Nationalsozialisten aus unbekanntem Besitz enteignet worden sind. Die unter 
1 170 Positionsnummern zusammengefasste Liste von Bildern, Graphiken, Haus-
rat und Schriftstücken bildete den Anhang zum sogenannten zweiten Kunst- und 
Kulturgüterbereinigungsgesetz, und ermöglichte früheren Eigentümern bzw. deren 
Rechtsnachfolgern, die Herausgabe dieser Gegenstände aus dem Eigentum der Re-
publik Österreich zu beantragen. 

Der österreichische Gesetzgeber reagierte hiermit auf einen 23-seitigen Artikel, 
der rund ein Jahr zuvor, im Dezember 1984, von der amerikanischen Kunstzeit-
schrift ARTnews veröffentlicht worden war. Unter dem Titel »A Legacy of Shame« 
[Ein Vermächtnis der Schande] hatte der junge Journalist Andrew Decker die Exis-
tenz tausender Kunstgegenstände aus geraubtem jüdischen Besitz aufgedeckt, die 
in der ehemaligen Kartause Mauerbach eingelagert waren. Deren Rückgabe, so De-
cker, war trotz Österreichs staatsvertraglicher Verpflichtung zur Restitution, durch 
»Nachlässigkeit, Inkompetenz und fragwürdige rechtliche Manöver seitens öster-
reichischer Beamter« jahrzehntelang verhindert worden.

Ähnlich wie bei Waldheim, dessen Kriegsvergangenheit kurz darauf aufgedeckt 
wurde, benötigte es Kritik aus dem Ausland (sprich: »Ostküste«), um die Diskus-
sion um das Thema Raubkunst ins Rollen zu bringen. Zuvor hatte Simon Wie-
senthal jahrelang um die, wie er sie nannte, »Galerie der Tränen« gerungen und 
schließlich 1969 den Weg zum ersten Kunst- und Kulturgüterbereinigungsgesetz 
geebnet. Von 1 231 beanspruchten Positionsnummern restituierte Österreich aber 
lediglich 72 Stück. Alle anderen Gegenstände gingen in das Eigentum der Repub-
lik Österreich über, nach einer Abschlagszahlung von fünf Millionen Schilling an 
die Sammelstellen A und B. Ähnlich verhielt es sich mit dem Nachfolgegesetz von 
1986. Rund 3 300 Einzelanträge wurden bei Gericht eingebracht, aber wiederum 
nur ein Bruchteil, nämlich 22 Positionsnummern, tatsächlich restituiert.

Im Sinne der »Opfertheorie« verstand sich Österreich lediglich als Verwahrer 
von enteignetem Vermögen. Das Denkmalamt – in dessen Geltungsbereich 1938 
die Enteignung, nach 1945 die Rückstellung von Kunstgegenständen fiel – formu-
lierte seine Aufgabe als rein bürokratischen Akt. Faktisch sah es sich jeder Ver-
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pflichtung oder gar Verantwortung über das Konservatorische hinaus enthoben. 
Eine Zusammenfassung der Geschichte Mauerbachs aus dem Jahr 1996, die der 
damalige Präsident des Bundesdenkmalamts Gerhard Sailer anlässlich des Sym-
posiums Wie Mauerbach zu »Mauerbach« wurde vortrug, bringt es unbewusst auf 
den Punkt: »Alle in den Gewahrsam des Bundesdenkmalamtes in der Kartause 
Mauerbach gelangten Gegenstände waren, Stück und Stück, registriert und mit 
Nummern versehen worden. Dabei wurde nicht Bedacht genommen auf einen je-
weiligen Wert, sondern Bedacht genommen auf die Grundsätze einer ordnungsge-
mäßen – also substanzerhaltenden – Verwahrung; selbst Objekte, die nur mehr in 
Bruchstücken erhalten waren, erhielten eine Inventarnummer.« 

Eine aktive Suche nach den geschädigten Eigentümern fand nicht statt. Man 
verlagerte stattdessen die Beweislast auf die Antragsteller, die jedoch nicht in der 
Lage waren, ihre Ansprüche zu belegen. Man führte die Erinnerung als maßgeb-
liche Evidenz ein: Antragsteller wurden genötigt, detaillierte Bildbeschreibungen 
abzugeben, Zeichnungen von Gegenständen anzufertigen, die sie zuletzt fünfzig 
Jahre zuvor, zumeist im Kindesalter, gesehen hatten. Die Vehemenz, mit der man 
sich in Details und Maßangaben verbiss, quittierte Wiesenthal in seinen Memoi-
ren mit der zynischen Bemerkung, dass »ja die meisten Juden, ehe sie verhaftet 
wurden, mit einem Zollstock in der Wohnung herumgingen, um ihre Bilder zu 
vermessen«. 

Österreich lobte gerne seine Spitzfindigkeit im Entlarven von Schwindelanträ-
gen. Die Darstellung kursorischer Depotinventare als ausgeklügeltes System, um 
Betrüger zu entlarven, hielt sich bis in die späten 1990er Jahre. Kurt Haslinger, da-
maliger Sektionschef im Bundesministerium für Finanzen: »Die in der Liste ent-
haltenen Angaben waren für die Antragsteller die wichtigste Grundlage für die 
Anmeldung ihrer Ansprüche. Bei Bildern waren neben dem Namen des Künst-
lers eine Kurzbeschreibung, die Maße sowie die Art der Ausführung enthalten. 
Bei der Beschreibung wurde absichtlich ein wesentliches Bildelement weggelassen. 
Man war zu Recht davon ausgegangen, dass die Antragsteller kaum über Doku-
mente verfügen, die ihr früheres Eigentum belegen.« Die durch das Fehlen konkre-
ter Anhaltspunkte entstandene Eigendynamik erwies sich als kontraproduktiv. Im 
Fall konkurrierender Ansprüche ging die Finanzlandesdirektion dazu über, den be-
anspruchten Gegenstand mehreren Antragstellern (man möchte meinen, salomo-
nisch) zu gleichen Teilen zuzusprechen.

Österreich ließ seine NS-Opfer bewusst im Dunkeln tappen. Die wesentlichen, 
den Raub bis ins Detail dokumentierenden Unterlagen wurden den Opfern vor-
enthalten. Die Archivalien der ehemaligen Vermögensverkehrsstelle, die 1938 mit 
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der Erfassung so genannt jüdischen Vermögens beauftragt worden war, blieben un-
ter Verschluss, ebenso wie die Aufzeichnungen der Finanzlandesdirektionen und 
des Denkmalamts, die beide unmittelbar in die Enteignungsprozesse verwickelt 
gewesen waren. Diese Dokumente hätten nicht nur die Identifikation von vielen 
Mauerbach-Objekten, sondern von hunderten anderen entzogenen Gegenständen 
ermöglicht.

Diese passiv-aggressive Haltung gegenüber legitimen Rückstellungsansprüchen 
war zweifellos der Versuch, die Sache in die Länge zu ziehen und die öffentliche 
Auseinandersetzung über die Involvierung österreichischer Behörden und Institu-
tionen in den NS Kunstraub zu unterdrücken. Gleichzeitig setzte Österreich da-
ran, sich das erbeutete Eigentum anzueignen: Über die Jahre wurden dutzende 
Mauerbach-Objekte an das Kunsthistorische Museum, die Albertina, das Belve-
dere und das MAK übergeben, bzw. für Ausstattungszwecke an Bundesbehörden 
und Auslandsvertretungen verliehen. Den Sammlungswert spielte man hinunter 
– »Mauerbacher ›Glumpert‹« heißt es etwa 1986 bei Hans Haider in Die Presse. 
Vorsorglich rechnete man dies gegen den eigenen Verwaltungsaufwand auf: Noch 
1996 führte Gerhard Sailer »nur vollständigkeitshalber« an, dass die »Durchfüh-
rung von Rückstellungen durch die Verfahrenstätigkeit österreichischer Verwal-
tungsbehörden und Gerichte, die sich bis in die späten 60er-Jahre erstreckte, an 
reinen Kosten des Verwaltungsaufwands des Staates rund 120 Millionen [Schil-
ling] erfordert [hat]«.

Unter dem Druck der Öffentlichkeit fiel 1995 schließlich der Entschluss, den 
Restbestand »herrenloser« Gegenstände in Abänderung des zweiten Kunst- und 
Kulturgutbereinigungsgesetzes mehrheitlich an den Bundesverband der Israeliti-
schen Kultusgemeinden Österreichs zu übertragen. Dieser hatte die Auflage, die 
Gegenstände zu veräußern und mit dem Verkaufserlös Holocaust-Überlebende zu 
unterstützen. Die schwierige Aufgabe der Kultusgemeinde beschrieb damals deren 
damaliger Präsident, Paul Grosz, in der Zeitung Die Gemeinde: »Obwohl uns klar 
war, daß wir damit eine Verantwortung übernehmen, die große Anforderungen an 
uns stellen, ja vielleicht unsere Möglichkeiten übersteigen würde, stimmten wir zu, 
da sich keine brauchbare Alternative anbot. Wir wollten verhindern, daß weitere 
Jahre, wenn nicht Jahrzehnte vergehen, ehe die Republik Österreich sich veran-
laßt sehen würde, ein ähnliches Angebot an die Vertreter der Opfer des Kunstraubs 
heranzutragen.« 

Für Österreich barg die Mauerbach Benefiz-Auktion, die im Oktober 1996 in 
Wien stattfand, einen beträchtlichen Imagegewinn. Man befreite sich medienwirk-
sam von seiner historischen Schuld, um dadurch, wie es nicht ohne Pathos hieß, 
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das »letzte Kapitel« des Holocaust zu schließen. In seiner Eröffnungsrede bekräf-
tigte der damalige Bundeskanzler Franz Vranitzky das Eingeständnis österreichi-
scher Mitverantwortung für den Holocaust, das er erstmals 1993 in Jerusalem ab-
gegeben hatte und erntete dafür Standing Ovations: »Wir teilen die moralische 
Verantwortung, weil viele Österreicher den ›Anschluss‹ begrüßten, das Naziregime 
unterstützten und bei seinem Funktionieren halfen. So wie wir für unsere guten 
Taten Kredit fordern, müssen wir für unsere schlechten Taten um Verzeihung bit-
ten – um die Verzeihung jener, die überlebt haben, und um die Verzeihung der 
Nachfahren der Opfer.« 

Moralische Verantwortung und Verzeihung waren neue Ansprüche in der Resti-
tutionsdebatte, die stark geprägt war vom Präsidentschaftswahlkampf Kurt Wald-
heims und der daraus resultierenden öffentlichen Auseinandersetzung mit der Frage 
österreichischer Mitschuld am Holocaust. Über ihre vermögensrechtliche Dimen-
sion hinaus wurde Restitution nun auch als moralischer Akt definiert. Ein Jahr zu-
vor, 1995, hatte Österreich den Nationalfonds gegründet, der an Opfer des Natio-
nalsozialismus eine einmalige Zuwendung von 70.000 Schilling zahlen sollte – als 
Geste, wie betont wurde, dass »Opfer und Leiden nicht vergessen sind«. Fünfzig 
Jahre nach Kriegsende stand nicht Entschädigung im Vordergrund, sondern Aner-
kennung des erlittenen Unrechts und Erinnerung an die Verbrechen des National-
sozialismus. Die Aktualität dieser Auseinandersetzung wurde verstärkt durch die 
fast zeitgleiche Aufdeckung sogenannt »nachrichtenloser« Konten in der Schweiz 
– Georg Hoffmann-Ostenhof titelte damals im profil (3. 2. 1997): »Waldheimisie-
rung der Schweiz.«

Mauerbach stellte in seinem Anspruch pauschaler Bereinigung das Ende ei-
ner Ära dar. Die Prämisse der »Herrenlosigkeit« blieb unhinterfragt: Objekte, die 
unidentifiziert geblieben waren, sollten einem übergeordneten Gemeinschafts-
wohl zugute kommen. Man kaufte sich frei, ähnlich jener Abschlagszahlungen, die 
Deutschland und Österreich nach Kriegsende an die großen Opferorganisationen 
leisteten. Als de jure Eigentümer setzte die Republik einen letzten Hoheitsakt, in-
dem sie den Anspruch geschädigter Einzelpersonen zugunsten des Kollektivs zu-
nichte machte. Individualisierung fand hier nur auf der Ebene des Objektes statt. 
Ihm begegnete man stark emotionell als Relikt einer untergegangen Welt, und als 
Zeugnis der Enteignung: »Beim Anblick dieser Kunstschätze, die uns aus ihrem Le-
ben erzählen, wird wieder nachempfindbar, was diesen Menschen angetan wurde«, 
so Vranitzky 1996. 

Aufgrund der sehr oberflächlichen historischen Auseinandersetzung scheiterte 
aber der Versuch Mauerbachs als emotionaler Schlussstrich. Kaum ein Jahr später, 
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im Jänner 1998, befand sich Österreich erneut im Rampenlicht der internationa-
len Presse, als zwei Egon Schiele-Gemälde aus dem Leopold Museum, die sich zu 
Ausstellungszwecken im Museum of Modern Art befanden, durch den New Yorker 
Staatsanwalt beschlagnahmt wurden. Anschuldigungen, dass es sich bei den zwei 
Bildern um Raubkunst handle, waren knapp zuvor von der New York Times ver-
öffentlicht worden. Um Schaden zu begrenzen, verabschiedete Österreich im No-
vember desselben Jahres das Bundesgesetz über die Rückgabe von Kunstgegenstän-
den aus den Bundesmuseen und öffentlichen Sammlungen. 

1996 hatte man sich noch zuversichtlich gezeigt, mit dem Mythos Mauerbach 
endlich aufräumen zu können. »Es gab keine Michelangelos, keine Leonardo da 
Vincis, keine Klimts,« so Sektionschef Haslinger in seinem Beitrag zu dem ein-
gangs erwähnten Mauerbach-Symposium: »Jene Kunstwerke bedeutender Maler, 
die natürlich vorrangig für die Nationalsozialisten gewesen sind, haben bekann-
terweise in namhafte Sammlungen, wie jene der Familien Rothschild, Gutmann 
oder Bondy, gehört. Diesem Umstand war es zu verdanken, daß ihre Rückgabe in 
den Jahren unmittelbar nach dem Krieg möglich gewesen ist«. Haslinger weiter: 
»Wenn ich vorhin Klimt angesprochen habe, so soll die Geschichte des einzigen 
Klimt-Werkes, mit vorerst ungeklärter Herkunft, nicht unerwähnt bleiben. So hat 
im Jahre 1941 der damalige Reichsgau Steiermark von einer Privatperson ein Bild 
von Gustav Klimt, das die Bezeichnung ›Hannakin‹ getragen hat, um 300 RM er-
worben. Nach Ende des Krieges hat sich jedoch herausgestellt, daß das Bild dem 
jüdischen Kunstsammler Robert Pollak entzogen worden ist. Anfang der 50er Jahre 
wurde es seiner mittlerweile in New York lebenden Erbin zurückgegeben.« 

Das Finanzministerium sollte sich irren. Auf Basis des Kunstrückgabegesetzes 
sind seit 1998 über 5 000 Einzelobjekte an die rechtmäßigen Eigentümer bzw. de-
ren Rechtsnachfolger zurückgestellt worden. Darunter befanden sich – entgegen 
der Einschätzung Haslingers – mehrere hundert Gegenstände der Familien Roth-
schild, Gutmann und Bondy, die ihren Eigentümern nach Kriegsende im Zuge 
von Ausfuhrverfahren abgepresst worden waren. Auch blieb es nicht bei dem einen 
Klimt-Bild. Aus den Beständen der Albertina und des Belvederes musste die Repu-
blik Österreich insgesamt siebzehn Zeichnungen und zehn Gemälde von Gustav 
Klimt restituieren, darunter etwa die Hauptwerke: Landhaus am Attersee, das 2001 
an die Erben nach Jenny Steiner zurückgegeben wurde, und die zwei Porträts der 
Adele Bloch-Bauer. Alleine diese Klimt-Rückgaben ergaben einen geschätzten Ge-
samtwert von vierhundert Millionen Dollar – ein fast doppelt so hoher Betrag, wie 
der im Jahr 2001 von Österreich zur Befriedigung sämtlicher Ansprüche in den All-
gemeinen Entschädigungsfonds einbezahlte Betrag. 
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Über die laufende Provenienzforschung hinaus haben einzelne Bundessamm-
lungen ihre institutionelle Verantwortung thematisiert. Im Rahmen der Ausstel-
lung und Publikation Die Österreichische Nationalbibliothek stellt sich ihrer NS-
Vergangenheit (2004), definierte Generaldirektorin Johanna Rachinger, dass die 
Restitution geraubter Sammlungen »mehr noch eine moralische Verpflichtung 
als ein gesetzlicher Auftrag« sei: »Es wäre beschämend für eine Nationalbibliothek 
des 21. Jahrhunderts immer noch mit Ausflüchten zu versuchen, diese [historische 
Schuld] zu verharmlosen. Es wäre beschämend für die Österreichische Nationalbi-
bliothek, immer noch – nach mehr als 60 Jahren – Bestände in ihrem Haus zu dul-
den, die manifeste Zeugen von NS-Methoden rücksichtsloser Beraubung unschul-
diger Menschen sind.«

Diese unmissverständliche Abgrenzung ist umso bemerkenswerter, vergleicht 
man sie mit 1998, als die Diskussion um das Thema Raubkunst noch überwie-
gend negativ, und oftmals von antisemitischen Untertönen untersetzt war. In ei-
nem Interview mit Hubertus Czernin für den Standard (2. 3. 1998) klagte der 
damalige Albertina-Chef, Konrad Oberhuber, sein Museum hätte bei Mauerbach 
»viele Federn lassen müssen« und stellte die Legitimität von Restitutionsforderun-
gen grundsätzlich in Frage. Oberhuber: »Gerechtigkeit soll walten, das ist keine 
Frage. Aber es geht ja jetzt wieder um Gier. Die Leute, die wirklich gelitten haben, 
sind alle tot. Wer jetzt diese Sachen will, der will das wegen des Geldes.« 

Journalistischer Auseinandersetzung mit dem Thema Kunstraub ist es zu ver-
danken, dass der anfänglich sehr starke Widerstand gegen Kunstrückgabe im Laufe 
der letzten Jahre einer breiten gesellschaftlichen Akzeptanz gewichen ist. Besonders 
Hubertus Czernin forcierte die öffentliche Auseinandersetzung mit dem NS-Erbe 
in seinen vielzähligen Publikationen in Standard, profil und Czernin Verlag. Wich-
tigster Katalysator aber war der Rechtstreit Maria Altmann vs. Republic of Austria, 
der das Thema Kunstraub über acht Jahre hinweg in den internationalen Medien 
sicherte. Anders als hierzulande, wurde im Ausland der Fall Bloch-Bauer durch-
wegs als Sieg Davids gegen Goliath gefeiert, dessen Protagonisten Österreichs am-
bivalente Haltung gegenüber seiner NS-Vergangenheit medienwirksam in Szene 
setzten. Hier: Die sympathische alte Dame, die gegen einen souveränen Staat zu 
Gericht zog; dort: Die Kulturministerin, die jede Verantwortlichkeit kaltschnäu-
zig von sich wies und reflexartig das eigentliche Opfer unglücklicher Umstände 
markierte. 

Die Lücken des Kunstrückgabegesetzes sind auch 2008 noch nicht behoben. 
Zwar verspricht das amtswegige Verfahren im Falle einer positiven Bewertung ei-
nen vergleichsweise unbürokratischen und kostengünstigen Verlauf. Als Ermäch-
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tigungsgesetz aber räumt es betroffenen Personen weder Rechtsanspruch, noch 
Parteienstellung, noch Rekursmöglichkeit gegen eine negative Entscheidung ein. 
Genau dieser Umstand begründete im Fall Bloch-Bauer die Anrufung des ame-
rikanischen Höchstgerichts. Ferner ist das Kunstrückgabegesetz als Bundesgesetz 
ohne Konsequenz für Museen in den Ländern und Gemeinden. Mit nur weni-
gen Ausnahmen – etwa das Land Wien – haben Länder und Gemeinden dem 
Bundesgesetz analoge Rechtsgrundlagen für die Kunstrückgabe geschaffen. Vom 
Kunstrückgabegesetz ausgeklammert bleibt – auch zehn Jahre nach dessen Inkraft-
treten – das Leopold Museum, das sich der Verpflichtung zur Restitution bis dato 
unter Berufung auf seinen Status als »Privatstiftung« entzogen hat. Problematisch 
sind auch Österreichs fehlende Informationspolitik (die Veröffentlichung fragwür-
diger Museumsbestände erfolgte erst im Oktober 2006) und die geplante Verwer-
tung von Raubkunst-Restbeständen. Das Bundesgesetz sieht einen Verkauf ähnlich 
der Mauerbach Benefiz-Auktion vor, was später bekannt werdende Ansprüche zu-
nichte machen würde.

Auf die Anforderungen der Kunstrestitution reagierte Österreich stets halbher-
zig, schleppend und nur unter Druck der ausländischen Presse. Dies zeigte sich 
anlässlich des zweiten Kunst- und Kulturbereinigungsgesetzes von 1986, der Be-
schlagnahme von Schiele-Gemälden im Jahr 1998, sowie im Fall Bloch-Bauer, der 
2006 in der Rückgabe von fünf Klimt-Bildern mündete. Durch das Kunstrestitu-
tionsgesetz wurden die Versäumnisse der österreichischen Rückstellungspolitik nur 
teilweise, und auf Raubkunst in den öffentlichen Sammlungen reduziert, behoben. 
Hatte man 1998 noch auf die rasche Abwicklung weniger Einzelfälle gesetzt, stellt 
der Restitutionsbericht für das Jahr 2005/2006 zutreffenderweise fest, »dass die Tä-
tigkeit im Zuge der Vollziehung des Rückgabegesetzes – anders als wohl bei der Er-
lassung dieses Gesetzes vorhersehbar war und erwartet wurde – noch einen erheb-
lichen Aufwand von Arbeit und Zeit in Anspruch nehmen wird«.



»Neues Österreich« – Ein Einblick 
Aspekte sozial-ökonomischer und politischer Entwicklungen  
vor und seit der »Waldheim-Auseinandersetzung«
Peter Kreisky

Die Ausgangslage 1986

Warum konnte ein Karrierist wie Kurt Waldheim, der erst spät, in Reaktion auf 
Proteste (die sich vor allem im Wiener Raum artikulierten), einigermaßen kriti-
sche Worte zu seiner militärischen Verpflichtung unter den Zwangsbedingungen 
des Nationalsozialismus fand, in die höchste repräsentative Funktion der österrei-
chischen Republik nominiert und gewählt werden? Das verspätete offizielle Ein-
geständnis, dass Österreich ein Land der Opfer und Täter war, ist dadurch zu er-
gänzen, dass es zu einem großen, wenn nicht überwiegenden Anteil ein Land der 
Mitläufer und Begünstiger war. Nur eine relativ kleine Minderheit war zu aktivem 
oder passivem Widerstand bereit. Die jahrzehntelang dominierende Staatsdoktrin, 
dass Österreich das erste Opfer der Aggressionspolitik Hitler-Deutschlands war, ist 
eine Beschönigung und Verzerrung geschichtlicher Realitäten. Da die Volksabstim-
mung 1938 über Österreichs »Anschluss« an NS-Deutschland in einem Klima von 
Einschüchterung und Manipulation stattfand, war das überwältigende Ergebnis 
für den »Anschluss« eigentlich kein Indikator für die Stimmungslage. Bedingun-
gen dieser besonderen Bereitschaft vieler ÖsterreicherInnen, dem Nationalsozialis-
mus zur Macht zu verhelfen und sich in nicht unerheblicher Zahl auch an seinen 
Gräueltaten zu beteiligen, werden in diesem Aufsatz angesprochen. Hohe Arbeits-
losigkeit, als Folge der Weltwirtschaftskrise 1929/1930, kann, da sie auch andere 
Staaten erfasste, keine hinreichende Erklärung für die starke Involvierung vieler 
ÖsterreicherInnen in den Nationalsozialismus abgeben.

Warum Österreich zu einer Brutstätte derartiger ideologischer Phantasmen wer-
den konnte, hat uns vor und seit dem Bestehen des »Republikanischen Clubs–
Neues Österreich« beschäftigt. Neben meiner jüdischen Herkunft, der Ermordung 
eines Großteils meiner Verwandten und immer wiederkehrender Erfahrungen mit 
Antisemitismus waren die zeitgeschichtliche politische Bildung im Verband Sozi-
alistischer Mittelschüler (VSM) und frühe universitäre Anregungen, wie die kriti-
schen sozialhistorischen Vorlesungen des österreichischen katholischen Sozialhis-
torikers Friedrich Heer (»Der Glaube des Adolf Hitler. Anatomie einer politischen 
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Religiosität«, München 1968) oder des katholischen Soziologen August Maria 
Knoll (»Katholische Kirche und scholastisches Naturrecht. Zur Frage der Freiheit«, 
Neuwied 19681) prägend für die Entwicklung meines historisch-politischen Be-
wusstseins. Das Engagement für Mitbegründung und Mitorganisierung des Repu-
blikanischen Clubs leitet sich aus diesen Erfahrungen ab.

Mit dem katholischen Absolutismus waren geschichtliche Brechungsfaktoren 
verbunden, die die Herausbildung demokratischer Selbstregierung in Österreich 
behinderten. Die historische Kette reicht von der Niederwerfung von Bauern- 
und Knappenerhebungen, kirchlicher und kaiserlicher gegenreformatorischer Ge-
waltherrschaft, antibürgerlichem feudalem Absolutismus bis zur gegen Reformbe-
strebungen der Arbeiterbewegung gerichteten Gewaltausübung.2 Was nach dieser 
Geschichte von Niederlagen von Volksbewegungen blieb, waren weit verbreitete 
Ressentiments (gegen Slawen, Protestanten, Juden und »die jüdische Weltver-
schwörung«, »die Freimaurer«, »die Emanzen«, »die Kommunisten«, »die Sozis«, 
»die Ausländer«, »die Schwulen«), die immer wieder erfolgreich gegen gesellschaft-
liche AußenseiterInnern mobilisiert wurden. Residuen dieser Kämpfe und der 
Niederlagen in Kriegen und ihre mehr oder weniger oktroyierten Sündenböcke 
(Dolchstoßlegenden nach dem 1.Weltkrieg, der »Verrat der verjudeten sozialde-
mokratischen Parteiführung« 1933/34) sind nachwirkende Faktoren in aktuellen 
politischen Auseinandersetzungen. Dass auf Anregung des früh verstorbenen Mi-
chael Weinzierl der österreichische Jakobiner Franz Freiherr von Hebenstreit3 zum 
Namensgeber unseres Kaffee-Restaurants gewählt wurde, war – angesichts der dop-
pelten Bedeutung des Namens – beabsichtigt. Er sollte als Beitrag zur Hebung des 
Streitniveaus in der österreichischen Politik und Gesellschaft wirken.

Das postfaschistische Geschichtsbild fast aller ÖsterreicherInnen, als von den 
Nazis Überwältigte, steht in Widerspruch zu zentralen Positionen im österrei-
chischen Gründungsmythos, die sich der Notwendigkeit der Befreiung seit 1945 
nicht stellen möchten: Dass Österreich – bis heute – als von Siegermächten be-
setzt angesehen wird, scheint selbstverständlich, die zumindest ebenso wichtige Di-
mension der Befreiung4 – trotz vieler Gewalttaten von Teilen der sowjetischen Mi-
litärs – wird nur am Rande vermerkt. Dies zeugt von unzureichender Lernfähigkeit 
und -bereitschaft vieler Landsleute. Wie schwer es hingegen ÖsterreicherInnen fiel, 
Deserteure5, WiderstandskämpferInnen und PartisanInnen als mutige Exponen-
tInnen eines »anderen Österreichs« anzuerkennen und nicht weiterhin als Verrä-
ter zu diffamieren, ist ein Beleg für die Kontinuität eines insgeheim vorhandenen, 
manchmal sogar nachträglichen Einverständnisses mit Aspekten eines verbrecheri-
schen Systems. Aggressive Projektion verdrängter familiärer Schuldgefühle für un-
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terbliebene Auflehnung, die in vielen Fällen lebensgefährlich gewesen wäre, mag 
eine Rolle für die bis in die Gegenwart anhaltende Abwertung mutigen und klar-
sichtigen Verhaltens spielen. Die Muster der Abwehr einer Auseinandersetzung mit 
Ursachen, Verbrechen und Folgen des Nationalsozialismus äußern sich in vielfälti-
gen Erscheinungsformen.

Kurt Waldheims innerösterreichisch höchste Stufe politischer Karriere ver-
dankte sich also maßgeblich der Nutzung verbreiteter Ressentiments und paran-
azistischer Stereotypien, die in Österreich bis heute hegemonial sind, und gegen 
die wenig Einwände erhoben werden. Zwischen Zwang zur Ableistung des Mili-
tärdienstes für NS-Deutschland und weitgehender Identifikation mit Kriegszielen 
oder legitimer Kameradschaft an der Front wird kaum unterschieden. Dass Partisa-
nen und andere Widerständler sich zum einen nicht nur im Rahmen der Vorschrif-
ten verhalten konnten, sondern in heroischem Engagement gegen die NS-Diktatur 
bewusst Regeln und Verbote übertreten mussten, wird zumeist nicht respektiert. 
Zugleich war die Wahl ihrer Mittel nicht unabhängig von denen der Eroberungs- 
und Unterdrückungsmächte, so dass Übergriffe von Partisanen auch bedingt waren 
durch gewalttätige Repressalien von Wehrmacht, Gestapo, SS und SD. Dennoch 
bleibt festzuhalten: Pauschale Tötungen und andere Gewaltmaßnahmen, vielfach 
in großer Zahl als Rachehandlungen ohne Gerichtsverfahren, nach dem opferrei-
chen Sieg der »Jugoslawischen Volksarmee« bleiben trotzdem als nicht rechtmäßig 
zu verurteilen.

Alt- und neonazistische Gruppen und ihnen nahestehende oder ihnen gegen-
über verständnisvolle Massenmedien (Kronen-Zeitung oder wie bis vor wenigen 
Jahren auch Die Presse) konnten mit ihrer Agitation, weit über ihren relativen Ein-
zugsbereich hinaus, breite Bevölkerungsschichten erreichen und deren historisch 
verzerrte oder entstellte Geschichtsbilder verfestigen. Auch die beiden demokrati-
schen Parteien der Mitte blieben aus wahlopportunistischen Motiven bis heute an-
fällig für Nachsicht gegenüber rechtsradikalen und revisionistischen Strömungen6 
und deren Kooperations- und Vereinnahmungsversuche.

Die Persistenz ständischen Denkens trägt von sozial oben bis sozial unten dazu 
bei, vordemokratische Denk- und Verhaltensmuster zu verstetigen. Vielfältige Res-
sentiments und Vorurteile gegenüber Minderheiten, »das Ausland«, Flüchtlinge, 
Zuwanderer, sind auch als verdrehte Reaktionen auf soziale Ungerechtigkeit domi-
nant. Hingegen ist die Fähigkeit unterentwickelt, sich gegen soziale Ungerechtig-
keit, Ausbeutung und herrschaftliche Unterdrückung solidarisch zur Wehr zu set-
zen. Sündenböcke kommen als Blitzableiter für vorhandenes Aggressionspotenzial 
gelegen.
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Ökonomisch-technische Modernisierung und das relativ hohe Niveau mate-
riellen Wohlstands in Österreich beeinflussten nur wenig das immer noch stark 
ausgeprägte feudale Denken, das sich auch in Gefühlen von Ohnmacht und Un-
tertanenverhalten ausdrückt. Real-demokratisches Bewusstsein und Verhalten hin-
ken materieller Entwicklung hinterher. Erst die »Arenabewegung« und das Enga-
gement für alternative Jugend- und Kulturzentren, die Protestbewegung gegen das 
AKW Zwentendorf und das Donaukraftwerk Hainburg sowie gegen unbegrenzten 
Straßen- und Autobahnbau, Mobilisierungen gegen Sozialabbau, die neue Frauen-
bewegung, Solidaritätsaktionen mit der »Dritten Welt« und die Friedensbewegung 
ließen eine neue zivilgesellschaftliche Dimension in Österreich entstehen. Durch 
ablenkendes Gerede von der »Neidgenossenschaft« wurden Umverteilungserfor-
dernisse jahrzehntelang vernebelt. Erst die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise 
rückt Verteilungsfragen wieder in den Vordergrund.

Angst vor Fremdartigem oder fremd Erscheinendem verdrängt reale soziale Kon-
flikte. Solidarität, die über karitative Hilfe hinausgeht, insbesondere für Menschen 
anderer Regionen der Welt, interessiert wenige, da es vielen an Einsicht in soziale und 
ökonomische Zusammenhänge mangelt. Dass Armut und Elend anderswo, zumeist 
als Folge der ungerechten Weltwirtschaftsordnung, Spielräume für Einkommens- 
und Sozialdumping in Österreich vergrößern, wird nur in geringem Maße bewusst. 
Gesellschaftspolitische Erwachsenenbildung, die über berufliche Fortbildung hin-
ausgeht, spielt nur eine marginale Rolle und ist von Seiten gesellschaftlicher Eliten 
nicht gerade erwünscht. Sozialdemokratische, gewerkschaftliche und christlichsozi-
ale Defizite der Mitglieder und Sympathisanten in Bezug auf aktive Solidarität mit 
wirtschaftlich und sozial Schwächeren im In- und Ausland sowie das Ausnutzen lo-
kalen Chauvinismus und der Einsatz von Sozialdemagogie durch maßgebliche Teile 
politischer Führungen erhöhen die Empfänglichkeit für aggressive Spielarten von 
Egozentrismus. Lippenbekenntnisse zu christlichsozialen und sozialdemokratischen 
Grundwerten, dazu diskrepante neoliberale Praktiken und elitäres Nomenklatura-
verhalten schufen Räume für rechtspopulistisch aggressive Demagogie.

Offenheit gegenüber Rechtsaußen – Ausgrenzung von Links und Grün

Selbst der vorsichtige cordon sanitaire, der auf Bundesebene gegenüber alt- und 
neonazistischen Strömungen7 in und außerhalb von Parteien des »Dritten La-
gers« gezogen wurde (1953 im Zuge der Ablehnung der Einbeziehung des VdU 
in eine ÖVP-geführte Regierung durch Bundespräsident Theodor Körner; 2000 
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durch den bremsenden Einfluss von Bundespräsident Thomas Klestil auf die per-
sonelle Zusammensetzung der ÖVP/FPÖ-Koalition), bestand in west- und süd-
österreichischen Bundesländern nie. Auch in Wien und Niederösterreich gab es 
Skandale um nationalsozialistisch Belastete in lokalen Führungspositionen, so um 
den ÖVP-Bürgermeister von Mayrhofen/Zillertal, Franz Hausberger, den SPÖ-
Vizebürgermeister von Innsbruck, Ferdinand Obenfeldner. Prominent wurde auch 
der Skandal um den SPÖ-nahen Euthanasie-Psychiater Heinrich Gross. Ein ekla-
tantes Beispiel für Tendenzen stillschweigender gesellschaftlicher Kontinuität po-
litischer und wirtschaftlicher Eliten war das freundschaftliche Verhältnis des ehe-
maligen SPÖ-Landeshauptmannes Theodor Kery zu Tobias Portschy, dem für die 
Deportation burgenländischer Roma mitverantwortlichen ehemaligen stellvertre-
tenden Gauleiter der Steiermark und des Südburgenlands. Portschy weigerte sich 
bis zu seinem Tode, auch nur Zeichen der Reue zu zeigen, er bekannte sich sogar 
zu seinen Untaten. Dass ehemalige Spitzenfunktionäre, Leopold Gratz und Han-
nes Androsch, die Initiativen zur ohnedies spät erfolgenden Auseinandersetzung 
von SPÖ und BSA mit der NS-Vergangenheit von Funktionären kritisierten, zeigt 
ebenfalls, wie dieses uneinsichtige oder »taktische« Milieu die politische Mentali-
tät der »Großparteien« noch bis in die Gegenwart beeinflusst. Dass sich die ÖVP 
bis heute einer systematischen Aufarbeitung ihrer »braunen Flecken« zu entziehen 
vermag, spricht Bände.
Dieses Milieu falsch verstandener Toleranz, aber zugleich auch das Ende des ver-
trauten Zweiparteiensystems in Österreich, eröffneten Möglichkeiten zu neuen 
Machtallianzen: 1970 (die etwa ein halbes Jahr dauernde Minderheitsregierung 
der SPÖ, unterstützt durch die FPÖ)8, 1986 (Kleine Koalition von SPÖ und 
FPÖ) und 1999/2000 (Koalition der ÖVP mit der FPÖ). Damit machten sie die 
FPÖ politik- und salonfähig. Unfähigkeit und Unwilligkeit von ÖVP und SPÖ, 
sich auch auf Länderebene mit rechtsradikalen Strömungen konsequent ausein-
anderzusetzen und eindeutig von ihnen abzugrenzen, demonstrieren breite Ver-
ankerung postnazistischer Gesinnung und hartnäckiger Insensibilität. Trotz viel-
fältiger Belege für alt- und neonazistische Strömungen in der FPÖ (und auch 
im BZÖ) war dies kein Hindernis für die Bereitschaft der ÖVP zu gemeinsamer 
Regierungsverantwortung.

Verdienstvoll hat das »Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstan-
des« immer wieder warnend auf demokratiepolitische Belastungen dieser Regie-
rungsallianz verwiesen. Denjenigen, die zu Recht monieren, dass auch die SPÖ 
sich nach 1945 nicht gescheut habe, um das kaum belehrbare Potenzial des »Drit-
ten Lagers« zu buhlen, soll keineswegs widersprochen werden. Als »Neues-Öster-
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reich« haben wir jedenfalls seit 1986 solche gefährliche Tendenzen der SPÖ-Politik 
seit dem 2. Weltkrieg aufgegriffen und immer wieder zur Diskussion gestellt. Wäh-
rend aber das rechte Auge nach möglichen Kooperationen schielte, blieb das linke 
Auge fest verschlossen: 1966 war die Kooperation mit einer sich bereits in Ablö-
sung vom Stalinismus befindlichen und auch langsam erneuernden Partei, der da-
mals noch im Parlament vertretenen KPÖ9, völlig undenkbar. Reaktion auf die-
ses Angebot war die »Eisenstädter Erklärung« der SPÖ, die jegliche Kooperation 
mit Kommunisten ausschloss. Die Gefahr des Kommunismus schien stets virulent, 
während der Faschismus als der Vergangenheit angehörig und damit erledigt galt. 
Freilich ist diese Haltung als strukturelle Abgrenzung gegenüber Links zu verorten, 
die nicht selten vom bürgerlichen Lager und von Rechts eingefordert wurde und 
wird. Sogar in Bezug auf eine nur in Teilen vorhandene Koalitionsbereitschaft mit 
»Grünen« befindet sich die österreichische Sozialdemokratie in einer Sondersitu-
ation im westlichen Europa. Aber immer wieder bekunden maßgebliche Politike-
rInnen und Meinungsführer der SPÖ ihre taktische Offenheit selbst für Koalitio-
nen mit partiell rechtsradikalen Parteien.

Kurt Waldheim und die Wende nach Rechts

Kurt Waldheim stand – ohne dass es ihm wahrscheinlich bewusst war – für ein 
radikales Wendeszenario in der österreichischen Politik: Nach dreizehn Jahren 
mehr oder weniger konsequenter sozialdemokratischer und liberaler Reformpo-
litik (1970 bis 1983) war von bürgerlich-konservativer Seite auch in Österreich 
politische Revanche und gesellschaftspolitische Restauration angesagt. Immerhin 
erlebte die Welt 1986 die neoliberale und neokonservative Hochzeit der Thatcher-
Reagan-Ära. Leonid Breschnew hingegen stand für das darniederliegende sklero-
tische Diktatursystem des »Ostblocks«. Mit Rückenwind aus dem neokonserva-
tiv-autoritären10 Westen hoffte die ÖVP, ähnlich ihren bürgerlichen Vorgängern 
in der Zwischenkriegszeit, mit dem »reformerischen Schutt« der Sozialdemokratie 
aufräumen zu können. Dazu war ihr fast jedes Mittel recht: So scheute sie weder 
Aktualisierung von Antisemitismus noch Mobilisierung unaufgearbeiteter Ressen-
timents der, in ihrem Verständnis, »unbedankt gebliebenen Soldatengeneration«. 
Mit Hilfe der scheinbar unverdächtigen und weltgewandten Figur Kurt Waldheims 
sollte von der ÖVP endlich wieder ein wahlpolitischer Erfolg eingefahren werden.

Geblendet vom neoliberalen und neokonservativen Kurs Großbritanniens und 
der USA11 verdrängte die ÖVP immer mehr, dass sie eigentlich aus der sozial-öko-



101»Neues Österreich« – Ein Einblick

nomischen Bankrottpolitik ihrer christlichsozialen Vorgängerpartei und den katas-
trophalen politischen Folgen Lehren ziehen hätte müssen. Von der ÖVP, der Presse 
und der Kronen-Zeitung wurde ein Verschwörungsszenario propagiert, wonach maß-
gebliche Kreise der SPÖ, im Verbund mit der »unter starkem jüdischen Einfluss ste-
henden US-amerikanischen Ostküste«, aus parteipolitischem Interesse oder, noch 
negativer konnotiert, Motiven wie Vaterlandsverrat12 (wobei sich die Frage stellt, 
welches Vaterland – das großdeutsche oder das österreichische – gemeint war) die 
»campaigne« gegen Kurt Waldheim in Gang gesetzt hätten. Infamie oder Insensibi-
lität lagen aber doch wohl bei jenen, die Kurt Waldheim im Wissen um die vielen 
»Unklarheiten« seiner Biographie kandidiert hatten. Falls Fred Sinowatz tatsächlich, 
wie gerichtlich festgestellt wurde, seinen burgenländischen Parteifreunden schon im 
Sommer 1985 mitgeteilt hatte, man werde die ÖsterreicherInnen rechtzeitig über 
Waldheims braune Vergangenheit informieren, dann wäre ihm aus demokratiepoli-
tischer Sicht allenfalls eine Inkonsequenz seines Vorhabens vorzuwerfen.

Als »Republikanischer Club« haben wir jedenfalls niemals – was immer wieder 
unterstellt wurde – Spenden mittleren oder größeren Umfangs von der »Ostküste« 
erhalten. Leider! Einige wenige der vielen zu Recht verbitterten Überlebenden 
der NS-Herrschaft haben kleinere Kostenbeiträge für unser Bulletin übermittelt. 
Sie haben diese damals neuartige Bewegung gegen Verdrängung und Verharmlo-
sung der Rolle vieler ÖsterreicherInnen während der NS-Zeit als eines der weni-
gen wahrnehmbaren Signale in Österreich angesehen, die gegen offene oder stille 
Komplizenschaft vieler ÖsterreicherInnen mit dem Gewaltsystem des Nationalso-
zialismus gesetzt wurden. Einzelne Überlebende des NS-Terrors erfuhren unsere 
Aktivitäten als Ausdruck später Einsicht in das große Unrecht, das ihnen und an-
deren auch von ÖsterreicherInnen angetan worden war. Der informelle und offizi-
elle Antinazismus war bis dahin zumeist in überschaubaren Milieus oder im Rah-
men öffentlicher Rituale gepflegt worden. Das »Neue-Österreich« und seine in die 
Tausenden gehenden SympathisantInnen widersprachen mit ihren Aktivitäten der 
herrschenden Geschichtsinterpretation, die sich auch an den wiederkehrenden ös-
terreichweiten Ehrungen der »Helden der beiden Weltkriege«13 zeigt, die die Opfer 
nahezu ausschließlich auf Seiten österreichischer Soldaten in der deutschen Wehr-
macht, im »Kampf um die Heimat« unter Hitler, sichtbar machen.14

Dass die schwarz-blau-braune Koalition – wenn auch weitgehend symbolisch – 
systematische Entschädigungsmaßnahmen setzen ließ, um ihre international auf 
heftigen Widerstand stossende unheilige Allianz politisch zu entlasten, wäre ohne 
vorangegangene jahrelange Mühen engagierter Einzelner und Gruppen wie das 
»Neue Österreich« nicht möglich gewesen.
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Antisozialdemokratische Front von Christlich-Sozialen und Deutsch-
Völkischen in antisemitischer Übereinstimmung

Antidemokratische Teile des Bürgertums und feudale Kräfte konnten und wollten 
im 19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts in Staaten wie Österreich un-
ter keinen Umständen weitreichende soziale und demokratische Zugeständnisse 
machen, weder gegenüber der Arbeiterbewegung noch gegenüber benachteiligten 
bäuerlichen und anderen ländlichen Bevölkerungsgruppen sowie gegenüber der 
kleinen Strömung Liberaler bürgerlich-demokratischer Provenienz. Diese restau-
rativen Kräfte waren auch nicht bereit, mit der Logik nationalistischer und im-
perialistischer Kriegspolitik zu brechen. Sozialdemokratische Parteimehrheiten in 
Staaten wie im Deutschen Reich und in der Österreichisch-Ungarischen Monar-
chie gaben diesen mächtigen gesellschaftlichen Strömungen nach. Gesellschaftli-
che Aufklärung, Pluralisierung von Lebensweisen und Kulturen waren diesen rück-
wärts gewandten antidemokratischen Interessengruppen ein Gräuel. Die Strategie, 
tiefergreifende Reformen gemeinsam mit Kräften der Kirchen und den Christ-
lichsozialen, aggressiveren Großdeutschen und frühen Nationalsozialisten zu ver-
hindern, verband sie trotz fundamentaler Interessengegensätze und heftiger ideolo-
gischer Kontroversen. Die Christlichsozialen in Österreich tragen aus historischer 
Perspektive nicht nur Verantwortung für die Machtergreifung der ihnen naheste-
henden (austro)faschistischen Bewegung, sondern haben auch mittelbaren Anteil 
an der Machtergreifung des Nationalsozialismus.

Amtskirchliche reaktionäre Strömungen, die Allianz von Thron und Altar, sind 
in Ländern wie Russland indirekt für die aus Verzweiflung über Elend, Krieg und 
Unterdrückung entstehenden putschistischen bolschewistischen Bewegungen 
und spätere grauenvolle Diktaturen mitverantwortlich. Ernst Nolte, Nobert Le-
ser oder Joachim Fest15 verkürzen die Geschichte des Terrors im 20. Jahrhundert 
auf jene des Bolschewismus. Faschistische und nationalsozialistische Gewaltherr-
schaften sind in ihrer Sicht Verteidigungsreflexe bürgerlicher Kreise auf die leni-
nistischen und stalinistischen Repressionsperioden und nur als deren Gewaltko-
pien intendiert. Diese gewaltsamen Herrschaftsformen hätten die Machtergreifung 
von Faschismus und Nationalsozialismus bedingt. Andere wichtige Bedingungen 
auszuklammern, verweist auf eine tendenziös-selektive Argumentation. Antidemo-
kratischer kaiserlicher Absolutismus im Deutschen Reich, in Österreich-Ungarn 
und in Russland, imperialistische Kolonialpolitik und Kolonialkriege aller damali-
gen Mächte sowie millionenfaches Töten im Ersten Weltkrieg waren wichtige Vor-
bedingungen für die Steigerung der Gewaltmaßnahmen moderner Totalitarismen. 
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Sowohl Ernst Nolte wie auch Norbert Leser blenden historische Fakten aus. Wer 
wie die Kronen-Zeitung seit Jahrzehnten breitenwirksam nationalsozialistische Ver-
brechen durch Verweis auf millionenfaches Unrecht gegenüber »Volksdeutschen« 
und »Sudetendeutschen« nachträglich zu relativieren sucht, findet in Ernst Nolte 
und Norbert Leser ahistorisch agierende Parallelakteure. Diese hatten eine rück-
wärtsgewandte Relativierung versucht, ohne die brutale Vorgeschichte in ihrer Be-
deutung ausreichend zu beachten.

Töten und Zerstören an den Fronten des Ersten Weltkriegs – aber auch wäh-
rend der Interventionskriege, tief in der neugeschaffenen Sowjetunion – hatte ent-
zivilisierende Wirkung, die die mörderische Eskalation des Terrors während und 
nach der bolschewistischen Machtergreifung und der Herrschaft des Nationalso-
zialismus erleichterte, indem sie Hemmschwellen herabsetzte. Die massenhaften 
Verbrechen in staatskommunistischer Verantwortung – in Form leninistischer, sta-
linistischer und maostischer Varianten von Diktaturen – dürfen keineswegs ver-
harmlost werden. Parallelen zwischen Strukturen und Methoden der Bolschewiki 
unter Lenin, Stalin sowie den Faschisten und Nationalsozialisten sind durchaus 
erkennbar. Nicht nur in Österreich wurde der demokratische Weg sozialer Ver-
änderungen durch restaurative antidemokratische Kräfte, Christlichsoziale, mon-
archistische Legitimisten und konservative, rassistische und antisemitische groß-
deutsche bis frühnazistische Strömungen, wiederholt blockiert. Im Gegensatz dazu 
versuchte sozialdemokratische Politik, zu zaghaft und unbeständig, durch soziale, 
ökonomische und kulturelle Reformen, Demokratisierung sowie Modernisierung 
feudal-absolutistische Hinterlassenschaften zu überwinden und eine möglichst sta-
bile Form sozialer und demokratischer Gesellschaft anzupeilen.

Aus Konkurrenz und wechselseitiger Bekämpfung von Austrofaschismus und 
Nationalsozialismus zu schließen, wie es manche tun, dass diese ein unüberwind-
barer Graben trennte, scheint selbst mit Blick auf den NS-Putschversuch und auf 
den NS-Mord an Dollfuß im Juli 1934 historisch nicht zutreffend. Trotz unter-
schiedlichen Charakters ihres Antisemitismus, religiös oder rassistisch konstruiert, 
gab es immer wieder ideologische und praktisch-politische Überschneidungen. 
Diese reichten von mehrmaliger Allianz zwischen Alldeutschen und Christlichsozi-
alen zur Wahl Karl Luegers zum Wiener Bürgermeister über Gemeinsamkeiten von 
Christlichsozialen, Austrofaschisten, Großdeutschen und frühen Nationalsoziali-
sten im Kulturkampf der 1930er Jahre gegen »verjudetes, liberales, sozialdemokra-
tisches und bolschewistisches Gedankengut«16 zu einer gemeinsamen militant anti-
sozialdemokratischen und antiliberalen Schul-, Hochschul- und Kulturpolitik der 
ÖVP und des »Dritten Lagers« (VdU/FPÖ) in den 1950er und 1960er Jahren.
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Norbert Leser versuchte zwar, den Antisemitismus der Christlichsozialen als 
wichtigen Einflussfaktor für den eliminatorischen Antisemitismus Adolf Hitlers 
und des Nationalsozialismus wegzudisputieren, aber zahlreiche Fakten sprechen 
gegen seine Argumentation: Nicht nur Adolf Hitler sah die Wiener Prägung, ins-
besondere durch Lanz-Liebenfels, Schönerer und Lueger und deren antisemitische 
Hetze, als zentral für die Entwicklung seiner politischen Ziele. Analysen wichtiger 
Historiker wie Peter Pulzer oder Gerhard Botz, Spezialisten für die Einschätzung 
dieser Frage, treffen eine eindeutige Bewertung dieses historischen Zusammen-
hangs. Präfaschistische Ideologen, die – mehr oder weniger bewusst – zur nazi-
stischen Programmatik beitrugen, fanden sich auch im christlichsozialen Milieu. 
Bereits am Weihnachtsabend 1918 hatte die Christlichsoziale Partei ein Manifest 
mit folgendem Wortlaut veröffentlicht: »Die auch im neuen Staate hervortretende 
Korruption und Herrschsucht jüdischer Kreise zwingt die Christlichsoziale Par-
tei, das deutsch-österreichische Volk zum schärfsten Abwehrkampf gegen die jüdi-
sche Gefahr aufzurufen. Als eigene Nation anerkannt, sollen die Juden ihre Selbst-
bestimmung haben; die Herren des deutschen Volkes aber sollen sie nicht sein«.17 
1919 fanden sich in Wien im Antisemitenbund, der organisatorischen Plattform 
der Hetze gegen Ostjuden (20.000 jüdische Flüchtlinge aus dem Osten der Habs-
burgermonarchie und 5.000 Pogrom-Flüchtlinge aus Polen), führende Christ-
lichsoziale, Deutsch-Völkische und Nationalsozialisten zusammen. Die im Besitz 
der katholischen Kirche befindliche Tageszeitung, die Reichspost (offiziöses Organ 
der Christlichsozialen unter maßgeblichem Einfluss des späteren Bundeskanzlers, 
Prälat Ignaz Seipel), bot einschlägiger Agitation breiten Raum.18

Am 21. Jänner 1933 formulierte der Linzer Diözesanbischof Johannes M. Gföll-
ner, nachdem er sich vom physiologischen Rassenantisemitismus abgrenzt hatte, 
in seinem Hirtenbrief in Unterstützung des politischen Katholizismus in versuch-
ter Abwehr zum konkurrierenden Nationalsozialismus eine vermeinlich modera-
tere, aber nach wie vor nachhaltige Version antisemitischer Weltsicht: »Viele got-
tentfremdete Juden [üben] einen überaus schädlichen Einfluss auf fast alle Gebiete 
des modernen Kulturlebens, Wirtschaft und Handel, Geschäfte und Konkurrenz, 
Advokaten und Heilpraxis aus, soziale und politische Umwälzungen sind vielfach 
durchsetzt und zersetzt von materialistischen und liberalen Grundsätzen, die vor-
wiegend vom Judentum stammen. Presse, Inserate, Theater und Kino sind häufig 
erfüllt von frivolen und zynischen Tendenzen, die die christliche Volksseele bis ins 
Innerste vergiften und die ebenso vom Judentum genährt und verbreitet werden. 
Das entartete Judentum im Bunde mit der Weltfreimaurerei ist auch vorwiegend 
Träger des mammonistischen Kapitalismus und vorwiegend Begründer und Apo-



105»Neues Österreich« – Ein Einblick

stel des Sozialismus und Kommunismus, der Vorboten und Schrittmacher des Bol-
schewismus. Diesen schädlichen Einfluss des Judentums zu bekämpfen und zu bre-
chen, ist nicht nur gutes Recht sondern auch strenge Gewissenspflicht eines jeden 
überzeugten Christen, und es wäre nur zu wünschen, daß auf arischer und christli-
cher Seite diese Gefahren und Schädigungen durch den jüdischen Geist noch mehr 
gewürdigt, noch nachhaltiger bekämpft und nicht offen oder versteckt, gar nachge-
ahmt und gefördert würden […] Die moderne Zeit braucht zwar die Juden nicht 
des Landes zu verweisen, sollte aber in Gesetzgebung und Verwaltung einen star-
ken Damm aufrichten gegen all den geistigen Unrat und die unsittliche Schlamm-
flut, die vorwiegend vom Judentum aus die Welt zu überschwemmen drohen. Da-
bei sei rückhaltlos zugegeben, daß es auch im Judentum edle Charaktere gibt« 
(Bischof Johannes M. Gföllner, zit. n. Staudinger 1990).

Der Zeithistoriker Anton Staudinger zieht eine wohlbegründete Bilanz des Kamp-
fes maßgeblicher Kräfte der Christlichsozialen, gemeinsam mit Deutschnationalen 
und frühen Nationalsozialisten, gegen die »jüdisch gesteuerte Weltverschwörung«: 
»Im Rahmen der sich ab 1920 formierenden Bürgerblockpolitik hatten unter Aus-
klammerung sonstiger Antagonismen katholisch-christlichsoziale Antisemiten mit 
Antiklerikal-Deutschnationalen und Deutsch-Völkischen zusammengearbeitet: sei 
es im ›Antisemitenbund‹, sei es in dem nach 1918 gegründeten Geheimbund ›Deut-
sche Gemeinschaft‹, die ähnlich wie das bekämpfte Freimaurertum organisiert, die 
Mitglieder auf den Kampf gegen die verabscheuten ›Internationalismen‹ wie ›Bol-
schewismus‹, ›Freimaurerei‹ und ›Judentum‹ verpflichtete, eine aus der bürgerlichen 
Elite sorgfältig rekrutierte Organisation, der unter anderem später führende Natio-
nalsozialisten wie Hermann Neubacher (nach 1938 Bürgermeister von Wien) und 
Arthur Seyß-Inquart (1938 Chef der ›Anschluß-Regierung‹, 1939/40 stellvertreten-
der General-Gouverneur von Polen, dann Reichskommissar für die besetzten Nie-
derlande und als einer der 24 NS-Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen 
Militärgerichtshof in Nürnberg 1946 hingerichtet, P.K.) ebenso angehörten, wie 
eine Reihe von Universitätsprofessoren, Beamten, Offizieren, Wirtschaftstreibenden, 
[…] christlichsozialen bürgerlichen Politikern wie Engelbert Dollfuß und Emme-
rich Czermak (1931/32 Unterrichtsminister, 1933/34 von Dollfuß als Obmann der 
Christlichsozialen Partei zu deren Liquidierung eingesetzt, P.K.). Das (mehrheitlich) 
völkisch (minderheitlich) katholische Rechtskartell der zwanziger Jahre auf Hoch-
schulboden forderte unter anderem eine rassistisch begründete Isolierung der jüdi-
schen Studenten und deren Unterwerfung unter einen Numerus clausus. (Der letzte 
Versuch, ein rassistisches Studentenrecht auf Österreichs Hochschulen zu etablieren, 
war 1932 von Czermak unternommen worden)« (Staudinger, S. 261/262).19
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Programmatisch, aber auch in ihrer politischen Praxis waren die österreichi-
schen Christlichsozialen der Ersten Republik, wie in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts, auch seit ihrer Neugründung 1918, im Unterschied zur christlichen 
deutschen Zentrumspartei, stets einem militanten Antisemitismus20 verpflichtet. 
Damit trugen sie, gemeinsam mit den Deutschnationalen Schönerers, maßgeb-
lich zu einem Klima bei, das in der Folge die Nationalsozialisten auf einer Welle 
der Zustimmung durch ihre repressiv ausgrenzende und zuletzt mörderische Poli-
tik zu tragen vermochte. Ein führender Repräsentant der Heimwehr, Otto Neu-
städter-Stürmer (1934 Sozialminister, 1936 bis 1937 Innen- und Sicherheitsmini-
ster) sprach sich am 25. März 1933 dafür aus, dass man »den Vernichtungskampf 
gegen den Marxismus rücksichtslos führen« müsse. »Wir können den Nationalso-
zialismus in Österreich nur schlagen, wenn wir ihn überhitlern«21. Ähnlich positio-
nierte sich Bundeskanzler Prälat Ignaz Seipel, als er bereits am 31. Oktober 1931 
bedauerte, dass es ihm nicht gelungen wäre, die Christlichsoziale Partei weit genug 
nach Rechts zu führen, was ein Abschwenken bisheriger Parteigänger zu Heimwehr 
und NSDAP verhindern hätte können.22

Historische Kontinuität?

Gewisse – wenn auch ungefährlichere – historische Parallelen zwischen der Politik 
der ÖVP (1986 in der Auseinandersetzung um Kurt Waldheim und um die demo-
kratiepolitisch unverantwortliche Regierungsbildung 2000) und ihrer christlich-
lichsozialen Vorgängerpartei sind durchaus feststellbar. So standen vaterländischer 
Rhetorik, Demagogie und staatsgefährdender Praxis der Christlichsozialen (Aus-
höhlung der wirtschaftlichen Basis der Ersten Republik und Kooperation mit den 
Regimen Mussolinis und Horthys) eine Kampagne für Kurt Waldheim gegenüber, 
die die – im Verhältnis zu Deutschland – selbständige Gründungslegitimation der 
Zweiten Republik (»das von Hitler-Deutschland überfallene Österreich«) impli-
zit durch Identifikation Kurt Waldheims und der ÖVP mit Kriegszielen Hitler-
Deutschlands außer Kraft setzte. Diesmal ging es halt nur gegen »Nestbeschmut-
zer« und implizite »Vaterlandsverräter« der Anti-Waldheim-Opposition. Mittelbar 
identifizierte sich aber die ÖVP mit dem Überfall NS-Deutschlands auf große Teile 
Europas, indem sie unkritisch Kurt Waldheims beschönigende Äußerungen (»Ich 
habe meine Heimat verteidigt«) mit großem Einsatz stützte. Dies geschah durch 
unterschwellig antisemitische Äußerungen, gegen die »US-Ostküste« und gegen 
»gewisse Kreise« wie auch durch Appelle an die »Kriegsgeneration des 2. Welt-
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kriegs«, ohne sich von den zwar befohlenen, aber häufig von den Soldaten auch 
mental übernommenen Kriegszielen zu distanzieren.

Immerhin war die ÖVP maßgebliche Mitbegründerin der Zweiten Republik, die 
sich von großdeutschen Phantasien allmählich zu verabschieden suchte. Der, wenn 
auch nur halbherzige, Kampf von Christlichsozialen und von Teilen der Heim-
wehr gegen NS-Deutschland sowie Opfer im Widerstand und in Konzentrations-
lagern wurden aber eigentlich durch (rechts)populistische »Schulterschlüsse« mit 
Kurt Waldheim und der Haider-FPÖ desavouiert, die ab ihrem Innsbrucker Par-
teitag 1986 wieder verstärkt nationalsozialistischer Phraseologie23 huldigte. In der 
Ersten Republik wurde durch militärische und politische Kooperation mit Muss-
olini-Italien und dem autoritären Ungarn unter Diktator Horthy – zunächst sei-
tens der Christlichsozialen Partei und später der Vaterländischen Front – vorerst 
der Demokratie entgegengearbeitet, letztlich aber durch Etablierung des austrofa-
schistischen Regimes die repräsentative Demokratie zu Tode gebracht. Trotz aller 
patriotischer Rhetorik wurden wegen der Allianz mit Mussolini im Falle Südtirols 
österreichische Interessen aufgegeben. Der Kampf gegen die sozialdemokratische 
Arbeiterbewegung wurde auf Geheiß Mussolinis weiter verschärft. Durch die bald 
darauf folgende Achsenbildung Mussolinis mit Hitler hielt jedoch diese Politik ge-
meinsamer Ablehnung Hitlers nur kurze Zeit. Chancen einer Zusammenarbeit mit 
der demokratischen Tschechoslowakei wurden hingegen nicht genutzt.

Eine der Lehren aus dem wirtschafts- und demokratiepolitischen Scheitern der 
Ersten Republik war die von der ÖVP 1945/46 mitgetragene Verstaatlichung der 
Schwerindustrie, der E-Wirtschaft und mehrheitliche Verstaatlichung von Groß-
banken und anderer wichtiger industrieller Großbetriebe. Der wirtschaftliche Kol-
laps der Zwischenkriegszeit war nämlich auch durch starke Außenabhängigkeit der 
österreichischen Wirtschaft – insbesondere von deutschen Großkonzernen – ver-
ursacht. Mit schwindendem Einfluss der Sowjetunion wurde ab den 1960er Jah-
ren diese den öffentlichen Sektor der Wirtschaft stärkende Politiklinie von gro-
ßen Teilen der ÖVP-Führung aufgegeben und durch allmähliche Ausrichtung auf 
einen wirtschaftlichen Privatisierungskurs bekämpft. Eine der wenigen Ausnah-
men von diesem Politikwechsel in der ÖVP repräsentierte Josef Taus, zumal er die 
Bedeutung einer nationalen Industrie für eigenstaatliche Spielräume Österreichs 
begriff.24

Noch in der Zweiten Republik gab es – bis in die Gegenwart – eine Kette anti-
semitischer Ausfälle führender Exponenten der ÖVP. Der erste Präsident des öster-
reichischen Nationalrats, ÖVP-Abgeordneter Leopold Kunschak25, bekannte sich 
noch nach 1945 freizügig zu seinem Antisemitismus. 1970 wurde der ÖVP-Wahl-
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kampf für Josef Klaus und gegen Bruno Kreisky unter der Losung »Wählt einen 
echten Österreicher. Josef Klaus« geführt. Eine Kette der Abwehr kritischer Aus-
einandersetzung mit der NS-Zeit und ihrer Verbrechen durchzieht also die Ge-
schichte der Nachkriegs-ÖVP bis heute. Als ein Beispiel von vielen kann die 1998 
in Salzburg von Landeshauptmann Franz Schausberger (ÖVP) und Landtagsprä-
sidenten Helmut Schreiner (ebenfalls ÖVP) geführte Kampagne gegen die Aus-
stellung über den »Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944« 
gelten. Sie argumentierten damals, dass sie sich schützend vor die Kriegsgenera-
tion stellen müssten.26 Deshalb darf auch die schweigende Zustimmung der ÖVP 
durch und unter Josef Pröll am 29.10.2008, zur Wahl Martin Grafs (Mitglied der 
»Olympia«, einer rechtsradikal ausgewiesenen Burschenschaft) zum Dritten Präsi-
denten des Nationalrats nicht bagatellisiert werden. Es ist dies das jüngste Exempel 
für die geringe Bereitschaft der ÖVP, aber auch in Teilen der SPÖ, ein trennschar-
fes Verhältnis zu FPÖ und BZÖ herzustellen. Die ÖVP unterstützte Grafs Wahl 
geschlossen, die SPÖ unterließ es zwar, den Kandidaten der »Grünen« breit mitzu-
tragen, aber sie enthielt sich bei dieser Wahl wenigstens überwiegend der Stimme. 
Auch die SPÖ erwarb sich in dieser Frage – angesichts ihrer diffusen Positionie-
rung – nicht gerade ein Ruhmesblatt. Koalitionstreue stand vor politisch-redlicher 
Haltung. Dieses Beispiel zeugt nach wie vor von großer Insensibilität gegenüber 
rechtsradikalen sowie antisemitischen Haltungen und Aktivitäten. Weitere histori-
sche Parallelen der Politik der ÖVP wurden seit 1999 auch insoferne sichtbar, als 
anstelle des Hauptfeindbildes Juden »falsche Asylanten« und »Wirtschaftsflücht-
linge« traten. Als sozialer Blitzableiter für größer werdende ökonomische und so-
ziale Spannungen kommt Feindbildern unter derzeitigen Verhältnissen eine ähnli-
che Funktion zu. Die SPÖ war auch an dieser Verschärfung der Politik keineswegs 
unbeteiligt.

Gemeinsames antiklerikales und antiabsolutistisches Erbe

Seit der Revolution 1848 gab es aus gemeinsamen Kämpfen von Frühsozialisten 
und Nationalliberalen gegen Klerikalismus und Absolutismus, mit durchaus ver-
schwimmenden ideologischen Positionen, auch nachwirkende Sympathien für ein-
ander. Trotz der nach der Krise des politischen Liberalismus und der Spekulations-
krise 1873 aggressiv antisemitischen und deutschnationalen Wende großer Teile 
der ehemals liberal- und sozialrevolutionären Bewegung wurden nicht alle Brücken 
zwischen den politischen Lagern abgebrochen. So gibt es bis heute einige wenige 
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deutschnationale studentische Burschenschaften, die den »Rassenantisemitismus«27 
des aggressiv deutschnationalen Korporations-Ringes nicht übernommen haben. 
Aus gemeinsamen Wurzeln von Liberalen und Sozialdemokraten in der Kampf-
gemeinschaft der Revolutionen 1848 erklärt sich, dass es sogar noch im »Ro-
ten Wien« zwischen dem großen Sozial- und Gesundheitsreformer Julius Tand-
ler und einzelnen deutschnationalen Medizinern zu Kooperationen kam. Eine 
bedenklich positive Haltung zu Euthanasie von »Geisteskranken«, die ab Ende 
des 19. Jahrhunderts sowohl im deutschnationalen wie sozialdemokratischen Mi-
lieu vorzufinden war, hatte gemeinsame Wurzeln, wenn sie auch verschiedenen 
politischen Zielen folgte: Im einen Fall war es das Interesse an Verbesserung der 
»deutschen Rasse« durch Ausmerzung »Minderwertiger«, im anderen Fall war es 
auf Basis einer abgeschwächten Vorstellung von Rassenhygiene das Ziel sozialer 
Menschenökonomie.28

Drastischer verhält es sich wohl mit exkulpierenden Affinitäten zu Belasteten 
des »Dritten Lagers« im Wissen um die Verbrechen des NS-Regimes, gerade dann 
wenn diese im Kontext der Zweiten Republik sich in verschiedenen Milieus der 
Großparteien »weißwaschen« konnten. Der sozialdemokratische Justizminister 
Christian Broda wird prototypisch genannt, wenn es um das taktische Verhältnis 
zu ehemaligen Nationalsozialisten sowie um das »österreichische Klima« mangeln-
der Auseinandersetzung mit NS-Kontinuitäten geht.

Oscar Bronner dokumentierte in einer Beilage des Neuen Forum im Herbst 
1965, unter dem Titel »Die Richter sind unter uns«, die Involvierung maßgeb-
licher österreichischer Juristen (Richter, Staatsanwälte und Universitätsprofesso-
ren) in nationalsozialistische Justizverbrechen. Mehrere dieser Juristen waren Mit-
glieder im Bund Sozialistischer Akademiker (BSA), einer Vorfeldorganisation der 
SPÖ. Die Einstellung von Justizverfahren gegen wegen massenhafter schwerer Ver-
brechen Belasteter wurde von Broda mit der skandalösen Serie von Freisprüchen 
durch Geschworenengerichte in den 1960er Jahren begründet (zit.n. Gespräch mit 
Rudolf Gelbard). Jeder dieser Freisprüche, gegen die sich nur wenige Stimmen er-
hoben, war Anlass für propagandistischen Triumph im breiten Milieu unbelehrba-
rer Nationalsozialisten und neu rekrutierter Neonazis. Zumindest bis in die 1960er 
Jahre war verständnisvolles »gesundes Volksempfinden« gegenüber »NS-Tätern« 
verbreitet. So erinnert sich Oscar Bronner in der Biographie »Trotzdem« – Die 
Oscar Bronner Story (Klaus Stimeder, Eva Weissenberger, Wien 2008, S. 46) da-
ran, dass er 1965 bei einer fingierten Sammelaktion mit verdeckter Kamera auf der 
»gutbürgerlichen« Wiener Wollzeile für den schließlich zu acht Jahren verurteil-
ten »Fahrdienstleiter Adolf Eichmanns«, Josef Novak, Geld sammelte. Novak hatte 
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von Wien aus die Deportationen von Juden nach Auschwitz organisiert (»Ausch-
witz war für mich nur ein Bahnhof«). 90 Prozent der Angesprochenen spendeten 
für Franz Novak, davon die Hälfte im Wissen, um wen es sich handelt. 10 Pro-
zent protestierten in lauer Weise. Die ORF-Sendungsverantwortlichen verweiger-
ten damals eine Ausstrahlung mit dem Hinweis: Die Geschichte sei zu verstörend, 
als dass man sie den Zuschauern zumuten könnte.

Aber es wäre zu billig, Christian Broda nur für seine Zusammenarbeit mit nati-
onalsozialistisch belasteten Juristen im Zuge der Strafrechtsreform verantwortlich 
zu machen, wenn dabei übergangen wird, welch inhumane, frauenfeindliche, ho-
mophobe und antidemokratische Haltungen bei katholisch-konservativen Juristen 
und Medizinern noch Anfang der 1970er Jahre anzutreffen waren.

Antiliberaler Scheinliberalismus

Neben rechtsradikalen und neonazistischen Äußerungen und Aktivitäten ist auch 
der Wettbewerb zwischen FPÖ und BZÖ um effektivere Verhinderung des Baus 
von Moscheen und Minaretten als Rechtsstaatsverletzung sowie als Rückfall hin-
ter demokratische und toleranzorientierte Errungenschaften des durch die Revo-
lution 1848 erkämpften Staatsgrundgesetzes 1867 (Grundrechte von Freiheit und 
Gleichberechtigung der Religionsausübung) und der 1911 erfolgenden Anerken-
nung der muslimischen Glaubensgemeinschaft zu werten. Diese gegen den Geist 
der Bundesverfassung gerichtete Grundhaltung wiederkehrender Rechtfertigung 
und Verharmlosung des Nationalsozialismus sowie das Schüren von Ausländer- 
und Minderheitenfeindlichkeit zeigen, dass FPÖ und BZÖ jegliche Legitimation 
aus der Freiheitsbewegung der Liberalen von 1848, die sie zwecks Vernebelung ih-
rer Absichten als allseits akzeptierte Wortfahnen vorantragen, kontinuierlich desa-
vouieren. Sie instrumentalisieren also die Freiheitsbewegung der bürgerlichen Re-
volution und ihren Konstitutionalismus, indem sie das Erbe des Liberalismus für 
ihre antiliberalen Absichten usurpieren. Die Universitäts- und Kulturpolitik des – 
verharmlosend so benannten – »Dritten Lagers« lässt jegliche Spur liberaler Geis-
teshaltung vermissen. Eigentlich handelt es sich um Etikettenbetrug, der in Öster-
reich – entgegen historischer Fakten und abweichend von internationalen Usancen 
– als Kanon liberaler Werte durchzugehen vermag. Der authentischen liberalen 
Strömung um Heide Schmidt und Volker Kier, die sich von der FPÖ trennten und 
die vielen Intentionen des Republikanischen Clubs verbunden sind, haben wir im-
mer wieder ein gesellschaftspolitisches Gesprächsforum geboten.



111»Neues Österreich« – Ein Einblick

Kontinuität im Kalten Krieg: eine postfaschistische Fluchtagentur unter 
der Ägide des Vatikans und westlicher Geheimdienste

Unter den Organisatoren der »rat-line«, des Fluchtweges zehntausender schwerer 
Verbrechen Belasteter aus Hitler-Deutschland, der faschistisch-kroatischen Usta-
scha-Diktatur und Mussolini-Italien29 befanden sich maßgebliche Teile der Rö-
misch-Katholischen Kirche und westlicher Geheimdienste in einer antikommunis-
tischen und de facto auch antisemitischen Interessenallianz, indem sie Tätern des 
Nationalsozialismus (z.B. Klaus Barbie) die Flucht vor der Gerichtsbarkeit ermög-
lichten. Bis heute können sich NS-Kriegsverbrecher dem Zugriff der Justiz entzie-
hen (z.B. Alos Brunner, Alfred Haim). Bemerkenswert ist jedenfalls die Tatsache, 
dass die Flucht von Juden aus Europa nur marginal unterstützt wurde, während die 
Flucht von Nationalsozialisten und Faschisten zu höchster Staats- und Kirchena-
genda aufrückte. Auch westliche Geheimdienste zeigten ein Interesse an dieser Kli-
entel. Ein faschistisches Netzwerk vermochte mit Militärdiktaturen Lateinamerikas 
eine Symbiose zu bilden. Nach 1945 organisierten sich in Südamerika – in erster 
Linie unter dem Schutzschirm des argentinischen Diktators Juan Peron – führende 
Faschisten und Naziverbrecher aus Europa und unterstützten mit faschistischem 
»Know-how« diverser Art auch verschiedene lateinamerikanische Diktaturen. In 
dieser unheimlichen Gesellschaft befand sich auch der ehemalige Heimwehrfüh-
rer, Vizekanzler des »christlichen Ständestaates« und Bundesführer der »Vaterländi-
schen Front« zwischen 1934 und 1936, Ernst Rüdiger von Starhemberg.
Westliche Geheimdienste, aber auch der Vatikan, waren bei der Flucht von Ju-
den aus dem Herrschaftsbereich der Nationalsozialisten und ihrer Bündnispart-
ner nur in wenigen Fällen ähnlich hilfsbereit gewesen. Unzählige flüchtende Juden 
scheiterten an den administrativen Mauern Nord- und Südamerikas. Nicht einmal 
nach der Befreiung 1945 änderte sich das restriktive Verhalten westlicher Geheim-
dienste. Selbst die aus Konzentrationslagern Entkommenen wurden in der Folge 
als »displaced persons« administriert, aber kaum in ihrem Neubeginn effektiv un-
terstützt oder gar für ihren Lebensverlust entschädigt. Trotz großer Verdienste ein-
zelner katholischer Laien, Priester und Ordensleute um die Rettung von Juden, 
insbesondere in Italien, darf diese Achse des Grauens, die »rat-line«, nicht verges-
sen werden.

Diese Anfänge rechten Networkings haben eine Kontinuität zu späteren rechts-
konservativen Allianzen – im Namen von Antikommunismus – begründet. Die 
Formierung des Rechtskonservatismus am Beginn der 1960er Jahre erfolgte in 
weltweitem Verbund konservativ-autoritärer Parteien. Offen rassistische Regime 
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wie Apartheid-Südafrika oder rechtskonservative Strömungen um Franz Josef 
Strauss (CSU) und Otto Habsburg, oftmals auch Bündnispartner faschistischer 
oder militärdiktatorischer Systeme wie Spanien, Portugal oder Griechenland, wa-
ren Teil dieser vernetzten Strukturen. Die starken französischen wie Algerien-fran-
zösischen Rechtsradikalen (OAS), die De Gaulle beinahe wegputschten, gehörten 
ebenfalls zum aggressiven Kooperationsfeld spätkolonialer Kräfte und rechtsextre-
mer Verteidiger des »christlichen Abendlandes«. Die Formierung der rechten Mitte 
und der Ex-Faschisten in Italien (mit maßgeblicher Hilfe von Seiten des CIA unter 
Richard Nixon und Henry Kissinger sowie wichtiger Führungsgruppen der Christ-
demokraten und Sozialisten in Italien) bleibt häufig aus zeitgeschichtlichen Dar-
stellungen der 1960er und 1970er Jahre ausgeblendet. Diese Politik bediente sich 
auch eines rechtsradikalen Terrorismus, der mehr als hundert Tote forderte und ein 
rechtskonservatives und neoautoritäres Milieu aufbereitete, das Silvio Berlusconi 
zur Macht bringen sollte.

Vor dem Hintergrund des Kolonialismus und dem postkolonialen Versuch west-
licher Interessen, Einfluss in Zentral- und Südafrika, Lateinamerika, in Asien und 
im Nahen Osten zu bewahren, sind diese rechtskonservativen und faschistischen 
Strömungen nicht als isolierte politische Randphänomene zu sehen. Der islami-
sche Fundamentalismus wurde erst als machtpolitisches und miltärisches Instru-
ment gegen »nationale Befreiungsbewegungen« und staatssozialistische diktatori-
sche Expansionsbestrebungen zu einem gegenwärtig realen Bedrohungsfaktor. Fast 
jedes autoritäre, despotische und reformunwillige Regime von Saudi-Arabien über 
Ägypten bis zum Kambodscha der »Roten Khmer« wurde als Bündnispartner rek-
rutiert oder zumindest in Kauf genommen.30

Für die Aufrechterhaltung von Kontinuitäten und Netzwerken im rechtsradika-
len Bereich waren Rückzugsgebiete wie Argentinien, Spanien und Paraguay nach 
1945 von besonderer Bedeutung. Insgesamt begünstigte die Politik des Westens im 
alten und neuen »Kalten Krieg« die Stabilisierung des Rechtsradikalismus und da-
mit auch die Nachhaltigkeit militanter antisemitischer und rassistischer Agitation. 
Militärputsche, Putschversuche und -pläne in Griechenland, in der Türkei, in In-
donesien, in vielen Ländern Lateinamerikas, in Portugal, in Spanien und in Italien 
in den 1970er Jahren gehörten zum politisch-strategischen Repertoire »seriöser« 
konservativer Politiker wie Henry Kissinger, für den alte und neue Faschisten eine 
wichtige Hilfsfunktion für die Durchsetzung US-amerikanischer Hegemonialstra-
tegien erfüllten.31 Die Politik weltweiter Aufteilung in zwei Macht- und Einflusshe-
misphären ließ weder für radikale Reformpolitik in der CSSR (1968) noch in Chile 
(1970 bis 1973) Raum. Der Spätstalinismus sowjetischer Prägung hielt an Ter-
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ror- und Unterdrückungsstrukturen fest und exportierte diese in seine wachsenden 
Einflusszonen. Das westlich-kapitalistische System verursachte mit Hilfe diktatori-
scher Systeme – auch nach der kolonialen Ära bis in die Gegenwart – durch struk-
turelle Gewalt seiner Ausbeutungs- und Welthandelsstrukturen hundertmillionen-
fache Erkrankungen, Opfer von Unternährung, Hungertote und Kriegsopfer.

Ein eilfertiger und opportunistischer Beamter und Diplomat wie Kurt Wald-
heim kam als UN-Generalsekretär gelegen, trotz oder wegen seiner militärischen 
und de-facto-geheimdienstlichen Funktion während der NS-Zeit an grauenvol-
len Kampfplätzen des Vernichtungskrieges am Balkan und in der UdSSR. Er war 
durch seine Erfahrungen, Beobachtungen und seine spezielle Verdrängungsfähig-
keit abgehärtet genug, um brutalen Machtspielen der Großmächte wenig enga-
giertes konformes Verhalten entgegenzusetzen. »Pflichterfüllung« und Diplomatie 
gegenüber jeglicher Macht hatte er früh eingedrillt bekommen und entsprechend 
verinnerlicht.

Die Wende zum neuen Rechtspopulismus32: Krise des fordistischen33  
und Hegemonialisierung eines neoliberalen Politikmodells

In vielen Ländern entstanden im Laufe der 1980er Jahre neue rechtspopulisti-
sche Parteien oder aber alte gewannen an neuer Bedeutung. Auch in Österreich 
änderte sich vieles, was die seit den 1950er Jahren stabilen Verhältnisse nachhal-
tig erschüttern sollte. Internationale und interne Verschiebungen der Machtver-
hältnisse haben das seit 1945 etablierte »Gleichgewicht der Klassenkräfte« (Otto 
Bauer) destabilisiert. Weltweite wirtschaftliche Liberalisierung, Privatisierungen 
und Strukturkrisen wichtiger Industriebranchen (Stahl, Metall, Textil), die Ent-
wicklung und Anwendung grundlegend neuer Technologien sowie weit verbreitete 
mittlere und höhere Bildung in ihrer technokratisch verengten Form haben die Ka-
pitalseite eindeutig begünstigt. Der fordistisch-keynesianische ökonomisch-soziale 
Kompromiss zwischen Unternehmerorganisationen und Gewerkschaften wurde 
nicht aufgekündigt, aber schrittweise zu Gunsten von Unternehmern und des glo-
balen Finanzkapitals modifiziert.

Unter solchen Bedingungen haben es Gewerkschaften schwer, sich rasch auf 
neue gesellschaftliche Modi umzustellen. Das in Österreich träge gewordene zen-
tralistisch-bürokratische Gefüge dieser Organisationen und ihre breite Mitglieder-
basis, was zuvor eine ihrer Stärken ausmachte, hemmten nun rasche und wirksame 
Antworten auf neue Herausforderungen. Zugleich dominierten inländische männ-
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liche Unselbständige die meisten Entscheidungskanäle in den Interessenorganisa-
tionen34. Großbetriebe wurden personell geschrumpft, in kleinere Betriebsstätten 
zerlegt oder in lohngünstigeres Ausland verlegt, wodurch gewerkschaftliche Or-
ganisierung erschwert wurde. Traditionell schwache Präsenz von Frauen und Zu-
wanderern in Betriebsräten und Gewerkschaften, geringe Repräsentanz der Ge-
werkschaften in neuen Berufsfeldern und anfängliche Abneigung gegenüber neuen 
sozialen Bewegungen (Frauen-, Umwelt-, Solidaritätsbewegungen mit Dritter Welt 
und Zuwanderern) bedingten letztlich verminderte Attraktivität der Gewerkschaf-
ten und Rückgang der Mitgliederzahlen, damit Abnahme des Organisationsgrades 
und erhebliche politische Schwächung. Die vorwiegend neoliberale Orientierung 
der EU begünstigte Großkonzerne und Finanzmärkte.

Selbst vor kämpferischen Gewerkschaften in Frankreich, Großbritannien oder 
Italien, die sich sozialpartnerschaftlich nicht einbinden ließen, machten Schwä-
chungstendenzen nicht halt. Unternehmer zeigten wenig Interesse an einem sozi-
alpartnerschaftlichen Politikmodell, das ihnen unter Umständen auch gewaltige 
Konzessionen abringen könnte. Viele der Gewerkschaften in diesen Ländern wa-
ren zwar weniger bürokratisiert, sie konnten sich aber auch nicht auf eine starke 
Sozialdemokratie mit weitgehend kontinuierlicher Regierungsbeteiligung oder 
Alleinregierung stützen. Teilzeitarbeit, Kurzzeitverträge, Leiharbeitsformen, Pre-
karisierung und Arbeitslosigkeit ersetzten mehr und mehr lebenslängliche ganz-
tägige (selbst bisher eher privilegierte männliche) Erwerbsarbeitsverhältnisse. 
Bemühungen um neue soziale Gruppen am Arbeitsmarkt setzten erst spät und 
unzureichend ein. Verstärkte Identitätsaushöhlung der politischen und gewerk-
schaftlichen Arbeiterbewegung durch gleitende Anpassung an den neoliberalen 
Mainstream ab den 1980er Jahren führte zu politischer Orientierungs- und Hei-
matlosigkeit vieler Arbeiter und Angestellter. Das Unbehagen am Proporzsystem 
der Großen Koalition nahm zu. An dieser personellen und machtpolitischen Auf-
teilung der Republik zwischen den Großparteien wurde auch während der Al-
leinregierungen von ÖVP (1966 bis 1969) und SPÖ (1970 bis 1983) im Grunde 
festgehalten.

Neuen sozialen Bewegungen und NGOs begegnete man von Seiten der öster-
reichischen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften längere Zeit mit Skepsis, 
Ablehnung und Demagogie. Dabei wurde wohl verdrängt, dass die Anfänge po-
litischer und gewerkschaftlicher Arbeiterbewegung durch selbstorganisierte kleine 
Initiativen erfolgt waren. Der Institutionalisierung von Partei und Gewerkschaft 
sowie der parlamentarischen Arbeit waren zunächst außerparlamentarische For-
men und Vielfalt sozialer Gruppen und Bewegungen vorangegangen.
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In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre versuchte es Jörg Haider zunächst mit li-
beralem Appeal, vorerst freilich ohne besonderen Erfolg35. Allmählich verwertete 
er allerdings die Chancen, die sich aus dem Legitimitätsverlust von Sozialdemokra-
tie und ÖVP ergaben, indem er das politische Vakuum, das sich auftat, mit einer 
rechtspopulistischen, sozialdemagogischen, zugleich aber auch neoliberalen Positi-
onierung füllte. So gelang es ihm zunächst, völlig gegensätzliche Interessen zu ho-
mogenisieren und zu binden. Damit stieß er auf große Aufnahmebereitschaft in 
sozialdemokratischen Kernschichten ebenso wie bei Industriellen36 und anderen 
klassischen Milieus der ÖVP. Die Ideologie »Mir san mir«, die die traditionellen 
Großparteien von gesamtstaatlicher Ebene bis hin zu lokaler Politik durchwachsen 
hatte, führte zu Verstärkung tradierten nationalen und regionalen Chauvinismus. 
Bereitschaft und Offenheit für europäische und internationale Solidarität der Ar-
beiterbewegung wurde nachhaltig geschwächt.

Jörg Haider fiel es trotz oder gerade auf Grund seiner rechtsradikalen und ag-
gressiv deutschnationalen Prägung leicht, auf diffusen, aber militanten österreichi-
schen Chauvinismus umzupolen, dem der Boden durch die Politik der Großpar-
teien längst aufbereitet war. Zugleich hatten auch manifeste Rechtsradikale und 
Neonazis, in traditioneller Überschneidung mit dem politischen Milieu der FPÖ, 
mit einer »Ausländer-Halt«-Initiative den rechtspopulistischen Erfolgen vorge-
arbeitet. Mitglieder des Ringes Freiheitlicher Studenten (RFS)37, rechtsradikaler 
Studentenverbindungen, des Ringes Freiheitlicher Jugend (RFJ) und des Bundes 
heimattreuer Jugend (BHJ) sowie anderer kleinerer rechtsextremer Gruppen wur-
den angesichts der Wahlerfolge der FPÖ überaus rasch in die Funktionärskader 
integriert.

Mit der Krise des fordistischen, vor allem auf ökonomisches Wachstum ange-
legten, Politikmodells konnten neue soziale Anrechtsgruppen (Zuwanderer, Frauen 
usw.) immer weniger sozial und politisch integriert werden. So schienen Anti-Aus-
länder-Losungen38 vielen immer plausibler und ließen rassistische Ressentiments 
geradezu eskalieren. Zugleich wurde der sozialpartnerschaftliche Konsens überaus 
strapaziert: Unternehmer wollten billigere und gefügigere Arbeitskräfte. Gewerk-
schaften fürchteten von Seiten ausländischer Lohnabhängiger, teilweise durchaus 
zu Recht, Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt sowie Lohn- und Sozialdumping. 
Zugleich hatten die Arbeitnehmerorganisationen konsequente Schritte der Inte-
gration am Arbeitsplatz und innerhalb der eigenen Organisationen versäumt, als 
es nämlich ökonomisch durchaus noch möglich war. Während in anderen Staaten 
Zuwanderer schon früher im Sozialwohnungssektor Berücksichtigung fanden, ge-
wiss nicht ohne Konflikte zwischen verschiedenen Bewohnergruppen, blieben in 
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Österreich ausländische StaatsbürgerInnen bis vor kurzem von dieser wichtigen 
Existenzgrundlage ausgesperrt. Integrative Maßnahmen im Schul- und Erwach-
senbildungsbereich waren ebenfalls wenig entwickelt.

Das Wachstum des Rechtspopulismus hat viel mit enttäuschten Erwartungen zu 
tun, die an traditionelle politische Parteien und Interessenorganisationen, insbeson-
dere der historischen Arbeiterbewegung, gerichtet waren: Weitgehende Preisgabe 
gesellschaftspolitischer und demokratischer Zielsetzungen, die Selbstbeschränkung 
auf finanzielle Formen sozialer Sicherung sowie die Vernachlässigung gerechter Ver-
teilung, alles in allem Verzicht auf emanzipatorische, kulturelle und aktiv solidari-
sche Ansprüche, haben neuen Wohlstandschauvinismus sprießen lassen. Eine For-
cierung egalitärer Schulreformen, breit angelegte Erwachsenenbildung, die über 
berufsorientierte Weiterbildung hinausgeht, Förderung aktiver Breitenkultur, Un-
terstützung von Menschen in ökonomischen, sozialen und kulturellen, möglichst 
selbstorganisierten Projekten sowie intensivierte Integrationspolitik und Gleich-
stellung der Geschlechter hätten wesentliche Ansätze konsequenter Reformpoli-
tik bilden können. Anstatt dessen wurden vielfältige progressive Initiativen aus der 
Regierungszeit Alfred Dallingers (Sozial- und Arbeitsmarktpolitik) und Johanna 
Dohnals (Frauen- und Gleichstellungspolitik) gestoppt. Aus Angst vor politischem 
Kontrollverlust und übertriebener Anpassung an den neoliberalen Mainstream 
wurden viele dieser Reformansätze rückgängig gemacht. Die Empfänglichkeit für 
offene oder verkappte rechtsradikale Parolen wurde in einer wieder deutlich passi-
vierten Bevölkerung größer.

Für die Stabilität eines auch nach 1945 nach wie vor autoritär geprägten politi-
schen Systems und für partiell ungeläuterte Machteliten war es zweckdienlich, nur 
wenig reale Demokratie zuzulassen. So fehlte tiefenwirksame und breite Auseinan-
dersetzung mit autoritären Verhaltens- und Denkmustern, wie sie für den Austro-
faschismus und Nationalsozialismus bestimmend waren. Die Bereitschaft, konse-
quent-demokratische Lehren aus der Machtergreifung durch zwei Diktaturen zu 
ziehen, war gering. Erst die viel geschmähte 1968er-Bewegung in ihrer antiautori-
tären Hauptströmung und den aus ihr hervorgegangenen neuen sozialen Bewegun-
gen haben in vielen Staaten, so auch in Österreich, mit Zeitverzögerung verspätete 
Liberalisierung und Demokratisierung stimuliert. Oliver Rathkolb weist auf Grund 
vergleichbarer empirischer Studien über das weit verbreitete autoritäre Syndrom 
auf deutliche Abnahme autoritärer Denkmuster zwischen 1978 und 200439 hin, 
was er auch als nachhaltigen Erfolg der österreichischen 1968er Bewegung wertet.

Eine christlich-fundamentalistische Welle erfasste in den 1980er Jahren nicht 
nur die protestantisch dominierte USA, sondern auch das katholisch geprägte Ös-
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terreich. Zwischen der Erosion sozialer Beziehungen, dem Verlust an Solidarität 
durch politische Maßnahmen neoliberal geprägter Akteure und gravierender De-
formationserscheinungen in Gewerkschaften und Sozialdemokratie besteht ein ge-
sellschaftsstruktureller Zusammenhang. Entpolitisierender Konsumismus seit den 
1970er Jahren und wachsende Attraktivität gesellschaftlicher Pseudo-Sinnangebote 
(überentwickeltes Entertainment, esoterische Weltflucht, ständige Leistungssport-
hypes usw.), die ungerechte gesellschaftliche Strukturen und politische Verantwort-
lichkeiten ausblenden, haben verstärkend auf einander eingewirkt. Manichäische 
Bilder von Gut und Böse, Angst- und Schuldverstärkungen, sowie Sündenböcke 
lenken von gesellschaftlichen und ökonomischen Unrechtsstrukturen ab. Politisch 
Alleingelassene suchen Halt in rechtspopulistischen und nationalchauvinistischen 
Identifikationsangeboten.

Der in Österreich zumeist nur »sublimierte Klassenkampf«, der Kampf der Ge-
werkschaften am »grünen Tisch«, war nach außen nur schwer wahrnehmbar und 
wurde bloß durch rechtspopulister Agitation nacheifernder Deklaration neuer Sün-
denböcke abgelöst. Mit Anti-Ausländer-, Anti-Flüchtlings-, »Sozialschmarotzer«- 
und »Das Boot ist voll«- Losungen schufen führende Sozialdemokraten wie Josef 
Hesoun, Josef Cap, Karl Löschnak, Karl Schlögl, Manfred Matzka und Peter Ma-
rizzi zwecks Machterhalt diese keineswegs neue nationalchauvinistische Profilie-
rung von SPÖ und Gewerkschaften. Sicherung des sozialpartnerschaftlichen Kon-
fliktmodells, verbunden mit Erneuerung der Klassenidentität unter Einbeziehung 
von Zuwanderern, wie es in der skandinavischen Arbeiterbewegung, aber auch in 
der westdeutschen Industriegewerkschaft Metall, mit Hilfe breiter Bildungsarbeit 
und anhaltender Konfliktbereitschaft einigermaßen gelungen ist, wurde in Öster-
reich weitgehend vernachlässigt. Man sonnte sich selbstzufrieden auf der vermeint-
lich harmonischen und bis dahin relativ erfolgreich agierenden »Insel der Seligen«, 
fühlte sich durch die im europäischen Vergleich relativ niedrige Arbeitslosenrate 
bestätigt. Freilich die globale Krise sollte auch vor der österreichischen Grenze 
nicht haltmachen.

Die österreichische Sozialdemokratie war weder neoliberalen noch rechtspopu-
listischen Herausforderungen gewachsen, da sie diesen, ihre historische Identität 
gefährdenden Ideologien und Politiken nur wenig an Widerstand und vor allem an 
akzentuierten Reformalternativen entgegenzusetzen vermochte. Sie versuchte viel-
mehr, ohne überzeugende Aktionen, im Sog konträrer Strömungen des Zeitgeistes 
mitzuschwimmen. Nicht einmal wahlpolitisch waren diese Taktiken von Erfolgen 
gekrönt. Dies verwirrte ehemalige wie verbliebene Mitglieder, Sympathisanten und 
Wähler und trieb viele von ihnen nach dem Prinzip, »lieber gleich zum Schmied 
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als zum Schmiedel«, der FPÖ zu. Wählerstromanalysen belegen diesen drastischen 
Wechsel der Parteipräferenz. Aber nicht nur die SPÖ, auch die ÖVP sollte in er-
heblicher Zahl Wahlstimmen an die FPÖ verlieren.

Eiserner Vorhang und europäische Inhumanität der Gegenwart

Eine »Ausländerpolitik«, die nach US-amerikanischem und kanadischem Vorbild 
in erster Linie qualifizierte Zuwanderer bevorzugt, ist eine nur scheinbar humane 
Position. Diese Vorgangsweise verstärkt die strukturelle Diskriminierung armer 
Länder in Afrika, Lateinamerika und Asien, auch wenn sie in Einzelfällen humani-
tär zu wirken vermag. Diese Staaten weisen fast immer drastischen Mangel an Qua-
lifizierten auf. »Brain drain« war schon bisher eine der Ursachen für Entwicklungs-
probleme vieler Länder. »Reiche« Staaten ersparten sich hingegen in erheblichem 
Maße Ausbildungskosten. Entfaltete Rückkehrprogramme mit deutlichen Anrei-
zen auf freiwilliger Basis werden kaum geboten.

Die Festungspolitik der USA und Europas, Weise und Umfang der Subventi-
onierung von Landwirtschaft und Fischerei (vorwiegend der Großproduzenten), 
verursacht inzwischen direkt und indirekt zehntausende Tote pro Jahr. Die Han-
delsliberalisierung für Industrieprodukte kann auf Grund ungleicher Ausgangs-
bedingungen für viele Staaten trotz skandalös niedriger Lohn-, Sozial- und Um-
weltstandards keinen Ausweg aus der strukturell erzwungenen Misere bieten. Ein 
Unterschied zum »eisernen Vorhang« staatssozialistischer Diktaturen besteht ledig-
lich darin, dass diese Art der »Abschirmung« durchlässiger ist (längere Meeresgren-
zen in den wärmeren Zonen). Jedoch bedingt die unmenschliche Festungspoli-
tik der EU, und in Besonderem Italiens, insgesamt mehr Todesfälle und betrifft 
vorwiegend farbige Menschen. Schutzwälle oder -zäune könnten wichtige Frem-
denverkehrsgebiete Südeuropas beeinträchtigen. In den spanischen Enklaven in 
Marokko (Ceuta und Melilla) gibt es diese Barrieren bereits. Nur eine neue gerech-
tere Weltwirtschaftsordnung und »good governance« auf beiden Seiten der Elends-
grenzen könnten diesen weltweiten Skandal beenden. Nur so wäre wachsendem 
Rechtspopulismus – als einer falschen und unmenschlichen Reaktion auf Zuwan-
derung – langfristig zu begegnen.

Angemerkt sei an dieser Stelle auch, dass nicht nur in Österreich bürgerliche 
Parteien der Mitte aus Machtopportunität mit rechtspopulistischen Parteien, oder 
zumindest unterstützt durch diese, nach weit Rechts hin offene Regierungen bil-
deten. In Italien, in den Niederlanden und in Dänemark ließen sie sich jeweils 
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von rechtspopulistischen bis rechtsextremen Parteien unterstützen. Das Bekennt-
nis zum Faschismus Mussolinis, abgeschwächt durch Kritik an seinem Rassismus, 
beschränkt sich nicht auf Spitzenrepräsentanten der ehemaligen neofaschistischen 
Regierungspartei Italiens.40 Ministerpräsident Silvio Berlusconi – Vorsitzender ei-
ner der wichtigen Schwesterparteien der ÖVP – formulierte in ähnlicher Weise 
seine Anerkennung der Person Mussolinis.

Berlusconi repräsentiert die europäische Galionsfigur qualitativer Aushöhlung 
demokratischen Parlamentarismus. Sein politischer Kampf gegen den Rechtsstaat 
und die Deckungsgleichheit größter Medienmacht und politisch-administrativer 
Führungsfunktion in einer Person stellt eine schrittweise Ausschaltung demokrati-
scher Kontrollmechanismen in Italien dar. Eine Relevanz für Österreich ergibt sich 
auch daraus, dass die ÖVP ihrer italienischen Schwesterpartei im Rahmen der eu-
ropäischen Fraktion kaum Kritik entgegengebracht hat. Es ist nämlich durchaus 
als demokratiepolitischer Skandal zu werten, dass diese entdemokratisierenden, ja 
antidemokratischen Misstände in Italien durch die größte Fraktion im europäi-
schen Parlament, die der Konservativen und Christdemokraten, einfach als Nor-
malität hingenommen werden. Auch der konservative französische Präsident Sar-
kozy nimmt in der »Ausländerpolitik« eine dem rechtsextremen Weltbild durchaus 
affine Position ein. Diese politische Entwicklung zur Gleichgültigkeit gegenüber 
entdemokratisierenden und rassistischen Tendenzen erinnert fatal an die Anfällig-
keit eines großen Teil des Bürgertums und dessen Parteien in der Zwischenkriegs-
zeit für verschiedene Aspekte der Politik des Faschismus.

Die Welt vor und nach 1968: Reaktionen auf den Verlust sozialer und 
demokratischer Perspektiven

Die Forderungen der schwedischen Sozialdemokratie unter Olaf Palme nach mehr 
Alltagsdemokratie und Gleichheit, Willy Brandts Losung »Mehr Demokratie wa-
gen« und daran anknüpfende Reformkonzepte41, die »Nord-Süd-Kommission« 
und Bruno Kreiskys Aufruf zur »Durchflutung aller Lebensbereiche mit sozialer 
Demokratie«, der innerstaatliche und internationale Reforminitiativen folgten wie 
zum Beispiel die Idee neuer Marshallpläne für die »Dritte Welt«, der »Brundtland-
Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung«42, all das waren wich-
tige Beispiele zukunftsweisender Politik. Francois Mitterands vielfältige Reformini-
tiativen öffneten ebenfalls neue Perspektiven für soziale und kulturelle Demokratie 
in regionalen, nationalen wie im internationalen Zusammenhängen. Colin Crouch 
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markierte daher diese Ära der 1970er Jahre als den zuversichtlichen »kurzen Au-
genblick« der Demokratie, dem nun seit den 1990er Jahren das schmerzliche Syn-
drom von »Postdemokratie« entgegensteht.43

Ohne den Aufbruch neu-linker Studenten, einer neuen Jugendbewegung und 
gewerkschaftlicher Basisbewegungen, vor allem in Großbritannien, in Frankreich, 
Italien, aber auch in der BRD, wäre diese – nur allzu rasch beendete – Reform-Ära 
nicht möglich gewesen. Der Rückzug fast aller sozialdemokratischen Parteien auf 
einzelstaatliche Positionen (des Standortwettbewerbs und der »nationalen Interes-
sen«) unter Aufgabe des Anspruchs solidarischer Zielsetzungen im Inneren sowie 
international, trug dazu bei, eine Erosion einzuleiten, die bis in die Gegenwart an-
hält und deren Ende nicht abzusehen ist. So manche linke und an neuen sozialen 
Bewegungen orientierte Mitglieder und Sympathisanten der SPÖ warnten vor die-
ser Politik der Abkapselung bei gleichzeitig opportunistischer Anpassung. Zur Er-
innerung: 1979 erreichte die SPÖ bei Nationalratswahlen noch über 50 Prozent. 
Freilich existierten damals die »Grünen« als Partei noch nicht, deren Entstehung 
auch auf die technokratische, ökonomistische und bürokratische Politik der Sozial-
demokratie zurückgeht. Engagiert sozialchristliche WählerInnen wiederum wand-
ten sich von der ÖVP ab und wechselten ebenfalls zu den »Grünen«, teilweise nach 
einer Übergangsphase im Umkreis der SPÖ. Für manche waren reformerische und 
antinazistische Positionen bei den »Grünen« oder später beim »Liberalen Forum« 
klarer zu erkennen. Gegenwärtig muss die Sozialdemokratie zufrieden sein, wenn 
sie an die 30 Prozent heranreichen kann. Das demokratische, kritische und liberale 
Wählerpotenzial ist kleiner geworden, mehr wahlwerbende Gruppen schöpfen in-
zwischen aus diesem Milieu.

Wider erneuerten Geschichtsrevisionismus und Historisierung  
nachwirkenden Grauens

Seit 1945 war es in Österreich zu einer Vielzahl von Konflikten um Vorfälle mit 
Alt- und Neonazis gekommen. Jedoch erhielten diese weit weniger inneröstereichi-
sche und internationale Aufmerksamkeit als der »Waldheim-Skandal«. Diese stärkere 
Wahrnehmung hatte viele Gründe: Ein Mitläufer der Nationalsozialisten, der sich 
1986 als Kandidat einer der staatstragenden Parteien für die höchste politische Funk-
tion in Österreich noch zu aggressiven Kriegszielen der nationalsozialistisch geführ-
ten Wehrmacht in Ost- und Südosteuropa bekannte, stellte eine Steigerungsstufe in 
einem Lande dar, in dem Sensibilität gegenüber NS-revisionistischen und -revan-
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chistischen Äußerungen wenig entwickelt war. Kurt Waldheim brachte eine gängige 
Mentalität zum Ausdruck und legitimierte diese zugleich von höchster Stelle.

Vor allem in jüngeren Teilen der« Bildungsschicht« wuchs eine Strömung nach, 
die sich von der ideologischen Last der Vergangenheit und eines Teils ihrer Großel-
tern und Eltern emanzipieren wollte44.

Der »Republikanische Club-Neues Österreich« verstand sich von Anbeginn 
als Fortführung der überparteilichen antinazistischen Tradition, die von 1945 bis 
zur Einstellung der Tageszeitung Neues Österreich im Jahre 1967 als artikulierte, 
wenn auch zu wenig breitenwirksame Stimme gegen übermächtige gesellschaftli-
che Tendenzen von Verdrängung und Verharmlosung existierte. Diese landesweit 
herrschende Mentalität, die von Kronen-Zeitung bis Presse durch die Fälle Taras 
von Borodajkewycz über Walter Reder bis zu Kurt Waldheim medial vermittelt 
wurde, zeigte in der Art eines Wiederholungszwanges die Uneinsichtigkeit in die 
schuldhafte Involvierung vieler ÖsterreicherInnen in die Verbrechen des NS-Regi-
mes auf. Fast noch schlimmer war die nahezu permanente Verharmlosung breiten 
Mitläufertums, die bis in die Gegenwart fortdauert. Es bedurfte jedes Mal eines 
hohen argumentativen und demonstrativen Aufwandes, um dieser dumpfen Hege-
monie einer Zudeck-, Verharmlosungs- und Relativierungshaltung gegenüber der 
NS-Zeit und ihren Folgen für Österreich, um mit einer eigentlich selbstverständ-
lichen antinazistischen Gegenposition entgegenwirken zu können. Dieser Bogen 
spannt sich von der Zeit des Buhlens um Stimmen und Exponenten des »Dritten 
Lagers« (1948/1949) bis zur schwarz-blau-braunen Koalition (2000). Möglicher-
weise befinden wir uns gegenwärtig erneut vor einer solchen demokratiegefährden-
den Regierungskonstellation45.

Vor allem in US-amerikanischen Medien wurde Kurt Waldheim, wenn auch 
ohne detaillierte Belege, einer direkten Täterrolle bezichtigt. Allerdings kandidierte 
er für das höchste Amt der österreichischen Republik und da gelten zweifellos an-
dere Maßstäbe für demokratisch untadelige Lebensläufe als für öffentliche Tätig-
keiten »normaler« Staatsbürger. Kurt Waldheim wurde, wie Gerhard Botz, ein für 
engagierte Aufarbeitung jüngerer Geschichte wichtiger österreichischer Historiker, 
im Interview »Wir schreiben unsere Geschichte ständig um« feststellt, nicht nur 
wegen seiner wirklichen oder vermeintlichen Rolle in der Wehrmacht kritisiert. 
Vielmehr machte ihm der »Republikanische Club-Neues Österreich« eklatante 
Verdrängung und Verschweigen seiner wahrscheinlich untergeordneten militäri-
schen und geheimdienstlichen Rolle während des 2. Weltkrieges am Balkan und in 
der UdSSR zum Vorwurf. Außerdem war ihm Hinnahme und Mitagieren im Rah-
men einer antisemitischen Wahlkampagne der ÖVP46 vorzuhalten, was letztlich 
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zu Wiederaufleben und Verstärkung antisemitischer und rassistischer Vorurteile in 
Österreich beitrug. Die rechtfertigende Wortwahl für den verbrecherischen Erobe-
rungskrieg von Teilen der deutschen Wehrmacht, in Zusammenarbeit mit Gestapo 
und SS, war nicht nur hemmungsloser Wahlopportunismus, sondern bestärkte ein 
Geschichtsbild, das Rechtsradikalen in die Hände arbeitete. Nicht zufällig lag das 
auf einer Linie mit der Kronen-Zeitung.

Waldheim verharmloste seine Rolle auf dem Balkan und in Russland zur »Pflicht-
erfüllung« und spielte sie zudem zu einem »Kampf um die Heimat« herunter. Dass 
dies jahrzehntelang quer durch Österreich und die Bundesrepublik Deutschland 
sehr viele Menschen taten, unter gleichzeitiger Leugnung gewaltiger Verbrechen 
von Teilen der Wehrmacht, macht Waldheims Verhalten nicht besser, sondern, auf 
seine führende politische Position bezogen, noch verantwortungsloser.

Die Aktionen und Veranstaltungen des »Republikanischen Clubs-Neues Öster-
reich« richteten sich vor allem gegen defensive und offensive Äußerungen Wald-
heims und der ihn tragenden ÖVP. Ihnen gelang so erfolgreiche Mobilisierung von 
Ressentiments ehemaliger Wehrmachtssoldaten und ihrer unkritischen Verteidiger. 
Kurt Waldheim ist als Exempel für die letztlich ungebrochene Grundhaltung gro-
ßer Teile der österreichischen Bevölkerung und eines erheblichen Teils ihrer »Eli-
ten« in ihrem Verhältnis zum NS-Regime zu sehen. Die Terrorherrschaft im Inne-
ren und der Expansions- und Vernichtungskrieg der großdeutschen Wehrmacht 
wurden verdrängt oder überhaupt geleugnet.

Kurt Waldheims Tod im Jahre 2007 konnte dann neuerlich in dieser politischen 
Absicht missbraucht werden. Es war nicht nur falsch verstandene Pietät, die zu ei-
ner wenig differenzierten Bewertung von Waldheims Lebensbilanz in Medien und 
politischen Diskussionen führte. Diese Resonanz auf Kurt Waldheims Tod ent-
sprach vermutlich der mehrheitlichen Empfindungslage der Bevölkerung. Sogar 
Bundespräsident Heinz Fischer, dem eine prinzipiell antinazistische Grundhaltung 
nicht abzusprechen ist, und keineswegs nur ÖVP-Politiker, sprach in seiner Wür-
digung des Verstorbenen vom »großen Österreicher« oder »Weltbürger«, was Ger-
hard Botz angesichts Kurt Waldheims langjähriger Uneinsichtigkeit in den histori-
schen Charakter des Nationalsozialismus und der in der westlichen Welt erlangten 
Bedeutung seiner Aufarbeitung allerdings überzogen erschien. Eher hatte er als 
Aufklärer wider Willen über Österreichs lange verdrängte und verharmloste Ver-
gangenheit gewirkt47.

Wie weit inzwischen der »normalisierende« Diskurs und die Bagatellisierung 
des Verhaltens Kurt Waldheims sowie seiner antisemitisch agierenden Unterstüt-
zer wirken, zeigt selbst Gerhard Botz im zuvor zitierten Interview im kulturpoliti-
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schen Journal des Landes Niederösterreich (Mai 2008), in dem er beschwichtigend 
meinte, dass im Fall Waldheim »nicht vom Versagen einer persönlichen Geschicht-
seinschätzung, sondern als einer Elitenerzählung der Diplomatie, die aus strate-
gischen Gründen die Opferthese verbreitete« auszugehen sei. Botz befand zudem 
allzu verständnisvoll, dass »die NS-Zeit kritisch zu sehen, für Waldheims Genera-
tion schwierig war – außer man war Widerstandskämpfer, und auch die haben ihre 
Mythen«. Weiters hob Botz hervor, dass Waldheim keinem Nazimilieu entstammte 
– als ob dies ein persönliches Verdienst wäre und sich daraus zwangsläufig Gegner-
schaft zum Nationalsozialismus ergäbe.

Gerhard Botz’ These grenzt an relativierende Geschichtsbetrachtung und geht 
entschieden zu weit. Eine dialektische Spannung zwischen einfühlendem Verste-
hen der Ausgangs- und Rahmenbedingungen handelnder wie inaktiver Menschen 
und der Vermeidung von Selbstgerechtigkeit und Arroganz »nachgeborener« Per-
sonen (Helmut Kohl) sowie Orientierung an objektivierender historischer Analyse 
scheinen angebracht. Der alte, vermutlich zu idealistische Begriff von Wahrheits-
suche scheint mir aber dennoch nicht unzeitgemäß. Die Befürchtung, einer Selbst-
gerechtigkeit von Nachgeborenen geziehen zu werden, oder der mögliche Schock, 
die tatsächliche Rolle des eigenen Vaters in der NS-Zeit erst spät wahrgenommen 
zu haben, können seinen jüngst gegenüber Kurt Waldheims Verhalten zu konsta-
tierenden Geschichtsrelativismus verstehbar machen. Ich selber habe das Glück, 
nicht mit solcher psychischer Belastung konfrontiert gewesen zu sein. Dennoch 
machte es mir phasenweise zu schaffen, dass mein Vater, obwohl er in vielem mei-
nem politischen Idealbild nahekam, in manchen wichtigen politischen Konflikten 
doch von diesem Ideal abwich.

Als wichtiges Beispiel kann gelten, dass Bruno Kreisky als Bundeskanzler, trotz 
antimilitaristischer und friedensengagierter Grundhaltung, aus Rücksichtnahme 
auf die Sicherung von Arbeitsplätzen und angesichts starken Drucks durch füh-
rende Gewerkschafter und Manager der Verstaatlichten Industrie zu schwachen 
Widerstand gegen den Ausbau der Rüstungsindustrie und gegen österreichische 
Waffenexporte in kriegführende Gebiete wie Irak und Iran leistete. Damals gab 
es aber auch rühmliche Ausnahmen, die Zivilcourage zeigten, etwa den leitenden 
Metallarbeiterfunktionär Sepp Wille und Arbeiterkammerpräsident Wilhelm Hrd-
licka, Obmann der Gewerkschaft der Chemiearbeiter und Präsident der österrei-
chischen Arbeiterkammern, später Präsident der Aufsichtsrates der Verstaatlichten-
holding (ÖIAG). Diese Haltung führte auch zum Rücktritt in der ÖIAG.

Aber auch Bruno Kreiskys mehr als vorsichtige Positionierung zur aggressiven 
Kriegsführung der USA im Indochinakrieg zählt zu meinen politischen Enttäu-
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schungen. Seine späte Einsicht in die fatalen Gefahren »friedlicher« Nutzung von 
Kernenergie48, war für mich leichter zu verarbeiten, als wäre er Mitläufer des NS-
Regimes gewesen, besonders angesichts der Tatsache, dass Bruno Kreisky vor der 
Volksabstimmung über das AKW Zwentendorf, die überhaupt erst auf sein Be-
treiben hin zustande kam, eine diskursive Konfrontation zwischen Experten der 
BefürworterInnen und Experten der GegnerInnen von Atomenergie ermöglichte. 
Immerhin konnte Bruno Kreisky vor seinem Tod noch seine prinzipielle Gegner-
schaft zur Atomenergie artikulieren. Ebenfalls bereits mehrere Jahre vor seinem 
Tod sprach sich Bruno Kreisky für die Möglichkeit grundsätzlicher Kooperation 
zwische Rot und Grün in Europa aus.

Gerhard Botz’ undifferenziert negatives Urteil über Bruno Kreisky, das er in 
krassem Kontrast zur nachträglichen Freisprechung Kurt Waldheims fällt, scheint 
mir einigermaßen bedenklich. Zu dieser Einschätzung komme ich, weil ich nie 
zu den bedingungslosen Verteidigern und Verehrern der politischen Persönlichkeit 
meines Vaters zählte. Unsere Kontroversen sind hinlänglich medial dokumentiert. 
Gerade als Zeithistoriker müsste aber Gerhard Botz wissen, dass Bruno Kreisky 
nicht »im Sinne seiner Integrationspolitik die NS-Vergangenheit ausgeklammert 
hat«, sondern dass er eine langfristig orientierte und damit selbstverständlich auch 
widersprüchliche Politik betrieben hat, die der geschichtswissenschaftlichen und 
persönlichen Position von Gerhard Botz recht nahekommt: Nämlich Mitläufern 
und »kleineren« Tätern sehr wohl die Hand zu reichen, ihnen die Chance zu ge-
schichtskritischer Einsicht und Ausdruck des Bedauerns zu bieten, mit ihnen aber 
nicht, wie im Falle der Berufung von SPÖ-Regierungsmitgliedern oder der Reha-
bilitation Friedrich Peters, einfach kommentarlos zu kooperieren. Aus mangelnder 
Auseinandersetzung ist für demokratische Erneuerung nichts zu gewinnen. Lang-
fristig zeithistorische Agenden mit den jeweiligen RessortministerInnen und Wis-
senschafterInnen49 in Angriff zu nehmen, mag zwar als Widerspruch zur Anpas-
sung an das rechte Milieu gelten, war aber realpolitisch wahrscheinlich nicht anders 
zu erreichen. Ob eine solche Strategie aufzugehen vermag, bleibt angesichts der 
Beständigkeit eines nicht unerheblichen rechtsradikalen, vor allem eines zumin-
dest indifferenten Potenzials in der österreichischen Bevölkerung eine offene Frage. 
Keineswegs möchte ich Ausfälle in Bruno Kreiskys Auseinandersetzung mit Simon 
Wiesenthal50 oder seine leichtfertige Auswahl von Ministern mit NS-Vergangen-
heit rechtfertigen.

Auch in der Anfangszeit des »Republikanischen Clubs-Neues Österreich« gab es 
immer wieder undifferenzierte Kritik an der Politik meines Vaters. Teilweise kam 
diese von geläuterten und gewendeten Linksradikalen, vor allem maoistischer oder 
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trotzkistischer Provenienz, die noch wenige Jahre zuvor eine pauschal antizionis-
tische und antiisraelische sowie unkritisch pro-palästinensische Position vertre-
ten hatten. Jüdischen Befreiungsnationalisten wurde prinzipiell Solidarität versagt. 
Dies, obwohl sie nicht die einzige nationale Befreiungsbewegung verkörperten, die 
ihren Kampf auf Kosten anderer Völker und ethnischer sowie religiöser Minder-
heiten führten. Eine Gruppe älterer NS-Opfer und Anti-Nazis warf Bruno Kreisky 
– teilweise zu Recht – seinen zu versöhnlichen und opportunistisch-pragmatischen 
Umgang mit alten Nazis und Neonazis vor.

Bis zur Waldheim-Auseinandersetzung ging Bruno Kreisky davon aus, dass an-
tisemitische und nationalsozialistische Strömungen vor allem »biologisch obsolet« 
werden würden, wie er es mir gegenüber äußerte. Bei vielen Angehörigen der älte-
ren Generation, die zu keiner oder zu wenig Einsicht bereit wären, würden erst mit 
ihrem Tod auch deren fatale Ideologien untergehen und damit in der Bevölkerung 
demokratisch-politischen Mentalitäten und Handlungsmustern Platz machen. Bis 
dahin sei daher oft nur eine Art von Koexistenz erreichbar. Freilich musste er spä-
ter seine Hoffnung relativieren.

Leitende PolitikerInnen nicht-jüdischer Herkunft hätten es in den unmittel-
baren Nachkriegsjahren durchaus in der Hand gehabt, die Aufarbeitung der Ge-
schichte systematisch und mit Breitenwirkung anzugehen, zumal viele von ihnen 
erzwungenermaßen durch die »Gemeinschaft der Lagerstraße« verbunden waren.51 
Dies aber primär von einem Politiker jüdischer Herkunft zu erwarten, kommt ei-
ner Überforderung gleich und entspricht fast dem Klischee eines philosemitischen 
Vorurteils. Warum sollen in erster Linie Menschen jüdischer Herkunft, JüdInnen 
oder Angehörige anderer Opfergruppen sich erneut antisemitischen Aggressionen 
aussetzen? Warum sollten Menschen nicht-jüdischer Herkunft in Vergangenheit 
und Gegenwart aus dieser Verantwortung entlassen sein? Auch sie stehen in ei-
ner Art kollektiver Verpflichtung – den Begriff Kollektivschuld halte ich für ver-
fehlt. Er wird meist von Apologeten des Nationalsozialismus zur Abwehr kritischer 
Auseinandersetzung mit der Geschichte des NS-Regimes, seiner besonderen Herr-
schaftsformen und massenhafter Verbrechen missbraucht. Hinzu kommt, dass an-
tinazistische Aktivitäten von Menschen jüdischer Herkunft oder Zugehörigkeit be-
grenzte Wirkung haben, weil tendenziell Eigeninteresse in Anschlag gebracht wird. 
Genügt nicht das Leid, das ihren Angehörigen und ihnen zugefügt wurde?

Aus diesen Gründen sah es mein Vater als folgerichtig an, mich zu Zeiten der 
Mahnwache gegen Kurt Waldheim vor dem O5-Zeichen am Haupttor des Ste-
phansdoms davon zu überzeugen, mich daran nicht zu beteiligen. Er war der Mei-
nung, dass dieser Protest in erster Linie eine Verpflichtung von Nicht-Juden sei. 
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Christian Albert, Friedrun Huemer, Volker Kier und andere engagierten sich da-
mals beispielhaft, nicht ohne heftigen verbalen Attacken von Neonazis ausgesetzt 
zu sein.

Gerhard Botz scharfe Kritik an Bruno Kreisky drückt eine verständliche Unge-
duld mit der Persistenz nazistoider und antisemitischer Vorurteile in der Bevölke-
rung aus. Aber gerade Bruno Kreisky hatte Zeit seines Lebens versucht, überfällige 
und tiefgreifende gesellschaftspolitische Reformen in Österreich mit zu bewirken. 
Die wirtschafts- und gesellschaftspolitische Modernisierung sollte Voraussetzun-
gen schaffen, rassistisches und antisemitisches Handeln und Denken Schritt für 
Schritt, wenn schon nicht zu beseitigen, so doch zumindest zu schwächen.

Anmerkungen

1 Bei diesem Werk handelt es sich um eine Auseinandersetzung mit der feudal-abso-
lutistischen Tradition der katholischen Amtskirche und der für diese wichtige Mo-
ralphilosophie des scholastischen Naturrechts. Eine ihrer wichtigen Grundsätze lau-
tete »Herr sei ein guter Herr. Sklave sei ein guter Sklave«. Bis in die Gegenwart ist mit 
Ausnahme vorübergehender Lockerung unter dem Pontifikat Johannes XXIII., dieses 
feudal-mittelalterliche Denken für das unerbittliche Hierarchieverständnis des Vati-
kans und der »Weltkirche« maßgeblich.

2 Einen Versuch, unterschiedliche historische Bedingungen für kollektive Prägungen im 
Ländervergleich Österreich-Schweden herauszuarbeiten, stellt ein Sammelband einer 
Gruppe von Sozalwissenschaftern und Historikern aus Österreich und Schweden dar, 
der, herausgegeben von Oliver Rathkolb, unter dem Titel »Sweden-Austria. Two Roads 
to Neutrality and a Modern Welfare State« erschienen ist (Berlin u.a. 2008). In mei-
nem Beitrag habe ich zu zeigen versucht, dass trotz großer geschichtlicher Differenzen 
(Austrofaschismus, Nationalsozialismus und zwei Weltkriege) sich schließlich doch, 
vor allem auf Grund des Einsatzes der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbe-
wegung, große Gemeinsamkeiten auf makrogesellschaftlicher Ebene (sozialstaatliche 
Absicherung, wesentliche Verbesserungen des Lebensstandards) durchgesetzt haben. 
Durch wichtige qualitativ wirkende Reformen sind aber alltagsdemokratische Stan-
dards in Schweden in vielen Lebensbereichen auf höherem Niveau. Zum Beispiel ist 
die gesellschaftliche und private Stellung von Frauen und Kinder gerechter. Der Um-
gang mit verschiedenen »Randgruppen« (Lesben, Schwule, Transgender, Zuwanderer, 
Behinderte) ist toleranter und gleichberechtigter. Das Ausbildungs- und Kulturniveau 
ist ausgeglichener. Der Umfang der Entwicklungszusammenarbeit ist deutlich größer.
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3 Frührepublikanische, demokratische, nichtreligiöse und sogar gegen das Privateigen-
tum gerichtete revolutionär-sozialistische Bestrebungen wurden durch Hebenstreit 
verkörpert. Unter Kaiser Franz II., Inbegriff des nicht aufgeklärten Absolutismus, 
wurde Hebenstreit 1795 hingerichtet. Vgl. dazu Ernst Wangermann, Von Josef II. zu 
den Jakobinerprozessen, Wien 1966.

4 Zum Beispiel schrieb Bruno Kreisky im Geleitwort zu dem von ihm initiierten Kom-
missionsbericht »Vom Justizpalastbrand zum Heldenplatz« von der Befreiung Öster-
reichs als Tatsache und nicht von der Besetzung Österreichs, wie es weiterhin vorherr-
schende Terminologie geblieben ist. Vgl. »Vom Justizpalastbrand zum Heldenplatz«. 
Studien und Dokumentationen 1927 bis 1938. Festgabe der Wissenschaftlichen 
Kommission des Theodor Körner-Stiftungsfonds und des Leopold Kunschak-Preises 
zur Erforschung der österreichischen Geschichte 1927 bis 1938 anlässlich des dreißig-
jährigen Bestehens der Zweiten Republik Österreich und der zwanzigsten Wiederkehr 
des österreichischen Staatsvertrages, Wien 1975.

5 Hannes Metzler, Ehrlos für immer? Die Rehabilitierung der Wehrmachtsdeserteure in 
Deutschland und Österreich, Wien 2007.

6 Als historisch revisionistisch wird eine Position bezeichnet, die den Nationalsozialis-
mus rehabilitieren möchte.

7 Obwohl konservative Parteien – ähnlich wie manche linke – vor ausländerfeindlicher 
Rhetorik und Praxis keineswegs zurückscheuen, haben beide politischen Strömun-
gen der Mitte zumindest bisher in vielen westeuropäischen Ländern vor Allianzen mit 
»rechtspopulistischen« Parteien, das sind zumeist in Wirklichkeit rechtsradikale, aus 
prinzipiellen Gründen zurückgeschreckt. Belgien, Deutschland, Frankreich, Portu-
gal, Schweden und Spanien gehören zu diesen rühmlichen Beispielen. Für Norwegen, 
Dänemark, die Niederlande und Italien gilt der Grundsatz, dass für Sozialdemokra-
ten Mehrheitsbildungen mit Rechtspopulisten und Rechtsradikalen weiterhin nicht 
in Frage kommen, für Christkonservative und Liberale hingegen schon.

8 Die kurzfristige parlamentarische Allianz von 1970 zwischen SPÖ und FPÖ unter-
schied sich von späteren Koalitionen, insbesondere derjenigen der ÖVP mit der FPÖ 
dadurch, dass sie in Folge des Drucks neulinker Studenten- und Jugendbewegung 
und der Vorgabe eines Reformanspruchs der SPÖ so manche Missstände der postna-
tionalsozialistischen Ära beseitigte. Die FPÖ unter Friedrich Peter – trotz seiner bio-
graphischen Belastung – und jene unter Norbert Steger unterschieden sich von der 
Partei unter Jörg Haider dadurch, dass damals versucht wurde, einen – nicht allzu er-
folgreichen – Kurswechsel – weg von der NS-Nachfolgepartei – vorzunehmen. Das 
politische Klima 1970 und sogar 1983 unterschied sich von dem 1999/2000 grund-
legend. Zum Beispiel wurde durch drittelparitätische Mitbestimmung an den Univer-
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sitäten antidemokratischen Strömungen unter Studierenden und Professoren Boden 
entzogen. Das autoritäre Führungsprinzip in den Betrieben (verankert im Gesell-
schaftsrecht für Akiengesellschaften und GmbHs aus 1939) wurde 1965 durch No-
vellierung (Ersetzung des Führerprinzips im Vorstand durch ein Kollegialprinzip) 
abgeschwächt, 1973 folgte dann eine grundlegende Reform der Arbeitsverfassung 
(ein Drittel Arbeitnehmervertreter in Aufsichtsräten von Akiengesellschaften und 
GmbHs), die Mitbestimmungsmöglichkeiten für Betriebsräte wesentlich erweiterte. 
Zusammen mit anderen Initiativen führten diese gesellschaftspolitischen Maßnah-
men zu tiefgreifender Veränderung des Landes. Insgesamt kam es zu demokratischer 
Durchlüftung der österreichischen Gesellschaft. Das Rundfunkgesetz, das zwar von 
Konservativen und Liberalen getragen wurde, hat, trotz mancher autoritärer Wirkun-
gen in der Ära Gerd Bachers, ebenfalls zur Belebung der geistig erstickenden Atmo-
sphäre des starren Koalitionsproporzes der Nachkriegszeit beigetragen.

9 Leopold Spira, Ein gescheiterter Versuch. Der Austro-Eurokommunismus, Wien – 
München 1979.

10 Margaret Thatcher wollte mit Hilfe einer kommunalen poll-tax (ein an wertvolleren 
Hausbesitz gebundenes Wahlrecht und demnach ein Versuch der Rückkehr zum vor-
demokratischen steuerabhängigen Wahlrecht) das allgemeine Wahlrecht aushebeln. 
Ronald Reagan wiederum stützte eine Reihe von Militärputschen gegen Reformregie-
rungen und -bewegungen in Ländern der »Dritten Welt«.

11 Die Wirtschaftspolitik republikanischer US-amerikanischer Regierungen war von Re-
agan bis Bush Junior nur partiell neoliberal, vielmehr praktizierten sie eine Art Rüs-
tungskeynesianismus, komplettiert zu einer Doppelstrategie, die bis zum großen 
Crash 2008/09 primär Banken und Sparkassen, aber nebenbei auch Hauseigner be-
günstigt hat. In Bezug auf längerfristige Verteilungswirkungen bewirkte ihre Politik, 
wie derzeit in der Finanzkrise zum Ausdruck kommt, drastische Umverteilung nach 
oben.

12 Dieses Bild vom »Vaterlandsverrat« wird im autoritären politischen Gebrauch seit lan-
ger Zeit in verschiedenen Varianten und mit unterschiedlichen Konnotationen ein-
gesetzt: Von der »Dolchstoßlegende« (anlässlich des 1.Weltkriegs), als Anspielung auf 
Sozialdemokraten als »vaterlandslose Gesellen«, über »Nestbeschmutzung«, bereits 
von Karl Kraus immer wieder zum Gegenstand scharfer Kritik gemacht, haben sich 
diese bürgerlichen Kampfbegriffe zur Diffamierung antimilitaristischer und antinati-
onalistischer Aktivitäten bewährt. Als Totschlagpolemiken ersparen sie jeden Diskurs 
über gesellschaftliche Ursachen von Ungerechtigkeit und programmatische Inhalte 
von Politik. Völkische Zwangsharmonie rückt an Stelle demokratischer Diskussion. 
Zuletzt wurde dies rund um EU-»Sanktionen« 1999/2000 gegen die Schwarz-blaue 
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Regierung als nationaler Schulterschluss von der ÖVP vor allem in der »Presse« und 
der »Kronen-Zeitung« praktiziert. Schließlich haben sich auch sozialdemokratische 
Funktionäre, Alfred Gusenbauer und Hannes Swoboda, dieser mächtigen Sprachrege-
lung unterworfen.

13 Die persönliche und familiäre Tragik von durch Zwang zu Militärdienst und/oder 
durch fehlgeleiteten Idealismus missbrauchten jungen Männern soll keineswegs in 
Abrede gestellt oder kaltherzig bagatellisiert werden. Es geht um historisch-politische 
Verortung dieser Opfer in individueller und kollektiver Erinnerung.

14 »Kriegerdenkmäler lassen Vergangenheit in der Gegenwart präsent werden, trotzdem 
aber sind sie Institutionen zur individuellen und kollektiven Ausblendung vieler Krieg-
saspekte und des gesamten nationalsozialistischen Terrorsystems« (Reinhold Gärtner, 
Sieglinde Rosenberger, Kriegerdenkmäler –Vergangenheit in der Gegenwart, Innsbruck 
1991, S 12). »Kriegerdenkmäler drücken den alltäglichen Umgang mit Geschichte 
aus. Hinter Kriegerdenkmälern stehen nicht die Erkenntnisse der Geschichte als Wis-
senschaft; hinter Kriegerdenkmälern stehen die Empfindungen derer, mit denen Ge-
schichte gemacht wurde« (Anton Pelinka, Einleitung, in Gärtner/Rosenberger, S.7). 
»Die Darstellung des 2.Weltkrieges, die zumindest indirekt in die Kriegerdenkmäler 
einfließt, widerspricht im Regelfall eindeutig und unversöhnlich der ›Philosophie‹ der 
2. Republik. Nichts von der Befreiung Österreichs durch die Alliierten und durch den 
österreichischen Widerstand; nichts von der Besetzung Österreichs durch Deutschland. 
Die ›Helden‹ der Kriegerdenkmäler sind in deutscher Uniform gefallen, für die Kriegs-
ziele des deutschen Reiches, für die Ziele des Nationalsozialismus. Und diese Proble-
matik wird durch die Kriegerdenkmäler verschwiegen. Österreichisch und Deutsch, 
Demokratie und Diktatur, Angriffskrieg und Verteidigungskrieg werden in den Krie-
gerdenkmälern nicht thematisiert« (Pelinka in: Gärtner/Rosenberger 1991, S. 8).

15 Norbert Leser, »Um die Revision des Geschichtsbildes«, in: »Kontroversen um Öster-
reichs Zeitgeschichte«, Hg. von Gerhard Botz/Gerald Sprengnagel, Wien, 1978. S. 
473 ff.

16 Ausführlich zum kirchlichen und christlichsozialen Antisemitismus: Anton Staudin-
ger, Katholischer Antisemitismus in der ersten Republik, in Gerhard Botz/Ivar Oxal/
Michael Pollak (Hg.), Eine zerstörte Kultur, Jüdisches Leben und Antisemitismus in 
Wien seit dem 19. Jahrhundert, Buchloe 1990.

17 Reichspost, 24.12.1918, zit. n. Peter G. J. Pulzer, Die Entstehung des politischen An-
tisemitismus in Deutschland und Österreich 1867-1914, Göttingen 2004, S.321.

18 ebd., S. 258 FN.7
19 Sogar der zweitwichtigste Exponent des austrofaschistischen Regimes zwischen 1934 

und 1936, Ernst Rüdiger Starhemberg, kommt in seinen Memoiren 1938 im Exil 
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in Frankreich zur Einschätzung, dass »das gefährlichste Einbruchstor in die österrei-
chische Abwehrfront gegen den Nationalsozialismus […] der Antisemitismus [lie-
ferte]«. Diese Beurteilung ist umso erstaunlicher, als Starhemberg zu den schärfsten 
antisemitischen und antisozialdemokratischen Hetzern zählte. So sprach er von »Re-
den des Asiaten Bauer«, der sich eine »Bolschewistin aus Astrachan« zur Frau genom-
men habe; und vom »Bolschewiken Seitz« (Wiens sozialdemokratischer Bürgermeister 
von 1923 bis 1934). Ihm rutschten, nach Einschätzung der Starhemberg-Biographin 
Gudula Walterskirchen, derartig drastische antisemitische und antisozialdemokrati-
sche Attacken, zu seinem nachträglichen Leidwesen, immer wieder aus. Übrigens eine 
interessante Parallele zu Jörg Haider. Ernst Rüdiger Starhemberg, Memoiren, Wien 
–München 1971. Gudula Walterskirchen, Starhemberg oder die Spuren der »30er-
Jahre«, Wien 2002.

20 Die bedeutende Rolle, die Juden in der Führung der SDAP (Sozialdemokratische Ar-
beiterpartei Deutsch-Österreichs) spielten, setzte die Partei dem wiederholten antise-
mitischen Vorwurf aus, eine »Judenschutzpartei« zu sein. Überdies konnte die SDAP 
auf die Stimmen der Juden (ca. 75 Prozent der Wiener Juden) zählen und sich allen-
falls antisemitisch antikapitalistische Phrasen und Karikaturen erlauben, während alle 
anderen Parteien auf ausgefeilte antisemitische Programme setzten.

21 Mündliche Äußerung des Heimatblock-Staatssekretärs Otto Neustädter-Stürmer in 
einer Mehrheitsparteienbesprechung der Regierungsparteien (Christlichsoziale Par-
tei, Heimatblock, unter diesem Namen kandidierten die Heimwehren bzw. der Hei-
matschutz bei den Nationalratswahlen 1930, und Landbund) am 25. März 1933 im 
Bundeskanzleramt. In: Protokolle des des Klubvorstands der Christlichsozialen Par-
tei 1932-1934. Hrsg. Von Walter Goldinger, Verlag für Geschichte und Politik, Wien 
1980, S.204.

22 zit. nach Anton Staudinger, Christlich-soziale Partei und Errichtung des »Autoritären 
Ständestaates« in Österreich, in »Vom Justizpalast zum Heldenplatz« S. 66.

23 Unter Heinz-Christian Strache hat sich dies nicht verändert. Kontinuitäten reichen 
von seiner Jugend bei neonazistischen Wehrsportübungen über kontinuierliche Hetze 
gegen Ausländer, Muslime und seine Losungen um getrennte Schulklassen für Kinder 
von Zuwanderern.

24 Dass diese Politik seit Mitte der 1980er Jahre aufgegeben wurde, hatte freilich auch 
schwerwiegende demokratiestrukturelle Ursachen: Scheitern und Aufgabe der »Ver-
staatlichten Industrie«, die Zusammenbrüche von »Konsum« und »BAWAG« waren 
nämlich auch Folge bürokratischer und oligarchischer Machtaspirationen und Privi-
legiensicherung, die mit proklamierten Intentionen der Interessenvertretung verdeckt 
wurden. Gleichzeitig unterblieb eine längst überfällige Veränderung undemokrati-
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scher Organisationsstrukturen und -kulturen. Ähnliche Entfremdungserscheinungen 
gegenüber den eigenen Ursprungsformen charakterisieren, trotz ökonomischer Er-
folge, den bäuerlich dominierten »Raiffeisen«-Bereich.

25 »Bin immer Antisemit gewesen und bleibe es auch weiterhin«, Leopold Kunschak in 
einer Wahlkampfrede 1946, zit.n. Helmut Schlatter, Antijüdischer Nippes, popu-
läre Judenbilder und aktuelle Verschwörungstheorien. Die Sammlung Finkelstein im 
Kontext, Didaktikmappe zur Nachbereitung, Jüdisches Museum Hohenems, 2005.

26 Die Zeithistorikerin Helga Embacher wies in den »Mitteilungen der Gesellschaft für 
politische Aufklärung« darauf hin, dass eine Allianz aus diesen Politikern, Vertretern 
des österreichischen Bundesheeres, Historikern (Univ.Doz. Robert Kriechbaumer, 
Univ.Prof. Reinhard Heinisch) und dem Kameradschaftsbund einen »Arbeitskreis für 
objektive Geschichtsforschung« gründeten. Mit Unterstützung der »Kronen-Zeitung« 
wurde eine »Gegenausstellung« zum Thema »Ein Bilderzyklus über Gefangenschaft 
und Einkehr«, Bilder aus der sowjetischen Kriegsgefangenschaft des Malers Walter 
Groß organisiert (ehemaliger Waffen-SSler, trat 1940 der Leibstandarte Adolf Hit-
ler bei, später Brigadier des österreichischen Bundesheeres). Seine Werke wurden häu-
fig in der »Kronen-Zeitung« veröffentlicht. Spenden kamen von Kurt Waldheim und 
Otto Roßkopf (der wegen Extremismus aus dem österreichischen Kameradschafts-
bund ausgeschlossen wurde). Letzterer unterstützte mehrfach neonazistische Aktivitä-
ten. Den Ehrenschutz der Gegenausstellung übernahmen führende Stadtpolitiker von 
ÖVP und FPÖ. Während die Stadt Salzburg der »Wehrmachtsausstellung« jede Form 
von Unterstützung verweigerte, erhielt Walter Groß Räumlichkeiten im Rathaus zur 
Verfügung gestellt.

27 In den frühen 1880er Jahren legten alle Juden, die wie Victor Adler, Heinrich Fried-
jung (österreichischer und großdeutscher Historiker und Publizist sowie Mitverfas-
ser des »Linzer Programms« der deutschnationalen Bewegung), Theodor Herzl oder 
Sigmund Freud Mitglieder deutschnationaler Organisationen waren, entweder ihre 
Mitgliedschaft zurück oder sie wurden ausgeschlossen. 1896 wurde durch den Waid-
hofener Beschluß jeder, der seiner Herkunft nach Jude war, weil ohne Ehre geboren, 
für »satisfaktionsunfähig« erklärt, wie überhaupt jüdische Männer als nicht »män-
nerbundfähig« galten (Jonny Moser »Von der antisemitischen Bewegung zum Holo-
caust«, in: Klaus Lohrmann (Hg.), 1000 Jahre österreichisches Judentum, Eisenstadt 
1982, S.253/254; Hans Blüher, Die Rolle der Erotik in der männlichen Gesellschaft. 
Eine Theorie der menschlichen Staatsbildung nach Wesen und Wert, 2 Bde, Jena 
1921).

28 Doris Byer, »Rassenhygiene und Wohlfahrtspflege«. Zur Entstehung eines sozial-
demokratischen Machtdispositivs in Österreich bis 1934, Frankfurt/M.-New York 
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1988. Die wichtigen Hinweise auf Überschneidungen in der Euthanasieprogramma-
tik der ansonsten in vielem grundsätzlich konträren Bewegungen sollten wesentliche 
Unterschiede zwischen Nationalsozialismus und Sozialdemokratie nicht verwischen.

29 Neuere Publikationen zu diesem Thema: Uki Gono, Odessa – Die wahre Geschichte. 
Fluchthilfe für NS-Kriegsverbrecher, 2006 (Originaltitel: The Real Odessa. How Pe-
ron Brought the Nazi War Criminals to Argentina, London 2002). Eine wichtige 
Grundlage dieser Studie war das Proyecto Testimonio, eine Dokumentation über 
die Komplizenschaft Argentiniens mit den Nazis, veröffentlicht von der Vereinigung 
der jüdischen Gemeinden Argentiniens; Gerald Steinacher, Nazis auf der Flucht – 
Wie Kriegsverbrecher über Italien nach Übersee entkamen, Innsbruck 2008. Nicht 
nur der aus Österreich gebürtige Bischof mit intensiven Nazisympathien, Alois Hu-
dal, war an dieser schändlichen Aktion maßgeblich beteiligt, sondern auch der spätere 
Papst Paul VI. (1963 bis 1978, zuvor von 1922 bis 1954 im päpstlichen Staatssekre-
tariat tätig, dann Erzbischof und Kardinal von Mailand) sowie der spätere Kurienkar-
dinal Tisserant (eine Art Regierungsmitglied des Vatikans) und der argentinische Kar-
dinal Caggiano, der 1943 aus starker Abneigung gegen Juden und Sympathien für 
Grundsätze des Nationalsozialismus kein Hehl machte (Goni, S. 31/32).

30 »Our strategy is to get the Chinese into Laos and Cambodia as a barrier to the Viet-
namese […] They [The Khmer Rouge] are murderous thugs [Schläger/typ Anmer-
kung P.K.], but we won’t let that stand in our way. We are prepared to improve re-
lations with them.« Henry Kissinger, 26. November 1975, zit.n. Kenton Clymer, 
Troubled Relations The United States and Cambodia since 1870, Northern Illi-
nois University Press, Illinois, 2007, S.147; William Shawcross, Sideshow: Kissinger, 
Nixon and the Destruction of Cambodia, New York, Simon&Schuster, 1984.

31 Nach dem Putsch gegen Allende in Chile wurde zum Beispiel der für die Gaswagen-
aktion der Nazis hauptverantwortliche SS-Mann Walter Rauff in maßgeblicher Funk-
tion an der Führung des neuen Pinochet hörigen Geheimdienstes DINA beteiligt.

32 In Österreich wird häufig verharmlosend im Zusammenhang mit Jörg Haider, Hans-
Christian Strache und Konsorten von Rechtspopulisten gesprochen, im Kontrast etwa 
zum Nachrichtensender CNN, der diese Politik auf einen adäquateren Begriff bringt, 
indem er diese Parteien als rechtsextrem, »far right«, bezeichnet. Die im Eigentum der 
Republik Österreich stehende Wiener Zeitung hingegen hat wenig Skrupel, Hans-
Christian Strache regelmäßig ein Forum zu bieten. Die rechtsextreme Profilierung 
stört den prononciert bürgerlichen Chefredakteur Andreas Unterberger nicht. Nach 
dem Scheitern seiner Redaktionspolitik in der Presse, bedingt auch durch innerredak-
tionellen Widerstand, versucht er nun, die Gewöhnung an eine Mitte-Ultra-Rechte 
Regierung wieder aufzunehmen. Diskurstoleranz gegenüber chronisch uneinsichti-
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gen Exponenten rechtsradikaler Strömungen zu üben, ist nicht nur unproduktiv, son-
dern demokratiepolitisch bedenklich. Genau diese opportunistische Haltung über 
Jahrzehnte hat zur Normalität von Rechtsradikalismus und Neonazismus geführt, an 
der viele in Österreich leiden. So wird ein Wählerpotential von ungefähr 25 Prozent 
oder mehr stabilisiert, auch um sie für eine Regierungsmehrheit rechts von der Mitte 
bereitzuhalten.

33 Unter Fordismus wird diejenige kapitalistische Produktionsweise verstanden, die seit 
den 1910er Jahren in den USA praktiziert wurde und auf Basis tayloristischer Arbeits-
organisation und industrieller Massenproduktion notwendigerweise auch massenhaf-
ten Absatz und Konsum voraussetzte. Unter österreichischen Bedingungen verstaat-
lichter Grundstoffindustrien, mehrheitlich verstaatlichter Großbanken sowie einer 
relativ starken Sozialdemokratie war diese Phase nach 1945 auch mit einer Stärkung 
gewerkschaftlicher Organisationen und Arbeiterkammern im Rahmen eines »sozial- 
und wirtschaftspartnerschaftlichen« Arrangements verbunden.

34 Verfestigter männlicher Chauvinismus wehrt die Auseinandersetzung mit überliefer-
ten und überholten Geschlechterordnungen ab, eine der wichtigen Voraussetzungen 
für die Überwindung autoritärer Verhaltensmuster, um alltägliche Demokratieentfal-
tung möglich zu machen.

35 Siehe Christa Zöchling, Haider. Licht und Schatten einer Karriere, Wien 1999.
36 Zur Finanzierung Jörg Haiders durch maßgebliche Industrielle, vgl. DER STAN-

DARD, Print-Ausgabe, 11./12.11.2000.
37 Der Ring Freiheitlicher Studenten konnte noch Mitte der 1960er Jahre fast 30 Pro-

zent der Studentenstimmen bei gesamtösterreichischen Hochschülerschaftswahlen 
verbuchen. Über fast 20 Jahre stellte er die mit Abstand zweitstärkste Fraktion. Eine 
Mehrheit dieser hochschulpolitischen Strömung war mehr oder weniger rechtsra-
dikal fixiert. Nunmehr ist der RFS im hoschulpolitischen Kontext mehr oder weni-
ger bedeutungslos. Große Organisationen im politischen Vorfeld, der Österreichische 
Kameradschaftsbund, der Österreichische Turnerbund, der Österreichische Alpen-
verein und ihre Jugendorganisationen, bis in die 1990er Jahre der Kärntner Heimat-
dienst und der Kärntner Abwehrkämpferbund, waren zwar meistens nicht explizit 
rechtsradikal, aber wiesen und weisen heute immer noch fließende ideologische Über-
gänge zu historisch-revisionistischem Gedankengut auf. Der Österreichische Alpen-
verein und der Kärntner Heimatdienst haben sich spät, aber doch mit ihren fatalen 
historischen Verquickungen auseinanderzusetzen begonnen. Diese mitgliederstarken, 
oft nur scheinbar unpolitischen Organisationen haben eine Reichweite, die in vielen 
Regionen Österreichs deutlich über das generationsbedingt schrumpfende aggressiv-
deutschnationale und rechtsradikale Lager hinausreicht.



134 Peter Kreisky

38 Diese Haltung scheint gerade in Österreich paradox: In vielen Regionen Österreichs 
gab es nämlich seit dem 18. Jahrhundert immer wieder Zuwanderungs- und Ansie-
delungswellen, in Vorarlberg und Tirol waren es Italiener, im Burgenland Kroaten, in 
der Wiener Großregion Tschechen, Slowaken und Polen. Der gewaltige deutschna-
tionale Assimilationsdruck ließ in städtischen Ballungsräumen kaum kulturelle und 
sprachliche Mehrfachbindungen zu (wie in Teilen der USA). Gerade zwei der führen-
den rechtsradikal militant deutschnational orientierten Politiker (der eine Ideologe 
der Heimwehr, der andere Nationalsozialist) sind Beispiele für starke Überanpassung, 
die in Wien, insgesamt in Deutsch-Österreich und in großen Teilen des sonstigen 
deutschsprachigen Gebiets der K.u.K.Monarchie ab Ende des 19. Jahrhunderts wirk-
sam wurde: Der 1885 in Laibach/Ljubjana geborene Otto Neustädter-Stürmer hieß 
vor 1919 Marquis de Gozani, Arthur Seyß-Inquart wurde als Arthur Zajtich gebo-
ren. Odilo Globocnik, Taras von Borodajkewic, der christlichsoziale Vater Kurt Wald-
heims, der seinen Namen von Vaclavik auf Waldheim eindeutschte und viele andere 
mehr passten sich mehr oder weniger freiwillig an Kultur und Sprache des »deutschen 
Herrenvolkes« an.

39 Oliver Rathkolb, Die paradoxe Republik, Wien 2005.
40 So behauptete vor kurzem der derzeitige Bürgermeister von Rom, Gianni Alemanno, 

dass der italienische Faschismus erst unter dem Druck der Nationalsozialisten rassis-
tisch agiert habe. Damit befindet er sich im Gegensatz zur historischen Realität. Der 
langjährige Vorsitzende der Postfaschisten (Vorläuferpartei der gegenwärtigen Regie-
rungspartei Alleanza Nationale) Giorgio Almirante war von 1938 bis 1942 Mither-
ausgeber der Parteizeitung »Die Verteidigung der Rasse«, in der er etwa schrieb: »Der 
Rassismus muss zum täglichen Brot für uns alle werden«. Alemanno betonte seinen 
Respekt für Giorgio, in dessen Partei Gianni Alemanno in den 1980ern Führer der 
neofaschistischen Jugendorganisation und häufig an Straßenschlachten beteiligt war. 
(Die Presse, 9. 9. 2008, S. 4).

41 Kommission für den wirtschaftlichen und sozialen Wandel.
42 Gro Harlem Brundtland war sozialdemokratische Ministerpräsidentin Norwegens 

von 1981-1986 und erste Umweltministerin, die eine derartige politische Führungs-
position einnehmen konnte. Der Brundtland-Bericht der UNO wurde unter dem Ti-
tel »Our Common Future« und »Unsere gemeinsame Zukunft« 1987 publiziert.

43 Colin Crouch, Postdemokratie, Frankfurt/M. 2008.
44 Obwohl zu einem maßgeblichen Anteil von »1968ern« in Verbindung mit »alten« 

Linken (Gewerkschaftern, Sozialdemokraten, Humanisten und Kommunisten), Li-
beralen sowie engagierten Christen eine Reihe analytischer wie politischer Initiati-
ven zur Auseinandersetzung mit Alt- und Neonazismus (mit der Rolle der deutschen 
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Universitäten in der NS-Zeit, mit der NPD in der BRD usw.) gesetzt wurden, macht 
Götz Aly in seiner diffamierenden Abrechnung den 1968ern mangelndes Engage-
ment gegen den Nationalsozialismus zum Vorwurf. In Österreich jedenfalls gehörte 
die Konfrontation von »68ern« mit alten und jungen Wiedergängern des Nationalso-
zialismus zur alltäglichen Pflicht politischen Engagements.

45 Die Bereitschaft des ehemaligen ÖVP-Generalsekretärs Missethon und einiger Lan-
desvorsitzender der SPÖ vor den Nationalratswahlen 2008, eine Koalition mit der 
FPÖ einzugehen, zeigt den Mangel an demokratiepolitischer Hemmung, mit ultra-
rechten Exponenten wie Jörg Haider und Hans-Christian Strache zu kooperieren.

46 Robert Knights Dokumentation »Ich bin dafür, die Sache in die Länge zu ziehen«. 
Wortprotokolle der österreichischen Bundesregierung 1945 bis 1952 übrr die Ent-
schädigung der Juden, Wien 2000, zeigt viele Beispiele antisemitischer Gesinnung, 
nicht nur in der ÖVP. Zwei Abgeordnete der ÖVP machten 1966 im Parlament anti-
semitische Ausfälle: »Sie sind ein Saujud« (vgl. Die Gemeinde, Juli 2008, S.11). Der 
Generalsekretär der ÖVP, Michael Graff äußerte 1986 flapsig »Waldheim muss nicht 
zurücktreten, wenn man ihm nicht nachweisen kann, dass er sechs Juden eigenhändig 
erwürgt hat«. Alois Mock bediente sich wie Kurt Waldheim des klassischen antisemi-
tischen Stereotyps der US-amerikanischen »Ostküste«. Sie waren bei weitem nicht die 
einzigen. Jedenfalls haben sie aus der unheilvollen Geschichte des Luegerschen christ-
lichsozialen Antisemitismus nicht viel gelernt.

47 Gerhard Botz, Nachhall und Modifikationen (1994-2007) in: Gerhard Botz/Gerald 
Sprengnagel (Hg.), Kontroversen um Österreichs Zeitgeschichte, Wien 2008, S. 583.

48 Kein Kernkraftwerk in Zwentendorf. 30 Jahre danach, Hg. von Heimo Halbrainer/
Elke Murlasits/Sigrid Schönfelder, Bibliothek der Provinz, Weitra 2008.

49 Vom Justizpalast zum Heldenplatz, Studien und Dokumentationen 1927 bis 1938, 
Festgabe der Wissenschaftlichen Kommission des Theodor Körner-Stiftungsfonds 
und des Leopold Kunschak-Preises zur Erforschung der österreichischen Geschichte 
der 1927 bis 1938 anläßlich des dreißigjährigen Bestandes der Zweiten Republik Ös-
terreich und der zwanzigsten Wiederkehr des Jahrestages des österreichischen Staats-
vertrages, Verlag der Österreichische Staatsdruckerei Wien 1975. Dieses umfangreiche 
Werk geht auf eine Initiative SPÖ-Bundeskanzlers Bruno Kreisky und die Unterstüt-
zung durch ÖVP-Parlamentspräsidenten Alfred Maleta, der Zeithistoriker Univ.Pro-
fessor Ludvig Jedlicka und Dr. Rudolf Neck zurück. Die begleitende wissenschaftliche 
Kommission setzte sich aus 47 Mitgliedern und zwar in- und ausländischen Histo-
rikern, Sozialwissenschaftern, und Ökonomen sowie österreichischen Juristen, Pu-
blizisten, PolitikerInnen und ZeitzeugInnen zusammen. Einer davon war Gerhard 
Botz. Die politische Bandbreite reichte von Exponenten des »dritten«, deutschnatio-
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nalen Lagers über ÖVP, SPÖ bis zur KPÖ. Der Bericht war eines der wichtigen Pi-
onierwerke, das vor allem die Vorgeschichte der Machtergreifung der Nationalsozia-
listen von außen und innen dokumentierte. Die späte Entwicklung und Entfaltung 
der Zeitgeschichte an den Universitäten und Schulen wäre ohne dieses Werk schwer 
denkbar gewesen.

50 Martin Engelberg, in Der STANDARD, 30/31.Mai 2009.
51 Im Zusammenhang mit der verschleppten und hintertriebenen »Entschädigung« von 

Opfern des Nationalsozialismus äußerte sich Bundeskanzler Leopold Figl am 14. Jän-
ner 1947 wie folgt: »Die Juden wollten halt rasch reich werden.« Didaktikmappe Jü-
disches Museum Hohenems, S.63; Der ebenfalls im NS-Konzentrationslager inter-
nierte spätere Bundeskanzler Alfons Gorbach stellte bereits 1949 fest: »Da mögen die 
Herren Emigranten noch so viel Moralinsäure verspritzen: Jene, die draußen (an der 
Front, P.K.) ihren Mann gestanden haben, wissen besser, was anständig ist, als jene, 
die sich beim ersten Kräuseln des Ozeans in Übersee in Sicherheit gebracht haben. 
Ich spreche den Emigranten das Recht ab, in der NS-Frage mitzureden.« Didaktik-
mappe Jüdisches Museum Hohenems, S. 63.



Geht’s den (Super-)Reichen gut, geht’s den Armen schlecht
Kurt Rothschild

Oh pfui. So etwas darf man doch nicht sagen. Es soll doch heißen: »Geht’s der 
Wirtschaft gut, geht’s uns allen gut«. Das Malheur ist aber, dass zwar der im Titel 
genannte Slogan – ob er nun richtig oder falsch ist – Sinn macht, der zweite aber 
nicht. Beim ersten Ausspruch handelt es sich um einen Vergleich zwischen zwei 
Menschengruppen und man kann – sobald man sich geeinigt hat, was man unter 
»gut« und »schlecht« versteht – empirisch feststellen, ob diese Aussage stimmt oder 
nicht. Bei der gängigen Aussage geht es aber um einen Vergleich zwischen Men-
schen (»Alle«) und dem abstrakten Begriff »Wirtschaft«. Falls man unter Wirtschaft 
alle in der Wirtschaft tätigen und von ihr abhängigen Menschen versteht, reduziert 
sich der Satz zu dem Truismus, dass es allen gut geht, wenn es allen gut geht. Das 
kann aber wohl nicht gemeint sein. Wirtschaft bezieht sich vielmehr auf die Tota-
lität der erwerbstätig erzeugten heterogenen Güter und Dienstleistungen, die mit 
Hilfe konventioneller Methoden (normalerweise Preise) »homogenisiert« werden. 
Ein »mehr« dieser undifferenzierten Kennzahl bedeutet dann, dass es der »Wirt-
schaft« gut geht, und daraus wird der nicht zwingende und empirisch eindeutig wi-
derlegbare Schluss gezogen, dass dies »gut« (wie immer definiert) für »Alle« sei.

Der Unterschied zwischen den beiden Slogans ist jedoch nicht nur eine Frage 
der Semantik, sondern charakterisiert einen fundamentalen Unterschied in der zu-
grundeliegenden ideologischen Problemstellung. Während der Ausspruch »Geht’s 
der Wirtschaft gut, geht’s uns allen gut« die Frage der Zusammensetzung und Ver-
teilung des gewachsenen Güterstroms ausklammert und damit vernachlässigt, steht 
diese Frage im Mittelpunkt der im Titel erwähnten Formulierung. Wenn es um 
das materielle Wohl aller Menschen geht, ist zweifellos beides von Bedeutung: Die 
Menge der zur Verfügung stehenden Güter und deren Verteilung. Doch in der Be-
tonung des einen oder des anderen Aspekts gibt es entscheidende Unterschiede. 
Diese zeigten sich im theoretischen Bereich bereits zu Beginn der Entwicklung der 
modernen ökonomischen Wissenschaft. Während Adam Smith – die beginnende 
industrielle Entwicklung im Auge – den wachsenden Güterstrom (»The Wealth 
of Nations«) in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen stellte (ohne allerdings die 
Verteilungsaspekte zu übersehen), betonte kurz danach Ricardo, dass er die Vertei-
lungsfrage als das wichtigste ökonomische Problem betrachte. Dass Marx hier ins 
Bild kommt, ist offensichtlich.
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Generell über die Jahre hinweg kann man zu dieser Problematik folgendes sa-
gen. Seit der Renaissance und Aufklärung mit ihren Auswirkungen auf wissen-
schaftlichen und technischen Fortschritt ist – unter halbwegs günstigen Umwelt- 
und gesellschaftlichen Bedingungen – ein ständig wachsender Güterstrom zu einer 
Selbstverständlichkeit geworden. Kriege und Katastrophen ausgenommen hat jede 
Generation mehr Güter zur Verfügung als die vorhergehende. Politik und Ökono-
mie können dazu beitragen, dass dieser Prozess rascher oder langsamer, reibungs-
loser oder stolpernd verläuft. Insofern ist ein Wirtschaftssystem, das Wachstum als 
einziges oder vorrangiges Ziel akzeptiert, allein durch den wissenschaftlich-techni-
schen Fortschritt auf einem mehr oder weniger erfolgreichen Erfolgspfad, der al-
lerdings auf ökologische Grenzen stossen könnte. Jedenfalls hat sich der Kapitalis-
mus auf dieser Grundlage trotz seiner Schwächen und Rückschläge als lebensfähig 
erwiesen. Diejenigen, die am meisten von diesem System profitieren (im weitesten 
Sinn), betonen daher die Wachstumsfähigkeit als Erfolgsindikator.

Verteilung hingegen hat keinen solchen »natürlichen« Trend wie Wachstum. Sie 
stellt einen ständigen Konfliktstoff dar, der – politisch und ökonomisch bedingt – 
immer wieder neue Probleme aufwirft. Die Dringlichkeit der Verteilungsfrage ist 
begreiflicherweise immer ein besonderes Anliegen der benachteiligten Individuen, 
Gruppen und Klassen. In der Französischen Revolution waren es die Bürger, spä-
ter die Arbeiter, dann die Frauen und so weiter, welche die Verteilungsfrage immer 
wieder in den Vordergrund rückten. »Geht’s der Wirtschaft gut, geht’s uns allen 
gut« ist ein Slogan, der diese Verteilungsfragen erstickt.

Diese allgemeinen Betrachtungen sind deshalb aktuell, weil die »dritte indust-
rielle Revolution« und ihre politökonomischen Begleiterscheinungen in Form der 
neoliberalen Ideologie zu grundlegenden und dramatischen Verschiebungen in 
der Gewichtung von Wachstums- und Verteilungszielen geführt haben. Diese Ver-
schiebungen sind die Folge von tiefgreifenden Veränderungen im ökonomischen 
und politischen Bereich im Verlauf der letzten zwanzig bis dreißig Jahre, Jahre 
die in der Tat die Welt veränderten. Zwei Komplexe, die diese Äderungen ermög-
lichten und förderten, stehen dabei im Vordergrund. Der eine ist die mikro-elek-
tronische Revolution mit ihren weitreichenden technischen und ökonomischen 
Wirkungen. Sie führte zu einer Revolutionierung von Produktionsabläufen, Trans-
portmöglichkeiten und Informationsintensivierung, die das Entstehen großer ef-
fizienter Organisationen und vielfacher »Vernetzungen« (um das Modewort un-
terzubringen) in bisher ungeahntem Ausmaß ermöglichte. Der schon bestehende 
Drang zu monopolistischen Formationen mit immer größerer Reichweite erlangte 
nun neue Chancen, die sich in einer andauernd wachsenden Welle von globalen 
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Unternehmensausweitungen und Fusionen niederschlagen. Die multinationalen 
und transnationalen Unternehmen im Produktions- und Finanzbereich, die frü-
her zu Ausnahmeerscheinungen zählten, sind zu prägenden Elementen der Welt-
wirtschaft geworden.

Das zweite Element ist ein einmaliges Ereignis politischer Natur: Das Ende der 
Sowjetunion und des osteuropäischen Kommunismus. Unabhängig von der Frage, 
ob und wie weit diese Länder als »sozialistisch« bezeichnet werden konnten, zeigten 
sie doch – und insbesondere die Sowjetunion in der Krisenperiode der dreißiger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts – dass es wirtschaftspolitische Alternativen geben 
kann, die nicht den Gesetzen des Kapitalismus gehorchen müssen und andere Me-
thoden und Verteilungstendenzen zulassen. Die Existenz dieser Staaten und insbe-
sondere die dortige Abwesenheit ständig drohender Arbeitslosigkeit übten einen 
ideologischen und praktischen Druck auf die kapitalistischen Staaten aus, ihre Vor-
rangstellung durch die Akzeptanz wohlfahrtsstaatlicher Elemente zu betonen und 
zu stärken. In den Zielsetzungen (wenn auch nicht immer in der Realisation) der 
»Sozialen Marktwirtschaft« des vorigen Jahrhunderts standen fünf Forderungen 
gleichgewichtig nebeneinander: Wachstum, Preisstabilität, Außenhandelsgleich-
gewicht, Vollbeschäftigung und eine gerechte Einkommensverteilung. Mit dem 
Verschwinden der realen Alternativen war es nun leichter, nicht nur in der Praxis 
sondern auch in der Ideologie und den Zielsetzungen, die zwei zuletzt genannten 
Posten zu verdrängen. »There is no alternative« (TINA) war der Slogan, mit dem 
Thatcher ihre neoliberale Attacke einleitete.

Die neue Situation, die sich im Lauf der letzten Dezennien entwickelt hat und 
sich gegenwärtig in noch weiteren Formen entfaltet, hat zu tiefgreifenden Ände-
rungen in den ökonomischen Machtstrukturen und Ideologien geführt. Im Zent-
rum dieser Veränderungen steht der enorme Schub von Macht und Einfluss zu den 
großen, meist transnationalen Konzernen, der dem Kapitalismus ein neues Gesicht 
verschafft. Sehr grob und vereinfacht kann man die Änderungen in den Machtre-
lationen in den entwickelten Staaten etwa folgendermaßen skizzieren. Im Früh-
kapitalismus des 19. Jahrhunderts stand eine durch rasche Akkumulation erstar-
kende Bürgerschicht einer entrechteten und verarmten Arbeiterschicht in einem 
sehr ungleichen Machtkonflikt gegenüber. Marx war der große Analytiker dieses 
Konflikts. Der Staat stand irgendwie neben und außerhalb der direkten Konflikte 
als Hüter und Garant dieser Machtkonstellation. Im zwanzigsten Jahrhundert er-
gaben sich zwei relevante Tendenzen, die zu einem veränderten Macht- und Bar-
gaining-Rahmen führten. Auf der Unternehmensseite wuchs infolge technischer 
Möglichkeiten der Massenproduktion und finanzieller Erweiterung durch Aktien- 
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und Bankkapital die Zahl großer nationaler monopolistischer und oligopolistischer 
Konzerne, die am heimischen Markt eine führende Rolle spielten und zusätzlich 
im Außenhandel tätig waren. Diese konnten die Kapitalinteressen resoluter vertre-
ten als die mehr verstreuten Unternehmer des 19. Jahrhunderts. Gleichzeitig hat-
ten aber der steigende Wohlstand und das Wachstum einer – vor allem im natio-
nalen Bereich – solidarischen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ebenfalls zu 
einer Konzentration der Kräfte geführt. Trotz andauernder Abhängigkeit konnte 
die Arbeitnehmerschaft gemeinsam mit fortschrittlichen Schichten der Intelligen-
zia so etwas wie eine »countervailing power« entwickeln, die zu einer wachsenden 
Sozialpolitik und zu Erfolgen im Verteilungskampf führte. Nicht ganz zu Unrecht 
nennt der Soziologe Dahrendorf das 20. Jahrhundert das »Jahrhundert der Sozial-
demokratie«, wiewohl eine Charakterisierung als national monopolisierendes Jahr-
hundert (»Stamokap«) auch nicht ganz daneben ist, was vor allem in den faschis-
tischen Entwicklungen sichtbar wurde. In den demokratischen Staaten entstand 
jedoch, was Einfluss und Bargaining Power betrifft, so etwas wie ein dreipoliger 
Prozess. Wie zuvor standen sich »Kapital« und »Arbeit« mit ihren unterschiedli-
chen Interessen gegenüber, aber mit etwas ausgewogeneren Einflussmöglichkeiten 
als früher. Dazu kam aber nun in größerem Ausmaß ein staatlicher Einfluss, der – 
was immer auch die ideologische Ausrichtung der Regierung sein mochte – Stim-
men und Akzeptanz suchen musste sowie ein einigermaßen erträgliches soziales 
Klima benötigte. Dieser wachsende staatliche Einfluss trat im Wirtschafts- und So-
zialbereich besonders stark in Erscheinung und berührte den gesamtwirtschaftli-
chen Entscheidungsprozess. Den Kapitalinteressen offerierte der Staat nicht nur 
die prinzipielle Unterstützung des herrschenden Wirtschaftssystems, er erweiterte 
auch in großzügiger Weise die für die Unternehmen nötige Infrastruktur und bot 
mit seiner Handels- und Währungspolitik den nationalen Monopolen und Kon-
zernen Schutz des heimischen Markts und damit die Erzielung höherer Gewinne. 
Dem gewachsenen Einfluss der Arbeiterbewegung konnte der Staat durch zusätzli-
che demokratische und soziale Rechte entgegenkommen. So entstand gewisserma-
ßen ein Dreieck von »give and take«-Prozessen im politischen und wirtschaftlichen 
Bereich mit Kompromissen, die mal eher in die eine, mal in die andere Richtung 
gingen, mit den USA und Skandinavien als typische Gegenpole.

Nun aber stehen wir vor einer ganz andern Konstellation. Die weiter oben ange-
führten wissenschaftlich-technischen, organisatorischen und politischen Umwäl-
zungen haben dieses Kräftedreieck zerstört. Die neuen und erweiterten Möglich-
keiten für die Finanzierung und das Management großer transnationaler Konzerne 
haben einen speziellen Sektor im Unternehmensbereich geschaffen, mit dem sich 
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– in Verbindung mit dem von ihm geförderten politischen und ideologischen Um-
feld – die Macht- und Verteilungsstrukturen grundsätzlich verändert haben. 

Zwei Schlagworte stehen mit diesem Prozess in Zusammenhang: »Globalisie-
rung« und »Liberalisierung«. Globalisierung im Sinne einer Ausweitung wirtschaft-
licher Beziehungen von lokalen und regionalen Bereichen zu weltweitem Waren-
austausch ist selbstverständlich nichts Neues. Sie war bis zum ersten Weltkrieg eine 
– mit wachsenden Transport- und Wachstumsmöglichkeiten – ständige Begleiter-
scheinung der Weltwirtschaft, die nur in der Zwischenkriegszeit durch die Katastro-
phe der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre unterbrochen war. Es handelte sich 
dabei um das ständige Bestreben leistungsfähiger nationaler Firmen, ihre Märkte 
und Gewinne durch Exporte zu erweitern. Gleichzeitig hatten sie aber auch ein In-
teresse, ihren nationalen Markt vor ausländischer Konkurrenz zu schützen. Daraus 
ergab sich ein Globalisierungsprozess, in dem das Zusammenspiel diverser Unter-
nehmensinteressen und Konsumenteninteressen die staatliche Außenhandelspoli-
tik und den Kapitalverkehr beeinflussten. Die Konflikte zwischen Freihandel und 
Protektionismus liefen quer durch die Wirtschaft und den staatlichen Aktionsbe-
reich, ohne die Fragen der nationalen Wirtschafts- und Sozialpolitik entscheidend 
zu beeinflussen.

Der gegenwärtige Globalisierungsprozess hat einen anderen Charakter. Er wird 
durch die neuen technisch-organisatorischen Bedingungen angetrieben, die es Un-
ternehmen ermöglichen, Produktion und Absatz weltweit »out zu sourcen« und 
damit international diversifizierte ökonomische und wirtschaftspolitische Vorteile 
zu kombinieren. Nichts charakterisiert dies besser als die Tatsache, dass rund ein 
Drittel des internationalen Warenverkehrs aus konzerninternen Warenlieferungen 
besteht. Diese Entwicklung ermöglicht nicht nur die Erzielung höherer Gewinne, 
sie fördert auch durch Fusionen und globale Finanztransaktionen die Größe und 
den Einfluss transnationaler Konzerne. Der entscheidende Aspekt der neuen Glo-
balisierung ist nun, dass diese transnationalen Konzerne andere Interessen haben 
als die früher entscheidenden nationalen Unternehmen und dass sie – kombiniert 
mit neoliberaler Politik – ein besonderes Ausmaß an Macht besitzen, diese Inter-
essen durchzusetzen. Während die nationalen Konzerne an einem einflussreichen 
Staat interessiert waren, der ihnen einen gewissen Schutz des entscheidenden In-
landsmarkts und die Förderung von Exportmöglichkeiten sichern sollte, sind für 
die transnationalen Konzerne staatliche Eingriffe in die internationalen Waren- 
und Kapitalbewegungen generell ein Ärgernis. Ihre Produktionsstätte und ihr Ab-
satzgebiet ist der Globus. Was sie wünschen ist eine »flat earth«, auf der es keine 
Hindernisse für ihre globalen Dispositionen gibt. National und international sol-
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len ihren vernetzten Strategien keine Hürden in den Weg gelegt werden, der staatli-
che Einfluss soll generell zurückgeschraubt werden. Der »schlanke Staat« wird zum 
Idealbild. In die gleiche Richtung weist dann auch die generell konservative Ableh-
nung wohlfahrtsstaatlicher Errungenschaften, die sich mit dem Wegfall des sowje-
tischen Bereichs deutlich verstärkt hat.

Es ist offensichtlich, dass die gegenwärtige Dominanz einer neoliberalen Ideo-
logie mit ihren wirtschaftspolitischen Imperativen von vollständiger Liberalisie-
rung und Deregulierung, Privatisierung und beschränkter Staatstätigkeit sowie ho-
her Priorität für das – für das gewachsene Finanzkapital besonders wichtige – Ziel 
der Preisstabilität genau der Interessenlage der Konzerne entspricht. Insofern ist 
das neoliberale Wirtschaftskonzept nicht ein »falsches« Konzept, sondern das »lo-
gische« Konzept eines durch die neue Globalisierung zu besonderem Einfluss ge-
langten Sektors der Industrie- und Finanzunternehmen. Und dieser Einfluss ist so 
groß, weil sich die strategischen Möglichkeiten der transnationalen Unternehmen 
gegenüber dem Staat, den Arbeitnehmern und den kleinen Betrieben – unter den 
Bedingungen der von ihnen forcierten neoliberalen Wirtschaftspolitik – massiv zu ih-
ren Gunsten verschoben hat. Und dies im Wesentlichen aus einem Grund: Ihrem 
prinzipiell hohen weltweiten Mobilitätspotential. Wie der Ökonom und Soziologe 
Albert Hirschman ausführlich diskutiert, sind »Abwanderung und Widerspruch« 
(dies ist auch der Titel seines Buches) die zwei Hauptstrategien bei der Austragung 
von Konflikten. Bei der weiter oben besprochenen Situation einer Dreiecksbezie-
hung in der nationalen Wirtschaftspolitik des 20. Jahrhunderts stand der »Wider-
spruch«, der Kampf zur Durchsetzung des eigenen Standpunkts in einem letzten 
Endes zu erreichenden Kompromiss, für alle drei Seiten – Kapital, Arbeit, Staat – 
als hauptsächliche Waffe zur Verfügung, wenn auch nicht in gleichem Ausmaß. In 
der neuen Situation steht nun den internationalen Konzernen und Finanzakteu-
ren und nur ihnen zusätzlich die wirksame Waffe der »Abwanderung« zur Verfü-
gung. Mit ihrer globalen Vernetzung genügt häufig schon die bloße Drohung ei-
ner Abwanderung, um sich im Interessenkonflikt durchzusetzen. Damit haben sich 
Macht und Bargaining Power massiv zu dieser Konzernwelt verschoben, nicht nur 
auf Kosten der Arbeitnehmer und der KMU (Klein- und Mittelunternehmen), 
sondern auch auf Kosten der Staaten und Regierungen. Letzteres kommt deutlich 
in der Standortkonkurrenz zwischen den Staaten zum Ausdruck, bei der sie wettei-
fern, um den Wünschen der Konzerne zu entsprechen. 

Diese gewachsene strategische Bedeutung des transnationalen Produktions- und 
Finanzsektors hat nicht nur zum Entstehen (bzw. zur Wiederbelebung) einer ra-
dikal-liberalen Wirtschaftsideologie und Wirtschaftspolitik beigetragen, sie hat 
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es auch verstanden, diese Ideologie mit allen Mitteln als die allein seligmachende 
durchzusetzen. Selten ist in so kurzer Zeit der Marx’sche Ausspruch »Die herr-
schende Ideologie ist die Ideologie der herrschenden Klasse« so plastisch in Erschei-
nung getreten wie in dem Übergang in Politik und Wissenschaft vom wohlfahrt-
staatlichen Konsens nach dem zweiten Weltkrieg zum neoliberalen »Washington 
Consensus« unserer Tage. Sozialdemokratische Politiker, für die Vollbeschäftigung 
und Verteilungsgerechtigkeit zentrale Ziele zu sein pflegten, haben sich im Rah-
men eines friedenspolitisch erfreulichen Europaprojekts in ein neoliberales Europa 
hineinlocken lassen, dessen Logik sie nun verteidigen. Wirtschaftswissenschafter, 
die vor einigen Jahrzehnten noch mit großem Interesse die wohlfahrtpolitischen 
Ideen des Philosophen John Rawls diskutierten, der als humanistisches Maß öko-
nomischen Fortschritts die Verbesserung der Lebensbedingungen der ärmsten Be-
völkerungsschichten vorschlug, erachten heute hohe Wachstumsraten unabhängig 
von negativen Verteilungswirkungen als absolutes Gütesigel. Neoklassische Wirt-
schaftstheorie, die sich – vulgarisiert – besonders gut für neoliberale Ziele (miss-)
brauchen lässt, wird in Universitäten und Forschungsinstituten auf Kosten anderer 
(»heterogener«) Theorien gefördert.

Die neue Machtkonstellation hat eine Situation geschaffen, die den Titel dieses 
Beitrags angeregt hat. Während in den meisten Ländern Einkommen und Vermö-
gen am oberen Ende der Einkommensskala in bisher ungeahntem Ausmaß wach-
sen, stagnieren die Einkommen vieler Angehöriger der Mittel- und Niedrigberei-
che oder nehmen sogar ab. Verschärft wird diese wachsende Ungleichheit in der 
Einkommensverteilung durch Verschlechterungen in den Arbeitsbedingungen, 
durch Prekarisierung der Beschäftigung und anhaltende Arbeitslosigkeit. Nach 150 
Jahren kontinuierlicher Verbesserung der Lebensqualität durch Kürzungen der Ar-
beitszeit, stehen nun Forderungen nach deren Verlängerung im Raum. »Das Si-
chere ist nicht sicher. So wie es ist, bleibt es nicht« sagte Brecht. Damit hatte er si-
cher recht. Die Dynamik der Geschichte steht nicht still. Allerdings hatte dieser 
Ausspruch bei Brecht eine optimistische Note: Die kommenden Änderungen wür-
den ökonomisch und sozial Fortschritte bringen. Die heutigen Verhältnisse benö-
tigen für eine solche optimistische Tönung – in sozialer und ökologischer Sicht 
– die Stärkung aufklärischer Aktivitäten und die Entwicklung einer wirksamen 
»countervailing power«. Der RC hat sich als ein wichtiges Element in diesem Pro-
zess erwiesen.



Verachtet mir die Politik nicht
Heide Schmidt

»Was ist in diesem Land passiert, dass selbst bei einer solchen Veranstaltung ein 
Untergriff gegen Politiker einen solchen Erfolg hat?« Die Frage traf den Kern; sie 
zielte auf die Ursachen einer Stimmung, die uns mehr beunruhigen sollte, als sie es 
tut. Ein angesehener Journalist, der eine Podiumsdiskussion zum EU-Reformver-
trag moderierte, hatte sie gestellt. Rhetorisch, denn Antworten darauf waren weder 
erwartbar, noch hätten sie mehrheitlich interessiert. Es war eine Veranstaltung vor 
offenkundig sachorientiertem Publikum mit recht gutem Bildungsstand und nicht 
zu hohem Alterdurchschnitt, männlich und weiblich waren ausgewogen vertreten. 
Ein ziemlich schlichter Pauschalangriff vom Podium aus auf »die Politiker« hatte 
den ersten Lacherfolg und Zwischenapplaus provoziert, worauf der Diskutant – 
neuerlich erfolgreich – einschlägig nachlegte. Dass der Moderator seine eingangs 
zitierte Frage so formulierte wie er es tat, kam einem Akt der Zivilcourage nahe. Er 
wusste, er befindet sich mit seinem Sensorium in der Minderheit und seine Frage 
wurde ihm auch wohl von kaum jemand außer mir bedankt. 

Die zunehmende Verachtung der politischen RepräsentantInnen wird offen-
kundig – mehr oder weniger – von Menschen sämtlicher beruflicher und sozia-
ler Zugehörigkeiten geteilt. Die Grenze zur Verachtung der Politik an sich ist flie-
ßend. Es ist lange her, dass dem Berufsstand der Politik Respekt entgegengebracht 
wurde: Dass man mit ihm Verantwortung, Kompetenz und Weitsicht verband. 
Heute glauben mehr als zwei Drittel der BürgerInnen, dass PolitikerInnenn keine 
Ahnung von ihrem Leben und den damit verbundenen Sorgen und Problemen ha-
ben, sie seien abgehoben, nur auf ihren Vorteil bedacht, wortbrüchig, mit einem 
Wort, man könne ihnen nicht trauen. Intellektelle weisen sich zunehmend nicht 
so sehr als KritikerInnen bestimmter politischer Positionen oder Handlungen aus, 
sondern als verbale ScharfrichterInnen der gesamten politischen Zunft. 

Wenn aber die Notwendigkeit von Politik unbestreitbar ist – und kein vernünf-
tiger Mensch wird dies in Abrede stellen – wer soll die Aufgabe übernehmen, wenn 
die PolitikerInnen angeblich versagen? Eine demokratische Antwort läge nahe: Die 
Zivilgesellschaft. 

Landläufig wird darunter alles verstanden, was nicht staatlich organisiert zur öf-
fentlichen Meinungsbildung beiträgt, was, wie Antonio Gramsci es ausdrückte, 
»den Alltagsverstand« prägt. In diesem Fall reicht die Bandbreite von den Kirchen 
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und Gewerkschaften bis zu Bürgerinitiativen und politischen Klubs. Wenn ich von 
der Zivilgesellschaft rede, meine ich allerdings vor allem auch Gruppen, die sich 
zur öffentlichen Artikulation eines bestimmten, konkreten politischen Anliegens 
zusammen gefunden haben. Die gegen oder für etwas eintreten, um die Politik auf- 
oder herauszufordern. Ich meine BürgerInnen, die sich im Sinne einer Demokratie 
einmischen, um etwas auf den (richtigen) Weg zu bringen. Dann allerdings ist wie-
der die Politik am Zug, denn sie ist es, die die Spielregeln zu formulieren und zu 
beschließen hat. Das bedeutet aber, dass die Zivilgesellschaft keine Ausfallshaftung 
übernehmen kann, sondern sie allenfalls als Motor oder Korrektiv einmal stärker, 
einmal weniger stark gefordert ist. 

Wenn sich nun aber die Meinung breit macht, die politischen Eliten wären alle-
samt Versager, Schlitzohren oder Feiglinge, wie sollte sodann eine redliche Zivilge-
sellschaft mit ihnen ins Geschäft kommen? Und noch viel wichtiger: Ist denn die 
Zivilgesellschaft redlich?

Sehen wir einmal von allen Unschärfen und punktuellen Unrichtigkeiten ab, die 
sich zwangsläufig aus Pauschalierungen ergeben: Ich behaupte, dass die Qualität des 
politischen Personals der Qualität des zivilgesellschaftlichen um nichts nachsteht. 
Bedauerlicherweise konstatiere ich allerdings bei beiden eine negative Entwicklung 
und um die Frage des Kausalzusammenhangs beantworten zu können, müsste zu-
erst das Henne/Ei-Problem gelöst werden. Fest steht jedenfalls, dass die eine wie 
die andere gesellschaftliche Gruppe nicht im luftleeren Raum existiert, sondern 
entscheidend von unserer Bildungs- und Medienwelt geprägt ist. Um beide Welten 
ist es nicht gerade optimal bestellt. Die eine, nämlich die der Bildung, darf sich auf 
Grund politischer Blockaden nicht weiterentwickeln, die andere, die der Medien, 
hat sich auf Grund politischer Freibriefe weiterentwickelt, und zwar nicht zu unse-
rem Besten. Nun könnte man aber meinen, dass in einer freien Marktwirtschaft – 
Konzentration hin oder her – immer noch die Leser-, Hörer- oder SeherInnen mit 
ihrem Kaufverhalten das Produkt bestimmen. Was aber, wenn niemand die Quali-
fikation der KonsumentInnen herangebildet hat, damit diese kritikfähig entschei-
den können? Hier wenigstens wüsste man, wer bzw. was Henne und was Ei ist und 
trotzdem ist die bessere Haltung des Federviehs nicht durchsetzbar, auf dass es bes-
ser verdauliche Eier produziere. Es scheint, als wäre der Zustand ein gewollter und 
das führt uns doch auf die Spur der Schuldigen. Wenn die Politik sich weigert, al-
les zu tun, dass die Menschen mündiger und denkfähiger werden – und es aus Ei-
genem zu schaffen ist, wie wir wissen, ein Minderheitenprogramm – so trägt sie 
beträchtliche Mitschuld am gesellschaftlichen Niveau. Dieses ist zwar allgemein 
nicht sehr erfreulich, kann aber zur Durchsetzung so mancher politischer Inter-
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essen ganz hilfreich sein. Inzwischen allerdings erweist sich, dass sich bestimmte 
politische Gruppen damit ein Danaer Geschenk gemacht haben. Zum einen war 
wohl nicht intendiert, die Menschen allzu anfällig für PopulistInnen zu machen, 
zum anderen führt die Anspruchslosigkeit des Publikums, also die der Nachfrage, 
zur inhaltlichen Anspruchslosigkeit des Angebots, nämlich der Politik. Die Leut-
seligkeit des Maßstabes vom Hausverstand stellt sich als Bumerang heraus. Wenn 
für die Lösung politischer Probleme der durchschnittliche Hausverstand angeblich 
ausreicht, braucht das entsprechende Personal auch nicht mehr aufzuweisen und 
kann darüber hinaus auch jede/r mitreden. Reform des Bildungssystems? Wir ken-
nen uns aus, schließlich waren wir auch einmal in der Schule. Gesundheitssystem? 
Krank war jede/r schon einmal. Und was die EU betrifft: Wenn ein Vertragswerk 
mit dem Hausverstand nicht mehr lesbar ist, kann es für die betroffenen Bürge-
rInnen nicht gut sein. Ich kann noch so polemisch vereinfachen und liege immer 
noch nicht unter jenen öffentlichen Argumentationslinien, denen ich mich seit ge-
raumer Zeit ausgesetzt sehe. Die Leserbriefe selbst seriöser Zeitungen lassen eine/n 
oft schaudern, das Aushalten des Schlagabtausches in manchem Internetforum er-
fordert hohe Standfestigkeit im Glauben an die Demokratie.

Und auch das ist eine Facette des Problems: Das Vorantreiben der Demokra-
tisierung unserer Gesellschaft kann nur dann zu guten Ergebnissen führen, wenn 
man die Beteiligten mit dem dafür notwendigen Rüstzeug ausstattet, nämlich Ver-
antwortungs-, Kritik- und Denkfähigkeit. Daraus muss sich das Selbstbewusstsein 
entwickeln und nicht aus der Liebedienerei mancher PolitikerInnen und Medien, 
die – um ihr Produkt zu verkaufen – verhabernd die Botschaft aussenden, jede/r 
würde schon wissen, wie »es« geht. Damit möchte ich weder einem Elfenbeinturm 
noch der Polstertürenpolitik das Wort reden, sondern lediglich für das Verständnis 
des schlichten Sinowatz-Zitats eine Lanze brechen: »Es ist alles sehr kompliziert«. 
Das ist es in der Tat und die Kompliziertheit nimmt eher zu als ab. Kann bei einer 
solchen Entwicklung der Ausbau der direkten Demokratie, ja das Infragestellen der 
repräsentativen Demokratie wie wir es rund um die Ratifikation des EU-Reform-
vertrages erlebt haben, die adäquate Antwort sein? Ich glaube nicht. Was ich hin-
gegen für notwendig halte, ist die Repolitisierung der Gesellschaft. Ich erwarte mir 
davon sowohl eine Qualitätssteigerung des politischen Personals als auch des zivil-
gesellschaftlichen Engagements. 

Als die Liberalen nach ihrer Parteigründung 1993 eine Debatte über Selbststän-
digkeit und Eigenverantwortung als demokratische Tugenden angestoßen haben, 
fiel das in die Zeit nach dem Lichtermeer, des für mich beeindruckendsten zivil-
gesellschaftlichen Signals. Der sich in die Gesellschaft hinein fressenden Fremden-
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feindlichkeit, die durch ein Volksbegehren ein Sprachrohr bekommen sollte, setzte 
man eine Botschaft entgegen: Jede/r ist selbst- und mitverantwortlich für die Stim-
mung im Land und diese darf sich nicht gegen Menschen richten.

Die liberale Partei wurde aus strategischen Gründen nach dem Lichtermeer be-
gründet, die Idee jedoch wuchs in der Zeit davor. Konservative Kreise erkannten, 
was auf sie zukam und Andreas Khol reagierte, indem er zwei Fliegen auf einen 
Schlag nehmen wollte: Er entwarf in seinem Buch »Mein politisches Credo« eine 
Bürgergesellschaft, die die zum Leben erwachte Zivilgesellschaft und die Liberalen 
gleichermaßen absorbieren sollte. Unter dem Deckmantel des Gemeinsinns setzte 
er zur Entpolitisierung an. Indem er die Vereinstätigkeit quasi zum Rückgrat der 
Demokratie erklärte (nicht ohne das Vereinsgesetz als Errungenschaft des Libera-
lismus zu preisen), definierte er politisches Handeln neu: Es findet in den Sport-, 
Tierschutz- oder Feuerwehrvereinen ebenso statt wie in karitativen, und dies sei 
auch der eigentlich wirkliche politische Wirkungskreis der BürgerInnen. Da die 
»Erziehung zu Grundwerten und Bürgertugenden als altmodisch verhöhnt« und 
stattdessen »Erziehung zur Kritikfähigkeit und kritischen Distanz … in Mode« ge-
kommen sei, müsse dem eine neue Bürgersolidarität des beschriebenen Zuschnitts 
entgegengesetzt werden. Genau das aber ist das Problem: Solidarisches Handeln 
unter Ausblendung des kritischen Geistes kann neben Freizeitgestaltung durchaus 
auch erstrebenswerte praktizierte Nächstenliebe sein, politisch im Sinne des Wahr-
nehmens gesellschaftlicher Zusammenhänge ist es damit allerdings nicht. Es berei-
tet den Weg der so genannten Politik der Gefühle, der wohl der missbrauchsanfäl-
ligste ist, aber zugleich das Instrumentarium der Demokratie exzessiv nutzt. Es ist 
der Weg in den Pragmatismus, auf dem das Machbare nicht Ergebnis politischer 
Interessensabwägung ist, sondern sich an wertefreier, augenblicklicher Nützlichkeit 
orientiert. Und es ist der Weg zur Privatisierung von Gemeinschaftsaufgaben, zum 
Rückzug des Staates aus seiner Verantwortung. 

Das meine ich mit Entpolitisierung, die, von manchen gewollt, grassierend um 
sich greift. Und statt politischer Argumentation werden uns Placebos geliefert: Bil-
der. Vor dem Schalter einer in Schwierigkeiten geratenen Bank medienwirksam ein 
Sparbuch zu lösen, enthebt den Kanzler der politischen Erklärung seines Verständ-
nisses von Staatsverantwortung in den Wochen davor: Inszenierung schlägt Erklä-
rung. Wen wundert’s dass sie schließlich die Erklärung ersetzt?

Intellektuelle Auseinandersetzungen über unterschiedliche politische Vorstel-
lungen haben’s schwer. Einerseits erfordern sie das Mitdenken. Das setzt die Kom-
munikation der Argumente voraus. Dagegen sprechen Zeit– und Platzkorsett so-
wie das Quotendenken innerhalb der Medien, die wissen, dass Mitdenken-wollen 
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unter ihren KonsumentInnen ein Minderheitenprogramm darstellt. Andererseits 
ist die Diskussion in Österreich als Streit diffamiert und irgendwie wirkt wohl auch 
noch das Trauma eines Lagerdenkens nach, das unsere Elterngeneration seinerzeit 
zu den Waffen getrieben hat. Der Wunsch, die entstandenen Gräben zuzuschüt-
ten, hat ungewollt auch der Entpolitisierung Vorschub geleistet, die Betonung der 
Gemeinsamkeit lässt keinen Raum, die tatsächlich vorhandene Unterschiedlich-
keit der Gesellschaftsentwürfe öffentlich zu diskutieren. Dieser Diskurs aber wäre 
notwendig, um die BürgerInnen in die Lage zu versetzen, unterscheiden zu lernen. 
Um sich wissend zu entscheiden, was man unterstützt, um sich zu wehren, wenn 
etwas falsch läuft. 

Zu glauben, dass diese Ansprüche nur einem intellektuellen Klüngel Freude ma-
chen und dienen würden, halte ich für eine fatale Fehleinschätzung. Die Ansprü-
che sind Ansprüche an die Demokratie. Die Demokratie lebt von Beteiligung. Und 
die Beteiligung erschöpft sich nicht in Wahlen. 

Die Demokratie braucht eine aufgeklärte Zivilgesellschaft, die die Politik mit ei-
nem öffentlichen Diskurs begleitet, Entscheidungen transparent macht und Zu-
sammenhänge wahrnimmt. Sie braucht also Menschen, die sich nicht abwenden, 
sondern interessiert und aufnahmefähig sind. Und neben diesem weiteren Begriff 
der Zivilgesellschaft braucht sie auch jene Gruppen, die sich um die spontane öf-
fentliche Vertretung von Menschen, Themen oder Grundprinzipien annehmen. 
Wo es darum geht, öffentlich Haltung zu beweisen. Jede Gesellschaft braucht das, 
weil sie ohne diese selbstständig ergriffenen Öffentlichkeiten zum Spielball der 
MachthaberInnen wird. 

Als sich 1993 Menschen zum Lichtermeer zusammenfanden, wollten sie Hal-
tung beweisen. Eine Gruppe Privater organisierte ein Zeichen gegen Unanständig-
keit. Die politischen Folgen waren nicht berauschend, doch die Rückenstärkung 
der vielen mittelbar oder unmittelbar Betroffenen soll ebenso wenig unterschätzt 
werden wie die daraus entstandenen Netzwerke. 

Als sich 2008 Menschen zusammenfanden, um gegen den »Verrat an Öster-
reich« ein Zeichen zu setzen und eine Volksabstimmung über den EU-Reformver-
trag zu erreichen, hatten eine Tageszeitung und politische Parteien dazu aufgeru-
fen. Es war die Organisation des vorher geschürten »Volkszorns«, der sich gegen 
die Politik richtete, gegen »die da oben«, die das Land »verraten« würden. Man ist 
geneigt, die Entwicklung der zwischen den zwei Demonstrationen liegenden Jahre 
für den qualitativen Unterschied mitverantwortlich zu machen. Jedenfalls: Wenn 
man sich eine wache Zivilgesellschaft wünscht, kann man nicht sicher sein, in wel-
che Richtung sie uns weist. Oder doch? Ich glaube, dass eine aufgeklärte Gesell-
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schaft weniger anfällig für zornige Kollektivreaktionen ist, aufmerksamer für Dis-
kriminierung, bereiter, Verantwortungen zu übernehmen. Und dass sie sich selbst 
Korrektive schafft. Über diese nachzudenken, ist einen eigenen Aufsatz wert. Ne-
ben allem, was mir dazu einfällt, weiß ich, worum es mir dabei ginge: Um ein 
Plädoyer für die repräsentative Demokratie und ein Bildungssystem, in dem sich 
couragiert politisch denkende BürgerInnen entwickeln können, für die zivilgesell-
schaftliches Engagement ein Selbstverständnis ist. Und die daher die Politik auch 
nicht verachten. 



Justizpolitik im politischen Kontext1

Udo Jesionek

Die Ära Christian Broda, die mit einer Unterbrechung durch die vier Jahre (von 
1966 bis 1970 übte Hans Klecatsky die Funktion des Bundesministers für Justiz 
aus) von 1960 bis 1983, also über zwei Jahrzehnte die justizpolitische Landschaft 
Österreichs prägte, war durch große gesellschaftspolitische Umwälzungen geprägt. 
Da war zuerst die große Strafrechtsreform, die Broda taktisch sehr klug in zwei 
Etappen realisierte, wobei er 1971 zuerst so umstrittene Punkte wie die Strafbar-
keit der Homosexualität unter Erwachsenen entkriminalisierte und dann durch die 
umfassende Strafrechtsreform 1974, Österreich auf dem Gebiet des Strafrechts in 
das 20. Jahrhundert führte. Bezeichnend für die kluge Politik von Christian Broda 
war, dass es ihm gelang, durch viele, viele Veranstaltungen, die Einbeziehung brei-
ter Kreise von Fachleuten und zahlreiche persönliche Gespräche letztlich den Bo-
den zu einer konsensualen Regelung aufzubereiten, sodass die ganze Strafrechts-
reform mit einer einzigen Ausnahme, nämlich der Fristenlösung, von allen drei 
im Parlament vertretenen Parteien einstimmig beschlossen wurde. Ähnlich ging 
Christian Broda mit dem noch mehr umstrittenen Thema des Familienrechts um, 
das zwischen 1975 und 1980 in mehrere Novellen aufgeteilt, ebenfalls überwie-
gend einstimmig vom Nationalrat verabschiedet wurde. Lediglich bei der Frage der 
endgültigen Trennung der Ehe nach sechs-jährigem Aufheben der häuslichen Ge-
meinschaft gab es keinen Konsens. 

Nach dem Ausscheiden von Christian Broda führte anfangs der freiheitliche Jus-
tizminister Harald Ofner noch offene Teile der unter Christian Broda begonnenen 
Reformen weiter. Die Ära des parteifreien Justizministers Egmont Foregger zeich-
nete sich nicht durch wesentliche gesellschaftspolitische Implikationen aus, sein 
Verdienst lag vor allem darin, dass er die Modellversuche zur Einführung der Di-
version im Jugendgerichtsgesetz nach anfänglicher großer Skepsis schließlich doch 
unterstützte und damit den Weg zu einem bahnbrechenden neuen österreichischen 
Jugendgerichtsgesetz eröffnete. In die Ära Foregger fielen auch die ersten Ansätze 
zur strafprozessualen Berücksichtigung der psychosozialen Situation der Verbre-
chensopfer durch Maßnahmen zur Reduzierung der sekundären Viktimisierung 
(Strafrechtsänderungsgesetz 1987). Der ebenfalls parteifreie Justizminister Nikolaus 
Michalek setzte das fort und begann vor allem mit den Vorarbeiten zur Erarbeitung 
der neuen StPO. Der unter seiner Ministerschaft erarbeitete Vorentwurf des neuen 
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Ermittlungsverfahrens konnte dann in der Ära des freiheitlichen Justizministers 
Dieter Böhmdorfer zum Abschluss gebracht werden. Dies war aber auch schon ei-
nes der wenigen gesellschaftspolitisch relevanten, positiven Ereignisse der Ära Böh-
mdorfer, die im Übrigen ganz passend zum übrigen gesellschaftspolitischen Klima 
der schwarz-roten Ära eher durch reaktive Maßnahmen gekennzeichnet war. 

Nach der kurzen, nur episodenhaften Ministerschaft von Michael Krüger be-
stimmte Dieter Böhmdorfer als Bundesminister für Justiz, von Februar 2000 bis 
Juni 2004, die Justizpolitik in Österreich, dabei voll unterstützt nicht nur von sei-
nem Parlamentsclub, sondern auch vom Parlamentsclub der ÖVP. Während die 
Justizpolitik bis zur blau-schwarzen Wende vor allem dadurch gekennzeichnet war, 
dass trotz weltanschaulich unterschiedlicher Positionen eigentlich immer wieder 
das Gespräch gesucht worden war und größtenteils auch in ganz wichtigen Mate-
rien letztlich einstimmige Beschlussfassungen im Parlament zu Stande kamen, war 
Böhmdorfers Justizpolitik im Wesentlichen durch einsame, jeweils mit dem Regie-
rungspartner akkordierte Entscheidungen gekennzeichnet, in die meist weder die 
Opposition, noch im Vorfeld die Fachwelt und die Betroffenen eingebunden wa-
ren. Darüber hinaus brachten zahlreiche rechtspolitische Weichenstellungen nicht 
nur Verunsicherungen in Österreich und gravierende Verschlechterungen für das 
Funktionieren der Justiz und eine vernünftige Kriminalpolitik mit sich, sondern 
auch eine ganz erhebliche Einbuße an dem guten Renommee, das Österreichs Jus-
tiz in den letzten Jahrzehnten im internationalen Bereich gewonnen hatte.

Dass auch die Ära der schwarz-blauen Justizpolitik durch eine manchmal un-
übersichtliche Vielzahl von strafrechtlichen Novellen gekennzeichnet war, ist keine 
Besonderheit. Eine Besonderheit dieser Ära war es jedoch, dass die Regierungspar-
teien nicht einmal im Ansatz einen Konsens mit der Opposition suchten, was die 
Normakzeptanz nicht unwesentlich beeinträchtigte. Sicherlich hat der Umstand, 
dass Christian Broda seine wirklich epochalen Umwälzungen im Justizbereich und 
vor allem durch die Strafrechts- und Familienrechtsreform lange und ausführlich 
in breiter Diskussion aller interessierten Kreise arbeiten ließ und dass diese großen 
Reformen, mit ganz minimalen Ausnahmen, jeweils einstimmig im Parlament be-
schlossen wurden, ganz wesentlich zur Akzeptanz in der Gesellschaft beigetragen. 

Noch bis zum Ende der »Ära Michalek« wurde diese Konsenspolitik im Wesent-
lichen beibehalten und führte zu gesellschaftspolitisch im Allgemeinen durchaus 
tragbaren Ergebnissen. So war auch, etwa im Strafrechtsbereich, die Zeit bis 1999 
durch einen kriminalpolitisch sinnvollen Trend zur Entkriminalisierung, vor allem 
der Kleinkriminalität gekennzeichnet (insbesondere die Einführung der Diversion 
für Jugendliche durch das JGG 1988 und für Erwachsene durch die StPO-Novelle 
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1999, aber auch das StPÄG 1993, um nur Beispiele zu nennen). Die strafrechtli-
chen Novellierungen seit dem Jahr 2000 zeigen dagegen weitgehend eine nicht un-
erhebliche Verschärfung der Kriminalisierung. 

Anlässlich der Bildung der ersten blau-schwarzen Bundesregierung verlangte 
Bundespräsident Thomas Klestil die Einsetzung der Expertenkommission zur Prü-
fung der im Regierungsprogramm vorgesehenen kriminalpolitischen, vor allem auf 
Verschärfung abzielenden Maßnahmen. Diese Expertenkommission, unter Beizie-
hung wesentlicher Fachleute aus der strafrechtlichen Theorie und Praxis, machte 
auch eine Reihe von sinnvollen Vorschlägen zur Entkriminalisierung (und damit 
auch indirekt zur Reduzierung des Häftlingsstandes) wie etwa in Bezug auf den 
weitgehenden Entfall der Qualifikation der Gewerbsmäßigkeit bei Kleinkrimina-
lität, Vorschläge im Bereich der bedingten Entlassung und strafrechtlicher Alter-
nativen. Leider wurde kaum einer dieser Vorschläge in der Folge realisiert. Zu-
letzt machte eine Kriminalpolitische Initiative von Professoren und Praktikern der 
Strafjustiz und des Strafvollzuges einen neuerlichen Vorstoß, der auch kaum auf 
Gegenliebe stieß. So ist es völlig unverständlich, warum bis heute, trotz überzeu-
gendem Votum der Fachleute, die Qualifikation der Gewerbsmäßigkeit nicht auf 
schwere Deliktsfälle beschränkt wurde. Dass unter Berufung auf diese Gesetzes-
stelle in den letzten Jahren immer wieder Ladendiebe, die Sachen ganz geringen 
Wertes gestohlen hatten, zu mehrmonatigen, sogar zu einer 18-monatigen, un-
bedingten Freiheitsstrafe verurteilt wurden, ist nicht nur kriminalpolitisch völlig 
sinnwidrig, sondern untergräbt auch ganz wesentlich die Wirkungen der Integrati-
onsprävention, wenn rechtstreue Bürger diese Strafen mit gleich hohen oder noch 
geringeren Strafen vergleichen, die Personen erhalten haben, die andere Personen 
schwer verletzt oder sexuell missbraucht haben. Dass an diesen Entscheidungen 
letztlich unabhängige Richter »schuld« sind, zeigt nur, wie stark das neue kriminal-
politische Klima, das im wesentlichen auf ein »Einsperren« reduziert wurde, auch 
bei manchen Rechtsanwendern Fuß fasste, die sich aber immer, zumindest formal, 
auf Gesetzestexte zurückziehen können. 

So brauchte es letztlich nicht Wunder nehmen, dass die Haftzahlen in den Jah-
ren der schwarz-blauen Ära geradezu explodiert sind. Während die Zahl der Un-
tersuchungs- und Strafhäftlinge sich in den 80-er und am Beginn der 90-er Jahre 
relativ stabil bei etwa 6000 bis 7000 Personen einpendelte (die Häftlingszahlen be-
trugen in den Jahren 1988: 6318, 1989: 5946, 1990: 6390, 2000: 6804), befanden 
sich im Februar 2005 bereits 9060 Untersuchungs- und Strafhäftlinge in österrei-
chischen Justizanstalten. Unbestrittenermaßen ist ein Teil davon auf die verstärkte 
organisierte Kriminalität, vor allem ausländischer Banden zurückzuführen, doch 
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sind die Haftzahlen zu einem erheblichen Teil »hausgemacht«. Nicht unwesent-
lich haben dazu die kriminalpolitischen Entscheidungen der schwarz-blauen Bun-
desregierung beigetragen, nicht nur die gesetzlichen Verschärfungen (Herabset-
zung der Geltung des Jugendgerichtsgesetzes auf das 18. Lebensjahr, Verschärfung 
im Bereich der unteren Suchtgiftmittelkriminalität), sondern auch organisatori-
sche Maßnahmen, wie die Zertrümmerung der Jugendgerichtsbarkeit in Wien, 
Graz und Linz und die starke Beschränkung der Ressourcen für Bewährungshilfe, 
Jugendgerichtshilfe und andere soziale Auffangnetze. Die schon erwähnten Vor-
schläge der parlamentarischen Expertenkommission und der Kriminalpolitischen 
Initiative, die in Fachkreisen weitgehend unbestritten sind, und vor allem Alterna-
tivmaßnahmen im Sanktionen-Bereich, wie sie sich international bereits bewährt 
haben und Änderungen bei der bedingten Entlassung vorsehen, würden nicht un-
wesentlich zur Reduzierung der international gesehen exorbitant hohen Haftzahlen 
beitragen. Es ist nicht einzusehen, warum in Österreich der globale Anteil beding-
ter Entlassungen bei einem starken West-Ost-Gefälle derzeit etwa nur mehr bei 
20% liegt, wenn etwa in der Schweiz in den letzten Jahren zwischen 80% und 90% 
der zu unbedingten Freiheitsstrafen verurteilten Straftäter bedingt entlassen wur-
den, in der Bundesrepublik Deutschland zuletzt mehr als 50%, ohne dass dies zu 
einer Verschlechterung der Kriminalitätssituation beigetragen hat. Selbstverständ-
lich erfordert eine verstärkte bedingte Entlassung auch eine intensivere Betreuung 
der bedingt Entlassenen, die im Zeitraum der Probezeit ja auch einer verstärkten 
Überwachung ihrer Lebensführung zugänglich sind. Doch wären die hiefür auf-
zuwendenden Kosten wesentlich geringer als die Kosten der Anhaltung so vieler 
Häftlinge in Strafhaft und die Folgekosten bei erst unbedingter Strafentlassung. 
Dass man aber nicht bereit war, Geld in soziale, die Kriminalität eindämmende 
Einrichtungen zu investieren, zeigt sich auch darin, dass trotz des exorbitanten An-
stiegs der Häftlingszahlen nicht annähernd ausreichendes Personal zur Verfügung 
gestellt wurde, um einen dem internationalen Standard entsprechenden sinnvollen 
Behandlungsvollzug zu gewährleisten. In den meisten österreichischen Anstalten 
kommen auf 100 bis 200 Häftlinge, wenn überhaupt, maximal eine Psychologin 
oder ein Psychologe und bestenfalls ein bis zwei SozialarbeiterInnen. Erst Bundes-
ministerin Karin Gastinger versuchte diesen Niedergang zu stoppen und mehr ge-
eignetes Personal für die Justizanstalten zu erwirken. Die kriminalpolitischen Initi-
ativen, die Justizministerin Maria Berger im ersten Jahr ihrer Amtszeit setzte, lassen 
hoffen,2 dass Österreich nicht nur wiederum an den internationalen Standard her-
angeführt wird, sondern darüber hinaus seinen unter Christian Broda errungenen 
Ruf, kriminalpolitischer Vorreiter zu sein, wieder erwirbt. 
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Das einzige, was Dieter Böhmdorfer zur »Bewältigung« der untragbaren Haftsi-
tuation einfiel, war der Bau eines Gefängnisses in Rumänien, um rumänische Staats-
angehörige dorthin abschieben zu können. Dazu bedarf es aber nicht des Baues ei-
nes Gefängnisses, da aufgrund internationaler Vereinbarungen die Übernahme des 
Strafvollzuges auch heute durchaus möglich ist. Es bedürfte nur eingehender zwi-
schenstaatlicher Konsultationen, um eine rasche Durchführung eines solchen Ver-
fahrens zu sichern. Und dass der Strafvollzug im eigenen Heimatstaat resozialisie-
rungsfreudiger ist als im Auslandsstaat, bedarf wohl keiner näheren Begründung. 
Auch hier hat Justizministerin Maria Berger vor allem durch die Ermöglichung des 
vorläufigen Absehens vom Strafvollzug wegen Aufenthaltsverbotes (§ 133a StVG) 
erfreuliche Initiativen entwickelt. Worin die Sinnhaftigkeit gelegen war, den Be-
dürfnissen des Strafvollzuges dadurch zu entsprechen, dass man neue Gefängnisse 
in Rumänien plant, gleichzeitig aber sinnvolle Einrichtungen des Strafvollzuges im 
Inland auflöst (wie etwa das Gefangenenhaus des Jugendgerichtshofes Wien oder 
die Außenstelle St.Georgen am Längsee) ist vernünftig nicht nachzuvollziehen.

Die Justizpolitik von Dieter Böhmdorfer war gekennzeichnet durch eine ganze 
Reihe von Maßnahmen, die eindeutig eine verstärkte Kriminalisierung junger 
Menschen zur Folge hatten. Er folgte damit voll der grundsätzlichen Linie der 
Bundesregierung, die trotz verbaler Bekenntnisse zur Familie viel dazu beitrug, 
dass sich die Lage der jungen Menschen in den letzten Jahren rapide verschlech-
terte. Der Bogen reicht dabei von der völlig verfehlten Schulpolitik, die die in der 
Zeit vor Elisabeth Gehrer so hoffnungsvoll begonnenen Maßnahmen zur Förde-
rung von Problemkindern durch Beistellung von Begleitlehrern, Psychagogen und 
anderen Förderungsmaßnahmen wieder zunichte machte. Was sich in den letz-
ten Pisa-Studien deutlich niederschlug, über die Reduzierung von Subventionen 
für die freien Träger der Jugend- und Familienarbeit bis hin zu der erschreckenden 
Tatsache, dass Österreich heute die größte Jugendarbeitslosigkeit der zweiten Re-
publik aufweist. Es ist geradezu ein Verbrechen, wenn der Staat nicht in der Lage 
ist, allen jungen Menschen zumindest die Chancen zu vermitteln, einen ordent-
lichen Schulabschluss zu erreichen und einen ihren Fähigkeiten und Wünschen 
entsprechenden Beruf zu erlernen und auch auszuüben. Auch hier hat die neue 
rot-schwarze Bundesregierung Initiativen ergriffen, die allerdings noch ausgebaut 
werden müssten. 

Dieter Böhmdorfers Beitrag zur verstärkten Kriminalisierung junger Menschen 
begann mit der Herabsetzung des Geltungsbereiches des Jugendgerichtsgesetzes 
vom 19. auf das 18. Lebensjahr. Während fast alle anderen europäischen Staaten 
in den letzten Jahren die Grenze der Jugendgerichtsbarkeit – unabhängig von der 
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jeweiligen Volljährigkeitsgrenze, die ja ausschließlich die zivilrechtliche Geschäfts- 
und Handlungsfähigkeit berührt, aber nur marginal mit der kriminalpolitisch 
wichtigen Frage im Zusammenhang steht, wie sinnvoll auf Straftaten junger, noch 
im Entwicklungsprozess stehender Menschen reagiert werden soll – heraufgesetzt 
haben und die Anwendung des Jugendstrafrechtes zumindest bis zum 21. Lebens-
jahr, manchmal auch darüber hinaus vorsehen, ging Österreich geradezu den um-
gekehrten Weg. Zwar wurde unter dem Etikett »junge Erwachsene« eine zweite Al-
tersgrenze mit Erreichung des 21. Lebensjahres eingeführt, tatsächlich sind aber die 
meisten sinnvollen Reaktionsmittel des Jugendgerichtsgesetzes, insbesondere die 
erweiterten Diversionsmöglichkeiten für diese Altergruppe, die das 18. Lebensjahr 
bereits vollendet hat, ausgeschlossen. § 36 StGB sieht nur eine Reduktion der Stra-
funtergrenzen (bei Beibehaltung der hohen Strafgrenzen für Erwachsene, auch für 
junge Erwachsene) vor und im Übrigen beschränken sich die Besonderheiten auf 
prozessuale Umstände. Während der ursprüngliche Entwurf des Kindschaftsrechts-
Änderungsgesetzes, den noch Bundesminister Nikolaus Michalek eingebracht hat, 
dem internationalen Trend Rechnung getragen hatte und trotz der Herabsetzung 
der Volljährigkeitsgrenze auf das 18. Lebensjahr die 19-Jahresgrenze des JGG bei-
behielt, änderte Dieter Böhmdorfer dies nicht ohne den geradezu zynisch anmu-
tenden Passus in den Erläuternden Bemerkungen der Regierungsvorlage, dass dies 
ca. 9 Millionen Schilling jährlich für die zu erwartende Vermehrung der Haft-
plätze kosten würde. Tatsächlich hat diese Verschärfung des Jugendgerichtsgeset-
zes nicht unwesentlich zu einer stärkeren Kriminalisierung der Jugend und vor al-
lem zu mehr Haften geführt.

Das nächste war eine Verschärfung des Suchtmittelgesetzes, auch und gerade im 
Bereich der Kriminalisierung von Personen, die lediglich geringe Mengen Sucht-
mittel zum eigenen Gebrauch erworben haben. In Verbindung mit der Reduzierung 
der Grenzmengen, die entgegen der überwiegenden Meinung der Sachverständi-
gen vorgenommen wurde, brachte auch dies eine zusätzliche Kriminalisierung jun-
ger Menschen. 

Ganz schwer traf die jungen Menschen im Großraum Wien aber die Zertrüm-
merung des Jugendgerichtshofes Wien: Am 1.1.2003 wurde der Jugendgerichtshof 
Wien vorläufig provisorisch in das Gebäude des Landesgerichtes für Strafsachen 
Wien transferiert und mit 30. Juni 2003 letztlich aufgelöst. Damit wurden fast 
100-jährige Bemühungen, die Jugendgerichtsbarkeit mit allen ihren Bezugsfeldern 
in Wien bei einem Gericht zu konzentrieren, mit einem Schlag zunichte gemacht.

Schon mit Verordnung des Justizministeriums vom 31.10.1908 wurde angeord-
net, dass in allen großen Ballungszentren der damaligen Monarchie die Jugend-
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strafsachen auf allen Gerichtsebenen in Verbindung mit den Pflegschaftssachen 
bei Erziehungsnotständen jeweils in einem Gericht zu konzentrieren seien. Auf der 
Grundlage dieser Verordnung wurde unmittelbar darauf für den Bereich von Wien 
eine Sonderabteilung für jugendliche Rechtsbrecher beim Bezirksgericht Wien – 
Josefstadt errichtet, dem das bereits vorher gegründete »Komitee für Jugendge-
richtshilfe« zur Seite stand. Gemeinsam mit der Spezialabteilung beim Landesge-
richt Wien wurde nun mit dem Aufbau einer zentralisierten Jugendgerichtsbarkeit 
begonnen. 

Wie wichtig früheren Gesetzgebern die Zentralisierung der Jugendgerichtsbar-
keit in Wien war, zeigt sich darin, dass zu den ersten Gesetzen, die die Provisorische 
Nationalversammlung des Staates Deutsch-Österreich nach Gründung der Repub-
lik erließ, die Gesetze vom 25. Jänner 1919 über die Errichtung eines Deutsch-Ös-
terreichischen Verfassungsgerichtshofes und über die Errichtung von Jugendgerich-
ten waren. In diesem zweiten Gesetz wurde der Staatssekretär für Justiz ermächtigt, 
Jugendgerichte zu errichten, in denen die Pflegschaftsgerichtsbarkeit über Min-
derjährige mit der Strafgerichtsbarkeit in Jugendsachen und einer speziellen Ju-
gendgerichtshilfe vereinigt werden sollte. Eine entsprechende Vollzugsanweisung 
erging für Wien bereits am 23.9.1920 und führte zu Errichtung des Jugendgerich-
tes Wien. Nach dem Inkrafttreten des Jugendgerichtsgesetzes 1928 übersiedelte 
dieses Jugendgericht, jetzt als »Jugendgerichtshof Wien« in das neu errichtete Ge-
bäude in Wien 3, Rüdengasse, in dem nunmehr die Strafgerichtsbarkeit auf allen 
Ebenen mit der Vormundschafts- und Pflegschaftsgerichtsbarkeit bei Erziehungs-
notständen vereinigt wurde. Um dies sinnvoll bewältigen zu können, wurden im 
selben Gebäude neben dem Gericht auch die Staatsanwaltschaft, die Jugendge-
richtshilfe mit einer entsprechenden Anzahl von Sozialarbeitern und Psychologen, 
Außenstellen der Polizeidirektion und des Jugendamtes (später auch der Bewäh-
rungshilfe) installiert. Unmittelbar angeschlossen war das Gefangenenhaus des Ju-
gendgerichtshofes mit einer entsprechenden Anzahl speziell ausgebildeter Justizwa-
chebeamter, Pädagogen und einer Sicherung durch Sozialarbeiter, psychologischer 
und psychiatrischer Betreuung.

Sukzessive wurde die Jugendgerichtsbarkeit – die auch in der Zeit des NS-Re-
gimes nicht außer Kraft gesetzt worden war – ausgebaut und führte schließlich 
zu einer international anerkannten Einrichtung. Zuletzt waren im Jugendgerichts-
hof Wien sechzehn Richter, sechs Staatsanwälte, zehn Sozialarbeiter, vier Psycho-
loginnen, ein Konsiliarpsychiater, drei Pädagogen und ca. 40 speziell ausgebildete 
Justizwachebeamte zuständig, um gemeinsam mit dem ins Nebengebäude des Ju-
gendgerichtshofes übersiedelten Jugendamt der Stadt Wien zu versuchen, mit den 
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Problemen der Jugendgerichtsbarkeit im großstädtischen Bereich fertig zu werden. 
Dies ist bis dahin auch sehr gut gelungen, was die international anerkannt gerin-
gen Kriminalitäts- und Haftzahlen bis 1999 auch beweisen.

Das Funktionieren einer speziellen Jugendgerichtsbarkeit, die sich bemühte, mit 
den sehr flexiblen Möglichkeiten der Jugendgerichtsgesetze, zuletzt des wirklich her-
vorragenden, gerade von der Praxis erarbeiteten Jugendgerichtsgesetzes 1988, nicht 
sofort mit dem scharfen Schwert des Strafrechtes, sondern mit gezielten sozialpäd-
agogischen Maßnahmen vorzugehen, war dem neuen Justizminister Dieter Böhm-
dorfer und seiner Crew ein Dorn im Auge. Es begann sukzessive eine Aushöhlung 
des Jugendgerichtshofes durch Reduzierung des Betreuungspersonals im Gefange-
nenhaus und des richterlichen und nichtrichterlichen Personals, durch eine Redu-
zierung der Mittel, die für sozialpädagogische Maßnahmen zur Verfügung standen 
und letztlich wurde das System überhaupt zerbrochen und die bisherigen Kompe-
tenzen des Jugendgerichtshofes wurden auf vierzehn Gerichte (das Landesgericht 
für Strafsachen Wien, das Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien und vierzehn 
Wiener Bezirksgerichte ) aufgeteilt. Gleichzeitig wurden die jugendlichen Häft-
linge, denen in den Zeiten vor Böhmdorfer in der Justizanstalt Wien Erdberg sechs 
Werkstätten, drei Schulklassen und ein sehr aufgefächertes Sport- und Freizeitan-
gebot zur Verfügung standen, in die Räumlichkeiten der Justizanstalt Josefstadt 
überstellt, wo sie nunmehr mit 1200 anderen Häftlingen gemeinsam auf engstem 
Raum eingepfercht nur einen Bruchteil der Betreuungsmöglichkeiten haben, die 
sie noch in der Rüdengasse hatten, obwohl der Anstaltsleiter der Justizanstalt Jo-
sefstadt und sein Personal wirklich überaus bemüht sind, wenigstens einen mini-
malen Standard zu gewährleisten. Ein klein wenig dessen, was sich in dieser Jugen-
dabteilung abspielt, trat auch an die Öffentlichkeit und hat letztlich auch zu sehr 
kritischen Bemerkungen in einem Bericht des Europäischen Komitees zur Verhü-
tung von Folter und unmenschlicher oder entwürdigender Behandlung oder Strafe 
(CPT) – nach dem Besuch des Komitees in Österreich im April 2004 – geführt. 
Auch in einem neuerlichen Bericht des CPT von 2005 wird die Unterbringung der 
Jugendlichen in der Justizanstalt Wien-Josefstadt kritisiert und es wird insbeson-
dere gefordert, Schritte zu unternehmen, um die Versorgung der Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen mit Essen in der Justizanstalt Wien-Josefstadt zu verbessern, 
vermehrte Möglichkeiten für Aktivitäten außerhalb der Zelle zu schaffen, zu ge-
währleisten, dass alle in dieser Justizanstalt aufhältigen Jugendlichen in den Genuss 
ihres Anspruches auf zwei Stunden Aufenthalt im Freien pro Tag kommen. Ebenso 
wird gefordert, einen voll qualifizierten Facharzt in Kinder- und Jugendpsychiat-
rie anzustellen, damit sich dieser um die spezifischen Probleme der jugendlichen 
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Häftlinge kümmert und zu gewährleisten, dass medizinische Forschungen mit ju-
gendlichen Häftlingen vorschriftsgemäß, den internationalen Standards entspre-
chend, was Information und die Zustimmung der Teilnehmer an der Forschung 
anbelangt, ausgeführt werden. Endlich verlangt auch der Menschenrechtskommis-
sar Thomas Hammarberg in seinem Bericht über seinen Besuch in Österreich im 
Mai 2007 ausdrücklich, unter Berufung auf die entsprechende Entschließung des 
Ministerkomitees, die Schaffung eines Jugendgerichtes. 

Dass die Zerstörung der so erfolgreichen Wiener Jugendjustizanstalt Wien-Erd-
berg (des Gefangenenhauses des Jugendgerichtshofes Wien) geradezu die Keimzelle 
für spätere Kriminalität legt, leuchtet auch Laien ein. Nicht ganz so augenfällig ist 
die Zertrümmerung der zentralen Pflegschaftsgerichtsbarkeit bei Erziehungsnot-
ständen. Gerade in den Fällen, in denen die persönliche Entwicklung eines jun-
gen Menschen gefährdet ist, ist es besonders notwendig, ein entsprechendes Auf-
fangnetz zu bilden. Durch die Konzentration aller dieser Pflegschaftsfälle bei einem 
Gericht in Wien, dem auch eine entsprechende Anzahl von Sozialarbeitern, Päd-
agogen, Psychologen und Jugendpsychiatern zur Seite stand und das in unmittel-
barem Kontakt mit den Jugendwohlfahrtsbehörden und den anderen Stellen der 
Jugendarbeit war, konnte in den letzten Jahren des ausgehenden Jahrhunderts ver-
sucht werden, mit den Problemen gefährdeter Jugendlicher einigermaßen fertig zu 
werden und zu verhindern, dass sie auf die kriminelle Bahn gerieten. Besonders 
wichtig war der unmittelbare räumliche Kontakt zwischen den Jugendstraf- und 
Pflegschaftsrichtern und den Sozialarbeitern und Psychologen der Jugendgerichts-
hilfe. Durch die Aufsplitterung dieser Kompetenzen auf zwölf Wiener Bezirksge-
richte und die Zentralisierung der Jugendgerichtshilfe in der Justizanstalt Josefstadt 
wurde diese gute Kommunikation wesentlich gestört. Die Auswirkungen dieser 
katastrophalen Zertrümmerung des Jugendgerichtshofes Wien für unsere Jugend 
wird man wahrscheinlich erst viel später messen können. Die Erfahrungen, die 
man bei einer ähnlichen Sozial- und Justizpolitik in England während der 80er 
Jahre gemacht hat, lassen Schlimmes befürchten. So haben Untersuchungen ge-
zeigt, dass diese Justizpolitik der Thatcher-Ära, verbunden mit einer Sozialpolitik, 
die die sozialen Ungleichheiten wesentlich verstärkte und einen großen Bereich 
»relativer Armut« schuf, nicht nur eine erhebliche Verschlechterung des Gesund-
heitszustandes der jungen Menschen mit sich brachte, sondern auch eine starke 
Zunahme von Gewaltkriminalität, Drogendelikten und psychischen Störungen. 
Deutlich nahmen auch die Schulleistungen ab und zwar erkennbar bei den Lese-
leistungen der Schüler und den Leistungen in Mathematik. Eine Parallele zu den 
Ergebnissen der »Pisa-Studien« drängt sich geradezu auf. 
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In logischem Zusammenhang mit der Zertrümmerung des Jugendgerichtsho-
fes Wien wurde auch die zentrale Jugendgerichtsbarkeit in Linz und Graz zerstört. 
Diese bestand zwar nur auf bezirksgerichtlicher Ebene, hat sich aber aus den glei-
chen Gründen wie im Jugendgerichtshof Wien, insbesondere durch den Einsatz 
spezialisierter Richter und die Konzentration der Pflegschaftsgerichtsbarkeit bei 
Erziehungsnotständen sehr bewährt.

Kennzeichnend für das mangelnde Verständnis für soziale Aspekte im Bereich 
der Justiz war auch, dass in der Ära Böhmdorfer neben der Zerschlagung der Ju-
gendgerichtsbarkeit und der Beschränkung der Wiener Jugendgerichtshilfe auch 
die Ressourcen der Bewährungshilfe ganz wesentlich reduziert wurden. Beson-
ders negativ auf die Haftzahlenentwicklung hat sich auch die starke Reduzierung 
des nicht unmittelbar mit der Bewachung befassten Personals der Justizanstalten 
ausgewirkt.

Die NachfolgerInnen von Dieter Böhmdorfer hatten also vor allem einmal den 
Versuch zu unternehmen, die starken Beschädigungen, die in der schwarz-blauen 
Ära eingetreten waren, einigermaßen zu beseitigen, was im Hinblick auf die be-
schränkten wirtschaftlichen Ressourcen natürlich nicht leicht war. 

Wie stark Justiz und Kriminalpolitik nicht nur von den gesellschaftspolitischen 
Prägungen der jeweils herrschenden politischen Parteien bestimmt werden, son-
dern auch nicht zuletzt die Handschrift des jeweiligen Ressortchefs tragen, kann 
man an der »Wende« erkennen, die durch den Antritt von Mag. Karin Gastinger – 
damals noch Miklautsch – mit Juni 2004 eingetreten ist. Plötzlich regte sich wieder 
einiges im Justizressort und es kam zu fruchtbaren Diskussionen über Verbesserun-
gen im Bereich des Strafvollzugs (insbesondere den Versuch, die in der Ära Böhm-
dorfer ganz massiv reduzierte Zahl von Sozialarbeitern, Psychologen etc wieder an-
zuheben) und zur effektiven Realisierung der durch das Strafprozessreformgesetz 
2004 für Anfang 2008 vorgesehenen Stärkung der Opferrechte. Das Strafprozess-
reformgesetz 2004 war eines der großen Gesetzeswerke der Ära Böhmdorfer, wobei 
allerdings sein persönliches Interesse an den Inhalten dieser Reform nicht sehr auf-
fällig war. Im Wesentlichen ist sie auf die engagierte Arbeit eines Teams von Prakti-
kern (Werner Pleischl, Christian Pilnacek und Eva Fuchs) und intensive Beratun-
gen im Unterausschuss des Justizausschusses zurückzuführen. Da Karin Gastinger 
nur ganz kurze Zeit das Justizressort führte, konnten eine Reihe von Vorhaben 
nicht verwirklicht werden, es soll aber fairerweise angemerkt werden, dass Ma-
ria Berger mit ihrem wirklich bewundernswerten Reformschub gut auf den Vorar-
beiten aus der Ära Gastinger aufbauen konnte. Das erste Jahr der Ära Maria Ber-
ger brachte vor allem durch die Einführung des »Haftentlastungspaketes«, aber 
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auch durch eine Vielzahl anderer Regelungen im Bereich der Justiz endlich wie-
der den nötigen Reformschub, vor allem auch geprägt durch eine zutiefst humane 
Grundeinstellung.

Auch nach einem Jahr war der Elan von Maria Berger nicht erlahmt. Ihre en-
gagierten Bemühungen galten unter anderen einer Harmonisierung des Strafvoll-
zuges, der Entwicklung von vernünftigen, der sozialen Eingliederung straffällig 
gewordener Personen dienenden neuen Projekten, insbesondere im Bereich des ge-
lockerten Entlassungsvollzuges. Aber auch der Behebung von Rückständen im fa-
milienrechtlichen Bereich durch Regelung der Rechtsstellung von Patchwork-Fa-
milien oder von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften sowie der Beschleunigung 
zivilrechtlicher Entscheidungen.

Es ist im Interesse Österreichs zu hoffen, dass diese Bemühungen unter der 
neuen Justizministerin fortgesetzt werden. 

Anmerkungen

1 Große Teile des vorliegenden Beitrags sind dem Buch »Dimmel, Nikolaus/Schmee Jo-
sef – Politische Kultur in Österreich 2000-2005« (Wien, Promedia-Verlag 2005) ent-
nommen. Ich danke dem Promedia-Verlag für die Abdrucksgenehmigung. 

2 Die Situation hat sich mittlerweile verändert, Maria Berger ist nach der vorzei-
tigen Nationalratswahl 2008 aus dem Justizministerium ausgeschieden. Sie wird 
künftig Österreich als Richterin am Europäischen Gerichtshof vertreten. 



Hellers Mantel
Isolde Charim

Am Anfang des politischen Jahres 2000 stand ein Gefühl: Wut. Wut über den Auf-
stieg der FPÖ, Wut auf das Bündnis mit ihnen. 
Zu der Wut kam noch etwas hinzu, von dem man nicht genau sagen konnte, ob 
es eher ein Gefühl oder eine Erfahrung war: Die Vorstellung einer völligen gesell-
schaftlichen Spaltung. Natürlich gab es immer schon FPÖ-Sympathisanten. Ir-
gendwo mussten die Wähler ja herkommen. Aber mit der Realisierung als Regie-
rungspartei, mit dem Griff nach der Macht veränderte sich etwas nachhaltig. Von 
einem Tag auf den anderen schien sich ein unüberbrückbarer Graben zu öffnen. Es 
gab nur noch jene, die diese Koalition guthießen oder auch nur akzeptierten – was 
in dieser Situation auf das Selbe hinauslief – und jene, die sie absolut ablehnten. 
Es schien als sei der Gesellschaftsvertrag gekündigt. Jener Gesellschaftsvertrag, der 
eine Übereinkunft über die Rahmenbedingungen bedeutet, innerhalb derer man 
Konflikte austragen konnte. Es schien als sei der Boden für solch eine formale ge-
sellschaftliche Gemeinsamkeit verloren.
Und beide Momente, die Wut und die gesellschaftliche Spaltung, mündeten am 
selben Ort: im Republikanischen Club.

Es war Peter Sloterdijk, der die Emotion als politische Ressource erster Ordnung 
rehabilitiert hat. Er hat den Zorn, die »thymotische Energie«, wie er es nennt, als 
Rohstoff des Politischen ausgewiesen. Es ist dies ein äußerst ambivalenter Affekt, 
der vor allem als rein negative, gefährliche Gefühlsregung wahrgenommen wird. 
Sloterdijk unternimmt es, dem Zorn – verstanden als Beherztheit, mit den dazu-
gehörigen Konnotationen von Stolz, Mut, Ehre – seinen produktiven Aspekt zu-
rückzuerstatten. Er macht diesen zur primären Ressource des Politischen als Ein-
spruch, als Dissidenz. 

Aber dieses Rohmaterial müsse in einem genuin politischen Prozess verarbeitet 
werden. Die Wut des Einzelnen könne nur dann zu einer politischen Kraft wer-
den, wenn sie bewirtschaftet wird. Die individuellen Zornregungen müssen akku-
muliert und transformiert werden. Dazu dienen, so Sloterdijks wunderbare Wort-
schöpfung, die Zornbanken.

Hinter dieser Metapher steht zunächst die Überzeugung, dass Banken nicht nur 
Geldgeschäfte tätigen, sondern sich der Verwertung aller Arten von Dingen oder 
Werten widmen können. Auch Emotionen können gesammelt und investiert wer-
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den. In solchen Zornbanken deponiert man Empörungen, Leidenserinnerungen 
und Zornimpulse. Hier werden sie zu »einer aktiven Wert- und Energiemasse kom-
primiert«. Das Zornvermögen des Einzelnen, das für sich genommen nur intim 
und ohnmächtig ist, kann hier deponiert werden. Die Parteien fungieren insofern 
wie eine Bank als sie nicht nur Sammelstellen privater Regungen wären, sondern 
auch Verwertungsagenturen, die die Einlagen aus Emotion in öffentlich-politische 
Programme und Aktionen transformieren. Sie erwirtschaften aus intimen Regun-
gen »thymotische« Gewinne. Die Zornbank verwandelt den Zorn: Aus einer »psy-
cho-politischen« Regung wird er zu einem Verwertung fordernden Kapital. Dem 
unterliegt die Überzeugung, dass die Dissidenzimpulse in den Händen ihrer ver-
einzelten Besitzer wirkungslos bleiben bis sie aufgegriffen und gesammelt zum Be-
triebskapital einer »zornbasierten Oppositionspolitik« werden. 

Es gibt zwar, so Sloterdijk, eine lange Reihe solcher »Zornkörperbildungen« – »in 
Gestalt von Geheimbünden, terroristischen Orden, revolutionären Zellen, natio-
nalen und supranationalen Vereinigungen, Arbeiterparteien, Gewerkschaften aller 
Schattierungen, Hilfsorganisationen, künstlerische Assoziationen«. Aber die klassi-
sche Zornbanken sind natürlich die großen Parteien der Unbedingtheit – linke und 
rechte – gewesen. Diese haben mit den Affekten der Anderen gewirtschaftet. Sie 
haben ihre Klienten von der »Verlegenheit der Eigeninitiative« entlastet und ihnen 
auch noch Gewinne in Aussicht gestellt. Nun haben sich diese Parteien aber histo-
risch einer »massiven Veruntreuung des ihnen anvertrauten Zornkapitals« schuldig 
gemacht, wie Sloterdijk dies in konsequenter Metaphernarbeit bezeichnet. Sie ha-
ben ihre Monopolstellung als Zornbanken verspielt. Sloterdijk folgert daraus die 
Nicht-Sammelbarkeit aktueller Zorn- und Dissidenzquanten.

Tatsächlich muss man hier differenzieren. Der lange Abschied von den großen 
Zornbankhäusern – so wie der Abschied von den »großen Erzählungen« – bedeu-
tet noch lange nicht das Ende aller politischen Sammlungsmedien. Denn genau als 
ein solches, als eine Zornsammelstelle, hat etwa der Republikanische Club in den 
Jahren der schwarz-blauen Koalition funktioniert. Anders gesagt: Es gibt sie noch, 
die Zornbanken – wenn auch in veränderten Filialen. 

Die großen Zornagenturen waren durch fixe Hierarchien, ritualisierte Abläufe, 
ausformulierte Programme bestimmt. Das heißt, durch ein ausgeklügeltes Setting, 
das die Verwertung und Vermehrung der politischen Affekte durch die Abkoppe-
lung der Emotion vom Einzelnen erzielte, die in die Institution eingespeist wurden. 
Der Republikanische Club hingegen ist eine »Zornkörperbildung« eigener Art.

Zunächst ist er nur in sehr geringem Maße eine Institution im gängigen Ver-
ständnis. Er ist vor allem und in erster Linie – ein leerer Raum. Man darf des-
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sen Nutzen für den politischen Aktivismus keinesfalls unterschätzen. Ein leerer 
Raum ist vielmehr von ungeheurem Wert – bietet er doch die Möglichkeit, ihn zu 
füllen.

Das heißt also, man wird hier nicht zum Klienten, man wird hier nicht von der 
»Verlegenheit der Eigeninitiative« entlastet. Aber man hat die Möglichkeit, seinen 
Zorn selbst umzuwandeln in Aktivität, ihm politische Gestalt zu geben – vom Auf-
ruf, zum Manifest bis hin zur Großdemonstration. 

Dazu muss man eines korrigieren: Natürlich ist der Republikanische Club nicht 
nur ein leerer Raum. Natürlich trifft man hier auf Rudimente einer Institution: 
Ein Büro, eine funktionstüchtige Organisation, einen Erfahrungsschatz an gehor-
teten, aufbewahrten, archivierten Zornregungen aus früheren Anlässen, ein My-
thos der Gründungsgeschichte, der sich im Relikt von Hrdlickas Holzpferd an-
schaulich materialisiert und vor allem Menschen, die inhaltlich, organisatorisch 
und politisch kompetent sind – oft in Personalunion. Diese Kompetenz ermög-
licht es auch, dass er sich in den letzten Jahren »nebenbei« zu einem bedeutenden 
und erfolgreichen Diskussionsforum entwickelt hat. Und trotzdem ist der Repub-
likanische Club vor allem ein leerer Raum.

Um dies als Qualität zu verstehen, muss man sich vor Augen halten, dass jede 
Zeit ihre Art der Zornbank hat. Eine Zeit, in der Großparteien oder große Ver-
bände vorherrschend sind, ist eine andere als eine Zeit der Clubs. Was aber ist das 
Spezifische eines solchen Clubs? Was entspricht daran seiner Zeit? Die »private« 
Bewirtschaftung der Zornaffekte? Jeder wird zum politischen Unternehmer seiner 
thymotischen Regungen, jeder seine eigene Zorn-Ich-AG?

In der klassischen Zornbank, der Großpartei, wird die Institution zu etwas 
Übergeordnetem. Differenzen hatten sich diesem zu fügen. Es handelte sich also 
um eine homogenisierte und homogenisierende Institution, in der die Emotion des 
Einzelnen sich nur unter großer Abstraktion realisieren konnte. Der Club hinge-
gen ist das Gegenteil einer homogenen Institution – mit allen Vor- und Nachtei-
len, die das bedeutet. 

Hier, im leeren Raum, treffen Leute unterschiedlichster Provenienz aufeinander. 
Das Schlagwort vom Treffen Gleichgesinnter verdeckt, wie disparat Gleichgesinnte 
sein können. Man muss eher sagen, hier treffen Leute verschiedenster Art dann 
aufeinander, wenn sie vor allem eines gemeinsam haben: Denselben Zorn. Darüber 
hinaus können sie gänzlich anderer Meinung sein. Da können nicht nur Treffen zu 
inhaltlichen, sondern auch zu operativen Fragen durchaus zu qualvollen Übungen 
werden. Entscheidend aber ist, was aus dem Club, was aus dem leeren Raum in sol-
chen politischen Momenten wird.
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Was wird in solchen Momenten – wie etwa den Zeiten vor einer Großdemons-
tration – aus dem Club? Er wird zum Ort der Organisation. Er wird zum Ort, 
wo man Differenzen aushalten muss. Aber vor allem wird er zum Ort des Zusam-
mentreffens von Zornenergien. Anders gesagt: Der Republikanische Club ist keine 
Zornbank, wohl aber eine Zornsammelstelle. Er betreibt nicht die Verwertung der 
Affekte, wohl aber deren Bündelung. In solchen Momenten erhalten die Emotio-
nen hier eine Ausrichtung auf ein Ziel.

Als solche, als Zornsammelstelle, erfährt der leere Raum in der Rockhgasse eine 
eminente Veränderung: Er wird aufgeladen. Man könnte sagen: Außerhalb der po-
litischen Momente existiert die Zornsammelstelle nur partiell – eher als eine Mög-
lichkeit. Da ist sie eben nur ein leerer Raum mit einem zerschlissenen alten Sofa 
und ein paar Stühlen. In politisch akuten Zeiten jedoch erfährt dieser Raum eine 
Aufladung mit Zornenergien, die diesen etwas schäbigen Raum in einen bedeutsa-
men, zentralen Ort des politischen Geschehens verwandeln, der die unterschied-
lichsten Leute anzieht. Es ist also eine extreme Spanne, die den Republikanischen 
Club bestimmt, eine Spanne, die sich in den wunderbarsten Bildern eröffnet: Wäh-
rend eines Treffens zur Besprechung der Rednerliste auf einer Großdemonstration 
kam auch André Heller. Er warf seinen Mantel achtlos aber mit Grandezza auf die 
alte Bank – die alte Bank, die früher Bruno Kreisky gehörte. Da lag nun das ele-
gante Stück, das feine Tuch auf dem abgewetzten Sofa – und verwandelte dieses zu 
einer Zornbank eigener Art.



Antirassismus und Antifaschismus 
Von innersubjektiver Ablehnung hin zum gesellschaftlichen  
Ausschluss der Anderen
Di-Tutu Bukasa

Rassismus oder Antisemitismus sind oft Ausdruck eines vermeintlichen Selbst-
schutzmechanismus, was anthropologisch vollziehbar sein mag, aber nicht Jeder-
manns Sache ist. Diese Haltung ist in Österreich allgemein weit verbreitet. So ver-
körpert z.B. Martin Graf (FPÖ), 3. Nationalratspräsident, die Kohabitation von 
Demokrat und Rassist bzw. Antisemit, angeblich zum Schutz der »Österreicher«. 
Dies erklärt auch, warum ImmigrantInnen zumeist der Überzeugung sind, dass sie 
in diesem Land nur negativ geduldet sind. Die Frage ist, woher diese negative Hal-
tung gegenüber jenen Mitbürgern aus Afrika, gegenüber Asiaten, Muslimen oder 
Juden stammt, die mit einer dauerhaften Indifferenz gegenüber den Talenten die-
ser Menschen verbunden ist. Wenn sich die innersubjektive Ablehnung nach au-
ßen kehrt und sich im Sinne von Indifferenz und Ausschluss äußert – wie die Luft, 
die man zum Atmen braucht –, dann handelt es sich um gesellschaftlichen und in-
stitutionellen Rassismus und/oder Antisemitismus. Wir müssen uns vor der Grau-
samkeit in uns selbst schützen, sagte der US Präsident Barack Obama bei seinem Be-
such des KZs Buchenwald am 5.6.2009.

Die mit der aktuellen Krise verbundenen Konsequenzen, etwa die steigende Ar-
beitslosigkeit, liefern nicht nur ein gefundenes Fressen für die faschistoide Denklo-
gik und ihre Umsetzung im Rassismuskurs eines Landes. Vielmehr bietet sie auch 
für Politiker wie H.C. Strache (FPÖ) bzw. Stadler (BZÖ) die Möglichkeit, durch 
das Versagen der Regierungsparteien faschistoide schmackhafte Kritik an der EU-
Struktur (global) zu üben, um lokal in Österreich (rassistisch) Einfluss zu gewin-
nen. Der Unterschied zwischen Antifaschismus- und Antirassismustätigkeit liegt 
in dem Stil, wie man auf Ebene des Staates die Realpolitik navigiert, d.h. in der 
Art, wie ein Politiker bzw. ein Land durch sein politisches Design im Kontext 
der Achse lokal-global damit umgeht. Hier sollten die Ressourcen der Zivilgesell-
schaft in Mitentscheidungsmechanismen einbezogen werden. Um eine zielorien-
tierte Sicherheits- und Sachpolitik zu verfolgen, müssen die »Fremden« (Anderen) 
à la Innenministerin Fekter wirtschaftlich und sozial einbüßen. So werden z.B. im 
Rahmen des Fremdenrechts Maßnahmen getroffen und Gesetze erlassen, die zy-
nischerweise die jungen Leute zu illegalen Handlungen treiben. Sie werden letzt-
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endlich mit der Identität »Illegale« abgestempelt, die sie selbst schließlich auch 
verinnerlichen und danach zu leben beginnen. Angesichts der steigenden Arbeits-
losigkeit stellt eine nationale protektionistische Politik, die auf Diskriminierung 
und Kriminalisierung der »Fremden« zielt, um damit den Bürger zu schützen, eine 
Analogie zum Faschismus und Rassismus dar. Das sind die Konsequenzen der wirt-
schaftlichen Rationalität. Im globalen wirtschaftlichen Kontext beuten die Länder 
der nördlichen Hemisphäre, d.h. auch die der EU bis heute jene der südlichen He-
misphäre schamlos faschistoid aus. Unter Berücksichtigung der Ausführungen be-
deuten Antifaschismus und/oder Antirassismus demnach alle Strategien und Tätig-
keiten, die gegen die neoliberale Agenda zweckmäßig sind. 

Welche Alternative hat man: Während die Akteure der Staatlichkeit im Kon-
text einer neuen Weltordnung auf dem letzten G20-Gipfel begonnen haben, das 
Universum des Kapitalismus zu zivilisieren bzw. zu zähmen, wäre die Gelegen-
heit für die Zivilgesellschaft gekommen, Mechanismen der Partizipation von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen – als eine zentrale Bedingung für die Demo-
kratisierung internationalen Regierens – auf breiter Basis einzufordern. anstatt nur 
zu protestieren und monotheistisch den Finger auf den »ewigen Satan«, den Staat 
zu richten. Antifaschismus- und Antirassismustätigkeit ist auch eine Diskursthe-
orie transnationaler Gleichheit und Gerechtigkeit. Dabei geht es politisch in die-
sen beiden Gegenstandsbereichen nicht nur um eine transnationale institutionelle 
Grundstruktur, sondern vor allem zunächst um die Veränderung des bisherigen 
Gleichheits- und Gerechtigkeitsgrundsatzes in Richtung eines Weltgleichheits- 
und -gerechtigkeitssinns, um von dort aus die distributiven Gesichtspunkte trans-
nationaler Gleichheit und Gerechtigkeit erst richtig in den Blick zu bekommen. 
Dies wäre eine Voraussetzung, um die Grundfragen eines normativen, insbeson-
dere eines relativ gleichen und gerechten politischen Zusammenlebens im Kontext 
einer »Weltinnenpolitik« ohne Weltregierung kompetent behandeln zu können. 
Dafür wäre die Entwicklung der Beziehungen zwischen internationalen Organisa-
tionen und der transnationalen Zivilgesellschaft erforderlich.



Die Wächterin vor dem Wiener Burgtheater – Ein Erlebnisbericht
Eva Dité 

Ich kann mir bis heute ein diebisches Lächeln nicht verkneifen wenn ich an ihr vo-
rüber gehe. Manchmal halte ich kurz inne und gedenke, trotz der damaligen düs-
teren politischen Ereignisse in Österreich oder gerade deshalb, heiteren Gemüts an 
jene wundersamen sonnigen Märztage im Jahre 2000 in Wien.

7. März. Auch sie wolle ein Zeichen setzen, als Reaktion auf die Angelobung 
der schwarz-blauen Regierung in diesem Lande, erzählt mir die Bildhauerin Ulrike 
Truger am Telefon. Und raumstrategisch vor dem Burgtheater. Mit Blick zum Par-
lament und Rathaus. Im Rücken das Bundeskanzleramt und die Hofburg. Samt 
Heldenplatz. Ja, da möchte sie sie stehen sehen. Ihre drei Meter hohe, fünf Tonnen 
schwere, aus Carrara/Stutuario-Marmor gemeißelte Skulptur, die Wächterin. Stel-
lung beziehen, im aktuellen politischen Geschehen. 

Noch ziemlich aufgeladen von einer Großdemonstration in Klagenfurt, wo ich 
mitorganisiert und co-moderiert habe, zurück in Wien, erfreuen mich jedwede 
weitere Widerstands-Aktivitäten. Bin ganz Ohr. Der Termin zur Einholung der 
Genehmigung zur Aufstellung der Statue durch die vielen verschiedenen für den 
öffentlichen Raum zuständigen Magistratsbeamten ist bereits morgen. 12:30 Uhr. 
Vor dem Burgtheater. Ich komme ebenfalls hinzu. Zur moralischen Stärkung der 
Bildhauerin. Und so kann ich wahrheitsgetreu berichten.

Der 8.März 2000 zur Mittagszeit ist ein sonniger, jedoch kühler und sehr win-
diger Tag. 

Ich komme, wie noch nicht erwähnt mit zehnminütiger Verspätung, zum ver-
einbarten Ort. Der Anblick einer Gruppe von Männern, die ich zunächst nur von 
hinten zu sehen bekomme, erheitert mich seltsam. Die Körpersprache verrät, dass 
sie vehement auf jemanden einreden und ich vermute folgerichtig die Freundin 
Ulli Truger hinter dem erregt-bewegten Beamtenparavent. Ich erahne bereits von 
weitem was mir schon bald der Wind in baritonalen Wortfetzen zutragen sollte: 
»das geht unmöglich, auf gar keinen Fall, schlagen Sie sich das aus dem Kopf, ganz und 
gar unmöglich …« 

Klingt ja ziemlich vielversprechend denke ich, als ich auch schon durch Ellbo-
gen und Aktentaschen die Bildhauerin erspähe. Mit einem gequälten Lächeln be-
grüßt sie mich. Es scheint als wären alle ihre Vorbereitungen umsonst gewesen. Der 
Tieflader ist bereits für morgen bestellt … 
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Da passiert etwas sehr merkwürdiges mit mir. Je mehr die Beamten ihre Ableh-
nung zur Aufstellung der Skulptur äußern und Urike Truger in die Enge treiben, 
umso öfter höre ich mich mit unerklärlicher Gewissheit das Gegenteil davon zu be-
haupten. Lapidare Sätze wie »Verlassen Sie sich darauf, die Wächterin steht mor-
gen an ihrem Platz« oder »Sie können sicher sein, dass die Skulptur morgen hier auf 
diesem Rasen stehen wird«. Felsenfest, wie in Stein gehauen [!] kommen mir diese 
Worte von den Lippen. Die Beamtenschaft, so werde ich das Gefühl nicht los, be-
trachtet mich ihrerseits mit Ratlosigkeit. Hält mich zweifellos für eine Spinnerin. 
Ebenso, habe ich den Eindruck, denkt sie über die Bildhauerin. Zwei spinnende 
Frauen. Lass’ma’ sie weiter spinnen. Gemma. Mögen sie sich wohl gedacht haben, 
die Herren Beamten, und räumen das Feld. In der ersten Enttäuschung will Ulrike 
Truger in ihr Atelier zurück fahren. Sie friert. Muss der Transportfirma absagen, al-
les rückgängig machen. 

Doch Eva Dité ist an ihrer Seite und will das eben Erlebte so gar nicht zur 
Kenntnis nehmen. Prinzipiell. Erst recht nicht an einem 8.März. »Wann, wenn 
nicht jetzt / Wer, wenn nicht wir?!« 

Ein kurzes Ohnmachtsgefühl, starrt sie eine Weile ins Leere. Fern von Stra-
ßen-, Touristen-, Fiakergetümmel. Himmelwärts. Da unversehens entspannt sich 
ihr durch Weitsichtigkeit geschärftes Auge beim Anblick des Standartenträgers. 
Hoch oben auf dem Rathausturm. »Vom Volk auch liebevoll Rathausmann ge-
nannt.« Einfach die Straße überqueren, den Karl-Lueger-Ring. Rein ins Büro des 
Bürgermeisters. Komm Ulli. 

Die beiden jungen Büro-Mitarbeiterinnen sind sichtlich nervös. Wir beteuern, 
uns nicht von der Stelle zu bewegen, bis wir unseren Landesvater in jener Sache ge-
sprochen haben.

Die Sonne brennt durch die Fensterscheiben. Kurz wieder das Gefühl, als leicht 
irr eingestuft zu werden. Wir werden freundlich mit Mineralwasser versorgt. Im 
Nebenzimmer wird heftig telefoniert. Dann. »Der Herr Bürgermeister ist nicht 
da, kommt heute höchstwahrscheinlich nicht mehr.« »Macht nichts, wir warten.« 
»Vielleicht kann Ihnen Herr Sowieso, sein Sekretär …?« »Nein danke, wir warten 
auf unseren Bürgermeister.« »Ja aber …« »Erinnern Sie ihn bitte, dass heute der In-
ternationale Frauentag ist, er möge doch an diesem Tag mal ein offenes Ohr für 
zwei seiner Bürgerinnen haben« höre ich mich noch erklären. Da hat Ulli Truger 
eine andere Idee. Also ändern wir unseren Plan, versprechen jedoch später wieder 
zu kommen. 

 Wir gehen ins nahegelegene Kulturamt. Dort kennt man zum Glück die Bild-
hauerin Ulrike Truger. Der für die bildende Kunst zuständige Beamte ist außeror-
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dentlich nett. Es wird bloß die längste Zeit aneinander vorbei geredet. Der Irrtum. 
Es wird vermutet, Frau Truger sei wegen einer ihrer anderen Skulpturen, der Kai-
serin Elisabeth, gekommen. Für diese gehen bereits mühevolle Verhandlungen mit 
der Gemeinde Wien voraus. Damit das Kunstwerk auch angekauft und in den öf-
fentlichen Raum gestellt werden kann. Unnötig zu erwähnen, dass es sich dabei 
um keine übliche in den Stein gemeißelte Sissy handelt. Heute, 2008, hat Elisa-
beth, die Kaiserin von Truger längst ihren Platz hier in Wien. Im Lainzer Tiergar-
ten. Obwohl sie 2001 mitten im Vierten, zentral am Karlsplatz feierlich aufgestellt 
wurde. Offiziell. Mit Kulturstadtrat und Bezirksvorsteherin. Das weiß ich genau. 
Habe selbst zur Feier des Anlasses höchstpersönliche Gedichte von Sisi vorgetra-
gen. Welche Überraschung, als sie Jahre später bei einem meiner raren sorglosen 
Spaziergänge im Lainzer Tiergarten so unerwartet vor mir steht. Elisabeth von Ös-
terreich. Eine Reisende. Immer noch … 

Doch zurück zum 8.März 2000 in das Kulturamt Wien, wo sich eben der Irr-
tum auflöst und wir letztendlich doch noch auf die Wächterin zu sprechen kom-
men. Es wird bedauert, sehr sogar, dass uns diesbezüglich absolut nicht geholfen 
werden kann. Ohne Genehmigung könne eine Skulptur in Wien nicht aufgestellt 
werden. 

»Die Beamteten haben’s auch nicht leicht« sage ich zu Ulli im Stiegenhaus. 
»Zum Glück sind wir keine« [!] Was für ein erlösender Gedanke. Nein, wir wer-
den der Transportfirma nicht absagen. Im Gegenteil. Wir werden unsere Freundin-
nen und Freunde verständigen und einladen, bei der Aufstellung der Wächterin da-
bei zu sein. So schnell wird der Mensch und sein Ebenbild in Stein illegal. Join the 
party! Ein Protest gegen die ergaunerte schwarz-blaue Regierungskoalition. Wer 
hat uns denn gelehrt zu schummeln? Regelrecht vorgeführt, wie Demokratie ad ab-
surdum geführt werden kann? Außerdem, wir können beweisen, wie sehr wir uns 
um die Legalisierung des Aufenthaltrechts der Wächterin bemüht haben. Und das 
möchte ich sehen, wie diese Grand Dame aus Carrara/Stutuario von Polizisten ab-
geführt resp. weggetragen wird … 

9. März 2000, 8:30Uhr. Es ist noch ziemlich ruhig rund um die Wiener-Ring-
straßen-Sehenswürdigkeiten. Nur eine große weiße Marmorstatue hängt schwe-
bend auf einem Tiefladerkran vor dem Burgtheater in der Luft und versucht lang-
sam ihre Stellung auf dem provisorischen Holzpodest einzunehmen. Der Rasen 
duftet. Die Sonne bricht aus dunklen Wolken hervor. Ein wunderbares Bild. Hier 
steht sie nun, die Wächterin. Kraftvoll. Erhaben. In sich ruhend. Wie aus einer an-
deren Sphäre. Und doch macht sie den Eindruck als habe sie immer schon hier 
gestanden.
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Einige mutige FreundInnen und neugierige Bekannte sind gekommen. Aufge-
schlossene Burgtheater-Schauspielerinnen gesellen sich lachend hinzu. Ein Förde-
rer und Mäzen der Bildhauerin schüttelt ihr wohlwollend die Hand. Die Histori-
kerin Lisa F. ist ebenfalls hier und erklärt vorbeiziehenden Schulklassen-Kindern 
samt zugehörigem Lehrpersonal, dass sie hier das Neueste für ihren Geschichtsun-
terricht lernen können. Ich deklamiere und rezitiere Gedichte und was sonst noch 
alles zu einer würdevollen deliktischen Einweihung gehört. Wenig später sitzen wir 
alle glücklich gegenüber, im Café Landtmann. An einem Fensterplatz. Die starke 
weiße Frau wachsam im Auge behaltend … Der Alltag beginnt. 

Jahre der Illegalität hat sie hier im Herzen Wiens überlebt, die Wächterin. In 
dieser Zeit ist sie auch oftmaliger Treffpunkt vieler Frauen, die zornige Brandreden 
gegen die schwarz-blaue Regierungspolitik halten. Es wird auch musiziert, getanzt 
und getrommelt, bevor anschließend gemeinsam durch den Volksgarten zum Aus-
gangspunkt der donnerstägigen Widerstands-Wandertage, zum Heldenplatz, auf-
gebrochen wird. Da plötzlich. 

1. April – kein Scherz – 1. April 2004, 17Uhr wird zur amtlich genehmigten 
 »FEIERLICHEN INTHRONISIERUNG« eingeladen. »Ulrike Truger gibt 

sich die Ehre, die Legalisierung ihrer WÄCHTERIN vor dem Burgtheater bekannt 
zu geben«.

Alles hat nun seine Ordnung. Es sprechen die Herren Bezirksvorsteher-Stell-
vertreter und UniversitätsDozentDoktor, man schüttelt einander die Hände. Al-
les ist gut. 

Trotzdem. Ich kann mir bis heute ein diebisches Lächeln nicht verkneifen wenn 
ich an ihr vorüber gehe … 



»Wir gehen jetzt hier herum ...«*
Elfriede Jelinek

Wir gehen jetzt hier herum, weil wir sind, was wir sind: Frauen. Wir gehen also 
aufgrund unseres biologischen Seins, denn wer fragt danach, wer oder was wir 
wirklich sind. Wir sind eine Gruppe, die ihre Interessen durchsetzen muss gegen 
eine Regierung, die ihr Rechte nehmen oder gar nicht erst gewähren will. Auch 
Rassisten gründen ihre Vorurteile ja auf Biologisches. Sie sind gegen bestimmte 
Menschen, weil die sind, wie sie sind, wofür sie natürlich nichts können. Nicht 
durch Leistung können sie sich in die Gunst der Rassisten hineinschmuggeln, nur 
manchmal durch Schönheit, wie schwarze Models beweisen, so ziemlich das ein-
zige gesellschaftlich sanktionierte Auftreten, das ihnen zugestanden wird. Für uns 
scheint, außer Schönheit, noch die Mutterschaft übrig zu bleiben, »familienfreund-
lich« nennt sich die neue Politik. Die Frau ist ihre Familie. Doch sie wird einer-
seits, als Mutter, fetischisiert, andererseits verachtet, mit Almosen abgespeist und 
vom Arbeitsmarkt möglichst ferngehalten. Also unser Sein als Frau wird voraus-
gesetzt, es gehört sozusagen zu unserem wir es uns nicht eigens erkämpfen. Mir 
scheint da, zwischen dem weiblichen Sein und dem des Künstlers, der Künstlerin, 
genau diese Parallele zu bestehen: Einerseits fetischisiert, von der Öffentlichkeit als 
»prominent« vergötzt (man zehrt auch gern vom Ruhm, den »unsere« Künstler, am 
besten im Ausland, möglichst weit weg, erwerben), andererseits als Staatskünstler 
diffamiert, als Gutmenschen verachtet, als political correctness-Fanatiker lächerlich 
gemacht. Da oszilliert man also zwischen zwei Formen des Existierens, die beide ei-
gentlich irreal sind. Der Grund eines anderen, einfach nur: zu sein, wird von Leu-
ten in Frage gestellt, die auch nichts anderes sind als der, dem sie seine bloße Exis-
tenz nicht zugestehen mögen. Den nennen sie »anderes«, und daher soll er nicht 
sein, wird also in Frage gestellt. Er darf zwar für uns arbeiten, aber sein wie er ist, 
das darf er nicht, der Fremde. Er soll anders sein, dann wäre er wie wir. Nein, dann 
wäre er immer noch nicht wie wir. Er wird nie sein wie wir, egal, was er tut. Wir de-
finieren ihn, das ist unsere Macht, wir sind sein Maß. Es wird ihm, ihr keine Vor-
aussetzung zu sein ermöglicht, weil sie immer ein Dazwischen bleiben müssen, die 
Frauen, die KünstlerInnen UND die Fremden, die am gefährdetesten sind. Sozu-
sagen zwischen sich und sich in der Luft hängend sind sie alle. Als wären sie un-
entdeckte Kontinente, die erst erschlossen werden müssten, damit man ihre eigene 
Wahrheit versteht. Aber an der scheint im Moment niemand interessiert zu sein. 
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So werden wir uns wohl weiter endlos sorgen müssen, um Kindergartenplätze, um 
Arbeitsstipendien, um Räume, unsere Kunst vorzuzeigen, und so weiter, und nur 
in der Sorge um etwas werden wir sein können. Ein Negativ im Negativ. Es ist selt-
sam, dass man entschlossen sein und kämpfen muss, nur damit man sein darf, und 
das Dasein will, da schließt sich der Kreis der Rassisten, dem Anderen, jedem An-
deren, nicht gönnen. Deshalb gehen wir jetzt halt los und schauen mal, wo wir an-
kommen werden. Dann werden wir ja weiter sehen. 

Anmerkung

* Rede anlässlich einer Auftaktveranstaltung vor der »Wächterin« vor dem Burgtheater 
zu einer Donnerstag- Wanderung am 4. 5. 2000. 



Das Ohr an den Glasfasern der Geschichte …
Zur Konfliktanordnung des digitalen Vaterlandsverrats
Martin Wassermair

Screenshot 1: Im Spätherbst 2007 warb eine italienische Textilhandelskette auf ih-
rer .at-Website für die Kollektion des nahenden Winters. Männliche Models po-
sierten auf kunstvoll gefertigten Fotos, deren Ästhetik in erster Linie durch die raf-
finierten Details der für die Aufnahmen gewählten Umrahmung zur Entfaltung 
kommen sollte. Es war ein durchaus kundiges Auge erforderlich, um der Collage 
zu entnehmen, dass es sich im Hintergrund um Rachel Whitereads Mahnmal han-
delte. Unversehens mutierte das Monument am Wiener Judenplatz zur digitalen 
Matrize einer globalen Marketingoffensive, die sich nicht dem Erinnern an das 
Grauen der NS-Tötungsmaschinerie verpflichtet fühlt. Die Visualisierung des Un-
aussprechlichen wurde mit wenigen Kunstgriffen des Grafikdesigns zum Opfer der 
Gier nach Umsatzsteigerung.

Screenshot 2: DJ Tomekk, ein Rapper, der sich aus einer Berliner Plattenbau-
siedlung in die vordere Liga der internationalen HipHop-Szenen empor gearbeitet 
hatte, zählte Anfang des Jahres 2008 zu jenem Kreis der schon etwas ramponierten 
Prominenten, die als Beteiligte am »Dschungelcamp« dem Kölner Privatsender RTL 
zu Gewinn bringenden Einschaltquoten verhelfen sollten. Was als Adventure-Kla-
mauk konzipiert ist, kann aber auch sehr schnell zu nicht mehr steuerbarer Enthem-
mung führen. In Windeseile wurde wenige Stunden vor Übertragungsbeginn ein 
verwackeltes Video auf den verschiedensten Internet-Plattformen herum gereicht, 
das den international bekannten Musiker mit dem zum Hitlergruß erhobenen rech-
ten Arm und beim Absingen der Nazi-Hymne »Deutschland, Deutschland über al-
les!« zeigte. Das Barometer der Marktanteile schlug dann tatsächlich kräftig aus. 
Allerdings für das Online-Portal der deutschen Bild-Zeitung, die des Rappers un-
sägliche Entgleisung in rasantem Tempo an die Öffentlichkeit beförderte und damit 
wohl auch mit hoch dotierten Zuwendungen der Werbewirtschaft rechnen durfte.

Die ausgewählten Bildschnipsel erzählen nicht vom ganzen Umfang des Sach-
verhalts. Das Urwald-Abenteuer ging nämlich für Tomekk bereits zu Ende, noch 
bevor er sich mit der Machete im Kampf gegen Naturgewalten als TV-Entertainer 
beweisen konnte. Der Quoten-Tanker RTL geriet angesichts der Protestwelle so 
sehr ins Wanken, dass nur durch den Rauswurf ein noch größerer Schaden abzu-
wenden war. Und auch die italienische Modemarke beugte sich den Widerständen. 
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Schon wenige Tage nach Veröffentlichung ersetzte das Unternehmen die Online-
Fotos kommentarlos durch andere Sujets. Zu groß war die Anzahl der vor allem per 
e-Mail eingelangten Reaktionen, das ließ dann auch die aufs Image bedachte Ge-
schäftsleitung nicht mehr kalt.

Screenshot 1 und 2 müssen jedenfalls als Hinweise auf die Realitäten der gegen-
wärtigen Medien- und Warenwelt betrachtet werden, die nur durch ein Verständ-
nis der neuen und mehrdimensionalen Gefüge von Bezeichnen und Interpretieren 
zu erfassen sind. Vor allem haben die fundamentalen Veränderungen der digita-
len Kommunikation eine, wie es der US-amerikanische Kulturkritiker Timothy 
Druckrey bereits vor mehr als einem Jahrzehnt in seinen kritischen Betrachtun-
gen zu den neuen Informationsökonomien und zur Bewusstseins-Industrie formu-
lierte, »intelligente Umgebung mit mehreren Schnittstellen« geschaffen, die »die 
Beziehungen zwischen Sprache, Gedächtnis, Körper, Ästhetik, Politik und Kom-
munikation neu definieren«. Die Auseinandersetzung mit Macht und Machtver-
hältnissen, sei es in Gestalt der politischen Ausübung von Regierungsherrschaft, 
als ökonomische Monopolstellung, oder aber auch als Ausdruck einer hegemonia-
len Deutungshoheit über historische Ereignisse und Entwicklungen, kann sich den 
Zeichen- und Ordnungssystemen des digitalen Zeitalters nicht verschließen. Wer 
also die Intervention sucht, um mit politischen Statements und aktivistischen Ma-
növern gegen die Macht von Staat, Parteien, Wirtschaft und Medien anzutreten, 
ist gut beraten, dafür zeitgemäße Instrumentarien zur Anwendung zu bringen. Die 
Überlegung, den Bausatz eines hölzernes Pferdes aus dem Keller hervor zu holen, 
von Staub und Spinnweben zu befreien und damit auf stark frequentierten Plät-
zen der Stadt größtmögliches Aufsehen zu erregen, mag vielleicht so viele Jahre 
nach der Causa Waldheim nostalgische Erinnerungen an die Auflehnung gegen 
den Gedächtnisschwund eines ganzen Landes neu beleben – im Hinblick auf tak-
tische Zielgenauigkeit greift sie allemal zu kurz. Die neuralgischen Zonen der poli-
tischen Öffentlichkeiten liegen heute in vernetzten Telekommunikationssystemen, 
die zwar eine noch nicht da gewesene technische Komplexität aufweisen, aber erst 
durch ihre Nutzung konkrete Form und Bedeutung erlangen. Die zunehmende 
Vermarktung der Netzstrukturen, die Einschränkung der Bewegungsfreiheit in der 
Infosphäre sowie der Ausbau von Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen im 
Internet haben der Utopie einer digitalen Überwindung der herrschenden Ver-
hältnisse schwere Niederlagen zugefügt. Dissens und gesellschaftlicher Widerstand 
stehen somit umso mehr vor der Herausforderung, durch eine kluge Implementie-
rung des politischen Potentials der neuen Medien zu eigener Wirkungsmacht zu 
finden. Die folgenden zwei Projektbeispiele haben sich an diesem Ziel versucht.
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Im Mai 2005 grasten in einer etwas entlegenen Ecke der Belvedere-Gärten 
in Wien zwei Handvoll Kühe. Das Projekt 25 Peaces, ein kulturelles Begleitpro-
gramm zu den Jubiläumsfeierlichkeiten der rechtskonservativen Bundesregierung 
im Staatsvertrags-Gedenkjahr, schuf auf diese Weise einen kleinflächigen Erlebnis-
park zur Erinnerung an die sowjetische Besatzungsmacht, die in den Jahren von 
1945 bis 1955 mit landwirtschaftlichen Maßnahmen in der Innenstadt die Ver-
sorgung der Bevölkerung sicher stellen wollte. Die nur für wenige Tage angelegte 
Aktion wäre weitgehend unbemerkt geblieben, hätte sich nicht die Nachricht wie 
ein mediales Lauffeuer verbreitet, dass eine der Kühe – und zwar jene des Namens 
»Rosa« – schon in der ersten Nacht gewaltsam entwendet worden war.

Das bislang völlig unbekannte »Kommando Freiheit 45«, eine militante Gruppe 
unter der zusätzlichen Kennung »Zellen Kämpfender Widerstand«, übernahm in 
geheimnisvollen Videobotschaften und Kommuniqués die Verantwortung dafür 
und – stellte Forderungen. Das Leben der Geisel sei in Gefahr, sollten sich ÖVP-
Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und ORF-Generalintendantin Monika Lindner 
weigern, am symbolträchtigen 15. Mai, der historischen Marke der Staatsvertrags-
unterzeichnung, in der Hauptnachrichtensendung des öffentlich-rechtlichen Fern-
sehens eine Erklärung zu verlesen, die vor dem Millionenpublikum die »historische 
Lüge« und »nationale Verhetzung«, den fortan bloßgestellten Zweckbestimmungen 
des so genannten »Gedankenjahrs«, mit allem gebotenen Nachdruck eingesteht. 
Doch damit nicht genug: Österreich müsse zudem endlich der Bedeutung der Par-
tisaninnen und Partisanen bei der Befreiung von der nationalsozialistischen Terror-
herrschaft Rechnung tragen. Eine diesbezügliche Gedenkstätte sei dafür ebenso ein 
erster und längst überfälliger Schritt, wie auch die Zahlung von Anerkennungsgel-
dern in der Höhe von zehn Millionen Euro an die bis in die Gegenwart geschmäh-
ten Deserteure der ehemaligen Deutschen Wehrmacht.

Die Polit-Guerilleros legten die Entscheidung über Wohl und Wehe der Kuh 
»Rosa« unerschrocken in die Hand der staatlichen Autoritäten. Eine breite Anteil-
nahme ließ nicht lange auf sich warten. Dafür sorgten die wie ein Trommelfeuer 
angelegte Medienpräsenz sowie vor allem eine martialische Bild- und Textinszenie-
rung, für die auch so mancher Tageszeitung Platz zur Veröffentlichung abgerungen 
werden konnte. Kurzum: Österreich zitterte mit dem Schicksal der politischen Ge-
fangenen. Doch es kam, wie es kommen musste. Schon am Tag nach den Staats-
vertragsfeiern wurden alle Hoffnungen enttäuscht. Die Bundesregierung verwei-
gerte jede Stellungnahme sowie auch die geforderten Entschädigungsleistungen. 
1,5 Kilogramm Plastiksprengstoff, so konnte man sich anhand eines zum Nach-
weis der rigorosen Entschlossenheit überbrachten Videoclips überzeugen, setzten 
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der Kuh »Rosa«, für deren Unversehrtheit zuvor sogar eine namhafte Tierschutzor-
ganisation den diskreten Kontakt zu den stets vermummten Widerstandszellen ge-
sucht hatte, ein jähes Ende.

Die realen Hintergründe blieben nicht lange im Verborgenen. Schnell wurde 
klar, dass die eigentliche Urheberschaft in den Kommandozentralen der Wiener 
Medienkultur-Institution Public Netbase zu ermitteln ist. Hier war nach Wochen 
langer Vorbereitung ein virtuelles Drama geschaffen worden, das die offizielle Ge-
schichtsdarstellung des nationalen Jubeljahres mit einer widerständigen Ikonogra-
fie konfrontierte. Der Kuh wurde kein Haar gekrümmt, im Gegenteil, sie hat nie-
mals existiert. Einer der zentralen Ansatzpunkte des nunmehr als Fake enttarnten 
Medien- und Kommunikationsprojekts war es, gängige und weitgehend unreflek-
tierte Bildwelten aufzubrechen und durch Dissonanz zu dekonstruieren. Die da-
mit in Gang gesetzte Dynamik hielt selbst für die Projektverantwortlichen Über-
raschungen bereit. So nahmen etwa die Bekennerbriefe des »Kommando Freiheit 
45« plötzlich eigenständig ihre Wege und vervielfältigten sich in Weblogs, TV-
Berichten und Printmedien zu einer, wie es die Erläuterung zum Projekt-Archiv 
bezeichnet, »hermeneutischen Polyphonie« von Sympathiebekundungen, Nach-
ahmung und Gegnerschaft. Davon erhalten geblieben ist eine umfangreiche Do-
kumentation, die den Bestand des »virtuellen Straßentheaters« nachhaltig gewähr-
leistet – und damit auch eine öffentlich verfügbare Erinnerung an ein urbanes 
»Entführungsdrama mit der subversiven Energie des Absurden als Gegeninszenie-
rung öffentlichen Widerspruchs«.

Die Plattform Public Netbase ist bis zu ihrer – von der Wiener Kulturpolitik 
durch Finanzierungsentzug erzwungenen – Schließung im Jahr 2006 immer wie-
der mit Projekten und Unternehmungen in Erscheinung getreten, die irritierende 
und mitunter verstörende Interventionen in Kommunikationsprozessen zum In-
halt hatten. Doch diese international viel beachtete Praxis in Kunst und Medien 
beschränkte sich keineswegs auf den städtischen Raum als Austragungsort gesell-
schaftspolitischer Auseinandersetzungen. Als etwa das Unterrichtsministerium un-
ter ÖVP-Führung Anfang 2005 ein Österreich-Quiz im Internet präsentierte, das 
in erster Linie darauf abzielte, Schülerinnen und Schülern auf spielerische Weise 
historische Ereignisse und die politischen Zusammenhänge zu vermitteln, durfte 
die offizielle Regierungslinie, Österreichs soziale und kulturelle Entwicklung nach 
1945 als Erfolgsgeschichte der rot-weiß-roten Eintracht darzustellen, nicht unwi-
dersprochen bleiben. Schon kurz darauf hielt ein unabhängiges Österreich-Quiz 
dagegen, das bereits im Titel das Konfliktpotential einer konfrontativen Auseinan-
dersetzung mit Identitätspolitiken und einer Erinnerungskultur unter nationalisti-
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schen Vorzeichen zum Ausdruck brachte. »Patriotismus oder Vaterlandsverrat. Wo 
stehen Sie in Österreich?« setzte auf die enge und schon oft erfolgreich erprobte 
Verbindung des spielerischen Charakters solcher Tools mit sachlicher Information, 
die zuvor im Kreise politik- und geschichtswissenschaftlicher Expertinnen und Ex-
perten redaktionell aufbereitet worden war. Dabei standen insbesondere Themen 
und Diskurse im Vordergrund, die im von zahlreichen staatlichen Institutionen 
und Bildungseinrichtungen getragenen »Gedankenjahr« nicht zur Sprache kom-
men sollten. Im folgenden eine Auswahl aus den insgesamt 22 Fragen: 

»1995 wurden in Oberwart vier Roma Opfer eines rassistischen Mordanschlags: 
Wie wichtig ist es, im Rahmen des Jubiläumsjahres 2005 daran zu erinnern?«, 
»Mitglieder der österreichischen Bundesregierung singen und spielen in volkstüm-
lichen Kostümen gerne das Lied ›Hoch auf dem Gelben Wagen‹. Wie sehr können 
Sie sich mit Brauchtumspflege und Neo-Folklorismus identifizieren?«, »Während 
Engelbert Dollfuß (Bundeskanzler 1932-1934) von vielen als patriotischer Mär-
tyrer gefeiert wird, sehen andere in ihm einen Feind der Demokratie, der mit der 
Ausschaltung des Parlaments eine faschistische Diktatur errichtet hat. Soll sein An-
denken in Ehren gehalten werden?«, »Das Bild der ›Vier im Jeep‹ ist in allen Schul-
büchern zu sehen: Wie wichtig ist der Anteil von Partisaninnen und Partisanen an 
der Befreiung Österreichs?«, »1950 wurde Bertolt Brecht in Österreich eingebür-
gert. Als ›Schmutz- und Schund-Autor‹ stieß er auf große Ablehnung und auf ei-
nen breiten Boykott der Medien und Theater. Halten Sie das für gerechtfertigt?«, 
»Das öffentlich-rechtliche Fernsehen rückt immer weiter von seinem auf Vielfalt 
und Weltoffenheit bedachten Kultur- und Bildungsauftrag ab. Sind Sie der Mei-
nung, dass der ORF noch stärker zur Verbreitung von Alpenromantik und Hei-
matgefühl beitragen soll?« sowie auch »In Österreich leben immer mehr alte und 
immer weniger junge Menschen. Halten Sie es für eine nationale Verpflichtung, 
Kinder zu bekommen?«

Das ominöse Jahr 2005 war eines Tages zu Ende, während das alternative Öster-
reich-Quiz über die Abschlussveranstaltungen hinaus noch weiter zur Verfügung 
steht. Damit weist auch das Ergebnis noch immer die jeweilige Zuordnung auf eine 
typologischen Skala aus, der wiederum spezifische Eigenschaften und Verhaltens-
muster zugewiesen werden: Vaterlandsverräter (sagt zur Marmelade Konfitüre; ver-
steigert Staatsbürgerschaft gegen billiges Geld bei eBay; …), Nestbeschmutzer (hat 
die Redaktion der New York Times im Handy eingespeichert; lernt für den Südti-
rolurlaub Italienisch; …), Vernaderer (zahlt seit Februar 2000 keine Rundfunkge-
bühr mehr; bevorzugt Party statt Kinder; …), Fern der Heimat (fährt in die fran-
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zösischen Alpen zum Skifahren; zieht Running Sushi dem Martinigansl vor; …), 
Lodenfreak (rechnet alles noch in Schilling; lädt sich am Sonntag den Gottesdienst 
aufs UMTS-Handy; …), Musikantenstadl (fährt mit dem Traktor zum Blockflö-
tenkonzert; Bausparvertrag unterm Kopfpolster; …), Austrokoffer (Schnitzelhaus 
statt McDonalds; wartet vergeblich im ORF-Programm auf die Bundeshymne zu 
Sendeschluss; …) und schließlich der Hurra-Patriot (sagt zu Slowenien Unterstei-
ermark; trägt rot-weiß-rote Unterwäsche und sieht im Schützenverein den Ausweg 
aus der Bildungsmisere; …).

»Leg’ dein Ohr auf die Schienen der Geschichte«, appellierte die für ihre po-
litischen Songtexte bekannte HipHop-Formation Freundeskreis zu Beginn der 
1990er Jahre, um auch bei den jugendlichen Zielgruppen das Interesse an histori-
schen Verläufen und Kontexten zu wecken, die sich tief in die unmittelbare Alltags-
welt mit ihren globalen Ausmaßen eingeschrieben haben. Auch heute noch werden 
die gesellschaftlichen Strukturen gerade von den Heranwachsenden als Ausdruck 
einer erdrückenden Obrigkeit empfunden. Doch wo lassen sich für Zorn, Kritik 
und Widerspruch Artikulationskanäle finden? Wie können zeitgemäße Räume für 
die notwendigen Debatten zu Geschichte und Gegenwart erschlossen werden?

Die Transportwege der Informationen bestehen nicht mehr aus hochwertigem 
Stahl, der die Infrastruktur-Metaphorik der Moderne über viele Generationen 
prägte, sondern materialisieren sich in mittlerweile unüberschaubaren Geflechten 
von Glasfaserkabeln und Netzknoten, die Übertragungen in einer bislang nicht ge-
kannten Geschwindigkeit ermöglichen. Doch geht mit den technischen Errun-
genschaften alleine noch keine Demokratisierung oder gar die Eindämmung von 
Diskriminierung und Machtmissbrauch einher. Diese Skepsis führt die autonome 
a.f.r.i.k.a-Gruppe ganz grundsätzlich auch zu der Frage, »inwieweit das Netz ein 
Ort gesellschaftlichen Widerstands sein kann«. Die auf die politische Aktionsform 
der Kommunikationsguerilla spezialisierten Aktivistinnen und Aktivisten verwei-
sen vielmehr auf die Bedeutung von »Stoßrichtung und Motivation«. Demzufolge 
ist entscheidend, dass »Wissen und Information erst dann etwas bewirken können, 
wenn die Informierten eine Möglichkeit sehen, ihr Wissen in konkretes soziales 
und politisches Handeln umzusetzen. Wer über Informationen verfügt, hat noch 
lange keine effektive Macht«. Die notwendigen Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf gesellschaftliche Veränderungen erklärt auch der niederländischen Netztheore-
tiker Geert Lovink in seiner mannigfaltigen publizistischen Spurensuche nach ei-
ner kritischen Internetkultur zu einem strategischen Postulat: »Wir brauchen eine 
kritische Netzwerkpsychologie, die nicht in Form brillanter Beobachtungen akade-
mischer Außenseiter existiert, sondern als schnelles und pro-aktives Wissen, wel-
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ches in Gruppen, kleine Organisationen, Listen und Technostämme implementiert 
werden kann.« Ziel kann es daher nicht sein, »Konflikte zu verhindern, in denen 
es um nichts geht«, sondern – im Gegenteil – die Inszenierung wirklicher Kämpfe, 
»wenn etwas auf dem Spiel steht«. Für die Medien selbst stellt Lovink daher klar: 
»Das Spektakel hat in jeden erdenklichen Bereich Einzug gehalten, und seine weit-
reichende Macht hat es unmöglich gemacht, sich eine Geste, eine Kommunikati-
onsform oder ein Handeln vorzustellen, die nicht übertragen, digitalisiert oder ar-
chiviert sind. Alle Formen von Protest und Politik stehen unter seinem Bann.«

Wozu dann noch eine mit politischer Leidenschaft geführte Diskussion um Ge-
schichte, historische Verantwortung und die davon abgeleiteten Schlussfolgerungen 
für Zukunft und Gegenwart? Steht etwas auf dem Spiel, was nicht dem Spektakel 
geopfert werden darf? Es deutet einiges darauf hin, dass die auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen basierende Betrachtung der Vergangenheit in zunehmendem Maße 
der Trivialisierung und Popularisierung von Bildungs- und Wissensinhalten wei-
chen muss. Nicht anders ist zu erklären, dass selbst eine Ausschreibung des öster-
reichischen Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur zu Beginn des 
Jahres 2008 dazu aufrief, im Rahmen der EU-Förderungsmaßnahme »Aktive eu-
ropäische Erinnerung« Projekte einzureichen, die sich der »Wahrung des Geden-
kens an die Opfer des Nationalsozialismus und des Stalinismus« verpflichten wol-
len. Dabei galt das spezielle Augenmerk Beiträgen »zur Erhaltung der Stätten und 
Mahnmale, die mit Massendeportationen und Massenvernichtungen unter natio-
nalsozialistischer und stalinistischer Herrschaft in Verbindung stehen«. Eine derar-
tige Nivellierung der Opfer der ungleichen Unrechtsregime wäre noch vor wenigen 
Jahren undenkbar gewesen und hätte lautstarke Proteste nach sich gezogen. Es ist 
durchaus möglich, dass sich hier nun auch an den Schaltzentralen der Bildungspo-
litik frühe Vorboten eines fatalen Paradigmenwandels zu erkennen gaben, die we-
nige Monate später im deutschen Bundesland Bayern die Gemüter des kritischen 
Kultur- und Geisteslebens stark erregten. Hier wurde das Kapitel »Nationalsozia-
lismus« im Geschichtsunterricht der Oberstufengymnasien regelrecht entrümpelt, 
womit es im Lehrplan fortan eine im Stundenumfang geringere Rolle einnimmt 
als die Vermittlung der Inhalte »Leben in der Industriegesellschaft des 19. Jahrhun-
derts«, »Trinkwasserversorgung und Kanalisation« und »Die Raiffeisenbewegung«.

»Es bleibt zu hoffen«, schreibt Wulf Kansteiner, Professor für Neueste Deutsche 
Geschichte, Mediengeschichte und Geschichtstheorie, unter besonderer Berück-
sichtigung der Abbildung und Vermittlung geschichtlicher Inhalte in den Medien, 
»dass der Abstieg des Fernsehens nicht das Ende der Geschichtsreflexion bedeu-
tet und dass sich zukünftige Generationen weiterhin intensiv und kritisch mit der 
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nationalsozialistischen Vergangenheit beschäftigen werden, auch wenn dieser Pro-
zess nicht im Fernsehen, sondern in den interaktiven digitalen Medien der Zu-
kunft stattfinden wird«. Somit ist zunächst der lange Atem angesagt, denn der 
digitale Vaterlandsverrat genießt nicht den Ruf eines Everybody’s Darling. Die öf-
fentliche Meinung manifestiert sich vielfach in politischer Repression, medialer 
Schelte und Maßregelungen durch die Behörden. Doch die Konfliktanordnung 
kennt keine Alternativen. Solange Ewiggestrige hohe Positionen der Republik ein-
nehmen, mit rechtsextremem Gedankengut die parlamentarische Demokratie aus-
höhlen und immer unverschämter nach Diskurshoheiten greifen, sodass – wie im 
Falle von Ebensee im Mai 2009 – neuerdings auch das mahnende Gedenken der 
NS-Opfer zum Aggressionsziel von Neonazis wird, solange erfordern diese Reali-
täten künstlerischen Ungehorsam, Interventionen und aktivistische Bildstörungen 
als einen zwingend gebotenen Widerspruch.

Literaturangaben

Links zu den im Text angeführten Projekten:

Österreich-Quiz: Patriotismus oder Vaterlandsverrat?
http://quiz.oesterreich-2005.at/

Zellen Kämpfender Widerstand – Kommando Freiheit 45
http://zkw.netbase.org/
http://netbase.org/zkw



Der Republikanische Club – eine Herausforderung
Renata Schmidtkunz

Als vor über 20 Jahren der »Republikanische Club« gegründet wurde, befand ich 
mich gerade zu einem Studienaufenthalt in Frankreich. Die Aufregungen in Öster-
reich rund um die Wahl Kurt Waldheims zum Bundespräsidenten habe ich nur aus 
der Ferne mitbekommen. Dafür umso hautnaher die Reaktionen der Französinnen 
und Franzosen, wenn ich schüchtern sagte: »Je suis Autrichienne«. Österreich er-
schien ihnen als eine postfaschistische Hochburg, als ein Land, das sich nie seiner 
Vergangenheit gestellt hat und das sich selbst dem für eine lebendige Demokratie 
notwendigen öffentlichen Diskurs verweigert. 

Über 20 Jahre sind seither ins Land gegangen. Jahre, in denen man sich dem 
öffentlichen politischen Diskurs doch des Öfteren gestellt hat, in denen die ös-
terreichische Zivilgesellschaft zum Teil recht aktiv war. Ich denke z.B. an die wö-
chentlichen Demonstrationen gegen die schwarz-blaue Regierung. Sie waren fixer 
Bestandteil einer Wiener Woche. Und an die »Botschaft besorgter BürgerInnen«, 
die sich über zwei Jahre lang am Ballhausplatz einquartiert hatten, um gegen das 
»Über-die Köpfe-des-Volkes-hinweg-Regieren« der schwarz-blauen Koalition zu 
protestieren. Ich denke an das »Volksbegehren Sozialstaat Österreich«, dessen Ziel 
es war, das Prinzip der Sozialstaatlichkeit in der österreichischen Verfassung zu ver-
ankern. Dem Art 1 (»Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht 
vom Volk aus.«) sollte ein Absatz 2 mit folgendem Wortlaut angefügt werden: »Ös-
terreich ist ein Sozialstaat. Gesetzgebung und Vollziehung berücksichtigen die so-
ziale Sicherheit und Chancengleichheit der in Österreich lebenden Menschen als 
eigenständige Ziele«. 

717.314 ÖsterreicherInnen gaben dafür ihre Unterschrift – und dann ver-
schwanden diese Stimmen bis auf weiteres in den Schubladen des Parlamentes.

Erstaunlich waren diese Manifestationen der österreichischen Zivilgesellschaft, 
weil eine – vielleicht oberflächliche – Analyse der österreichischen Gesellschaft 
manchmal auch einen anderen Schluss zulässt:

ÖsterreicherInnen neigen dazu, Konflikten aus dem Weg zu gehen, den Kon-
sens um jeden Preis zu suchen und – wie man in Wien sagt – »keine Wellen zu 
schlagen«. Sie neigen auch dazu, sich freiwillig patronisieren zu lassen, über sich 
verfügen zu lassen und sich selbst ungefragt zu fügen. Um dann am Wirtshaus-
tisch oder anderen Örtlichkeiten zu raunzen, zu schimpfen, zu unken, alles bes-
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ser zu wissen und die Meinung anderer herunter zu machen. Denn wo kämen wir 
Sklaven denn hin, wenn die anderen Sklaven nun plötzlich eine eigene Meinung 
hätten und sich der Macht der Gewohnheit und der Bequemlichkeit entgegenstel-
len würden? Sklavenmentalität hat nichts mit einem gesunden Selbstbewusstsein 
zu tun. Sie hat nichts mit einem BürgerInnen-Verständnis, das dem Einzelnen und 
der Einzelnen nicht nur die Möglichkeit gibt, sich zu artikulieren und aktiv am po-
litischen Geschehen Anteil zu nehmen, sondern dasselbe sogar einfordert.

Eine der großen Denkerinnen des 20. Jahrhunderts, die Philosophin Hannah 
Arendt, hat ihr Verständnis von einem politisch-demokratischem Leben in ihrer 
Abhandlung »Vita Activa oder Vom tätigen Leben« zum Ausdruck gebracht. Diese 
gilt als eines ihrer philosophischen Hauptwerke und erschien 1960 auf Deutsch. 
1958 war »Vita activa« im amerikanischen Exil der deutsch-jüdischen Philosophin 
als Folge einer Vorlesungsreihe unter dem Titel »The Human Condition« erschie-
nen. Arendt skizziert darin ein republikanisches Politikverständnis und eine Theo-
rie vom politischen Handeln, das sich wie ein roter Faden durch ihr gesamtes phi-
losophisches Werk zieht. 

Das Individuum hat nach Arendt die Aufgabe, in Verbindung mit anderen Per-
sonen die Welt zu gestalten. Das menschliche Leben ist nach Arendt von drei Kom-
ponenten bestimmt: Dem Arbeiten, dem Herstellen und dem Handeln. Arendt 
kritisiert die Reduktion des tätigen Lebens auf Arbeit und Konsum – also die Ver-
wendung des Hergestellten. Aber sie beharrt auf dem Freihalten und der Erweite-
rung der Öffentlichkeit. Dem Menschen den notwendigen Raum für die Politik, 
das heißt für das freie Handeln offen zu halten, dieses Ziel strebte Hannah Arendts 
mit und in ihrer politischen Theorie an.

50 Jahre nach dem Erscheinen ist es erstaunlich, wie treffend und passend Han-
nah Arendts Theorien und Überlegungen immer noch und immer mehr sind: Spä-
testens seit der Mitte der 1990-er Jahre – als der Zusammenbruch der bis dahin 
bestimmenden Ost-West-Machtpolitik in Europa wirklich für alle spürbar wurde 
– scheint sich unser demokratisch-politisches Handeln im Großen und Ganzen 
auf das Konsumieren zu beschränken. Demokratie heißt heute verkürzt, dass jeder 
und jede sich einen DVD-Rekorder, einen I-Pod oder einen Urlaub auf den Male-
diven leisten und kaufen kann. Wir leben in einer Zeit des konsumatorischen Poli-
tik- und Freiheitsverständnisses: der Großteil der Bürgerinnen und Bürger wählen 
heute zwischen Angeboten, die von anderen »angerichtet« werden. 

Eine »Vita activa«, ein tätiges Leben im republikanischen Politikverständnis der 
Hannah Arendt, erfordert allerdings mehr: Es erfordert in einer gelebten Demo-
kratie, dass jeder und jede sich als aktiver Bestandteil eines Staates ansieht. Die 
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Prinzipien und Grundsätze, nach denen dieser Staat handelt, müssen im öffentli-
chen Diskurs gefunden werden. 

Wie aber entwickelt man den Wunsch, eine »Vita activa« führen zu wollen? Das 
muss – wenn man so möchte – gelernt werden: Im Elternhaus, in der Schule, in der 
Öffentlichkeit. Politische »performance« durch PolitikerInnen und der Diskurs, 
der in den Medien geführt wird, haben auf die Ausbildung dieses Wunsches keinen 
unwesentlichen Einfluss. Zivilgesellschaftlichen Organisationen wie dem Repub-
likanischen Club kommt hier eine entscheidende Rolle zu: Unbeirrt den öffentli-
chen Diskurs zu führen und zu verlangen. 

Der Stellenwert der Nicht-Regierungs-Organisationen, also der zivilen Gesell-
schaft, ist in Österreich ein besonderer und historisch gewachsen. Im Vergleich zu 
anderen europäischen Ländern überwiegen in Österreich immer noch die kirchli-
chen oder politischen Vereine. Die Arbeit der NGO’s beruhte sehr oft auf Konsens 
und Kompromiss, was in der Vergangenheit nicht unbedingt zum Nachteil Öster-
reichs war. Im Rahmen des sozialpartnerschaftlichen System hat es einen ausgewo-
genen Interessensausgleich gegeben, so frei nach dem Motto: »Gibst Du mir, so geb 
ich Dir«. Anders ausgedrückt: Man hat sich »zsammgredt«. Pech für all jene, die zu 
keiner Partei und keiner Kirche gehören und daher auch keinen wie auch immer 
gearteten »Stallgeruch« aufweisen können. 

Das hat sich in den letzten Jahren – nicht nur durch die EU – geändert. Andere 
»player« reden mit, Globalisierung verändert das österreichische Mikrosystem. Das 
ist auch eine Herausforderung für die zivile Gesellschaft, denn mit dem »Zsammre-
den« ist es immer mehr vorbei. Also muss man sich »zusammentun«, muss im Aus-
handeln von Interessen zu einem für die Gesellschaft akzeptablen Ergebnis kom-
men. Und das geht nur dann, wenn Platz für das »freie politische Handeln« – wie 
Hannah Arendt es genannt hat – vorhanden ist. 

Schon seit geraumer Zeit befinden wir uns in einem massiven Verteilungskampf: 
Zwischen Industrie und Arbeiterschaft, zwischen Frauen und Männern, Europäe-
rInnen und MigrantInnen, Geld und Arbeit. Die Aufgabe der zivilen Gesellschaft 
sehe ich daher mehr und mehr darin, diesen Verteilungskampf zu thematisieren, 
klar zu machen, wer hier gegen wen kämpft. Es ist ihre Aufgabe, die gezielte ideo-
logische Verblödung der Bürgerinnen und Bürger à la »das können wir uns alles 
nicht mehr leisten« (in Bezug auf unser Sozialsystem) oder »so sind halt die Sach-
zwänge« (um dem börsenorientierten Turbokapitalismus das Wort zu reden) zu de-
maskieren. Und das geht am Besten im öffentlichen Diskurs.

Diesen öffentlichen Diskurs zu führen hat sich der RC zur Aufgabe gemacht. 
Und wenn ich nun darüber nachdenke, was ich dem RC und allen Österreicher-
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Innen für die nächsten 20 Jahre wünschen sollte, dann das: Die Fortsetzung kon-
troversieller Auseinandersetzungen über das politische und gesellschaftliche Leben 
in Österreich.



Eine Laudatio für Rudolf Gelbard
Ferdinand Lacina

2008 verlieh der Republikanischen Club – Neues Österreich erstmals den »Ru-
dolf Gelbard-Preis für Aufklärung gegen Faschismus und Antisemitismus«. Ru-
dolf Gelbard selbst ist der erste Träger dieser Auszeichnung. Eine Laudatio von 
 Ferdinand Lacina. 

Lieber Rudi, lieber Freund und Genosse!
Gerne habe ich es übernommen, heute einige Worte zur Verleihung des Rudolf 
Gelbard- Preises für antifaschistisches Engagement zu sprechen. Ausdrücklich 
danke ich dem Republikanischen Club – Neues Österreich für diese Initiative.

Du hast mir zahlreiche Informationen aus diesem Anlass zukommen lassen und 
Deinem Brief ein Motto von B. Traven vorangestellt. Er schreibt: »Die Biographie 
eines schöpferischen Menschen ist ganz und gar unwichtig. Wenn der Mensch in 
seinen Werken nicht zu erkennen ist … Meine Werke sind wichtig, meine Person 
ist unwichtig«. Folgerichtig hat dieser Verfasser vieler Romane, die einen großen 
Eindruck in der Arbeiterbewegung, insbesondere in der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen hinterlassen haben, das Geheimnis um seine Person nie gelüftet.

Du aber sitzt unter uns, es sind Deine Werke und Deine Persönlichkeit, die 
in den letzten Jahren immer wieder geehrt wurden, und die auch heute im Mit-
telpunkt dieser Veranstaltung stehen. Es ist das Schicksal von Geehrten, dass ih-
nen ihre Biographie wie in einem Spiegel vorgehalten wird. Und es ist ein Glücks-
fall, wenn sie sich in diesem Spiegelbild wiedererkennen. Ich habe vor, mich an 
das Motto Deines Briefes zu halten. Dies fällt mir umso leichter, als der Film »Der 
Mann auf dem Balkon« ein authentisches Bild Deines Werdens und Seins vermit-
telt hat.

Du schreibst mir, dass ich Dir seit vielen Jahren sehr nahe bin und ich sehr gut 
verstünde, warum. Und ich verstehe das wirklich sehr gut. Das Datum unserer ers-
ten Begegnung weiß ich nicht anzugeben. Wahrscheinlich war es bei der sogenann-
ten Schiller-Feier, der ersten Großdemonstration alter und neuer Nazis nach 1945, 
die den Namen eines Dichters und Historikers missbrauchten, um eine Heerschau 
der sogenannten volkstreuen Verbände zu organisieren. Schlagende Studenten samt 
Alten Herren, Ewig-Gestrige und neue Nazis, berüchtigte Gruppen und Grüpp-
chen, bis hin zum Turnerbund mit seinen Dietwarten, schickten sich an, vom Rat-
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haus zum Heldenplatz zu marschieren. Dass sie dies nicht ungehindert tun konn-
ten, dass ihr Marsch zu einem Spießrutenlauf wurde, lag daran, dass auch Du viele 
Menschen motiviert und aufgeklärt hast, wer da wieder sein Haupt erhebt, was da 
aus dem Schoß kroch, der bis heute noch fruchtbar ist.

Erst später habe ich erfahren, wer dieser Rudi ist, der bei allen Aktionen gegen 
alte und neue Nazis, immer in der ersten Reihe, dabei war. Es war die Zeit, in der 
wieder Hakenkreuze geschmiert, Schüsse auf das Parlament abgegeben, Bomben 
gelegt wurden, der »Bund Heimattreuer Jugend«, dessen Abkürzung BHJ auf sei-
nen Vorgänger verwies, unter Jugendlichen zu agitieren begann. Nicht zuletzt Dein 
Beispiel war es, das uns Jüngeren im Verband Sozialistischer Mittelschüler, in der 
Sozialistischen Jugend, in der Gewerkschaftsjugend Mut machte. So haben wir uns 
damals öfter getroffen, bei der Sprengung so mancher Kundgebung alter und neuer 
Nazis. Dein Beispiel war deshalb so wichtig für uns, weil wir uns in dieser Ausein-
andersetzung oft von den Älteren, auch aus der eigenen Bewegung allein gelassen 
fühlten. War es doch auch die Zeit, in der viele dieser Älteren der Meinung waren, 
dass man die Vergangenheit ruhen lassen sollte, dass es einfach nicht lohne, Neofa-
schisten, ihren antisemitischen und antidemokratischen Aktionen, entgegenzutre-
ten. Es war auch die Zeit, in der die Rolle Österreichs als erstes Opfer des Nazifa-
schismus en vogue war, in der ein Geschichtsbild tradiert wurde, das nur einen Teil 
der Wahrheit wiedergab.

Der Schlussstrich, der da von vielen gezogen worden war, das Werben aller Par-
teien um die »Ehemaligen« gab jungen wie alten Nazis Mut. Einer von den Alten 
war Taras Borodajkewycz, dem ich ein Jahr nach der Schiller-Feier auf der Hoch-
schule für Welthandel begegnete. Seine Professur verdankte er der ÖVP, dieser äu-
ßerst wandlungsfähige Herr, dessen Wurzeln im Cartell-Verband lagen und der 
Dollfuß als Sekretär des Katholikentages diente, der gleichzeitig aber auch illega-
les SA-Mitglied war. Damals war die Dokumentation über Aufstieg und Verbre-
chen der Nazis von Erwin Leiser unter dem Titel »Mein Kampf« in österreichi-
schen Kinos zu sehen. Der Professor für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte klärte 
die Studenten darüber auf, dass diese Dokumentation ein verzerrtes Bild des Drit-
ten Reiches wiedergäbe, das er in einer Vorlesung zurechtrücken würde. Die weite-
ren Ereignisse sind bekannt. Bei den Demonstrationen gegen die Lehrtätigkeit die-
ses Professors warst Du – wie nicht anders zu erwarten – in den ersten Reihen zu 
finden. »Hoch Auschwitz«- und »Heil Boro«-Rufe gellten uns in den Ohren, ein 
empörter Demonstrant, der Kommunist Ernst Kirchweger, wurde das Opfer ei-
nes ausgebildeten Schlägers aus der Burschenschaft »Olympia«, die später verboten 
wurde. Heute ist sie, deren Mentor ein Mann namens Norbert Burger war, wieder 
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zugelassen, ein »Alter Herr« dieser Vereinigung, Martin Graf, sitzt als Abgeordne-
ter der FPÖ im Nationalrat.

Das damals noch junge Fernsehen und die Berichte einiger mutiger Journalis-
ten brachten die Selbstdarstellung des Geschichtsprofessors an die Öffentlichkeit. 
Nicht vergessen sollte aber werden, dass die »Kronen-Zeitung« damals die Äußerun-
gen besagten Professors verharmloste und sich sogar zur Meldung verstieg, Kirch-
weger sei höchst wahrscheinlich von den »eigenen Leuten« erschlagen worden. Eine 
kleine Gruppe hat damals dafür gesorgt, dass an einem Sonntag nicht die »Krone« 
in zahlreichen Zeitungstaschen zu finden war, sondern eine Publikation, die die 
Aufschrift trug: »Die Krone lügt!« Einige aus der Gesinnungsgemeinschaft, der wir 
uns beide zugehörig fühlen, auch solche, die über jeden Verdacht erhaben waren, 
haben uns damals gerügt, standen doch Bundespräsidentenwahlen vor der Tür. Zu 
diesem Zeitpunkt könne eine Auseinandersetzung, wie wir sie suchten, der Partei 
schaden. Manche haben sich in der Folge für diese Äußerungen entschuldigt.

Lieber Rudi, Du verstehst sicherlich, dass ich heute aus gutem Grund an diese 
Begebenheiten erinnere. Auch weil die personelle Kontinuität in diesem Blatt ei-
nen davon abhalten sollte, Leserbriefe zu schreiben und Politik durch Wohlwollen 
eines Herausgebers zu ersetzen. Ich erlaube mir dazu auch unseren Bundespräsi-
denten, Heinz Fischer, zu zitieren. War er es doch, der mit einem Artikel über Na-
ziprofessoren an Österreichs Hochschulen die Affäre Borodajkewycz ausgelöst hat. 
Ich entnehme dieses Zitat der Zeitschrift des KZ-Verbands »Neuer Mahnruf«: »Fi-
scher, die ›Krone‹ und das ›Institut des Leserbriefes‹. Bundespräsident Heinz Fi-
scher betonte bei der Eröffnung der Richterwoche, dass der EU-Reformvertrag – 
den er vor vier Wochen unterzeichnet und damit die Ratifizierung abgeschlossen 
hat – verfassungskonform zustande gekommen sei. Die Behauptung von FPÖ und 
BZÖ, dieser hätte einer Volksabstimmung unterzogen werden müssen, halte ›ei-
ner kritischen Überprüfung nicht stand‹. Fischer kritisierte auch den Versuch, die 
Befugnis des Nationalrates zur Vertretung des Staatsvolkes ›gewissermaßen taxfrei 
durch das Institut des Leserbriefes abzuschaffen‹«. 

Lieber Rudi, Du hast mir ein Brecht-Gedicht gesandt, dessen letzte Zeile ich 
ebenfalls zitieren möchte: »Aber die Stärksten kämpfen ein Leben lang, die sind 
unentbehrlich«. Du warst und bist einer der Stärksten, du bist unentbehrlich. Du 
hast die Shoa überlebt. Nicht die Verbitterung über die Vergangenheit und man-
che dunkle Flecken in der Gegenwart, sondern Sensibilität für alles das, was Leben 
und Freiheit bedroht, ist deine Sache. Sensibel gegenüber allen Bedrohungen von 
Leben und Freiheit zu sein, das ist Deine Lehre. Wo immer auch diese Bedrohung 
herkommt, aus dem Faschismus oder dem Stalinismus.
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Die SS zierte ihre Mützen mit dem Totenkopf, die spanischen Faschisten ver-
stiegen sich zur absurden Losung »Es lebe der Tod!« Rudi, Du hast als Junger erle-
ben müssen, was Tod, was massenhafter Tod bedeutet, auch als Dir aus einem eben 
geöffneten Waggon Leichen entgegen fielen. In deiner unnachahmlichen Art hast 
du das so kommentiert: »All das war nicht gerade günstig für die Entwicklung ei-
nes 14jährigen«. Heute möchte ich Dir sagen, dass ich Dich auch dafür bewundere, 
dass Du nicht nur unermüdlich für Leben und Freiheit kämpfst, sondern dass Du 
auch selbst nach all diesen Erfahrungen leben und lieben kannst. 



REDEN





»Die Schranken fallen«*
Elfriede Jelinek

Was zu fürchten vorgegeben wird, ist eine sogenannte Überfremdung. Ich sage vor-
gegeben, weil ich nicht glaube, dass die Porschefahrer und Großgrundbesitzer, die 
Papierbarone und smarten Werbefritzen wirklich etwas wie Überfremdung fürch-
ten. Da sie sehr genau wissen, wer sie sind, können sie das Andere nicht wirklich 
fürchten. Doch sie kennen ihre Grenzen nicht, denn sie halten sich für die Größ-
ten – vielleicht ahnen sie nur wozu sie fähig sind, und was immer es ist, es scheint 
ihnen große Freude zu machen, denn es ist, das bleuen sie ihrem Anhang ein, ge-
gen ein Anderes gerichtet. Es macht immer Spaß, jemand zu bekämpfen, so lange, 
bis Verbrechen aus Normalität möglich werden, denn als normal sieht man nur 
sich selbst und seinesgleichen. Der Papierbaron geht zur Baronin in den Salon und 
bricht ein paar Lanzen ab für die armen Leute, von denen die unter den Kristall-
lustern keine Ahnung haben. So viele andere, die sich nicht kennen, hängen ihnen 
an: Da ist nichts, was eine Gefahr wäre für sie, denn ihre Führer fürchten sich ja 
auch nicht. Sie sind jetzt dran!

Da sich die Führer und Einpeitscher dieser Partei nicht fürchten, wer soll sich 
denn dann fürchten? Andere sollen sich fürchten. Wer? Vor wem? Nicht die einen 
vor sich selber, sondern immer wieder andere, vor anderen, weil die angeblich »an-
ders« sind. Diese Freiheitlichen wissen aber nicht, dass sie selber anders sind in dem 
trivialen Sinn, dass eben jeder anders ist als der andere, aber ihre Anführer wissen 
es natürlich schon. Aber das können sie nicht zugeben, sie müssen ihrem Wahlvolk 
ja immer ein einiges Ganzes suggerieren, ein Volksganzes, das sie bilden sollen, das 
aber von einer Art Keim des Bösen befallen ist und daher eine »Überfremdung« zu 
fürchten hat. Gelbe Plakate sprechen, ohne viel sagen zu müssen, davon, was weg 
gehört. Die Menschen glauben jetzt überall, meist müssen sie aber erst jemanden 
in einer andren Sprache sprechen hören, um es zu diagnostizieren, das Fremde auf-
spüren zu können. Sie stellen ihre Diagnose: Im ganzen Waggon kein einziger In-
länder, der mich versteht! Aber indem der Fahrgast niemanden versteht, versteht er 
sich selbst naturgemäß auch nicht, denn an sich hat er nichts zu verstehen, er ist ja 
der Normale. Die anderen sind etwas anderes.

Die nicht sind wie wir, die müssen jetzt weg. Jetzt wird alles anders. Ich habe das 
neulich sogar einen Passagier in einem Bundesbus zu dem Schaffner sagen hören, 
der den Fahrschein des Fahrgasts sehen wollte: Jetzt wird alles anders, hat der erwi-
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dert, weil er seinen Fahrausweis, den er hatte, nicht vorzeigen wollte. Aber anders 
sein soll niemand. Eins ist allerdings sicher: Es muss anders werden! Oder nein: 
Anders sein, das sollen viele, weil viele es angeblich bereits sind, und zwar anders 
aus keinem anderen Grund als dem, dass wir sie bekämpfen können. Diese ande-
ren bedrohen uns im Gemeindebau und in den öffentlichen Verkehrsmitteln, die 
nur uns gehören, denn wir haben sie bezahlt. Wie kann dieser Fahrer meinen Fahr-
schein sehen wollen? Ich bin doch Inländer! Die anderen, die zahlen nicht, nicht 
für ihre Fahrscheine, ihre Hormone und ihre Kinder, denen wird gezahlt. Jetzt zah-
len wir es ihnen heim, denn unser Heim, das gehört uns allein. Und wenn sie an-
ders sind, dann wissen wir gleich wieder, wen wir zu bekämpfen haben. Und wären 
wir anders als sie, dann müssten wir uns selbst bekämpfen, das kann wirklich kein 
Mensch von uns verlangen. Überall nur wir. Ein schönes Gefühl. Nie allein, wir 
alle gemeinsam, gerade indem wir umzingelt sind von den anderen.

Aber vielleicht ist es für die Eingesessenen, die sich automatisch als die »Norma-
len« sehen, schon wieder unerträglich, eben: normal zu sein, und daher: indem ag-
gressive, ausgrenzende Verhaltensweisen, zu denen die Menschen, der Mann von 
der Straße, gezielt aufgehetzt werden, immer selbstverständlicher und alltäglicher 
werden, verbünden sich wieder Schrecken und Normalität, der Terror der Norma-
lität und die Normalität des Terrors.

Die Schranken fallen, das Licht springt um auf Rot, aber es hält sie nichts mehr, 
es ist buchstäblich kein Halten mehr. Der Zug kommt, und sie rennen mit. Ich 
hoffe, wir können die Weichen noch rechtzeitig stellen und der Zug ist noch nicht 
abgefahren.

Anmerkung

* Rede bei der Kundgebung der Demokratischen Offensive am Stephansplatz am  
12.  November 1999



Keine Koalition mit dem Rassismus*
Doron Rabinovici

Am 1. Oktober 1999 fand auf diesem Platz die Abschlusskundgebung der Frei-
heitlichen statt. Es war eine rassistische Kundgebung. Hier auf diesem Platz hetzte 
Haider. Wir stehen heute hier, um an Ort und Stelle dieser Menschenhatz endlich 
entgegenzutreten. Aber eines muss klar sein; wenn es das nächste Mal wieder zu 
solch einem rassistischen Wahlkampf kommen sollte, dann gehen wir nicht erst im 
Nachhinein auf die Straße. Wenn wieder Menschen rassistisch verhöhnt und be-
schimpft werden, dann treten wir mitten im Wahlkampf dagegen auf und stehen 
hier. Das versprechen wir. Vor einem Monat war Wien voll der gelben Hassplakate. 
Sie warnten vor der sogenannten Überfremdung. Viele Menschen sind den Frei-
heitlichen überfremd. Etwa weil sie zwar Österreicher sind, aber erst seit kurzem. 
Oder weil sie Muslime sind. Oder weil sie Hojac heißen und nicht Westenthaler. 
Nennen wir solch eine Gesinnung nicht Fremdenangst. Sprechen wir es aus. Es 
geht um Rassismus: Dagegen stehen wir heute hier. Manche sagen uns, wir sollten 
uns bloß gegen Rassismus wenden, ohne Haider zu erwähnen. Aber das geht nicht. 
Wenn wir in Österreich gegen Rassismus demonstrieren wollen, müssen wir im-
mer auch gegen Haider demonstrieren. Wir können ihn nicht verschweigen. Die 
FPÖ machte aus Rassismus eine populistische Bewegung. Aber ihr Erfolg ist auch 
das Ergebnis einer Regierungspolitik, die mit dem Ressentiment kokettiert anstatt 
ihm entgegenzutreten. Der Erfolg der Freiheitlichen ist auch das Ergebnis einer Po-
litik, die Menschen dunkler Hautfarbe hierzulande zu Freiwild macht. Drei Tage 
vor der Wahl blies der Innenminister, Karl Schlögl, zur Drogenrazzia speziell ge-
gen Afrikaner. Der Photograph der Kronenzeitung war bei der Geheimaktion be-
reits mit von der Partie. Wer Menschen, die in diesem Land leben und arbeiten, 
durch Gesetz und Exekutive ausgrenzt, gibt sie der freiheitlichen Hatz preis. Des-
halb fordern wir: Keine Koalition mit dem Rassismus. Kein Pakt mit der FPÖ. 
Die Mindeststandards zivilisierten Umgangs gelten den Freiheitlichen nichts. Jörg 
Haider sagt über die anderen Parteien, die »roten und schwarzen Filzläuse müs-
sen mit Blausäure bekämpft werden«. Blausäure ist Zyklon B, jenes Gift, mit dem 
in Auschwitz Millionen vergast wurden. Die extremistischen Ergüsse der Freiheit-
lichen gehören nicht auf das Parkett der Republik. Sie gehören ins Pissoir der Ge-
schichte. Aber wir erheben unsere Stimmen auch gegen die andere Koalition mit 
dem Rassismus. Um es klar zu sagen: Wer von Schlögl schweigt, der soll auch von 
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Haider nicht sprechen. Wir stehen hier gegen jede Regierung, die sich dem Res-
sentiment und den Vorurteilen unterwirft. Achten wir auf unsere Sprache: Es gibt 
kein Ausländerproblem, denn der Ausländer ist nicht das Problem, sondern es gibt 
Probleme des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Es geht um soziale Fragen, und 
deshalb muss die Antwort auf diese Fragen lauten: Politik und Integration. In Ge-
werkschaften anderer Länder können ausländische Arbeiter in Betriebsratswahlen 
gewählt werden. Nicht so in Österreich. Das müssen wir ändern. Eingewanderte 
Arbeiter sollen hierzulande auch für sich selbst sprechen können. Wir fordern das 
passive Wahlrecht für alle Arbeitenden in den Betrieben. Und es braucht auch end-
lich ein Gesetz gegen Diskriminierung in diesem Land. Soviel muss uns klar sein 
– dies ist nicht bloß eine Frage, die Roma, Afrikaner, Juden oder Muslime betrifft. 
Solange auch nur ein Mensch in Österreich aufgrund seiner Herkunft der Hetze 
ausgesetzt ist, kann niemand, kein Mensch, hier seiner Zukunft sicher sein. Heute 
geht es nicht um ein Lichtermeer, so wichtig es damals auch war. Dies ist der Auf-
takt zu einer politischen Bewegung gegen die Angstmache, die erste vieler Manifes-
tationen der Zivilcourage. Wir wollen nicht stillhalten, wenn irgendwer in Öster-
reich aufgrund seiner Herkunft verhöhnt, beschimpft, bespuckt, angerempelt oder 
verprügelt wird. Es gibt eine Hoffnung in diesem Land: Es ist dies unsere Hoff-
nung auf eine demokratische Offensive und eine offensiv solidarische Demokratie, 
und für diese Hoffnung stehen wir heute hier.

Anmerkung

* Rede bei der Kundgebung der Demokratischen Offensive am Stephansplatz am  
12. November 1999



Wachsamkeit und Entschlossenheit*
Ariel Muzicant

Die heutige Kundgebung beweist einmal mehr, dass es immer noch viele Österrei-
cherinnen und Österreicher gibt, denen die Würde des Menschen und die Men-
schenrechte ein Anliegen sind. Als Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde 
habe ich die Bestrebungen der Organisatoren der Plattform »Keine Koalition mit 
dem Rassismus« immer unterstützt und werde sie auch weiter unterstützen. Die 
Einhaltung des Schabbat bringt es allerdings mit sich, dass ich Ihnen meine Bot-
schaft nicht persönlich mitteilen kann. Unser Oberrabbiner hat den Mitgliedern 
der jüdischen Gemeinde die solidarische Teilnahme an der Kundgebung bei gleich-
zeitiger Einhaltung der Schabbat-Gesetze empfohlen, was bedeutet, dass ich heute 
in stiller Solidarität diese Kundgebung als aufmerksamer Zuhörer verfolge. Ich will 
mit dieser symbolischen Geste die Unterstützung der Anliegen dieser Kundgebung 
verdeutlichen.

Von hier aus ergeht unüberhörbar der Ruf an alle Österreicher und Österreiche-
rinnen, sich über alle parteipolitischen Grenzen hinweg zur eigentlichen Grund-
frage unserer Gesellschaft, die der zwischenmenschlichen Solidarität ohne Ansehen 
der Person, eindeutig und unmissverständlich zu äußern. Es kann nicht länger an-
gehen, aus einer Position des Wohlstandes und der Sattheit heraus über Reaktio-
nen aus dem Ausland zu zürnen, oder sie zu relativieren, und hierzulande in Inak-
tivität zu verharren.

Jede Politik, die getragen ist von Ausgrenzung und Fremdenfeindlichkeit, die 
Hass gegen Menschen anderer Meinung, anderer Religion oder anderer Herkunft 
propagiert oder auch nur stillschweigend duldet oder beschönigt, ist die Saat, aus 
der Ängste, Vorurteile, Missgunst und Gewalt erwachsen. Brennende Asylanten-
heime in Deutschland, aber auch die fremdenfeindlichen, gewaltsamen Übergriffe 
der letzten Tage und Wochen in europäischen Metropolen wie Kopenhagen und 
Stockholm beweisen nur zu deutlich, dass auch andere wohlhabende Gesellschaf-
ten vor diesen gefährlichen Tendenzen nicht gefeit sind. In einer demokratischen 
Gesellschaft sind die Unteilbarkeit der Menschenrechte und der Respekt vor der 
Würde des einzelnen die Grundvoraussetzung für ein Zusammenleben in Frieden.

Wir haben erst vor drei Tagen der Opfer des Novemberpogroms vor 61 Jah-
ren gedacht und wir wissen nur zu gut aus der eigenen leidvollen Erfahrung, dass 
man fremdenfeindlichen Entwicklungen in einer Gesellschaft mit Wachsamkeit 
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und Entschlossenheit entgegentreten muss. Weil wir Österreich lieben, sehen wir 
es als Juden und Österreicher als unsere menschliche Pflicht an, uns solidarisch für 
alle Minderheiten und sozial Benachteiligten einzusetzen. Und ich rufe daher allen, 
die an dieser Kundgebung teilnehmen, zu: Wehret den Anfängen!

Anmerkung

* Rede von Ariel Muzicant, Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde Wien, verle-
sen von Elisabeth Orth am 12.  November 1999 bei der Kundgebung der Demokrati-
schen Offensive am Stephansplatz.



Ein Jahr danach …*
Zu den Veränderungen des politischen Klimas 
Johanna Dohnal

Am 4. Februar 2 000 organisierte die Vernetzung der Frauen- und Mädchenpro-
jekte eine Demonstration am Ballhausplatz, zu der ich als Rednerin eingeladen 
wurde. Diese Demonstration fiel zusammen mit der Angelobung der Bundesregie-
rung. Damals sagte ich unter anderem: 

»Das Recht auf eigenständige Existenzsicherung für Frauen ist ab sofort nicht 
mehr Staatsziel, wird daher nicht einmal mehr in kleinen Schritten angestrebt, son-
dern vielmehr eliminiert. Die Umverteilung von Arm zu Reich, die Umverteilung 
zugunsten des großen Geldes, man kann auch Kapital sagen, wird einhergehen mit 
individuellen Schuldzuschreibungen und Disziplinierungsmaßnahmen, wie z. B. 
dem Arbeitsdienst für Langzeitarbeitslose. Verbrämt mit einem Müttergeld, um die 
Zementierung der jungen Frauen auf das Kinderzimmer (sofern es überhaupt ei-
nes gibt), um die Verdrängung der jungen Frauen als Konkurrentinnen nachhaltig 
zu garantieren. Alle anderen Frauen, also jene die keine Kinder haben, ja gar jene, 
die partout keine wollen oder jene, deren Kinder schon erwachsen sind und gar die 
alten Frauen, ja und dann die, die vielleicht Karriere machen wollen und jene, die 
sich als Lebenspartnerinnen Frauen gewählt haben, und ganz speziell jene Mitbür-
gerinnen die nicht im Besitz eines Österreichischen Passes sind, werden die ange-
sagte Wende massiv zu spüren bekommen.«

Ein Jahr danach:
Gestern, am 5. Februar 2001 – also ein Jahr und einen Tag, nachdem die gegen-

wärtige Regierung durch die unterirdischen Gänge am Ballhausplatz zur Angelo-
bung zum Bundespräsidenten ging – wurde ich in der Österreich-Berichterstattung 
der ZIB1 u. a. mit folgenden Meldungen konfrontiert:

Die Erhebungen in Sachen Spitzelaffäre gegen die zwei FPÖ-Politiker Haider 
und Stadler wurden eingestellt. Begründung: einerseits Verjährung und anderer-
seits Mangel an Beweisen. Herr Hojac-Westenthaler geht live auf Sendung und ver-
langt nun wortreich eine Entschuldigung der Opposition. Diese kommt nicht zu 
Wort, sondern es wird nebenbei erwähnt, dass sie einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss verlangt.

Der Landwirtschaftskammerpräsident und ÖVP-Funktionär, Schwarzböck, ist 
auf Sendung: In Sachen BSE müssten nun die Karten auf den Tisch und meinte, 
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die Mehrwertsteuer auf Lebensmittel solle um 1 % erhöht werden – will heißen, die 
KonsumentInnen sollen jetzt dafür zahlen, dass ihnen vorher Gift verkauft wurde.

Jene Polizeibeamte, die Markus Omofuma auf einem Abschiebungsflug nach 
Bulgarien in den Tod begleiteten, werden nach 20 Monaten disziplinärer Dienst-
freistellung wieder arbeiten.

Nachdem nun jahrelang an der Leiche herumgeschnipselt wurde, um die Frage 
zu klären ob ein Mensch, der gefesselt und festgebunden an einem Stuhl, mit ver-
klebtem Mund und verklebten Nasenlöchern, vielleicht nur deswegen zu Tode ge-
kommen ist, weil er sich zuviel aufgeregt hat. Es wird sicher geklärt – ein drittes 
Gutachten wurde in Auftrag gegeben.

Der Innenminister gibt in bewährter Manier ein beruhigendes Statement ab: 
Die Beamten werden eh nur im Verwaltungsbereich eingesetzt.

Nachdem das Potenzmittel für Männer, »Viagra«, von manchen Männern we-
gen unerwünschter Nebenwirkungen nicht vertragen wird, bzw. zu größeren Risi-
ken führt, kommt nun ein neues Potenzmittel auf den Markt.

Ein Arzt des Wiener AKH erklärt die Wirkungen. Die gläserne Darstellung ei-
nes Mannes zeigt, wie das Medikament wirkt. Vom, für die sexuelle Stimulierung 
des Gehirns zuständigen Teil, führt ein leuchtender Strahl in den Penis. 20 Minu-
ten, sagt Mann, würde es dauern, bis für die Millionen potenzgestörten Männer 
die Welt sozusagen wieder in Ordnung ist.

Eine Ordnung, die nachhaltig neu ordnet, oder, nach der Eigendefinition der 
aktuellen Ordnungshüter, »aufräumt«: Z. B. mit der »weiblichen Empörung« und 
ihrem »weibischen Gezeter aus den feminisierten Bewegungen« – so der General-
sekretär der FPÖ im letzten profil.

Eine Ordnung, in der – ich zitiere – »Frauen nicht alleine entscheiden kön-
nen«, weil »der Zweite, der am Zustandekommen des Kindes beteiligt war, nicht 
eingebunden ist«. Und darüber hinaus vorstellbar ist »dass in jedem Fall ein zwei-
ter Arzt zu berücksichtigen ist« – so der Tierarzt Haupt, wenn es um das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen geht – bei der Frage, ob sie ein Kind gebären wol-
len oder nicht.

Zu dieser Ordnung gehört auch, dass das, was unter »gemeinsamer Obsorge« 
nunmehr gesetzlich Rechtens ist, meint: Spermienproduzierer dürfen in Hinkunft 
wieder das tun, was vor erst 22/23 Jahren im Familienrecht geändert wurde: Sie 
dürfen verfügen über Frauen und Kinder. Sie dürfen erpressen: über die Kinder 
die Frauen.

Eine Ordnung, in der neu gerechnet wird. Etwa so: Familienförderung minus 
Frauenpolitik ergibt Bevölkerungspolitik. In konkreten Zahlen: Herr Haupt er-
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wartet 9000 Geburten mehr pro Jahr, nachdem er die Kärntner Kinderscheckge-
meinden hochgerechnet hat.

Nachdem also nun, wie die Generalsekretärin der ÖVP verkündete, »der linke 
Feminismus in Wirklichkeit gescheitert« ist und »Frauen gerne wieder so aussehen 
wie eine Frau«, mutiert mich das gegenwärtige politische Klima zu einem Zombi: 
Eine rot-grüne MobIn mit krankem Gehirn, der nun auch noch der donnerstägli-
che Ausgang gestrichen werden soll.

Anmerkung

* Redebeitrag im Rahmen der Podiumsdiskussion »Ein Jahr danach« am 6. 2. 2001 im 
Republikanischen Club. Mit Johanna Dohnal, Heide Schmidt, Robert Misik und Si-
bylle Summer.
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Herausgegeben und kommentiert von Andreas 
Kilcher. 
205 Seiten, Hardcover
ISBN 978-3-85409-369-5
€ 19,80

Brigitte Lehmann (Hg.) 
DASS DIE FRAU ZUR FRAU 
ERZOGEN WIRD 
Frauenpolitik und Ständestaat. 
180 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-437-1
€ 19,80

Heidi Niederkofler
MEHRHEIT VERPFLICHTET
Frauenorganisationen 
der politischen Parteien 
in Österreich in der 
Nachkriegszeit
ca. 300 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-520-0
€ 24,80

Helmuth A. Niederle (Hg.)
DIE MAUERN DES SCHWEIGENS ÜBERWINDEN
Anthologie verfolgter Autorinnen und Autoren
194 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-524-8
€ 19,80

Andrea Reiter
AUF DASS SIE ENTSTEIGEN 
DER DUNKELHEIT
Überlebensberichte 
ehemaliger KZ-Häftlinge. 
331 S. Hardcover
ISBN 978-3-85409-246-9
€ 26,–

Erich Ribolits
BILDUNG OHNE WERT
Wider die Humankapitalisierung des Menschen
198 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-535-4
€ 19,80

Walther Rode 
ÖSTERREICHS FRÖHLICHE AGONIE 
Werkausgabe Band 1. 
445 S., Ln. mit SU 
ISBN 978-3-85409-444-9
€ 34,80

Walther Rode 
LESEBUCH FÜR ANGEKLAGTE 
Werkausgabe Band 2. 
500 S., Ln. mit SU 
ISBN 978-3-85409-445-6
€ 34,80

Walther Rode 
PAMPHLET GEGEN HITLER 
Werkausgabe Band 3. 
361 S., Ln. mit SU 
ISBN 978-3-85409-446-3
€ 34,80

Gerd Baumgartner 
BIOGRAPHIE WALTHER RODE 
Werkausgabe Band 4. 
417 S., Ln. mit SU
ISBN 978-3-85409-447-0
€ 34,80

Carl E. Schorske
MIT GESCHICHTE DENKEN
Übergänge in die Moderne. 
Aus d. Amerikanischen von 
Erik Michael Vogt. 
266 S., Broschur 
ISBN 978-3-85409-371-8
€ 25,–

Georg Tidl, Streuzettel 
ILLEGALE PROPAGANDA 
IN ÖSTERREICH 1933–1938 
195 S., ca. 100 s/w Abb. Broschur
ISBN 978-3-85409-420-3
€ 19,80

Georg Tidl
VON DER GESTAPO GEHETZT
Auf der Flucht durch Norwegens Fjorde
239 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-526-2
€ 19,80

Regina Wonisch (Hg.) 
TSCHECHEN IN WIEN 
Zwischen nationaler Selbstbehauptung und 
Assimilation. ca. 200 S., Broschur
ISBN 978-3-85409-485-2
€ 19,80




